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Motto:  „In  einer  Zeit,  in  der  der  Meinung  Vorschub  geleistet 
werden  möchte,  dass  alle  und  jede  Hilfe  vom  Staat  und 
seiner  gesetzgeberischen  Tätigkeit  zu  kommen  habe, 
ist  es  nicht  überflüssig,  zu  betonen,  dass  jede,  auch 
die  wirksamste  und  umfassendste  staatliche  Aktion 
versagen  müsste,  wenn  sie  nicht  zugleich  von  ver- 
ständiger, auf  technisches  und  wirtschaftliches  Wissen 
und  Können  sich  stützender  Lebenstätigkeit  des  Wirts 
getragen  ist." 
(Buchenberger,   Gnindzüge  der  Agrarpolitik  S.   47.) 


Vorwort, 


.Wenig  dankbar  ist  vielleicht  die  Aufgabe,  die  ich  mir  stelle. 
Es  gilt  sich  hineinzuwagen  in  den  Widerstreit  mannigfacher, 
aktueller  Interessen.  Der  Reiz  aber,  der  für  mich  in  der  Be- 
handlung von  Fragen  liegt,  die  mich  je  und  je  beschäftigten, 
lässt  mich  alle   Schwierigkeiten,   alle   Bedenken  vergessen! 

Ueberflüssig  wird  eine  umfassende  Studie  über  den  schwei- 
zerischen Weinhandel  kaum  sein.  Bis  heute  ist  er  nur  stiefmütter- 
lich, in  kurzen,  meist  einseitigen  Aufsätzen  berührt  worden, 
während  die  Weinproduktion  wiederholt  Gegenstand  wissenschaft- 
licher Untersuchungen  wurde.  In  den  Arbeiten,  die  sich  mit 
Fragen  des  Weinbaues  befassen,  fand  der  Handel  indessen  nur 
knappe,  zusammenhangslose  Berücksichtigung.  Mit  Unrecht!  Er- 
hält man  doch  erst  nach  gründlicher  Würdigung  der  Organi- 
sation, Betätigung  und  Entwicklungsrichtung  des  Handels,  die 
erforderliche  Einsicht  zur  gewissenhaften  Beurteilung  vieler 
Massnahmen,  die  auf  eine  Besserstellung  des  notleidenden  Wein- 
baues hinzielen. 

Die  vorliegende  Arbeit  will  somit  eine  Lücke  ausfüllen.  Der 
bislang  als  „quantite  negligeable"  aufgefasste  Weinhandel  wird  in 
den  Mittelpunkt   der   „Weinfrage"   gerückt.     Auf   diese  Weise 
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sollen  neue  Gesichtspunkte  gewonnen  werden,  die  vielleicht  der 
Lösung  des  viel  verschlungenen  Problems  förderlich  sind. 

.Vor  allem  wurde  Wert  darauf  gelegt,  die  Fragen  nicht 
nur  isoliert,  sondern  auch  in  ihrem  Zusammenhange  zu  be- 
trachten. Sodann  galt  es^  die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Ent- 
wicklung zum  Ausdrucke  zu  bringen.  Mitten  im  Werden  be- 
griffene, täglichen  Veränderungen  ausgesetzte  Vorgänge  mussten 
dargestellt  werden.  Dies  erforderte  einen  etwas  breitspurigen, 
stufenweisen  Aufbau. 

Sowohl  während  der  Redaktion,  wie  auch  während  der  Druck- 
legung dieser  Arbeit,  hat  sich  der  Gesetzgeber  mit  der  Wein- 
frage befasst.  Einzelne  Neuerungen  konnten  berücksichtigt  wer- 
den. Die  Darstellung  der  allerneuesten  Betätigung  des  Gesetz- 
gebers musste  jedoch  unterbleiben.  Sie  durfte  es  auch,  da  nichts 
geschaffen  wurde,  das  diese  Ausführungen  in  ihrem  Wesen  ändern 
könnte. 

Keineswegs  bin  ich  der  Ansicht,  den  schweizerischen  Wein- 
handel erschöpfend  dargestellt  zu  haben.  Mit  freudiger  Hingabe 
und  mit  dem  eifrigen  Bestreben,  objektiv  zu  bleiben,  wagte 
ich  aber  einen  Rundgang  durch  ein  weites,  in  manchen  Teilen 
noch  wenig  erforschtes  Gebiet. 

Allen  Männern  der  Praxis,  die  mir  mit  Rat  und  Aufschluss 
über  viele  Schwierigkeiten  meiner  Aufgabe  hinweghalfen,  sei 
an  dieser  Stelle  nochmals  gedankt.  Ungeschmälerte  Anerkennung 
zolle  ich  dem  Archiv  für  Handel  und  Industrie  in  Zürich,  das 
meine  Untersuchungen  wesentlich  erleichterte,  indem  es  mir 
recht  brauchbares,  wohlgeordnetes  Material  zur  Verfügung  stellte. 
Herrn  Prof.  Dr.  G.  Bachmann,  der  sich  für  privatwirtschaft- 
liche Fragen  dieser  Studie  interessierte,  verdanke  ich  manche 
Anregung.  Besondern  Dank  entbiete  ich  Herrn  Prof.  Dr.  Hch. 
S  i  e  V  e  k  i  n  g. 

Bern,  im  Mai  1913. 

Der   Verfasser. 


Geschichtliche  Einleitung. 


Der  Weinhandel  hat  die  Aufgabe,  zwischen  Weinproduzenteri 
und  Konsumenten  zu  vermitteln.  Er  setzt  eine  räumliche,  zeit- 
liche und  persönliche  Trennung  zwischen  Produktion  und  Kon- 
sumtion voraus.  Dass  sich  nun  eine  solche  Trennung  in  ge- 
wissen Gegenden  besonders  frühe  vollziehen  musste,  liegt  in 
der  eigenartigen  Natur  des  Weines  begründet.  Als  ein  Gut, 
das  nur  unter  bestimmten  Produktionsbedingungen  hervorge- 
bracht werden  kann,  muss  der  Wein  notwendigerweise  in  jene 
Wirtschaftsgebiete  eingeführt  werden,  in  denen  er  begehrt  wird, 
aber  nicht  erzeugt  werden  kann.  Ein  direkter  Austausch  zwischen 
den  Produzenten  und  den  Konsumenten  zweier  Wirtschafts- 
gebiete war  aber  in  früheren  Zeiten  äusserst  schwierig.  Be- 
sondere Kenntnisse  waren  erforderlich  und  verschiedene  Risiken 
mussten  übernommen  werden.  Für  den  Sachverständigen  ver- 
sprach jedoch  das  Verbringen  des  Weins  vom  Produktionsorte 
an  den  Absatzort  einen  nicht  unbeträchtlichen  Gewinn.  Dies 
rief  der  Ausbildung  selbständiger  Organe,  die  sich  zwischen 
den  Produzenten  und  den  Konsumenten  vermittelnd  einschoben. 
Damit  war   der  Weinhandel  gegeben. 

Die  Schweiz  gehörte  in  früheren  Zeiten  zu  den  weinarmen 
Ländern.  Sie  musste  ihren  Weinbedarf  fast  ausschliesslich  mit 
Erzeugnissen  fremder  Wirtschaftsgebiete  befriedigen.  Daraus 
erklärt  sich  die  frühzeitige  Entwicklung  lebhafter  Weinhandels- 
beziehungen, die  noch  besonders  durch  den  Umstand  gefördert 
wurden,  dass  der  Wein  sich  zum  Handelsgute  infolge  seiner 
Transport-  und  Lagerfähigkeit  in  hohem  Masse   eignete.^)     So 


^)  EngeJmann:  Der   würtlembergische   W^einhande!   einst  und   heute.   »Stutt 
gart  1911   S.  4. 
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entwickelte  sich  in  der  Schweiz  ein  nicht  unbedeutender  Wein- 
liandel,  der  bis  zum  Ende  des  13.  Jahrhunderts  fast  ausschliess- 
lich Importhandel  war.  Der  einheimische  Weinbau  war  bis  da- 
hin noch  recht  unentwickelt.  Er  lieferte  ein  geringes,  minder- 
wertiges Getränk  und  vermochte  in  keiner  Weise  den  verhältnis- 
mässig grossen  Bedarf  2)  zu  decken.  Die  Kultur  der  Weinrebe, 
die  schon  den  ältesten  Bewohnern  der  Schweiz,  den  Kelten  und 
Rhätiern  bekannt  war,  kam  in  der  römischen  Kaiserzeit  be- 
sonders in  Aufnahme,  blieb  aber  seither  in  recht  bescheidenen 
Grenzen.  So  werden  z.  B.  im  Güterbeschrieb  des  Klosters  Aller- 
heiligen in  Schaff  hausen,  vom  Jahre  1150,  noch  keine  Weinberge 
zu  Hallau  erwähnt,  während  dem  mansionarius  des  Klosters  zur 
Pflicht  gemacht  wurde,  jährlich  einmal  im  Breisgau  Wein  zu 
holen.^)  Nach  einer  Bestimmung  des  Hofrechtes  von  Holder- 
bank sollte  beim  Ueberbringen  von  Abgaben  am  Mittagessen 
in  Ermangelung  des  Weins  als  geringeres  landsübliches  Getränk 
Bier  gegeben  werden.*)  Das  Bier  war  damals  Nationalgetränk; 
es  begann  erst  im  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  in  Abgang  zu 
kommen,  um  zuletzt  vom  Weine  verdrängt  zu  werden. 

Der  Handel  und  Verkehr  mit  Wein  wurde  zuerst  von  den 
Klöstern  besorgt.  Diese  verfügten  über  ausgedehnte  Kellereien,'^) 
hatten  meist  keine  Abgaben  zu  leisten  und  konnten  ausserdem 
ihre  Weine  oft  steuerfrei  einlagern  und  ausführen.^)  Weiterhin 
verstanden  die  Mönche  die  richtige  Behandlung  und  Lagerung 

2)  J.  Rueger:  Chronik  der  Stadt  Schaffhausen  I.  BxL  1  S.  251.  Der  Wein- 
verbrauch im  Kloster  Allerheiligen  muss  z.  B.  ausserordentlich  gross  gewesen 
sein.     Jeder   Bruder   erhielt   täglich   zwei  Mass  Landwein. 

3)  Ders.  I.  Bd.  2  S.  472. 

*)  J.  Müller:  Der  Aargau  I.  Bd.  S.  516  f.  Vgl.  v.  Liebenau:  „Das  Gast- 
hof- und  Wirtschaftswesen  der  Schweiz  in  älterer  Zeit  S.  132.  Im  Jahre 
1150  besass  das  Stift  Schaff  hausen  noch  9  Brauereien. 

5)  Rueger:  Chronik  der  Stadt  Schaffhausen  I.  Bd.  1  S.  251.  „Darbi  und 
darnebend  (Abtei  des  Klosters  Allerheiligen)  sind  3  gross  winkeller,  darunder 
zwen  über  enanderen  gewelbt  sind.  Die  muessend  mit  sonderer  kunst  und 
fliss  gebuwen  sin  worden." 

^)  Schoenberg:  Finanzgesch.  der  Stadt  Basel  S.  68.  Sechs  Wochen  im 
Jahr  (vom  Montag  nach  Kreuzauffindung  —  3.  Mai  an)  hat  der  Bischof  von 
Basel  des  ausschliessliche  Recht  des  Weinverkaufs,  das  „Bannrecht".  Vgl. 
H.    Bruder    im   Jahrb.    f.  Nation.-Oek.  &  Stat.   3.   Folge   Bd.    39   S.   333  f. 
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des  Weins.  Der  „theologische  Wein"')  erfreute  sich  deshalb 
eines  besonderen  Vertrauens.  Nur  nach  langen  und  schwierigen 
Kämpfen  gelingt  es  der  Bürgerschaft  der  Städte,  der  Greist- 
lichkeit  mit  Erfolg  entgegenzutreten  und  ihr  die  wirtschaft- 
liche Macht  zu  nehmen.  Mit  dem  allmählichen  Emporkommen 
und  Erstarken  der  Städte  werden  die  Klöster  ihrer  Rechte  ent- 
hoben.^)   Der  Weinhandel  kommt  in  die  Hand  des  Bürgers. 

Die  „Weinfuhrleute"  ziehen  mit  ihren  Weinwagen  von  Stadt 
zu  Stadt  und  werden  zu  den  eigentlichen  Trägern  des  Wein- 
grosshandels.^)  Ehe  ein  regelmässiger  Handel  stattfand,  waren 
sie  nur  Fuhrleute,  die  den  Wein  im  Auftrag  des  Weinberg- 
besitzers an  seinen  Bestimmungsort  zu  bringen  hatten.  Bei 
dem  wachsenden  Verkehre  hatten  sich  allmählich  aus  den  Fuhr- 
leuten Weinhändler  herausgebildet,  die  den  Wein  auf  feste  Rech- 
nung kauften  und  ihn  dann  ihrerseits  wieder  veräusserten.  Nicht 
ausgeschlossen  ist,  dass  die  Weinfuhrleute  eigene  Rebberge  be- 
sassen  und  auch  deren  Ertrag  verkauften.  „In  dieser  Eigen- 
schaft waren  sie  Weinverkäufer  und  keine  Weinhändler."  ^*^) 

Im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  entwickelte  sich  der  schwei- 
zerische Weinbau  in  hohem  Masse;  es  wurden  sogar  in  Uri  und 
Unterwaiden  Weinberge  angelegt.^^)  Kein  Wunder,  dass  diese 
Weine  sauer  und  wenig  bekömmlich  waren,  umsomehr,  als  die 
Ausstockung  der  Rebe  erst  viel  später  eingeführt  wurde. i-)  Aus 
dem  letztgenannten  Grunde  erzeugten  selbst  günstiger  gelegene 
Gegenden  einen  recht  geringen  Wein.  Der  Zürcher  Felix  Häm- 
merlin  erzählt  noch  1450,  dass  Kelterbäume  aus  den  mächtigsten 
Stämmen  des  Waldes  verfertigt  würden,  damit  die  harten  Trauben 
mit  riesenhafter  Anstrengung  ausgepresst  werden  könnten.  Nach 
dieser  ermüdenden  Arbeit  solle  man  den  Wein  noch  30  Jahre 


7)  Vgl.   Engelmann   a.  a.  0.  S.  8  ff. 

8)  Vgl.   H.    Bruder   a.  a.  0.  S.  333  f.   und   Rueger  a.  a.  0.  Bd.  11   S.   989 
Anm.    1. 

3)  Vgl.   Engelmann  a.   a.   0.   S.   30.   —   Vgl.   H.  Bruder  a.  a.  0.  S.  341  d. 
„Weinhandel  der  Fremden''. 

10)  Engelmann  a.  a.  0.  S.  44. 

11)  von   Liebenau  a.  a.  0.  S.  121. 

12)  Kardinal    Schinner   soll    zuerst    die   Ausatockung   der    Rebe   empfohlen 
haben. 
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lang  lagern,  ehe  man  denselben  trinke.^^)  Allerdings  erzeugten 
einige  Gegenden  in  guten  Jahren  einen  ganz  ordentlichen  Wein. 
Johann  von  Winterthur  berichtet,  dass  anno  1336  der  Zürcher- 
wein  so  süss  geworden  sei,  dass  er  selbst  dem  „Elsässer"  vor- 
gezogen wurde.i*)  Das  Elsass  lieferte  lange  Zeit  den  beliebtesten 
Wein.  Im  13.  Jahrhundert  trifft  man  den  „Elsässer"  in  fast 
allen  Wirtshäusern  der  Schweiz  an.*^)  Auch  andere  Fremdweine 
wurden  in  nicht  unbedeutenden  Mengen  in  unser  Land  eingeführt. 
Es  ist  z.  B.  bekannt,  dass  das  Stift  St.  Gallen  im  Jahre  1268 
nicht  nur  Elsässer,  sondern  auch  Wein  aus  Bozen,  Cläven 
(Chiavenna)  und  vom  Neckar  kommen  Hess.  Der  cyprische  Wein 
wird  bereits  1288  erwähnt.^^)  In  der  Westschweiz  waren  die 
französischen   Weine   schon   frühzeitig   beliebt. 

Nachdem  der  einheimische  Weinbau  Fortschritte  gemacht 
hatte  und  die  schweizerischen  Städte  durch  den  Erwerb  der 
umliegenden  Vogteien  die  Herrschaft  über  ausgedehnte  Gebiete 
erlangt  hatten,  wird  der  Weinverkehr  immer  mehr  eingeschränkt, 
um  sich  zuletzt  in  den  Beziehungen  zu  diesen  Gebieten  zu  er- 
schöpfen. Zunächst  begnügte  man  sich  mit  einer  Beschränkung 
der  Einfuhr  minderwertiger  Weine.  Diese  Massnahmen  waren 
angeblich  gegen  die  Weinmischung  und  -Fälschung  gerichtet, 
die  damals  schon  ihr  Unwesen  trieb.  In  Wahrheit  sollte  aber 
nicht  allein  dem  unlauteren,  sondern  auch  dem  loyalen  Wett- 
bewerb ein  Riegel  geschoben  werden.  —  Der  einheimische  Wein- 
bau sollte  geschützt  werden  gegen  die  ausländischen  Konkur- 
renten. Als  solche  kamen  zunächst  nur  die  Lieferanten  von 
Quantitätsweinen  in  Betracht.  Die  Qualitätsweine  mussten  not- 
wendigerweise aus  dem  Auslande  bezogen  werden,  da  sich  die 
Konsumenten  nicht  so  ohne  weiteres  einen  anderen  Geschmack 
aufdrängen  Hessen.  Bereits  im  Jahre  1291  eröffnete  Schaff- 
hausen den  Kampf  gegen  den  Klingnauerwein  und  verbot  die 
Einfuhr  und  Mischung  dieses  „minderwertigen"  Getränkes  mit 


13)  J.  Müller:  Der  Aargau  S.  517. 

1*)  Henn.  Heidinger:  Lebensmittelpolitik  der  Stadt  Zürich  im  Mittelalter 
S.  55  Anm.  7. 

1^)  Schulte   I.  Bd.    S.    72;   v.   Liebenau   S.    126. 
1«)  V.  Liebenau   S.    126  f. 
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Schaffhauserwein.*')  Zürich  schloss  sich  1304  diesem  Vorgehen 
an,  indem  es  bestimmte,  dass  eingeführter  Wein  unter  keinen 
Umständen   schlechter   sein   dürfe   als  Landwein. 

Sollte  einerseits  die  einheimische  Produktion  begünstigt 
werden,  so  zeigte  sich  anderseits  das  Bestreben,  den  Konsumenten 
gegen  jede  Uebervorteilung  zu  schützen.  Er  sollte  seinen  Wein 
aus  erster  Hand  bekommen.  Besonders  gegen  den  Vertrieb  aus- 
ländischer Weine  wurden  strenge  Bestimmungen  erlassen,  die 
z.  T.   einem  fiskalischen  Interesse  zu  dienen  hatten.  — 

Um  den  Eingang  der  damaligen  Weinsteuer,  des  Ungeldes, 
besser  überwachen  zu  können,  wurden  die  Städte  zeitweise  selbst 
zu  Weinhändlern.  Sie  versuchten,  den  Weinhandel  zu  monopoli- 
sieren, angeblich,  um  der  Weinfälscherei  einen  Riegel  zu  schieben, 
in  Wahrheit  aber  vornehmlich  aus  fiskalischen  Gründen.'^)  So 
erklärten  am  11.  August  1399  die  zürcherischen  Räte  den  Aus- 
schank allen  fremden  Weines  für  die  nächste  Zeit  als  städtisches 
Monopol.  Letzteres  wurde  im  Jahre  1400  erneuert  und  Ende 
1403  auf  ein  weiteres  Jahr  ausgedehnt.  1422  kaufte  die  Stadt 
Zürich  das  Haus  zum  goldenen  Rad  (später  zum  Elsässer  genannt), 
wo  sie  fremden  Wein  ausschänken  liess.^^) 

Dem  Handel  mit  einheimischen  Weinen  wurde  weit  mehr 
Freiheit  gelassen.  In  Zürich  konnte  ursprünglich  nach  Belieben 
Landwein  gekauft  und  getrunken  werden,  wo  er  gerade  wuchs.-^) 
Jeder  Weinbauer  hatte  das  Recht,  selbstgepflanztes  Gewächs 
vom  Zapfen  zu  verkaufen.  Erst  nach  der  Errichtung  des  Zunft- 
regiments wurde  eine  Grenze  gezogen  zwischen  dem  privaten 
und  dem  gewerbsmässigen  Verkauf  von  Landwein.^'^  —  Während 
die  Bürger,  die  Weinberge  besassen,  auch  weiterhin  den  Ertrag 


^'')  V.  Liebenau  a.   a.   0.  S.   125  f. 

'^)  Aehnliche  Vorgänge  finden  wir  auch  in  ausländischen  Städten.  Vgl. 
Sieveking:  Casa  di  San  Giorgio  S.  174:  „Für  den  Wein  wurden  1588  in  Genua 
die  provisori  del  vino  geschaffen-  Diese  Behörde  übernahm  1462  das  Mo- 
nopol des  Weinschankes.  Freilich  wurden  für  eine  solche  Massregel  sitten- 
polizeiliche Gründe  angeführt.  Allein  es  spielten  daneben  fiskalische  Rück- 
sichten mit." 

19)  Frey   W.:   Finanzgeschichte   Zürichs   im  Mittelalter  S.    143. 

2ö)  H.  Heidinger  a.  a.  0.  S.  58. 

^'1)  dito   a.    a.    0.    S.    59. 

Schauwecker  2 
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ihrer  Reben,  wie  es  scheint,  ungehindert  verkaufen  konnten, 
wird  der  gewerbsmässige  Verkauf  besonderen  Organen  zuge- 
wiesen. 

Vergeblich  sträubte  sich  der  Weinhandel  gegen  die  zünft- 
lerischen  Bestrebungen.  Das  Handwerk  blieb  Sieger  und  zwängte 
den  nur  lose  organisierten  Handel  in  das  System  des  Zunft- 
wesens hinein.22)  Der  gewerbsmässige  Weinhandel  unterlag  dem 
Zunftzwang.23)  ßjne  ganze  Reihe  von  Verordnungen  betreffend 
die  Kontrolle  im  Weinvertrieb  wurde  erlassen.  Es  sollte  der 
Konsument  mit  gutem  und  preiswertem  Wein  versehen  werden. 
Diesem  Prinzip  entsprach  die  Einrichtung  der  „Unterkäufer".^*) 
Sie  traten  als  Mittler  zwischen  Verkäufer  und  Käufer,  um  den 
Handel  zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen.  Neben  diesen  ünter- 
käufern  gab  es  noch  verschiedene  andere  Organe,  wie  z.  B.  die 
Weinrufer,  Weinmesser  und  die  Ungelter. 2^)  In  der  Stadt  Zürich 
durfte  beispielsweise  niemand  Wein  verkaufen,  bevor  ihn  nicht 
drei  Ungelter  geprüft  hatten.^^)  Fiel  die  Probe  ungünstig  aus, 
so  musste  der  Wein  wieder  aus  der  Stadt  hinausgeführt  werden. 
Die  Ungelter  waren  teils  Finanzbeamte,  teils  Organe  der  Nah- 
rungsmittelpolizei. Durch  die  verschiedenartige  Ansetzung  des 
Ungeldes  wurde  den  städtischen  Weinhändlern  oft  ein  bestimmter 
Absatz  auf  Kosten  der  landsässigen  Weinleute  zugesichert.  Um 
die  Konsumenten  vor  einer  Uebervorteilung  seitens  der  Wein- 
händler zu  schützen,  wurde  der  Weinpreis  in  verschiedenen  Wirt- 
schaftsgebieten  obrigkeitlich   bestimmt.^^) 


22)  Geering,  Gesch.  d.  Stadt  Basel  S.  157  f. 

23)  V.  Liebenau  S.  45:  „Seit  alter  Zeit  gehörten  z.  B.  in  Basel  die  Wein- 
händler, Weinschenken,  Weinrufer  und  Weinmesser  zur  Zunft  der  Weinleute, 
welche   eine   Gelte   im   Wappen  führte." 

24)  H.  Heidinger  S.  61.  —  Vgl.  auch  Engelmann  S.  33  und  H.  Bruder 
a.    a.    0.    S.    343. 

25)  H.  Heidinger  S.  61  ff.  und  Engelmann  S.  28  ff. 

26)  Ders.  S.  38. 

27)  Ueber  die  obrigkeitliche  Schätzung,  den  sog.  „Weinlauf",  „Wein- 
schlag", vgl.  Rheintalisches  Weinbüchlein:  „Historischer  Bericht  des  Wein- 
laufs von  284  Jahren  her",  St.  Gallen  1768;  ebenso  Gothein:  Wirtschafts- 
geschichte des  Schwarzwaldes  S.  37.  Nach  Verordnung  des  Zürcher  Rates  vom 
Jahre   1326  müssen  die  Ungelter  alle  fremden  Weine  schätzen.    Nur  zu  den 
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Unter  dem  stets  zunehmenden  Schutze  entwickelte  sich  der 
heimische  Weinbau  in  hohem  Masse.  Es  zeigte  sich  sogar,  dass 
die  einträglichere  Kultur  der  Rebe  dem  Gretreidebau  gefährlich 
wurde.  Zürich  sah  sich  schon  im  15.  Jahrhundert  genötigt, 
das  Anlegen  neuer  Weinberge  zu  verbieten,  um  sich  für  Fehl- 
jahre und  Kriegszeiten  genügend  Getreide  zu  sichern.^^)  Um  nun 
dem  erstarkten  einheimischen  Weinbau  den  nötigen  Absatz  zu 
sichern,  wurden  die  Einfuhrverbote  allmählich  auch  auf  die  aus- 
ländischen Qualitätsweine  ausgedehnt,  umsomehr,  als  sich  der 
Geschmack  der  Konsumenten  mit  der  Zeit  veränderte  und  an 
das  heimische  Getränk  gewöhnte.  Allerdings  hört  man  hin  und 
wieder  Klagen  gegen  das  schweizerische  Produkt.  Als  die  Berner, 
um  den  Weinbau  der  eroberten  Waadt  zu  heben,  im  Jahre  1630 
untersagten,  Elsässerwein  auf  Borg  zu  kaufen  und  den  Kreditoren 
das  Recht  der  Schuldbetreibung  verweigerten,  protestierten  Aai-au 
und  Zofingen,  indem  sie  folgende  Gründe  anführten:  „Wenn  die 
Rebleute  klagen,  sie  können  neben  dem  Elsässer  ihren  Wein 
nicht  verkaufen,  so  rühre  das  daher,  weil  derselbe  zu  sauer 
und  zu  gering  sei;  hätte  man  keinen  bessern,  so  müssten  die 
Wirte  in  böse  Nachrede  kommen."  2-^)  Die  beiden  Städte  wehrten 
sich  umsonst.  1635  wurden  auch  savoyische  und  nach  und  nach 
alle  fremden  Weine  verboten,  ,,um  das  Geld  im  Lande  zu  be- 
halten." Erst  im  Verlaufe  des  18.  Jahrhunderts  wurden  ge- 
wisse Verkehrsschranken  wieder  beseitigt.  Noch  im  Weinmandat 
der  Stadt  Zürich  vom  31.  März  1705  lesen  wir: 

„Dessetwegen  dann  Unser  ernstbefehlchlicher  Will  dass  aller 
Kauff,  Einfuhr  und  Verkauff  des  fromden  Weins  ohne  unterscheid 
zu  Stadt  &  Land  bey  Zweyhundert  Pfunden  Gelts  ohnnachläss- 
licher  Buss  gaentzlich  abgestellt  und  verbotten  seyn  solle ;  in  der 
fehrner  heitern  Meinung  hingegen,  dass  in  Unserer  Stadt  und 
Landschafft  gegen  heimisch  und  froemden  Personen  der  Kopf 
Züricher  Mäses  von  dem  allerbesten  Wein  und  Gewächs  nicht 
theurer   als  höchstens    um   achtzehen  Schilling   aussgeschenkt  & 

von   ihnen   festgesetzten    Preisen    durfte   der    Wein   verkauft    werden.    —   Vgl. 
P^rey  a.   a.   0.    106. 

-ö)  Hasler:   Der   zürch.    Weinbau   S.    14. 

")  Müller:  Der   Aargau   I.  Bd.   S.   516  f. 
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verkaufft  werden  mögen,  also  dass  es  von  nun  an  geschehen  und 
darunter  auch  die  am  Ungeld  stehende  Wein  verstanden  werden 
und  nur  allein  den  Wirthen  und  Gastgebern  in  der  Stadt  auss 
erheblichen  Ursachen  dem  herkommen  gemäss  (auf  zusehen  hin) 
den  Kopf  von  bedeut  allerbester  qualitet  um  zwenzig  und  zwen 
Schilling,  denen  Wirthen  auf  der  Landschaft  aber  um  zwenzig 
Schilling  auszuwirthen  erlaubt  seyn;  und  mithin  insonderheit 
bey  dem  Wein-Verkauff  das  nebenstandingen  und  versprechen  der 
Trinckg  eiteren  oder  anderen  Verehrungen  wie  sie  immer  be- 
stehen könnten,  allerdingen  abgestrickt  bleiben." 

Als  die  Reben  im  Winter  1708/09  erfroren,  wurde  verordnet, 
„dass  jedermänniglich  freystehen  und  bewilliget  seyn  solle,  sich 
mit  frömden  Weinen  nach  belieben  zu  versehen.  .  .  .  Wir  ver- 
mahnen auch  männiglich,  sich  vor  aller  ohnmass  in  dem  Trinken 
sorgfältig  zu  hüten,  mit  nüchterem  Wandel  und  Christlicher 
Massigkeit  den  Zorn  Gottes  zu  massigen."  Statt  der  ausdrück- 
lichen Festsetzung  der  Preise,  die  sich  in  den  früheren  Mandaten 
(1702  und  1706)  findet,  vernimmt  man  nur  die  Aufforderung, 
„dass  in  dem  Preis  der  Weinen  bescheidentlich  verfaJhren"  werden 
müsse,  „dass  wir  nicht  bemüssiget  werden,  denen  Weinen  einen 
gewissen  Preis  anzusetzen."  (Weinmandat  vom  6.  Juni  1709. 
dgl.  Mandat  vom  6.  Juli  1709.)  Als  Jedoch  in  der  Folgezeit 
günstigere  Weinjahre  zu  verzeichnen  waren,  wurde  das  Fremd- 
weinverbot wiederum  eingeführt  „in  der  Meynung  gleichwolen, 
dass  einem  jeden  Burger  für  sein  Haussgebrauch  zwey  oder  drey 
Säume  frömbden  Wein  van  Dato  an  ein  Jahr  lang  ab  der  Frömbde 
zu  beschicken  gewilliget  seyn  solle."  (Weinmandat  vom  13.  Sep- 
tember 1718.) 

Je  nach  der  Höhe  der  Weinpreise  und  nach  den  fiskalischen 
Bedürfnissen  wurde  dieses  Zugeständnis  entweder  reduziert,  auf- 
gehoben oder  gar  erweitert.  Gegen  Ende  des  Jahrhunderts 
wurde   aber   etwas   mehr   Bewegungsfreiheit   eingeräumt. 

Unter  den  geschilderten  Verhältnissen  war  der  Handel  ge- 
zwungen, sich  fast  ausschliesslich  mit  Landweinen  zu  befassen 
und  auf  diesem  Gebiete  seine  Initiative  zu  entfalten.  Die  Ver- 
ordnung vom  4.  September  1797  klagt  denn  auch,  „dass  der- 
malen der  freie  Handel  mit  einheimischen  Weinen  sich  auf  eine 
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ganz  ungewohnte,  und  für  den  grösseren  Theil  Unserer  G.  L. 
Verburgerten  und  Angehörigen  höchst  schädliche  Weise  ver- 
mehrt hat,  massentheils  durch  die  eigennützige  Gewinnsucht 
vieler  Haendler  und  Fürkäufler,  die  Wein-Preise  unmässig  ge- 
stiegen sind."  Gegen  diese  Auswüchse  wurde  nun  eine  ganze 
Reihe  von  Massnahmen  erlassen.^^) 

Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wird  die  Einfuhr  fremder, 
köstlicher  Weine  nicht  mehr  durchwegs  verboten.  Ebenso  fielen 
auch  die  obrigkeitlichen  Schätzungen  der  Weinpreise  dahin.  Da- 
mit war  dem  Weinhandel  etwas  mehr  Bewegungsfreiheit  ein- 
geräumt, so  dass  er  sich  in  bescheidenem  Masse  entwickeln 
konnte. 

Es  gab  vor  der  grossen  Umschwungperiode,  die  mit  der 
Helvetik  einsetzt,  Weinhandlungen,  die  in  gewisser  Beziehung 
Aehnlichkeit  mit  neueren  Unternehmungen  haben.  Vor  allem 
besassen  die  alten  Unternehmungen  ein  recht  grosses  Lager. 
Nach  dem  rheintalischen  Weinbüchlein  hat  das  Spital  St.  Gallen 
schon  im  Jahre  1611  2000  Saum  Wein  eingekellert.  Noch  be- 
deutendere Bestände  verzeichnet  ein  Inventar  des  Klosters 
Ittingen  aus  dem  Jahre  1759.  Es  sollen  damals  über  12,000  Hekto- 
liter wohlgepflegten  Weines  in  den  Kellern  dieser  Karthause  ge- 
legen haben.  Mancher  Weinhändler  wird  das  Kloster  noch  heute 
um  seine  Vorräte  beneiden.'^^)  —  Der  vorkapitalistische  Wein- 
handel vermochte  aber  nicht,  über  das  „Handwerksmässige"  hin- 
auszutreten. Der  Umsatz  war  im  Verhältnis  zum  Lager  recht  be- 
scheiden. Der  Geschäftskreis  war  nur  wenig  ausgedehnt.  —  Vor 
allem  aber  fehlte  die  „Absatznot",  die  dem  heutigen  Weinhandel 
sein  charakteristisches  Gepräge  aufdrückt."^^) 

Erst  mit  der  Befreiung  aller  wirtschaftlichen  Tätigkeit  von 
drückenden,  alten  Fesseln,  mit  der  Entwicklung  der  modernen 

30)  Recht  ausführliche  Bestimmungen  über  d^n  Weinhandel  erliesi^  die 
Stadt  Bern  in  ihrer  „Erneute  Ordnung  und  Einsehen,  betreffend  Insgesamrat  die 
Wein-Handlung  und  den  Wein-Verkauff,  auch  dessen  Gewerb  (Bern  in  Hoch- 
Oberkeitlicher  Truckerey,  1739). 

31)  W.-Z.   Jahrg.    1903   S.    259. 

32)  Sombart:    Moderner    Kapitalismus    I.  Bd.  S.  176. 
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Kreditwirtschaft,  besonders  aber  mit  den  gewaltigen  Umwäl- 
zungen auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens,  wird  für  den  Wein- 
handel die  Möglichkeit  einer  weitgehenden  Ausgestaltung  seines 
Bezugs-  und  Absatzgebietes  geschaffen.  Damit  ist  das  eigent- 
liche Arbeitsfeld  der  modernen  kapitalistischen  Unternehmung 
vorbereitet.  —  Allmählich  wird  der  Absatz  der  Ware  zum  Problem, 
„der  Markt  wird  übersetzt,  zwei  Produzenten  laufen  einem  Käufer 
nach."  33)  Damit  wird  der  Weinhandel  nach  und  nach  aus  der 
Sphäre  der  handwerksmässigen  Tradition   herausgehoben. 

Es  beginnt  der  erbitterte  Kampf  um  die  Führerrolle  am 
Markte  und  mit  ihm  erwacht  die  stets  zunehmende  Neigung 
sowohl  der  Produzenten  als  auch  der  Konsumenten,  den  berufs- 
mässigen Weinhandel  auszuschalten.  Die  Bestrebungen  dieser 
verschiedenen  Interessensphären  und  ihre  Einwirkung  auf  die 
Wirtschaftspolitik  festzustellen,  soll  die  erste  Aufgabe  dieser 
Untersuchungen  sein.  Die  Hauptaufgabe  soll  aber  darin  be- 
stehen, die  Wirkungen  zu  prüfen,  die  die  stattgehabten  dies- 
bezüglichen Aenderungen  in  der  schweizerischen  Wirtschafts- 
politik für  den  Weinhandel  nach  sich  zogen  oder  ziehen  werden. 


33)  Sombart:    Moderner    Kapitalismus    I.  Bd.  S.  176. 


I.  Teil. 

Der  Weinhandel  als  Vermittler  zwischen 

Produktion  und  Konsum. 


§  1.  Vorbemerkung. 

Als  Vermittler  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  muss 
der  Weinhandel  dem  jeweiligen  Stande  der  Produktion  auf  der 
einen,  der  Eigenart  der  Konsumentenversorgung  auf  der  andern 
Seite  Rechnung  tragen.  Solange  im  Prinzipe  die  freie  Kon- 
kurrenz zum  Durchbruch  gelangt,  wird  der  Weinhandel  im  hohen 
Masse  von  diesen  beiden  Grenzfaktoren  abhängen  und  muss  sich 
eine  Unterordnung  seiner  Interessen  „billig  kaufen  und  teuer 
verkaufen"  unter  die  widerstreitenden  Interessen  der  Produ- 
zenten und  der  Konsumenten  gefallen  lassen.  Während  der  Wein- 
produzent als  Verkäufer  möglichst  hohe  Preise  erzielen  will, 
strebt  der  Konsument  nach  einer  möglichst  tiefen  Preislage. 
In  diesen  Preiskampf  greift  nun  der  Handel  vermittelnd  ein. 
Dem  Konsumenten  gegenüber  vertritt  der  Händler  indirekt  die 
Interessen  der  Produktion,  indem  er  als  Verkäufer  hohe  Preise 
bezweckt.  Im  Verkehr  mit  dem  Produzenten  hingegen  wahrt 
der  Weinhändler  indirekt  das  Konsumenteninteresse,  weil  er  als 
Käufer  eine  niedrige  Preislage  zu  erzwingen  versucht.  Diese 
indirekte  Interessenvertretung  der  Produzenten  und  der  Kon- 
sumenten durch  den  Weinhandel  führt  uns  notwendigerweise  in 
ein  kompliziertes  und  vielseitiges  Gebiet  hinein,  das  drei  grosse 
Interessensphären  umfasst:  Produktion,  Handel  und  Konsumtion. 
Wir  werden  uns  nun  zunächst  mit  den  Verhältnissen  der  beiden 
Grenzgebiete,    Produktion    und    Konsum,    vertraut   machen   und 
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sodann  den  Weinhandel,  als  vermittelndes  Bindeglied,  zum  Gegen- 
stand unserer  Untersuchungen  wählen.  Das  Studium  der  drei 
Interessensphären  wird  uns  die  Eingriffe  des  Staates  verständ- 
lich machen.  Die  für  den  Weinhandel  bedeutsamsten  werden  wir 
eingehender  darstellen  und  kritisch  beurteilen,  um  endlich  zum 
Abschlüsse  unserer  Studie  die  Resultante  der  wirtschaftlichen 
Interessenkämpfe  und  der  staatlichen  Massnahmen  zu  schildern: 
den  neuen  Stil  des  Weinhandels. 


Ä.  Die  Weinproduktion. 


I.  Die  schweizerische  Weinbauicrisis  und  ihre 
Ursachen. 


§  2.   Rückblick. 

Die  Industrialisierung  der  Schweiz,  die  mit  der  ersten  Hälfte 
des  vergangenen  Jahrhunderts  einsetzte,  wirkte  zunächst  un- 
günstig auf  die  Gestaltung  des  schweizerischen  Weinbaus.  Viele 
billige  Arbeitskräfte,  die  bislang  der  Landwirtschaft  zur  Ver- 
fügung standen,  fanden  in  industriellen  Betrieben  zu  günstigen 
Bedingungen  Aufnahme.  Dadurch  trat  im  Weinbau  eine  Krisis 
ein,  die  aber  nur  von  kurzer  Dauer  war. 

In  den  50  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  nahm  das  Wirt- 
schaftsleben einen  ungeahnten  Aufschwung.  Zunehmender  Reich- 
tum und  eine  damit  verbundene  bedeutende  Bevölkerungs Ver- 
mehrung führten  zu  einer  vergrösserten  Nachfrage  nach  Wein. 
Die  ausländische  Produktion  kam  als  Konkurrentin  weniger  in 
Betracht,  weil  die  billigen  Transportmöglichkeiten  erst  im  Ent- 
stehen begriffen  waren.  Auch  der  Wettbewerb  anderer  Gretränke, 
wie  z.  B.  des  Bieres,  des  Obstweines,  vor  allem  der  verschiedenen 
Weinsurrogate,    war   noch   nicht   zu   befürchten. 

Der  eingetretene  Mehrbedarf  an  Wein  musste  somit  not- 
wendigerweise zu  einer  Erhöhung  der  Weinpreise  führen.    So 
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sind  denn  auch  die  Weinpreise  im  Kantx)n  Genf  während  13 
Jahren,  von  1853 — 1865/)  um  nahezu  84V3  0/o  gestiegen.  Die 
nachstehende  Tabelle,  die  für  vier  ostschweizerische  Weinzentren 
die  Preisgestaltung  feststellt,  zeigt  ebenfalls  deutlich  die  Preis- 
revolution, die  in  der  Mitte  des  vergangenen  Jahrhunderts  ein- 
setzte. 

Durchschnittlicher  Preis  einer  Dekade:^) 


Jahre:         1790/1800 

1820 

1840 

1850 

1860 

1870 

Veitheim         32,10 

32,20 

26,50 

37,70 

40 

48,40 1   Weinpreise 

Schaffhausen  22,70 

17,40 

20,80 

28,90 

31,40 

38, 10 1  per  Hektoliter 

Stäfa               20,20 

17,30 

16 

21,60 

22,50 

26,44  (      in  franz. 

1           -n            1 

Horgen            15,50 

11,90 

11,70 

15,50 

16,80 

22  20 '        ranken. 

Für  Horgen  und  Stäfa  sind  die  Weissweinpreise,  für  Veitheim  und  Schaff- 
hausen die  Rotweinpreise  verzeichnet. 

Die  Hochkonjunktur  am  Weinmarkte  setzte  sich  bis  in  die 
70  er  Jahre  hinein  fort  und  verursachte  eine  wachsende  Aus- 
dehnung des  Rebareals.  Diese  vollzog  sich  in  den  meisten 
Gegenden  auf  Kosten  des  Wieslandes.  Sogar  horizontal  gelegene 
und  der  Schattenseite  zugewendete  Wiesen  wurden  in  Rebland 
umgewandelt.  „Es  war  dies  eine  Genesis,  die  von  falschen  Vor- 
aussetzungen ausgehend,  weiter  wuchs  und  so  dem  Fortschritt 
im  Weinbau  bis  in  den  letzten  Jahren  hemmend  entgegen- 
wirkte.*' ^) 

Zuverlässige  Angaben  über  das  gesamte  schweizerische  Reb- 
areal sind  erst  seit  1893  erhältlich.  Bis  dahin  sind  wir  auf 
die  statistischen  Aufzeichnungen  einiger  Kantone*)  angewiesen, 
wenn  wir  uns  nicht  mit  blossen  Schätzungen  begnügen  wollen. 
Aus  der  nachstehenden  Aufstellung  erhellt,  dass  die  Ausdehnung 
des  Weinareals  in  der  Schweiz  in  den  80  er  Jahren  ihren  Höhe- 
punkt erreicht  haben  muss. 

1)  Z.  f.  seh.  St.  1866  S.  96. 

2)  Waser  u.  Müller  in  Z.  f.  seh.  St  1878  S.  176. 

3)  Frick:  Die  Verhältnisse  des  Weinbaues  und  Weinhandels  im  Elsa^s 
seit    1871    S.  3. 

*)  Die  grundsätzlich  beste  Organisation  der  Weinbaustatistik  hat  derzeit 
der    Kanton    Schaffhausen,    vgl.    Z.  f.  seh.    St.    1908,  I.  Bd.,  S.  276    (Milliet). 
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Nach  J.  M.  Köhler  Statistisches  Jahrbuch 


eOiger  Jahre 

1877 

1888 

1893 

Jucharten 

ha 

ha 

ha 

Zürich                15000 

5279 

5516,1 

5279,1 

Schaffhausen       3500 

1060 

1116,79 

1106,84 

Waadt                16250 

6570 

6713 

6508,5 

Neuenburg           3600 

1250 

1233,48 

1233,48 

Genf                     3164 

1930 

— 

1871,31 

Die  günstigen  Verhältnisse  im  schweizerischen  Weinbau 
hatten  aber  bereits  in  den  70  er  Jahren  ihr  Optimum  über- 
schritten.^) Die  modernen  Errungenschaften,  aus  denen  Handel 
und  Verkehr  so  gewaltigen  Nutzen  zogen,  haben  den  Weinbau 
nur  vorübergehend  befruchtet  und  wurden  ihm  in  der  Folge 
zum  Verhängnis.  —  Kein  Produktionszweig  hat  in  den  letzten 
Dekaden  mehr  gelitten  als  der  Weinbau.  Wir  finden  ihn  um 
die  Wende  des  19.  Jahrhunderts  in  einer  wahrhaft  trostlosen 
Lage,  die  nur  wenig  Hoffnung  auf  Besserung  zulässt.  Mit 
Recht  kann  man  den  Weinbau  „das  Schmerzenskind  unseres 
Landes"^)   nennen. 

Da  diese  beklagenswerten  Verhältnisse  im  schweizerischen 
Weinbau  tief  in  die  Existenz  des  Weinhandels  eingreifen  und 
für  unsere  späteren  Betrachtungen  manches  aufklären,  was  sonst 
schwer  verständlich  wäre,  müssen  wir  ihnen  einen  verhältnis- 
mässig grossen  Raum   in   unserer  Arbeit  überlassen. 

Die  schweizerische  Weinbaukrisis  kann  nun  vornehmlich  auf 
zwei  Hauptursachen  zurückgeführt  werden: 

1.  Auf  eine  Verschlechterung  der  Produktionsbedingungen. 

2.  Auf  ein  relatives  Zurückgehen   der  Weinpreise. 

Nach  diesen  zwei  Richtungen  hin  wollen  wir  im  folgenden 
die  mannigfaltigen,  vielverschlungenen  Krisenmomente  gruppieren 
und  einer  näheren  Betrachtung  unterziehen. 


5)  Hasler  H.   S.   35. 

^)  M.  E.  ChTiard:  L'agriculture  Suisse  in  „La  Suisse  ^conomique*',  I  vol., 
p.  12. 
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§  3.  Die  Verschlechterung  der  Produktiönsbedingungen. 

1.    Geringe  Erträge. 
a)  Fehljahre. 

Was  in  südlichen  Ländern  die  Natur  in  verschwenderischer 
Fülle  erzeugt,  das  muss  ihr  der  Weinbauer  in  der  Schweiz  ab- 
ringen. Die  Weinkultur  deckt  hier  nicht  allein  die  sanften 
Hügel,  —  ihre  eigentliche  Heimat  — ,  sondern  sie  klettert  hinauf 
bis  an  die  steilen  Gebirgswände.  Mit  unendlich  viel  Arbeit  und 
Kosten  wurden  bei  uns  Weinberge  angelegt  und  manches  Ver- 
mögen wurde  geopfert.  Denn  nicht  überall  ist  es  wie  im  Wallis, 
wo  ein  gesegnetes  Klima  den  fruchtigen  Heidewein  noch  mehr 
als  1000  m  über  Meer  reichlich  gedeihen  lässt.^)  Keine  Pflanze 
ist  in  unserem  Lande  mehr  den  ewig  wechselnden  Vorgängen 
in  der  Atmosphäre  unterworfen  als  der  Weinstock.  Diesem  Ver- 
hältnis entspricht  ein  starkes  Schwanken  zwischen  ergiebigen 
und  knappen  Erträgen,  zwischen  Jahren  reichen  Erntesegens 
und  gänzlichen  Fehlschlagens. 

Die  Weinbaustatistik  des  Kantons  Zür:<ih  gibt  uns  in  dieser 
Beziehung  recht  interessanten  Aufschluss. 

Der  durchschnittliche  Weinertrag  in  Hektolitern  per  Hektare 
betrug  im  Kanton  Zürich: 


Jahr 

hl 

Jahr 

hl 

Jahr 

hl 

1874 

74,2 

1886 

23,7 

1899 

31,6 

1875 

112,0 

1887 

28,8 

1900 

59,0 

1876 

72,0 

1888 

24,0 

1901 

46,5 

1877 

59,0 

1889 

20,7 

1902 

30,5 

1878 

50,0 

1890 

24,3 

1903 

54,4 

1879 

14,0 

1891 

15,7 

1904 

38,4 

1880 

20,0 

1892 

27,3 

1905 

47,6 

1881 

46,0 

1893 

39,9 

1906 

39,8 

1882 

15,0 

1894 

36,3 

1907 

26,7 

1883 

25,4 

1895 

51,9 

1908 

30,0 

1884 

27,1 

1896 

47,7 

1909 

14,0 

1885 

48,0 

1897 

30,3 

1910 

8,5 

1898 

32,1 

1)  Der  höchstgelegene  Weinberg  im  Wallis  liegt  1340  Meter  über  Meer. 
Vgl.  Fritz  Roediger  in  Furrer's  Lexikon,  Bd.  II,  S,  244.  Vgl.  F.  H.  Stehler: 
Ob   den   Heidenreben,    Bern    1901,    und    W.  Z.,    1.    Jan.    1904/5,    S.    8. 
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Die  Schwankungen  sind  somit  ganz  bedeutende.  Die  Span- 
nungen zwischen  dem  Höchst-  und  Mindestertrag  betragen  in 
den  Perioden: 

1874—1880    98     hl  per  ha 

1881-1890    33      ,     „     „ 

1891-1900    43,3    ,„     „ 

1901—1910     39,1    n     r,     . 

Noch  grösser  sind  die  Unregelmässigkeiten,  wenn  wir  die 
Resultate  einzelner  Gemeinden  beobachten.  Die  lokalen  Unter- 
schiede gleichen  sich  oft  aus,  denn  ein  Hagelschlag,  ein  Frost, 
trifft  selten  alle  Weingegenden  gleichmässig.  Dass  die  schlech- 
testen und  besten  Weinjahre  verschiedener  Bezirke  nicht  mit- 
einander zusammenfallen,  hat  der  Darsteller  des  zürcherischen 
Weinbaues,  Hans  Hasler, 2)  deutlich  genug  gezeigt. 

Die  grossen  Schwankungen  im  Ernteertrag  driicken  der 
Rechnung  des  Winzers  ein  eigenartiges  Gepräge  auf^):  er  muss 
die  Ausfälle  der  einen  Periode  mit  den  Erfolgen  der  andern 
ausgleichen.  Aus  diesem  Grunde  müssen  wir  den  Weinbau  eines 
Landes  während  eines  grösseren  Zeitabschnittes  beobachten,  wenn 
wir  uns  ein  richtiges  Urteil  über  seine  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung bilden  wollen.  Die  festgestellten  Schwankungen  im  Er- 
trag der  Weinernte,  die  in  den  ewig  wechselnden  Vorgängen  in 
der  Atmosphäre  begründet  liegen,  waren  von  jeher  bedeutsam 
für  die  Gestaltung  der  Produktion.  —  Je  nachdem  die  Erträg- 
nisse schwanken,  verteilen  sich  die  Kosten  auf  eine  grössere 
oder  geringere  Menge  produzierten  Weines.  Doch  diese  Momente 
bewirken  nur  vorübergehende  Veränderungen.  Wenn  wir  einen 
langen  Zeitraum  ins  Auge  fassen,  so  dürften  sich  diese  Ver- 
schiebungen nach  oben  und  nach  unten  ungefähr  ausgleichen. 

b)  Kryptogamische  Krankheiten  und  andere  Rehschädlinge. 

Im  engen  Zusammenhang  mit  den  klimatischen  Verhältnissen 
steht  zum  Teil  das  mehr  oder  weniger  häufige  Auftreten  gewisser 
pflanzlicher  und  tierischer  Schädlinge,  das  die  Produktionskosten 


2)  Hans  Hasler  S.  37. 

^)  A.  Kraemer  in  Furrer's  Lexikon,   Bd.   II,  S.   297. 
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in  erheblichem  Masse   beeinflusst.    Die   Einwirkung  geht  nach 
zwei  Richtungen.    Sie  ist 

1.  eme  direkte,  indem  zur  Bekämpfung  der  Rebkrankheiten  und 
-Feinde  gewisse  Aufwendungen  erforderlich  werden; 

2.  eine  indirekte,  indem  die  Kosten  sich  auf  einen,  durch  die 
Schädlinge  verminderten  Ertrag  verteilen. 

Es  würde  uns  zu  weit  führen,  wollten  wir  die  vielen  Krank- 
heiten und  Feinde  des  Weinstockes  beschreiben.*)  Zu  den  Schäd- 
lingen gehören  z.  T.  die  kleinsten  Organismen  des  Pflanzen-  und 
des  Tierreiches.  Eine  Bekämpfung  dieser  oft  mikroskopisch 
kleinen  Lebewesen  ist  um  so  schwieriger,  als  sich  diese  un- 
bemerkt einnisten  können  und  dann  plötzlich  mit  verheerender 
Wucht  ihr  Zerstörungswerk  verrichten.  Glücklicherweise  nimmt 
bei  einzelnen  Widersachern  die  Intensität  ihrer  schädlichen  Wir- 
kung mit  der  Zeit  etwas  ab,  einige  dieser  Schmarotzer  sind  so- 
gar gänzlich  verschwunden.  So  ist  z.  B.  der  „echte  Mehltau" 
(O'idium  Tuckeri),  der  sich  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts verheerend  verbreitete  und  in  verschiedenen  Kantonen 
zur  obligatorischen  Bekämpfung  führte,  im  letzten  Jahrzehnt 
vollständig  zurückgetreten.  Er  beschränkt  sich  auf  wenige 
Spalierreben   und   vereinzelte,    unbedeutende  Rebparzellen. 

Um  so  verheerender  war  aber  die  Wirkung  seines  Bruders, 
des  „falschen  Mehltaus"  (Peronospera  viticola),  der  allgemein 
als  einer  der  hauptsächlichsten  Verursacher  der  schweizerischen 
Weinbaukrisis  betrachtet  wird.^^')  Während  der  falsche  Mehltau 
anfänglich  nur  die  Blätter  der  Reben  angriff,  infiziert  dieser 
gefährliche  Pilz  in  den  letzten  Jahren  auch  die  Träubchen  und 
dezimiert  oder  vernichtet  vollständig  den  Ertrag,  wenn  der 
Winzer  nicht  rechtzeitig  eingreift.  Die  Bekämpfung  ist  mit 
hohen,  bisher  stets  zunehmenden  Kosten  verbunden.  In  den 
80  er  Jahren  genügte  noch  eine  einmalige  Bespritzung  des  Wein- 


4)  Vgl.   Hans  Hasler   S.   44  ff. 

•'')  H.  Schellenberg  im  landw.  Jahrbuch,  Jahrg.  1907,  S.  226  f.:  Versuche 
über  die  Bekämpfung  der  Peronospera.  Ebenso  Amtsblatt  für  den  Kanton 
Schaff  hausen:  Statistik  des  Schaffh.  Weinbaues  vom  Jahre  1910,  Nr.  19, 
S.  336:  „Die  Hauptschuld  an  der  Abnahme  der  Rendite  und  damit  am  Rück- 
gang unseres  Weinbaues  trägt  der  falsche  Mehltau." 
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Stockes  mit  Azurin.  Seither  ging  man  sukzessive  zur  zwei-, 
drei-  und  viennaligen  Bespritzung  mit  stärkeren  Lösungen  (Bor- 
deauxbrühe oder  Sodakupfervitriollösung)  über.  Trotz  alledem 
blieb  der  Erfolg  dieser  Massnahmen  ein  recht  zweifelhafter, 
obwohl  verschiedene  Kantone  die  Bekämpfung  des  falschen  Mehl- 
taus obligatorisch  erklärten  und  sie  auch  finanziell  unterstützten. 

Zum  Kampfe  gegen  den  falschen  Mehltau  gesellte  sich  ein 
ebenso  hartnäckiger,  wenn  nicht  ein  noch  verzweifelterer:  der 
Kampf  gegen  die  Reblaus  (Phylloxera  vastatrix).  Gleich  dem 
falschen  Mehltau  wurde  die  Reblaus  von  Frankreich,  wo  sie 
im  Jahre  1868  zuerst  gefunden  wurde,  nach  der  Schweiz  ver- 
schleppt und  verbreitete  sich  ungeheuer  rasch.^)  Nur  wenige 
Kantone  blieben  bis  heute  von  diesem  Uebel  verschont. 

Es  ist  begreiflich,  dass  der  Bund  und  die  verschiedenen 
Kantone  dem  Zerstörer  eines  Teiles  des  Nationalvermögens 
energisch  entgegenzuwirken  versuchten,  indem  sie  Gesetze  und 
VerordDungen  betreffend  die  Bekämpfung  der  Phylloxera  er- 
liessen  und  unterstützend  eingriffen.  Nach  den  Angaben  von 
Schellenberg  ^)  hat  allein  der  Kanton  Zürich  für  den  Kampf 
gegen  die  Reblaus  von  1886—1907  1.687.804.30  Fr.  ausgegeben. 
Die  betroffenen  Weinproduzenten  erlitten  natürlich  trotz  aller 
Staatshülfe  einen  ganz  enormen  Schaden,  der  sie  fast  an  den 
Rand  des  Ruins  brachte. 

2.    Erhöhte   Betriebsausgaben. 

Neben  den  bedeutenden  Aufwendungen,  die  zur  Bekämpfung 
der  modernen,  durch  den  regen  Verkehr  eingeschleppten  Schäd- 
linge des  Weinstockes  erforderlich  wurden,  haben  auch  noch 
verschiedene  andere  Betriebsausgaben  eine  Vermehrung  erfahren. 
Rebpfähle,  Schaub,  Stickel  und  Dünger  wurden  teurer.^)  Von 
grösserer  Wichtigkeit  aber  für  die  Mehrbelastung  der  Produk- 
tionskosten sind  die  stets  wachsenden  Lohnforderungen  und  An- 


6)  Dr.  Jean  Dufour:    Die  amerik.  Reben  und  die  Verbreitung  der  Reblaus 
in  der   Schweiz.    Landw.   Jahrbuch,   Jahrg.    1900,   S.   323. 

')  Schellenberg,    Art.    Weinbau,    in    Reichesberg,    S.    1549. 
^)  H.    Hasler    S.    121  f. 
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Sprüche    der   dem    Weinbau    unentbehrlichen    Arbeitskräfte    ge- 
worden. 

Das  Rebland  der  Schweiz  ist  in  den  Händen  einer  relativ 
grossen  Zahl  Eigentümer.  In  vielen  Gebieten  der  Ost-  und  West- 
schweiz verteilt  sich  dieser  Besitz  meist  noch  in  eine  Anzahl 
kleiner,  oft  weit  auseinander  liegender  Parzellen.  Darum  und 
mit  Rücksicht  auf  die  zumeist  steile  Lage  ist  hauptsächlich  Hand- 
arbeit erforderlich.  Die  Verwendung  von  Maschinen  und  tie- 
rischer Kraft,  wie  sie  im  Auslande  teilweise  durchgeführt  werden 
konnte,  ist  in  der  Schweiz  sozusagen  ausgeschlossen.'^) 


9)  Schellenberg  in  Reichesberg  Hdw.,  Art.  Weinbau,  S.  1544.  Die  Be- 
triebszählung vom  9.  August  1905  bestätigt  diese  Tatsache.  Aus  den  vielen 
anschaulichen  Tabellen  und  Karten  möchten  wir  nur  folgende  Rekapitulation 
geben:  Der  bewirtschaftete  Boden  der  Schweiz  nach  Umfang  und  Benützungs- 
art im  2.  Bd.,  S.  308. 

Der  bewirtschaftete  Boden  nach  Umfang  und  Benützungsart. 


Betriebe  mit 
andw.  bewirt- 
schaftetem 
Boden  nach 
Grössen- 
klassen 
0,5—  3  ha 
3,1-10    „ 
10,1  —  15    „ 
15,1—30    „ 
30,1—70    „ 
über    70     „ 


Umfang  im  allgemeinen 


Rebland 


Zahl 

der 

Be- 
triebe 

100390 

101529 

19763 

14744 

4620 

2664 

243710 


Flächen- 

Par- 

inhalt 

zellen- 

ha 

zahl 

164073,03 
572636,08 
239642,07 
297720,22 
198712,30 
615592,85 
2088376,55 


1209052 

1666910 

323582 

209845 

45969 

23849 

3479207 


Zahl 
der 
Be- 
triebe 

32188 

30483 

4069 

2041 

393 

73 

69247 


Flächen- 
inhalt 
ha 

8585,10 

11470,75 

2115,83 

1657,82 

635,45 

329,28 

24794.23 


Die  Parzellierung  in    den  9  hauptsächlichsten  Wein  baukau  tonen 
zeigt  folgendes  Bild: 


Tessin 

Schaflfhausen 

Wallis 

Aargau 

Zürich 

Thurgau 

Waadt 

Genf 

Neuenburg 


Die  durchschnittliche 
Grösse  der  Parzellen 

12  Aren 

22     „ 

26     „ 

29     „ 

38     „ 

44     „ 

66     „ 

75     „ 
142     „ 


Parzellenzahl  auf 
einen  Betrieb 
35,3 
19,1 
33,7 
13,8 
14,9 
13,4 
14,1 

9,2 

9.6 
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Die  Reben  beanspruchen  sehr  viel  Arbeiten,  die  während 
einer  bestimmten  Zeitspanne  erledigt  werden  müssen.  Zwischen 
den  einzelnen  Verrichtungen  tritt  eine  Ruhezeit  ein,  die  mit 
anderer  Beschäftigung  ausgefüllt  werden  muss.  So  kommt  es, 
dass  nur  wenige  Bauern  ausschliesslich  im  Weinbau  tätig  sind. 
Gewöhnlich  wird  noch  Viehzucht  und  Ackerbau  oder  ein  Hand- 
werk betrieben.  Besonders  günstig  scheint  eine  Verbindung  von 
Wein-  und  Futterbau  zu  sein.  Sie  ermöglicht  eine  sehr  zweck- 
mässige Arbeitsteilung  und  eine  vorteilhafte  Risikoausglei- 
chung.i^)  Meist  werden  die  Reben  vom  Eigentümer  und  dessen 
Familie  bearbeitet.  In  den  grösseren  Betrieben  und  dort,  wo 
sich  die  Reben  nicht  in  bäuerlichem  Besitz  befinden,^^)  ist  für 
die  regelmässig  wiederkehrenden  Arbeiten  ein  Akkordlohn  üblich. 
Taglohnarbeit  ist  seltener.^^) 

Je  mehr  nun  die  Löhne  und  Ansprüche  der  Arbeitskräfte 
steigen,  desto  deutlicher  treten  die  Vorzüge  der  „Winzer- 
familienwirtschaft" i^)  hervor.  Diese  relative  Ueberlegenheit  gilt 
aber  nur  für  die  Produktion.  Es  wird  später  noch  gezeigt  werden, 
dass  sich  auf  dem  Gebiete  des  Absatzes  dieser  Vorsprung  der 
Winzerfamilienwirtschaft  über  die  grössten  Betriebe  nicht  nur 
ausgleicht,  sondern  sich  oft  nachteilig  bis  an  die  Grenze  der 
Verzweiflung  verwandelt.  Nach  den  Mitteilungen  von  Hasler 
sollen  die  von  J.  M.  Kohler  für  den  Kanton  Zürich  und  für  die 
60  er  Jahre  angegebenen  Löhne  im  Jahrzehnt  1860/70  um  30 
bis  50  o/o  gestiegen  sein.^*)  Gestützt  auf  die  Angaben  von  Krauer- 
Widmer  berechnet  derselbe  Autor  für  die  1880  er  Jahre  einen 


10)  Hasler  S.  29  f. 

11)  Nach   der   eidg.    Betriebszählung   vom  9.   August   1905   sind   von   100 
ha.    der   landwirtschaftlichen   Fläche  eigenes   Land: 

Thurgau  96,51  St.  Gallen  84,57 

Zürich  94,98  Wallis  84,40 

Aargau  91,16  Schwyz  76,59 

Nidwaiden  90,60  Tessin  74,16 

Luzern  89,83  Genf  53,30 

Schaffhausen  86,61  Neuenburg  43,46 

12)  Schellenberg,   Art.   Weinbau  in  Reichesberg,   S.   1544  ff. 

13)  Frick,   a.   a.   0.,    S.    18. 

14)  Hasler  S.  112. 
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Arbeitslohn  von  6  Rappen  für  den  Rebstock  mit  Inbegriff  der 
Kosten  für  Erde-  und  Düngertragen,  sowie  der  jährlichen  Quote 
für  Vergrubung  der  Reben  und  der  Auslagen  für  die  Weinlese. 
—  Etwa  20  Jahre  lang  soll  dieser  Lohnsatz  ziemlich  unver- 
ändert geblieben  sein,  weil  die  bedrückte  Lage  der  Weinbauern 
auf  die  Winzer  zurückzuwirken  vermochte.  Erst  in  den  letzten 
Jahren,  als  die  Arbeiternot  besonders  fühlbar  wurde,  hätten  die 
Rebarbeiter  energisch  eine  Erhöhung  ihres  Lohnes  verlangt, 
welcher  Forderung  an  den  meisten  Orten  entsprochen  worden 
sei.^'^)  Für  einzelne  Gebiete  mag  diese  Feststellung  zutreffend 
sein.  Ueberblicken  wir  aber  die  Gestaltung  der  Lohnverhältnisse 
in  den  verschiedensten  Gegenden,  so  konstatieren  wir  eine  grosse 
Unregelmässigkeit  und  Vielartigkeit  der  Entwicklung.  Während 
die  Enquete  des  schweizerischen  Bauemsekretariats  für  den 
Kanton  St.  Gallen,  je  nach  den  Gemeinden,  eine  Zunahme  der 
Bewirtschaftungskosten  von  5 — 50  o/o  feststellt,  verzeichnet  die 
Gemeinde  Thayngen  (Et.  Schaffhausen)  einen  Aufschlag  von 
100—150  0/0.16) 

Die  Veranlassung  zu  den  Lohnerhöhungen  gab  der  Zug  der 
ländlichen  Bevölkerung  in  die  Stadt,  oder  besser  gesagt,  der 
Uebergang  vieler  in  der  Landwirtschaft  tätigen  Arbeitskräfte 
zur  Industrie.  Der  Weinbauer  konnte  in  Bezug  auf  die  Höhe 
der  Löhne  nicht  mit  den  Fabrikanten  konkurrieren.  Aber  nicht 
allein  die  hohen  Löhne  lockten  die  besitzlosen  oder  wenig  be- 
sitzenden Klassen  in  die  grossen  industriellen  Unternehmungen, 
auch  andere  Momente  waren  massgebend,  die  z.  T.  in  der  Art 
der  Beschäftigung  selbst  liegen.^')  „Der  Weinbauer  versteht 
es  nicht,  den  Kontrast,  der  offenbar  zwischen  der  einsamen  Reb- 
arbeit —  man  denke  an  das  mühsame  Hacken,  die  Arbeiten  im 
Herbste  beim  Regen  und  bei  der  Kälte,  im  Sommer  bei  der 
Hitze,  —  und  dem  geselligen  Zusammenarbeiten  in  den  Ateliers 
der  Industrie  heute   besteht  —   durch   sozialpolitische   Einrich- 

15)  Hasler  S.   112. 

16)  Enquete  des  schw.  Bauernsekr.,  Erster  allg.  Teil,  S.  74  f. 

1'')  Frick  S.  43;  Müller,  Konsumgenossenschaften,  S.  282;  Mitteilungen 
des  schw.  Bauernsekretariates,  Nr.  40:  Die  landw.  Arbeiterfrage  in  der 
Schweiz,   II.   Teil,    S.    23. 

Schauwecker  3 


—   34   — 

tungen  dem  Arbeiter  weniger  fühlbar  zu  machen  und  womöglich 
zu  beseitigen."  ^8) 

Die  persönlichen  Neigungen  und  Anlagen  der  Weinprodu- 
zenten, die  A.  Kraemer^»)  noch  rühmend  hervorhebt,  sind  z.  T. 
verschwunden.  Die  Weinbauern  sind  an  vielen  Orten  rebmüder 
als  die  Reben  selbst  geworden.^^) 

Mit  dem  Augenblick  aber,  wo  der  Weinbauer  seine  Berufs- 
freudigkeit einbüsst  und  als  Täuschung  empfindet,  wird  er  gerne 
zum  unwirtschaftlichen,  apathischen  Unternehmer,  der  für  Fort- 
schritte und  Verbe-sserungen  ieden  Sinn  verliert.  Es  muss  aller- 
dings zugegeben  werden,  dass  der  Weinbau  die  Errungenschaften 
der  modernen  Technik  nicht  in  dem  Masse  hätte  ausnützen 
können,  wie  einige  andere  Zweige  der  Landwirtschaft.  Der 
schweizerische  Weinbau  hat  aber  trotzdem  viel  zu  wenig 
Versuche  gemacht,  um  durch  gesteigerte  Technik  höhere 
Roherträge  zu  erzielen.^^)  Man  hielt,  wenn  möglich,  am  Alt- 
hergebrachten fest  und  betrachtete  die  Fortschritte  der  Wissen- 
schaft mit  einem  ablehnenden  Vorurteil.  Die  Krisis  im  Wein- 
bau musste  sich  daher  um  so  intensiver  zeigen.^^) 

§  4.   Das  relative  Sinken  der  Weinpreise. 

Die  wichtigste  Bedingung  eines  annehmbaren  Reinertrages 
liegt  in  der  Preisgestaltung.  Diese  war  nun  für  die  inländische 
Produktion  äusserst  ungünstig.    Während  sich  die  Erträge  seit 


18)  Frick   S.    42. 

19)  A.  Kraemer  in  Furrer's  Lexikon,  IL  Bd.,  S.  298.    Vgl.  Hasler  S.  67. 

20)  W.  Z.  1908,  S.  10. 

21)  Unsere  Weinberge  zeigen  noch  heute  ein  buntes  Gemenge  von  ver- 
schiedenen Sorten  in  einzelnen  Parzellen  (gemischter  Satz).  Die  Trauben 
werden  nun  im  Herbst  zusammengeherbstet,  obwohl  sie  im  Reifegrad  nicht 
übereinstimmen.  Zudem  wird  überhaupt  in  der  Regel  viel  zu  unsorgfältig 
gelesen.  Faule  Trauben  werden  oft  genug  nicht  ausgeschnitten  u.  s.  w.  Dass 
alle  diese  Dinge  für  den  Weinbau  nachteilige  Folgen  zeitigen,  wird  leider 
nur   selten   eingesehen.    —   Vgl.   W.  Z.,    1907,    S.    195. 

22)  Hasler  weist  verschiedentlich  auf  diese  Vorurteile  hin.  Hasler,  a. 
a.  0.,  S.  62,    97,    99,    105    etc. 

Frick  konstatiert  im  Elsass  dieselbe  Haltung:  Viele  halten  passiv  an 
den  Gebräuchen   der   Väter   konservativ  fest.    S.   7. 
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den  80  er  Jahren  minderten  und  die  Produktionskosten  zunahmen, 
blieben  die  Weinpreise  ziemlich  unverändert.  Wird  noch  die 
verminderte  Kaufkraft  des  Geldes,  die  nach  Hasler  seit  1850 
ungefähr  50  o/o  beträgt,  berücksichtigt,  so  sind  die  Preise  tat- 
sächlich zurückgegangen. 

Nachstehende  Indexzahlen  mögen  die  Preisgestaltung  ver- 
anschaulichen: 

Preise  von  1900: 


1889 

1892 

1900  =  100 

1870 

1885/88 

bis 
1891 

bis 
1905 

1903 

1904 

1905 

Schaffhausen,  rot 

— 

160.50 

201.45 

161.35 

174.46 

202.83 

107.35 

Zürich,  rot 

— 

136.46 

171.57 

133.85 

129.54 

144.— 

95.38 

„       weiss 

— 

128.42 

174.58 

123.74 

140.— 

143.16 

101.58 

Neuenbürg,  rot 

— 

148.94 

194.32 

109.02 

104.40 

99.— 

70.15 

„          weiss 

166.30 

190.74 

270.37 

166.11 

169.33 

107.33 

110.78 

Waadt 

— 

154.39 

210.67 

134.54 

191.65 

141.97 

106.89 

(Aus 

Zschft.  f. 

schw.  St.,  Jahrg 

.  1907,  1 

S.  452.) 

Das  relative  Zurückgehen  der  Weinpreise  liegt  in  zwei  Mo- 
menten begründet: 

1.  in  einem  vermehrten  Angebot; 

2.  in  einer  verminderten  Nachfrage. 

Wir  werden  an  dieser  Stelle  nur  auf  die  erste  Ursache  ein- 
treten. Von  der  verminderten  Nachfrage  wird  dann  die  Rede 
sein,  wenn  wir  über  den  Konsum  sprechen. 

1.  Die  Konkurrenz  der  ausländischen  Produktion. 
Je  mehr  sich  das  Eisenbahnnetz  ausdehnte  und  den  Verkehr 
von  Land  zu  Land  erleichterte,  desto  fühlbarer  wurde  die  Kon- 
kurrenz der  auswärtigen  Weinproduzenten.  Die  Weineinfuhr  der 
Schweiz  betrugt): 


Jahr 

Wein  in  Fässern    Wein  in  Flaschen 
hl                             hl 

Zusammen 
hl 

1851 

192,750 

1819*) 

194,569 

1855 

117,870 

1263*) 

119,133 

1860 

248,020 

2191*) 

250,211 

1865 

411,564 

1285*) 

412,849 

*)  Wein,  Bier, 

Branntwein,  Weingeist, 

Kirschwasser, 

Liqueure   und 

geistige  Getränke  in 

Flaschen  oder  Krügen. 

andere 


1)  Enquete  zur  Vorbereitung  der  künftigen  Handelsverträge,  I.  allg.  Teil, 
Teil,    S.  70. 
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Jahr 

hl 

TT  XilU     lU  riUOUL 

hl 

hl 

1870 

386,514 

2627 

389,141 

1875 

898,258 

5060 

903,318 

1880 

895,877 

4510 

900,387 

1885 

560,644 

3535 

564,179 

1890 

946,168 

5527 

951,695 

1895 

1,060,059 

2945 

1,063,004 

1899 

1,238,385 

3766 

1,242,151 

Die  Einfuhr  hat  somit  bis  zum  Ende  des  vergangenen  Jahr- 
hunderts stets  zugenommen.  In  entgegengesetzter  Richtung  be- 
wegte sich  aber  der  früher  nicht  unbedeutende  schweizerische 
iWeinexport,  der  unter  dem  Drucke  der  Weinzölle  des  Auslandes 
immer  mehr  zusammengeschmolzen  ist. 

Noch  im  Jahre  1840  sollen  nach  Kohler  2)  allein  in  dem 
deutschen  Zollverein  52,585  Ztr.  =  13,161  Saum  =  19,741V2  hl 
ausgeführt  worden  sein.  „Die  Nachbarn  jenseits  des  Rheins 
waren  einst  unsere  besten  Kunden  und  damals  trank  man  in 
Baden,  Württemberg,  u.  d.  E.  die  besten  Rotweine  Schaff- 
hausens, Zürichs,  etc.  in  jeder  Bauernwirtschaft  des  Sohwaben- 
landes.*'  Die  Verhältnisse  änderten  sich  im  Laufe  des  Jahrzehntes 
1850/60^)  infolge  der  Erhöhung  der  ausländischen  Weinzölle. 
Dementsprechend  ging  die  Ausfuhr  bedeutend  zurück;  sie  be- 
trug für  die  Jahre  1858—1863  durchschnittlich  290  hl  pro 
Jahr.*) 

Allerdings   gelangt   der   Export   während   der   80  er   Jahre 
neuerdings,  aber  nur  vorübergehend,  zu  etwelcher  Bedeutung. 
Es  wurden  von  der  Schweiz  ausgeführt  im  Jahre 
1880  12,966  hl 

1885  23,604  „ 

1886  53,751  „ 

Dieser  nicht  unbeträchtliche  Export  ist  aber  unter  dem 
Einflüsse  der  aufkommenden  Schutzzollpolitik  unserer  Nachbar- 


2)  J.  M.  Kohler:  Der   Weinstock  und   der  Wein,   S.   275. 
2)  Im   Jahre    1858   erhöhte   der   Deutsche  Zollverein   seinen   Eingangszoll 
von  Fr.   3.70  auf  Fr.  20. 

*)  H.   Hasler,  a.  a.  0.,  S.  193. 


per  100  kg') 
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Staaten  im  Jahre  1888  auf  8762  hl  zurückgegangen  und  hat  sich 
bis  zum  EJnde  des  Jahrhunderts  auf  ungefähr  derselben  Höhe 
erhalten.  Wenn  dieses  Niveau  behauptet  werden  konnte,  oder 
sogar  etwas  erhöht  wurde,  so  ist  daran  der  etwas  vermehrte 
Export  von  Flaschenweinen  schuld. 

Im  Gegensatz  zu  ihren  Nachbarländern  hat  die  Schweiz  stets 
an  einem  massigen  Weinzoll  festgehalten.    Seit  1848  bewegte 
sich  der  Einfuhrzoll  für  Wein  in  Fässern  in  folgenden  Ansätzen: 
1850       Fr.  3.— 
1864        y,     3.— 
1882        „     3.50 
1892        „     3.50 
Das  Deutsche  Reich  erhob  dagegen: 
1873  Fr.  19.76,«) 

1879  „     29.64, 

1885  r>    29.64, 

1892  „    24.70. 

So  kam  es,  dass  im  Masse,  wie  die  Schutzzölle  anderer  Wein- 
importländer stiegen,  die  hauptsächlichsten  Produktionsländer, 
wie  Frankreich,  Spanien,  Italien,  Oesterreich-Ungarn  u.  s.  w. 
ihren  Ueberschuss  in  erster  Linie  nach  der  Schweiz  auszuführen 
bestrebt  waren.  Solange  jedoch  Frankreich,  das  wichtigste  Er- 
zeugungsgebiet, infolge  des  Auftretens  der  Reblaus  eine  heftige 
Krisis  durchmachte  und  die  Vorherrschaft  am  europäischen  Wein- 
markte einbüsste,  wurde  in  der  Schweiz  die  Konkurrenz  weniger 
drückend  empfunden.  Den  anderen  Exportländern  hatte  sich 
ein  neues,  grosses  Absatzgebiet  geöffnet:  sie  mussten  den  Aus- 
fall der  französischen  Produktion  decken.  —  Hatte  schon  das 
Auftreten  des  echten  Mehltaus  in  Frankreich  die  Einfuhr  aus 
Spanien  von  1000  Hektolitern  im  Jahre  1850  auf  125,000  hl 
im  Jahre  1854  anwachsen  lassen,  so  erreichte  diese,  nachdem 
die  Reblaus  ihr  Zerstörungswerk  begonnen  hatte,  in  den  80  er 
Jahren  bereits  7  Millionen  Hektoliter.'^) 

*)  Enquete  zur  Vorbereitung  der  künft.   Handelsverträge,   I.  Teil,   S.   72. 

6)  Materialien  zur  Vorbereitung  der  künft.  Handelsverträge,  1899,  S. 
238. 

7)  Baragiola  in  W.  Z.,  Jahrg.   1911,   Nr.  41. 
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Nicht  nur  Spanien  zog  Nutzen  aus  der  französischen  Wein- 
baukrisis,  auch  Italien  und  verschiedene  andere  Produktionsländer 
entwickelten  ihren  Export  in  hohem  Masse.  Unter  dem  Ein- 
flüsse der  günstigen  Marktverhältnisse  erfuhr  in  diesen  Ländern 
das  Rebareal  eine  gewaltige  Ausdehnung.  —  Der  Berichterstatter 
des  Haudel-  und  Industrievereins  macht  schon  im  Jahre  1881 
auf  diese  Erscheinung  aufmerksam.  „In  ganz  Süditalien  werden 
neue  Weingärten  in  grossem  Masstabe  angelegt."^)  Besonders 
interessa,nt  ist  aber  die  sprunghafte  Entwicklung  des  alge- 
rischen Weinbaues.  Noch  in  den  50  er  Jahren  war  Algier 
mit  seinen  2000  ha  Rebland  ein  guter  Abnehmer  der  französischen 
Weinproduktion.  —  Im  Jahre  1875  erreichte  das  Weinbauareal 
bereits  eine  Ausdehnung  von  25,000  ha  und  beträgt  heute  un- 
gefähr 150,000  ha.^)  Algier  ist  seit  einiger  Zeit  zum  Wein- 
exportland geworden  und  seine  Konkurrenz  wird  sogar  im  Mutter- 
lande  recht  unangenehm  empfunden.^°) 

Als  nun  Frankreich  die  Neubepflanzung  mit  amerikanischen 
Unterlagen  durchgeführt  hatte  und  sich  anschickte,  seinen 
früheren  Rang  zurückzuerobern,  machte  sich  notwendigerweise 
ein  drückender  Ueberfluss  an  Wein  bemerkbar.")  Damit  war 
eine  neue  Krisis  gegeben,  die  sich  allmählich  in  allen  Produktions- 
ländern fühlbar  machte.^^)  Sie  beruht  in  der  einfachen  Tat- 
sache, dass  durch  die  unüberlegte  Ausdehnung  des  Rebareals 
in  Europa  eine  Ueberproduktion  verursacht  wurde.  In  normalen 
Jahren  wird  mehr  Wein  produziert  als  konsumiert.^'*)    Daraus 

^)  Bericht  über  Handel  und  Industrie  im  Kanton  Zürich,  Jahrg.  1882, 
S.  162. 

9)  Porchet:  Les  vins  etrangers  et  les  vins  indigenes  sur  le  marche  Suisse, 
S.  9. 

1^)  Im  Jahre  1907  verlangten  die  Weinproduzenten  Frankreichs  eine 
besondere  Belastung  der  algerischen  Weine,  denen  sie  einen  Teil  der  Krise 
zuschrieben.     Porchet    S.    9. 

ii)  W.  Z.  1907,  S.  180:   Die  Mevente  in  Südfrankreich. 

12)  Diese  „Ueberflusskrise"  zeigte  sich  in  Frankreich  von  1893 — 1907, 
in  Griechenland  von  1906/7,  in  Italien  im  Jahre  1908.  Vgl.  Porchet  S.  9; 
W.-Z.  S.  212:  Die  Weinbaukrise  in  Südfrankreich;  W.-Z.  1908,  S.  29:  Die 
Weinbaukrise  in  Italien. 

1^)  „Die  Weinkrisis  wird  nicht  beseitigt,  solange  nicht  die  Produktion 
mit  der  Nachfrage  einigermassen  in  Einklang  gebracht  ist.**  W.-Z.  1907, 
S.   180. 
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folgt  naturgemäss  ein  erbitterter  Konkurrenzkampf  unter  den 
verschiedenen  Exportländern.  Ein  gegenseitiges  Unterbieten 
greift  Platz  und  bewirkt  ein  graduelles  Sinken  der  Weinpreise. 
Der  Kampf  um  die  Führerrolle  am  Markte  musste  in  der  Schweiz 
besonders  deutlich  zum  Ausdruck  kommen,  da  sie  nur  massige 
.Weinzölle  hat,  die  der  Einfuhr  keinen  Eintrag  tun.  Je  nach 
den  Marktverhältnissen  überschwemmten  die  Weine  bald  dieses, 
bald  jenes  Produktionsgebietes  den  schweizerischen  Weinmarkt 
mit  besonderer  Wucht.  Während  im  Jahre  1885  Frankreich 
nahezu  50  o/o  des  eingeführten  Weines  lieferte,  tritt  im  Jahre 
1891  Italien  und  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  Spanien  in  den 
Vordergrund.^*) 

Günstigere  Produktionsverhältnisse,  die  in  einem  geeig- 
neteren Klima  und  in  der  Möglichkeit  einer  rationelleren  Bewirt- 
schaftung begründet  liegen  (Anwendung  von  Maschinen,  von 
tierischer  Kraft  u.  s.  w.)  sicherten  dem  Auslande  einen  gewaltigen 
Vorsprung  gegenüber  dem  einheimischen  Weinbau.^  0  Während 
das  Ausland  durchschnittlich  eiaen  kuranten  Wein  für  10 — 15  Fr. 
per  Hektoliter  produzieren  kann,  benötigt  das  Inland  dazu  einen 
Preis  von  42  Fr.^^)  Naturgemäss  konnte  diese  Ueberlegenheit 
der  fremden  Produktion  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  inländischen 
Weinpreise  bleiben,  umsomehr,  als  die  Fremdweinpreise  gegen 
Ende  des  Jahrhunderts  relativ  immer  mehr  zurückgingen  und 
infolge  einer  gewaltigen  Konkurrenz  oder  günstiger  Agiover- 
hältnisse (Spanien  während  des  Krieges  mit  den  Vereinigten 
Staaten)  unter  die  Selbstkosten  sinken  mussten  oder  konnten. 
Der  Einfluss  der  fremden  Konkurrenz  machte  sich  aber  oft  recht 
langsam  geltend.  Er  wurde  zunächst  vom  schweizerischen  C^uali- 
tätsweinbau  weniger  empfunden  als  vom  Quantitätsweinbau.  Im 
Masse,  wie  aber  die  minderwertigen  Produkte  überhand  nehmen, 
desto  mehr  leidet  auch  der  Ruf  der  Qualitätsweine.  Wenn  die 
schweizerischen  Weinbauern  in  den  70  er  Jahren  unbedacht  den 
Uebergang  vom  Qualitätsweinbau  zum  Quantitätsweinbau  betrie- 
ben, indem  sie  an  den  ungünstigsten  Lagen  Reben  pflanzten,  so 

1*)  Porchet   S.    10. 

15)  Porchet    S.    11  f. 

1«)  Porchet   S.    11  f.    und   S.  21  f. 
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sind  sie  nicht  zum  kleinsten  Teil  schuld  an  der  Weinbaukrise. 
Immer  eindringlicher  wird  heute  die  Rückkehr  zum  Qualitäts- 
weinbau verlangt.^"^)  Wir  möchten  uns  dieser  Forderung  an- 
schliessen,  da  wir  in  ihrer  Erfüllung  einen  der  hauptsächlichsten 
und  wirksamsten  Bringer  besserer  Zeiten  für  den  schweizerischen 
Weinbau  ersehen.^«) 

2.    Die  künstliche  Weinvermehrung. 

Hatte  schon  die  Ueberproduktion  von  Naturweinen  zu 
sinkenden  Weinpreisen  geführt,  so  wurde  diese  Tendenz  nochr 
verschärft  durch  die  stets  zunehmende  Ueberschwemmung  des 
Marktes  mit  Weinsurrogaten.  Wir  werden  uns  in  einem  späteren 
Kapitel  noch  ausführlicher  mit  den  mannigfaltigen  Produkten  be- 
fassen, die  gegen  das  Ende  des  19.  Jahrhunderts  unter  der 
Flagge  „Wein"  segelten.  —  Hier  sei  nur  Folgendes  voraus- 
geschickt: 

Im  Moment,  als  der  Wein  auch  in  den  Kellern  zu  wachsen 
begann  und  in  üppiger  Weise  gedieh,  wurde  der  Weinbau  von 
seinen  natürlichen  Bedürfnissen  losgelöst.  Nicht  die  Bonität  der 
Ware,  nicht  ihr  Mass  zur  Bedürfnisbefriedigung  war  nunmehr 
ausschlaggebend  für  den  Preis,  sondern  die  Aussicht  auf  künst- 
liche Vermehrung.  Ein  richtiges  Verhältnis  zwischen  Produktions- 
kosten und  Ertrag  konnte  unter  diesen  Zuständen  nicht  mehr 
aufkommen. 

Die  Surrogate  mussten  auf  zweierlei  Art  die  Preise  drücken: 

1.  indem  sie  das  Angebot  an  Wein  künstlich  vergrösserten 
und  zu  einer  Geschmacksverf lachung  führten; 

2.  indem  sie  eine  gewisse  Unsicherheit  an  den  Weinmarkt 
brachten,  die  darin  bestand,  dass  überall  die  Möglichkeit 
einer  Surrogierung  vermutet  werden  konnte.  Auf  diese 
Weise  verloren  die  Konsumenten  das  Vertrauen  zum  Wein, 
und  dies  kam  in  diskontierten  Preisen  und  in  einem  Zurück- 
gehen der  Nachfrage  zum  Ausdruck. 


1')  Hasler,  a.  a.  0.,  S.  42;  E.  Chuard,  a.  a.  0.,  S.  12;  ebenso  Schellen- 
berg   in    Reichesberg,    Art.    Weinbau. 
18)  Vgl.   W.  Z.  1907,   S.   182. 
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Die  verheerende  Wirkung  der  Weinverbesserungen  trat  erst 
seit  den  80  er  Jahren  hervor,  obwohl  die  Weinkünstelei  und  das 
Bestreben,  das  unvollkommene  Naturprodukt  zu  verbessern,  so 
alt  ist  wie  der  Weinhandel.^»)  Noch  im  Jahre  1869  drückt  sich 
J.  M.  Kohler  recht  optimistisch  über  die  verschiedenen  Arten 
der  Weinvermehrung  aus. 

Das  Bestreben,  seinen  Gegner  dadurch  aus  dem  Felde  zu 
schlagen,  dass  man  einen  anders  gearteten,  aber  äusserlich 
gleich  verwertbaren  Wein  zum  Kaufe  anbot,  kam  in  zunehmendem 
Masse  zum  Durchbruche,  als  ein  sich  stets  verschärfender  Kon- 
kurrenzkampf zum  Gebrauch  unlauterer  Waffen  verleitete.  Be- 
reits für  die  Zeit  von  1880/84  berechnet  Milliet  eine  künst- 
liche Weinvermehrung  von  365,000  hl  im  Jahresdurchschnitt.-^) 
Das  eidgenössische  Alkoholmonopol  mag  vorübergehend  zu  einer 
verminderten  Trockenbeerweinfabrikation  geführt  haben.^i)  Da- 
gegen haben  die  andern  Manipulationen,  insbesondere  die  Trester- 
weinbereitung,  eine  Steigerung  erfahren.  Nachfolgende  Durch- 
schnittszahlen bringen  diese  Entwicklung  zum  Ausdruck  ^^j. 

1880/84  1893/1902 

Jährliche  Produktion  von  Trockenbeerwein    45,000  hl       35,000  hl 

Jährl.  Produktion  von  Tresterwein,  Hefe- 
wein, Wein  Vermehrung  durch  Zusatz  von 

Wasser  und  wässriger  Zuckerlösung     .  320,000  hl     360,000  hl 

Total  365,000  hl     395,000  hl 

Wenn  Milliet  die  künstliche  Weinvermehrung  im  Jahres- 
durchschnitt der  Dekade  1893/1902  auf  395,000  hl  berechnet, 
so  übertreibt  er  gewiss  nicht.  —  Die  erbitterten  Klagen,  die 
damals  von  allen  Seiten  laut  wurden,  lassen  eher  das  Gegenteil 
vermuten. 

Am  frühesten  und  am  heftigsten  wurde  der  künstlichen 
Weinvermehrung  von  Seiten  der  Produzenten  der  Krieg  erklärt. 


19)  Kohler  S.  252. 

20)  Milliet,   Art.   „Geistige   Getränke",    Reichesberg,   IL   Bd.,   S.    125. 

21)  Durch  die  Verteuerung  des  Sprites,  der  in  der  Trockenbeerweinberei- 
tung  in  grossem  Masstabe  verwendet  wird,  mag  dieser  Rückgang  verursacht 
worden  sein.    Vgl.  Bericht  der  Zürcher  Handelskammer,  Jahrg.  1887. 

22)  Milliet,    Art.   „Geistige   Getränke",   Reichesberg,  II.  Bd.,  S.  122  ff. 
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Der  beginnende  Kampf  richtet  sich  aber  nicht  allein  gegen  das 
Surrogat,  sondern  auch  gegen  den  Weinhandel,  der  als  der 
eigentliche  Erfinder  und  Förderer  der  Weinvermehrung  be- 
schuldigt wird.  Auf  diese  Weise  wurde  auch  der  loyale  Handel 
getroffen,  er  wurde  das  Opfer  einer  unvorsichtigen  Verall- 
gemeinerung. Seitens  der  Produzenten  war  aber  die  fortwährende 
Diskreditierung  des  Handels  recht  unklug  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen: 

a)  Der  Konsument  verlor  immer  mehr  das  Zutrauen  zum  Wein- 
handel.  Die  Risikoprämie,  die  er  für  die  Fälschungsmöglich- 
keit vom  Preise  abzog,  wurde  immer  grösser.  Da  nun  die 
Produzenten  den  Handel  nicht  auszuschalten  vermochten  und 
auf  ihn  angewiesen  waren,  mussten  sie  die  erhöhte  Risiko- 
prämie bald  in  grösserem,  bald  in  geringerem  Masse  über- 
nehmen. 

b)  Durch  die  fortwährenden  Anschuldigungen  seitens  der  Produ- 
zenten wurde  nicht  allein  der  Weinhandel  diskreditiert, 
sondern  auch  der  Wein  selbst.  Damit  nahm  die  Nachfrage 
zugunsten  der  anderen  alkoholischen  oder  der  alkoholfreien 
Getränke  ab.^^) 

Umso  mehr  musste  ein  Preisrückgang  eintreten. 


II.  Die  Folgen  der  Weinbaukrisis. 


§  5.    Die  Rodung  und  Entwertung  des  Rebareats  und  deren 
Bedeutung  für  den  Weinhandel. 

Während  der  für  den  Weinbau  so  überaus  glücklichen  60  er 
und  70  er  Jahre  des  vergangenen  Jahrhunderts  wurden  vielfach 
die  Möglichkeit  und  die  Folgen  ungünstigerer  Zeiten  unter- 
schätzt und  auf  diese  Weise  der  notwendige  Ausgleich,  der 
sich  zwischen  guten  und  schlechten  Perioden  vollziehen  muss, 
ausser  acht   gelassen.^)     Ein  grosser  Teil  der  schweizerischen 


23)  W.  Z.  1907,  S.  182:    „Das    verschimpfte    Weingeschäft." 
1)  Die  von  Dr.  Frick  recht  anschaulich  dargestellte  „Paraellengrosstuerei**, 
die  an  den   elsässischen  Rebareal-Steigerungen  die  Preise   in  die  Höhe  trieb, 
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Weinproduzenten  unterlag  der  Versuchung  und  legte  sein  Kapital 
restlos  in  Rebland  an.  Abgesehen  von  einzelnen,  besonders^ 
begünstigten  Distrikten,  dehnte  sich  die  Rebkultur  in  der  Rich- 
tung der  Produktion  bedeutender  Quantitäten  auf  Kosten  der 
Qualität  aus.  2)  Es  vollzog  sich  damit,  wenn  wir  uns  mit  Dr.  Frick 
ausdrücken  wollen,  ein  Uebergang  von  der  aristokratischen  Kultur 
zur  demokratischen.  3) 

Als  sich  nun  mit  den  80  er  Jahren  die  Produktionsbe^ 
dingungen  verschlechterten  und  gleichzeitig  die  Weinpreise  re- 
lativ sanken,  entstand  bei  vielen  Weinproduzenten  eine  unklare 
Vorstellung  über  die  reine  Einkommensbildung,  so  dass  eine 
ständige  Disharmonie  zwischen  dem  Verkehrswert  und  dem  Er- 
tragswert der  Reben  zu  vibrieren  begann.  Eine  erhebliche  Ent- 
wertung des  Rebareals  konnte  jedoch  auf  die  Dauer  nicht  aus- 
bleiben: denn  allmählich  genügten  die  Reinerträge  nicht  mehr, 
um  die  bei  früheren  Käufen  und  bei  Erbgängen  übernommenenj 
Verpflichtungen  ohne  Verlust  zu  ertragen.  Als  Folge  dieser 
Unrentabilität  des  Weinbaues  setzte  an  verschiedenen  Orten  eine 
sichtbare  Rodung  des  Rebareals  ein,  die  sich  im  20.  Jahrhundert 
noch  fortsetzt. 

Im  Kanton  Zürich  umfasste  das  Rebareal  beispielsweise 
folgende  Anbauflächen: 


Abgang 

Jahr 

absolut 

in  \ 

1881 

5586,3  ha 

— 

— 

1886 

5535,1    „ 

51,2  ha 

0,9 

1890 

5279,1    , 

256,0     . 

4,6 

1894 

5002,9    „ 

276,2    „ 

5,2 

1898 

4769,4    „ 

233,5    „ 

4,7 

1902 

4446,1    „ 

323,3    . 

6,8 

1906 

4096,2    „ 

349,9    , 

7,9 

1910 

3235,8    „ 

860,4    , 

21,0 

wird  auch   in   gewissen   Gebieten  der  Schweiz   mitgespielt   haben.    Vgl.   Frick 
S.   35  f. 

2)  Kraemer  in  Fiirrer's  Lexikon,   IL   Bd.,   S.   296. 

3)  Frick  S.  55. 
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Hand  in  Hand  mit  der  Verminderung  der  Rebareals  ging 
ein  Sinken  der  Zahl  der  Rebenbesitzer.  Nach  Hasler*)  ist  sie 
im  Kanton  Zürich  innerhalb  15  Jahren  um  ein  Fünftel  des 
früheren  Bestandes   zurückgegangen. 

Diese  bemerkenswerten  Veränderungen  traten  namentlich 
hervor,  wo  Quantitätsweinbau  betrieben  wurde,  der  unter  der 
Konkurrenz  des  Auslandes  am  meisten  litt.  Zudem  war  eine 
Rodung  des  Rebareals  besonders  dort  gegeben,  wo  der  Weinbau 
durch  andere,  einträglichere  Kulturen  ersetzt  werden  konnte, 
oder  wo  die  Weinberge  als  Bauland  Verwendung  fanden.^) 

Die  trockenen  Berglehnen  aber,  an  denen  der  Weinstock 
zumeist  emporstrebt,  waren  für  andere  Kulturen  fast  wertlos 
und  selbst  für  die  Forstwirtschaft  nur  von  geringem  Nutzen. 
„Viele  dieser  Lagen  wurden  mit  einem  grossen  Aufwand  von 
Kapital  und  Arbeit  gewonnen  und  mit  Aufgabe  derselben  gehen 
auch  die  darin  festgelegten  Kapitalien  grösstenteils  verloren."^) 
Daraus  erklärt  sich  die  grosse  Zähigkeit,  mit  der  der  Winzer 
an  seinen  Reben  festhielt.  Sie  mag  noch  unterstützt  worden 
sein  durch  die  persönlichen  Anlagen  und  Neigungen  der  Wein- 


*)  Hasler  S.  231. 

^)  Die   nachstehende    Tabelle   bestätigt    einigeraiassen   unsere   Ausführun- 
gen: 


Reblandfläche 

in 

o/o  des  kantonalen  Totais 

Abnahme 

Bezirk 

1881 

1910 

in  % 

Zürich 

14,3 

9,6 

58,4 

Affoltem 

2,5 

1,2 

72,0 

Horgen 

7,5 

3,9 

70,3 

Meilen 

18,9 

19,0 

40,6 

Hinwil 

1,5 

0,1 

95,4 

Uster 

2,4 

1,7 

58,3 

Pfäffikon 

0,6 

0,2 

76,6 

Winterthur 

14,5 

15,2 

39,5 

Andelfingen 

15,6 

20,1 

25,4 

Bülach 

12,6 

16,4 

24,7 

Dielsdorf 

10,5 

12,6 

30,5 

Kanton  100,0  100,0  42,1 

Vgl.  Stat.  Mitteilungen  betr,  den  Kanton  Zürich,  Heft  108,  S.  21. 
«)  Schellenberg  in  Reichesberg,   Weinbau,   S.   1544  f. 
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bauern  und  durch  den  Umstand,  dass  der  Weinbau  zumeist  als 
Nebenbetrieb  gepflegt  wird  und  von  den  übrigen  Erwerbsquellen 
unterstützt  wurde. 

Mit  der  Zeit  musste  sich  aber  der  Mangel  an  Betriebskapital 
unangenehm  fühlbar  machen.  Die  drückenden  Schuldzinsen  drohten 
die  Barmittel  zu  verschlingen.  Damit  wurde  natürlich  der  Rein- 
ertrag künftiger  Ernten  in  Frage  gestellt,  weil  die  nötigen 
Anschaffungen  und  Verbesserungen  nicht  gemacht  werden 
konnten.  Es  stellte  sich  eine  Verschuldung  ein,  die  sich  vom 
Vater  auf  den  Sohn  vererbte.  Verschiedene  ethische  Momente, 
z.  B.  das  Bestreben  der  Kinder,  die  unverschuldete  Verarmung 
der  Eltern  zu  verdecken,  mögen  der  angedeuteten  Vererbung 
eine  besondere  Hartnäckigkeit  verliehen  haben.  —  Sodann  werden 
auch  wirtschaftliche  Gründe  mitgespielt  haben,  vor  allem  die 
Hoffnung  der  Weinbauern,  die  Verschuldung  wieder  wettzu- 
machen mit  den  Reinerträgen  künftiger,   besserer  Weinernten. 

Die  Hoffnungen  der  Weinbauern  haben  sich  nicht  erfüllt. 
Im  Gegenteil,  die  Kj-isis  wurde  immer  heftiger.  Sie  spiegelt  sich 
deutlich  in  sinkenden  Reblandpreisen.  —  Nach  der  Enquete  des 
schweizerischen  Bauemsekretariates  ^)  bewegten  sich  die  Reb- 
landpreise in  Meilen  wie  folgt: 

Periode  1830—1839  Fr.  3600.—  per  Juchart 
„        1840—1849     „   4000.—     „ 
1850—1870     „   4850.—     „ 

In  den  70  er  Jahren  bezahlte  man  für  eine  Juchart  Reben 
6 — 8000  Fr.  Um  die  Wende  des  19.  Jahrhunderts  dagegen 
nur  noch  2 — 3000  Fr.  Der  Rückgang  für  Reblandpreise  betrug 
also  51 — 660/0.  Aehnliche  Beobachtungen  können  wir  auch 
andernorts  machen.  Je  nach  Gegend  und  Lage  ist  die  Ent- 
wertung grösser  oder  geringer. 

Mit  einem  derartigen  Zurückgehen  der  Verkehrsboden- 
werto  musste  sich  die  Lage  des  Weinbauers  wesentlich  ver- 
schlechtern. Kam  es  früher  recht  häufig  vor,  dass  der  Wein- 
produzent über  drei  Ernten  verfügte,  über  eine  in  Geld,  die 
andere   im    Fasse,    die    dritte    am   Stocke,    so    wurde   dies    zur 


0  Enquete  des  Schw.   Bauernsekretariats,   I.  allg.  Teil,  S.   76  ff. 
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seltenen  Ausnahme.  Ja,  es  fehlt  meist  am  allernötigsten  Be^ 
triebskapital,  so  dass  ein  kleiner  Ernteausfall  äusserst  hart 
empfunden  wird. 

Die  Notwendigkeit,  den  Wein  im  Herbst  zu  verkaufen,  um 
den  Verbindlichkeiten  gerecht  werden  zu  können,  wird  immer 
drückender.  Die  begründete  Furcht,  die  Ernte  nicht  recht- 
zeitig versilbern  zu  können,  führt  den  Weinbauer  zu  einem 
unrechnerischen,  gezwungenen  Losschlagen  derselben.  Damit  be- 
geben sich  die  wirtschaftlich  schwachen  Betriebe  jedes  wirk- 
samen Einflusses  auf  die  Preisbildung,  und  ihre  Stellung  den 
Abnehmern  gegenüber    wird  eine  besonders   ungünstige. 

Dieser  Umstand  trug  im  wesentlichen  dazu  bei,  die  guten 
Beziehungen  zwischen  Produktion  und  Handel  zu  stören.  So 
gesellt  sich  allmählich  zur  Verbitterung  gegen  das  ausländische 
Produkt  und  gegen  die  künstliche  Weinvermehrung  —  diese 
hauptsächlichen  Verursacher  der  Krise  —  eine  Verbitterung 
gegen  den  Weinhandel,  die  bald  in  mehr  oder  weniger  be- 
leidigenden Tönen   laut  wird. 

Im  schweizerischen  Bauernbund  (gegründet  7.  Juli  1897)^) 
erstand  den  Weinbauern  ein  wirksamer  Verteidiger  ihrer  Inter- 
essen. Aus  dem  allerdings  unvollständigen  Programm  dieser 
Organisation  erwähnen  wir  folgende  drei  Postulate,  die  von 
Anfang   an  aufgestellt  wurden: 

a)  Wahrung   der   landwirtschaftlichen   Interessen  in   der  Zoll- 
politik; 

b)  Schutz  vor  unlauterer  Konkurrenz  durch  ein  Lebensmittel- 
gesetz; 

c)  Förderung  des  Genossenschaftswesens. 

In  diesen,  von  den  verschiedensten  landwirtschaftlichen  Be- 
rufszweigen getragenen  Forderungen  spiegeln  sich  deutlich  die 
Interessen  der  Weinbauern,  nämlich: 

a)  der  Kampf  gegen  die  ausländischen  Weine; 

b)der  Kampf  gegen  die  Weinfälschung; 

c)  der  Kampf  gegen  den  kaufmännischen  Handel. 


0  Vgl.  Laur  in  Reichesberg,   I.  Bd.,  S.  460  und  467. 
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B.  Die  Weinkonsumtion. 


I.  Der  Weinverbrauch  im  allgemeinen. 

§  6.   Der  Wein  als  Gegenstand  der  Mode. 

Es  ist  in  der  vorausgehenden  Darstellung  darauf  hinge- 
wiesen worden,  dass  die  Geschmacksrichtung  der  Konsumenten 
im  Laufe  der  Zeit  merkliche  Veränderungen  erfahren  hat.  Diese 
Verschiebungen  sind  von  jeher  bedeutsam  für  die  Gestaltung 
des  Weinbedarfs  gewesen.  Je  mehr  aber  die  kapitalistische 
Entwicklung  Fortschritte  machte  und  eine  wachsende  Absatznot 
entstehen  liess,  desto  nachhaltiger  wurde  der  Weinhandel  ge- 
zwungen, der  Geschmacksrichtung  seiner  Abnehmer  entgegen- 
zukommen. Nur  auf  diese  Weise  konnte  er  sich  ein  grösseres  Ab- 
satzgebiet schaffen  und  dem  zunehmenden  Wettbewerb  anderer 
Getränke  begegnen.  —  Frühzeitig  hat  der  Handel  erfahren 
müssen,  dass  man  ihn  für  die  Mängel  der  inländischen  Pro- 
duktion verantwortlich  machte.  In  guten  Jahren,  d.  h.  wenn 
der  Wein  qualitativ  und  quantitativ  gedieh,  konnte  der  Wein- 
handel sich  eine  Kundschaft  erobern.  Einige  Fehliahre,  die 
entweder  teure  oder  wenig  bekömmliche  Weine  hervorbrachten, 
genügten  aber,  um  die  mühsam  angebahnten  Geschäftsbeziehungen 
wieder  einschlafen  zu  lassen.  Einer  Schrift  aus  dem  Jahre 
1854  entnehmen  wir  hierüber  folgende  Ausführungen:  ^)  ,,Der 
Weinhändler  kann  in  guten  Jahren  ganz  respektable  Weine  an- 
bieten, gewinnt  eine  schöne  Kundschaft  und  macht  gute  Ge- 
schäfte. Jetzt  kommen  aber  etliche  Fehl  jähre;  der  einheimische 
Wein  ist  sauer  und  der  gute  (jedenfalls  der  heimische  Qualitäts- 
wein) teuer;  die  Konkurrenz  ist  nicht  mehr  auszuhalten  gegen- 
über dem  klimatisch  günstiger  gelegenen  Auslande.  —  Die 
Kundschaft  verliert  sich  wieder,  die  Geschäfte  gehen  flau,  und 
der  Gewinn  früherer  Jahre  wird  aufgezehrt,  während  Millionen 
von  Franken  für  ausländische  Weine  ausser  Landes  gehen." 
Um  sich  nun  dauernde  Absatzquellen  zu  erschliessen,  sah  sich 
der  Weinhandel  genötigt,  eine  möglichst  grosse  Gleichmässigkeit 


^)  Karl   Keller:   Anleitung  zur   Weinveredlung.    Schaff  hausen   1854. 
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in  seine  Lieferungen  zu  bringen,  d.  h.  trotz  schlechter  Jahrgänge 
milde  und  preiswürdige  Weine  zu  halten.  —  Dies  wurde  ver- 
mittelst mannigfacher  Weinbehändlungsverfahren  erreicht.  Zu- 
nächst mögen  diese  Eingriffe  recht  günstig  auf  die  Gestaltung 
des  Weinbaues  und  Handels  gewirkt  und  zur  Ausdehnung  des 
Weinverbrauches  wesentlich  beigetragen  haben.  Je  mehr  aber 
der  Weinhandel  den  Wünschen  der  Abnehmer  entgegenkam,  desto 
nachhaltiger  erzog  er  bei  diesen  eine  Geschmacksrichtung,  die 
sich  immer  weniger  an  die  durch  klimatische  Verhältnisse  be- 
dingten Qualitätunterschiede  der  verschiedenen  Jahrgänge  hielt. 
Vielmehr  wurden  stets  milde  Weine  verlangt  und  auf  allerlei 
Aeusserlichkeiten,  wie  z.  B.  auf  Farbe  und  Glanz  abgestellt.  — 
So  trat  allmählich  eine  Geschmacksverflachung  ein,  die  der 
unreellen  Weinbereitung  Vorschub  leistete  und  zuletzt  äusserst 
ungünstig  auf  die  Gestaltung  des  Weinabsatzes  wirkte.^) 

Für  diese  bedenklichen  Zustände  machte  man  nun  aus- 
schliesslich den  Weinhandel  verantwortlich,  und  dies  mit  Un- 
recht. Bei  näherem  Zusehen  ergibt  sich  nämlich,  dass  auch 
die  Weinproduktion  und  zwar  in  nicht  geringem  Umfange  diese 
Geschmacksverflachung  gefördert  hat.  Durch  den  unbedachten 
Uebergang  vom  Qualitäts-  zum  Quantitätsweinbau  wurden  dem 
Handel  in  zunehmendem  Masse  wenig  bekömmliche  Weine  über- 
geben, die  er  unmöglich  tel  quel  absetzen  konnte.  Hätte  man 
den  sauern  Wein  sauer  gelassen,  „weil  ihn  Gott  und  die  Reben 
so  gegeben",  so  wären  verschiedene  inländische  Erzeugnisse 
unverkäuflich  geworden,  zugunsten  des  Fremdweinkonsums, 
hauptsächlich  aber  zugunsten  des  Verbrauchs  anderer  Getränke. 

—  Zumeist  wird  in  Produzentenkreisen  vergessen,  dass  nicht 
nur  innerhalb  der  Weinbranche  ein  Konkurrenzkampf  ausge- 
fochten  wird,  indem  bald  diese,  bald  Jene  Weine  „Mode"  werden 

—  sondern,  dass  die  Weinbranche  selbst  wieder  im  Wettbe- 
werb steht  mit  den  übrigen  Zweigen  des  Getränkehandels:  mit 
dem  Bier-,  Most-  und  Branntweinhandel  — ,  mit  dem  Handel  al- 
koholfreier Erzeugnisse. 


2)  Vgl.    Hasler,    a.    a.    0.,    S.    144.    —    B.  für  H.  &  I.  Zeh.    1897    und 
1898. 
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„Die  Mode  ist,"  um  mit  Sombart  zu  sprechen,  „des  Kapi- 
talismus liebstes  Kind,  sie  ist  aus  seinem  innersten  Wesen 
heraus  entsprungen  und  bringt  seine  Eigenart  zum  Ausdruck 
wie  wenig  andere  Phänomene  des  sozialen  Lebens  unserer  Zeit."  ^) 
Im  gegenseitigen  Wettstreite  zwischen  den  andern  Zweigen  des 
Getränkehandels  dreht  es  sich  um  nichts  anderes  als  um  eine 
Beeinflussung  und  Eroberung  der  Geschmacksrichtung  in  diesem 
oder  Jenem  Sinne,  um  das  Aufdrängen  einer  Mode.  Hierbei 
kreuzen  sich  die  mannigfachsten  Interessen  privatwirtschaftlicher 
Natur.  Auch  andere  Momente  spielen  mit,  vor  allem  ethische. 
Wir  denken  namentlich  an  die  Bekämpfung  des  Alkoholismus, 
wo  es  sich  um  ein  Verdrängen  der  stark  alkoholhaltigen  zu- 
gunsten weniger  schädlicher  oder  alkoholfreier  Getränke  handelt. 
Da  über  diesen  Gegenstand  bereits  eingehende  Untersuchungen 
vorliegen,*)  können  wir  uns  auf  die  folgenden  Ausführungen 
beschränken. 

§  7.   Die  Bekämpfung  des  Alkoholismus  und  deren  Einfluss  auf  den 

Getränkekonsum. 

1.  Der  Kampf  gegen  den  Branntwein. 

Das  Bestreben,  den  überhandnehmenden  Alkoholismus  ein- 
zudämmen, hat  bereits  der  Bundesverfassung  vom  Jahre  1874 
seinen  Stempel  aufgedrückt.  —  Durch  den  laut  Art.  32  de- 
kretierten entschädigungslosen  Wegfall  der  kantonalen  Ohmgelder 
auf  das  Jahr  1890  sollte  nicht  nur  ein  unerwünschtes  Hemmnis 
im  Verkehr  von  Kanton  zu  Kanton  beseitigt  werden;  man  wollte 
gleichzeitig  den  Absatz  der  Bodenprodukte  der  Obst-  und  Wein- 
bau treibenden  Gegenden  erleichtern,  um  auf  diese  Weise  den 
Uebergang  vom  Branntweingenuss  zum  Genüsse  weniger  schäd- 
licher Getränke  zu  fördern. 


3)  Vgl.   Sombart,   IL   Bd.,   S.   345. 

*)  Vgl.  Fr.  F.  Hauck:  Beitrag  zur  Entwicklungsgeschichte  des  Schweiz. 
Alkoholmonopols,  Bern  1899.  —  Charles  Bobes:  Etüde  sur  le  monopole  de  Talcool 
en  Suisse,  Grenoble  1900.  —  Harald  Marthaler;  Alkoholmonopol  und  Abstinenzr 
bewegung  in  der  Schweiz,  Zürich  1899.  —  Töndury,  Joh.  Fr.;  Resultate  und 
Wirkungen    der    Alkoholgcsetzgebung,    Basel    1907.    —   Hasler    Hans    S.  160  f. 

Schauwecker  4 


—    50   - 

Der  infolge  dieser  Massnahmen  entfachte  Widerstreit  privat- 
und  staatswirtschaftlicher  Interessen  führte  zur  sog.  Alkohol- 
revision vom  Jahre  1885  und  zum  Erlass  des  Bundesgesetzes 
über  gebrannte  Wasser  (revidiert  den  29.  Juni  1900).^)  Damit 
hat  der  Bund  nicht  allein  das  schweizerische  Alkoholmonopol 
geschaffen,  sondern  auch  in  den  Getränkehandel  im  übrigen 
und  in  das  Wirtschaftsgewerbe  eingegriffen.  Das  Alkoholmonopol, 
das  im  Jahre  1887  eingeführt  wurde,  schien  als  das  geeignetste 
Mittel  zur  Versöhnung  der  kollidierenden  Interessen,  denn  es 
beobachtet  die  drei  wesentlichsten  Momente:^) 

1.  Das  ethische:  Massnahmen  zwecks  Verminderung  des  Alkohol- 
genusses. 

2.  Das  volkswirtschaftliche:  Die  Aufhebung  der  unerwünschten 
Ohmgelder. 

3.  Das    fiskalische:    Die    Abgabe    der    Erträgnisse     an     die 
Kantone. 

Mit  der  Bewegung  gegen  die  Branntweinpest  —  der  das 
Alkoholmonopol  in  erster  Linie  steuern  sollte  —  ging  Hand 
in  Hand  eine  Bewegung  gegen  die  Trunksucht  im  allgemeinen. 
Für  die  Ueberhaudnahme  des  Alkoholismus  wurden  nun  vor 
allem  die  Wirtshäuser  verantwortlich  gemacht.  „Es  ist  eine 
ganz  natürliche  Ansicht",  so  schreibt  Töndury,^)  „welche  die 
Ausdehnung  des  Alkoholismus  mit  dem  Vorhandensein  und 
der  Zahl  der  öffentlichen  Schankstellen  in  eine  kausale  Ver- 
bindung zu  bringen  versucht  und  sonst  schon  hatte  sie  auch 
in  der  Schweiz  durch  Aufstellung  der  sog.  „Bedürfnisklausel", 
welche  der  schrankenlosen  Vermehrung  Zügel  anlegen  sollte, 
ihre  praktische  Anwendung  gefunden.  Art.  31  der  B.-V.  ge- 
währleistete nun,  aber  nur  unter  Vorbehalt  gewisser  Befugnisse 
polizeilicher  Natur,  die  Freiheit  des  Handels  und  Gewerbes  im 
ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft.  Mit  dieser  Verfassungs- 
bestimmung war  selbstverständlich  das  Prinzip  der  Bedürfnis- 
frage nicht   mehr   vereinbar;   wo   die   betreffende   Klausel   be- 


i)  Vgl.  Schollenberger:  Schweiz.   Verwaltungsrecht  S.  246. 
2)  Vgl.  St.  B.  Dez.  1899  S.  844. 
■^)  Töndury  S.   10. 
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stand,  mu&ste  sie  aufgehoben  werden  und  die  Folge  war,  dass 
die  Wirtschaften  wie  Pilze  hervorschossen."  —  So  kam  es, 
dass  eine  Bewegung  gegen  das  Wirtshaus  entstand,  die  immer 
weitere  Kreise  umfasste  und  namentlich  bei  den  politischen 
Föderalisten  Anklang  fand,  da  sie  bei  dieser  Gelegenheit  einige 
Kompetenzen  zurückzuerobern  hofften.  Trotz  der  anfänglich 
energischen  Gegenwehr  des  Bundesrates,  der  nur  den  Brannt- 
weinkonsum bekämpft  wissen  wollte,  kam  es  auch  zur  Revision 
des  Art.   31. 

Die  am  25.  Oktober  1885  mit  einem  Mehr  von  72,787  Stimmen 
angenommene  Novelle  bestand  somit  aus  zwei  Teilen.  Einmal 
aus  der  Einfügung  des  Art.  32  bis,  der  den  Bund  dazu  er- 
mächtigte, im  Wege  der  Gesetzgebung  Vorschriften  über  die 
Fabrikation  und  den  Verkauf  gebrannter  Wasser  zu  erlassen; 
den  Kantonen  die  Besteuerung  der  gegorenen  Getränke  ver- 
bot, ihnen  aber  den  Gewinn  aus  der  Versteuerung  des  Ver- 
kaufs gebrannter  Wasser  nach  Massgabe  der  Bevölkerungszahl 
zuteilte.  Sodann  aus  der  Revision  des  Art.  31,  wonach  die 
Kantone  berechtigt  sind,  durch  gesetzliche  Massnahmen  die  Zahl 
der  Wirtschaften  zu  reduzieren  und  deren  Betrieb  gewissen  Ein- 
schränkungen zu  unterwerfen. 

Die  eben  skizzierte  Alkoholrevision  blieb  nicht  ohne  den 
nachhaltigsten  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  schweizerischen 
Getränkekonsums  bezw.  Getränkehandels.  Nach  Töndury'^)  ist 
nach  der  Einführung  des  Alkoholmonopols  der  mutmassliche 
jährliche  Verbrauch  an  Trinkbranntwein  von  250,000  hl  (Milliet 
270,000  hl)  in  der  prämonopolischen  Zeit  auf  184,000  hl  im 
Jahresdurchschnitt  zurückgegangen.  Demnach  wird  eine  ab- 
solute Verminderung  von  66,000  hl  oder  eine  relative  von  8 
auf  5,2  1  per  Kopf  der  Bevölkerung  konstatiert.  Der  Rück- 
gang der  Branntweinpest  wird  aber  nicht  ausschliesslich  dem 
Alkoholmonopol  zuzuschreiben  sein.  Es  ist  mehr  denn  wahr- 
scheinlich, dass  allein  schon  der  Wegfall  der  Ohmgelder,  der 
auf  das  Jahr  1890  angesetzt  war,  zur  Verminderung  des  Schnaps- 
konsums  geführt  hätte.     Auch  mag   die   Tätigkeit  der  Mässig- 

*)  Töndury  S.   168  ff. 


—   52   — 

keitsvereine  nicht  ohne  Früchte  geblieben  sein,  indem  sie  in 
zunehmendem  Masse  den  Branntweintrunk  der  öffentlichen  Aech- 
tung  aussetzte.  Das  Alkoholmonopol  hat  aber  zweifellos  sa- 
nierend gewirkt,  indem  es  zu  einer  Verteuerung  des  Branntweins 
führte,  und  vor  allem,  indem  es  die  schlimmsten  Infektions- 
herde, die  kleinen  und  kleinsten  Brennereien  wegfegte.  Frei- 
lich konnte  es  nicht  hindern  —  und  dies  war  auch  nicht  sein 
ursprünglicher  Zweck  —  dass  der  Rückgang  des  Branntwein- 
genusses  durch  eine  entsprechende  Zunahme  des  Konsums  ge- 
gorener Getränke  ausgeglichen  wurde. 

Die  genossene  Menge  absoluten  Alkohols  ist  nach  den 
Schätzungen  der  Regie  gleichgeblieben,  sie  beträgt  nach  wie 
vor  dem  Monopol  14 — 16  1  pro  Kopf.^) 

2.   Die  wachsende  Strenge  in  der  Bewegung  gegen 

den  Alkohol. 
Mit  diesen  (allerdings  recht  unsicheren)  Resultaten  konnte 
sich  die  schweizerische  Mässigkeitsbewegung  nicht  zufrieden 
geben,  umsomehr,  als  sie  immer  strengere  Forderungen  zu  ver- 
treten begann.  Dieser  allmähliche  Umschwung  machte  sich  be- 
reits während  der  Alkoholrevision  bemerkbar,  indem  nachträglich 
der  Absatz  4  in  den  Art.  32  hineingelangte.  Dieser  verpflichtet 
die  Kantone,  wenigstens  10 o/o  ihrer  Einnahmen  aus  dem  Alkohol- 
monopol zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  in  seinen  Ursachen 
und  Wirkungen  zu  verwenden.^)  Noch  deutlicher  erkennen  wir 
aber  die  wachsende  Strenge  in  der  Bewegung  gegen  den  Alkohol, 
wenn  wir  die  Programme  derjenigen  Kreise  verfolgen,  die  sich 
die  Bekämpfung  der  Trunksucht  zur  Aufgabe  gemacht  haben. 
Während  früher  Temperenzgesellschaften  ihren  Mitgliedern  noch 
das  massige   Geniessen  geistiger  Getränke  erlaubten,   predigen 


^)  Es  handelt  sich  hier  stets  um  recht  unsichere  Zahlen,  die  mit  grösster 
Vorsicht  behandelt  werden  müssen. 

*5)  Die  schweizerische  Alkoholverwaltung  hat  an  der  hygienischen  Aus- 
stellung in  Dresden  eine  statistische  und  graphische  Darstellung  der  vier 
schweizerischen  Volksabstimmungen  im  Kampfe  gegen  den  Alkohol  von  1885, 
1887,  1903  und  1908  ausgestellt.  Diese  graphische  Darstellung  gibt  in  sehr 
anschaulicher  Weise  die  Entwicklung  der  Schweiz.  Alkoholgesetzgebung  wieder. 
—  Vgl.  W.  Z.  1911,  S.  201  f. 
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die  modernen  Abstinenzvereine  völlige  Enthaltsamkeit  vom  Ge- 
nüsse des  Alkohols.')  Wir  sind  durchaus  der  Ansicht,  dass 
der  übermässige  Alkoholgenuss  schadet  und  dass  bei  vielen  In- 
dividuen nur  die  völlige  Enthaltsamkeit  geboten  ist.  Es  gibt 
Menschen,  denen  die  moralische  Kraft,  mit  Massigkeit  zu  ge- 
messen, fehlt.  Vor  Uebertreibungen,  wie  sie  bei  fanatischen 
Anhängern  der  Abstinenz  nur  zu  gebräuchlich  sind,  müssen  wir 
jedoch  warnen.  Man  darf  dem  Alkoholgenuss  denn  doch  nicht 
alles  in  die  Schuhe  schieben  und  ihn  als  den  alleinigen  Ver- 
ursacher der  kranken,  nervösen  Welt  betrachten.  Vor  allem 
müssen  die  Statistiken  mit  Vorsicht  genossen  werden.  Selbst 
objektive,  zahlenmässige  Untersuchungen  darf  man  nicht  all- 
zusehr überschätzen.  Es  ist  z.  B.  durchaus  einleuchtend,  wenn 
die  günstigen  Weinernten  im  Kanton  Zürich  mit  der  Zunahme 
der  Körperverletzungen  in  kausale  Verbindung  gebracht  wer- 
den; man  darf  aber  bei  der  Beurteilung  derartiger  Ergebnisse 
zwei  Dinge  nicht  ausser  acht  lassen:  Einerseits  muss  man  sich 
darüber  klar  sein,  dass  die  günstigen  Weinernten  gewöhnlich 
mit  heissen  Jahren  zusammenfallen.  Das  Steigen  der  Roheits- 
delikte muss  daher  zu  einem  guten  Teile  auch  der  heissen 
Witterung  zugeschrieben  werden.  Anderseits  ist  zu  erwägen, 
dass  die  Produkte  günstiger  Weinjahre  nur  in  geringem  Um- 
fang im  Erntejahr  selbst  konsumiert  werden.  Sie  gelangen  erst 
in  den  folgenden  Jahren  an  die  letzten  Konsumenten.  — 

Sind  schon  bei  objektiven  Statistiken  derartige  Fehler- 
quellen zu  beachten,  so  muss  man  tendenziösen  Aufstellungen 
erst  recht  skeptisch  gegenüberstehen.  Nirgends  ist  es  leichter, 
„mit  Zahlen  alles  zu  beweisen",  als  gerade  in  diesem  Ge- 
biete. 

Nicht,  dass  wir  mit  diesen  Ausführungen  den  Alkoholgenuss 
verteidigen  wollen,  im  Gegenteil!  Wir  lehnen  uns  aber  gegen 
allzu  fanatische  Abstinenzbestrebungen  auf  und  verlangen  ein 
toleranteres  Vorgehen.  Es  lassen  sich  eben  —  Hasler  s)  hat 
dies  recht  hübsch  gezeigt  —  keine  allgemein  gültigen  Normen 


^)  Vgl.    Blocher:     Mässigkeits-    und     Abstinenzbewegung    in    Reichesberg 
Handw.,    III.    Bd.,    S.    28. 

8)  Hasler,   a.   a.   0.,   S.   160  f. 
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aufstellen.  Dem  Einen  ist  der  Grenuss  vergorener  Getränke 
durchaus  zuträglich,  für  den  Andern  geradezu  schädlich.  Kann 
nun  verlangt  werden,  dass  die  Allgemeinheit  für  die  Schwächen 
Einzelner  zu  büssen  hat,  indem  sie  einen  unwürdigen  Zwang 
auf  sich  nimmt,  wie  es  z.  B.  beim  Absinthverbot  der  Fall 
war?  Wir  wollen  nicht  näher  auf  diese  heikle  Frage  ein- 
treten, sondern  nur  an  die  Konsequenzen  erinnern,  die  ein  Fort- 
schreiten auf  der  betretenen  Bahn  zeitigen  könnte.  Es  wäre 
möglich  —  von  den  Abstinenten  wird  es  im  Stillen  gehofft  — , 
dass  einmal  die  gegorenen  Getränke  dem  unvergleichlich  schäd- 
licheren Absinth  nachfolgen  und  ebenfalls  auf  den  Index  ge- 
setzt würden.  So  müsste  sich  vielleicht  eine  grosse  Minderheit 
von  einer  Mehrheit  die  Abstinenz  diktieren  lassen.^)  Absichtlich 
haben  wir  den  Fall  auf  die  Spitze  getrieben,  denn  auf  diese 
Weise  tritt  die  erdrückende  Unfreiheit,  unter  deren  Bann  man 
durch  derartige  Massnahmen  allmählich  gelangen  könnte,  am 
deutlichsten  hervor.  Das  Absinthverbot  ist  ein  Produkt  der 
Abstinenzbewegung.  Es  wäre  aber  unzutreffend,  aus  seinem 
Zustandekommen  zu  schliessen,  dass  die  Abstinenz  in  den  breiten 
Schichten  des  Volkes  Aufnahme  gefunden  hat.^^)  —  Das  Ab- 
sinthverbot ist  nur  deshalb  siegreich  aus  der  Volksabstimmung 
vom  5.  Juli  1908  hervorgegangen,  weil  die  „grüne  Fee"  einer 
grossen  Zahl  von  Stimmberechtigten  unbekannt  und  deshalb 
deren  Verbannung  gleichgültig  war.  Zudem  mag  die  erwiesene 
Schädlichkeit  des  Absinths  auch  Nichtabstinenten  dazu  bewogen 
haben,  auf  den  Genuss  dieses  anregenden  aber  gefährlichen  Ge- 
tränkes zu  verzichten,  um  auf  diese  Weise  schwächere  Existenzen 
von  dem  gewohnheitsmässigen,  nervenzerrüttenden  Konsum  zu- 
rückzuhalten. Dass  in  unserem  Lande  —  wenigstens  in  der 
Westschweiz  —  der  Kampf  gegen  den  Absinth  berechtigt  war, 

?)  N.  Z.  Z.,  24.  Mai  1912,  Nr.  144.  —  Ein  solches  Alkoholverbot  wird 
von  den  Abstinenten  tatsächlich  angestrebt.  Diese  möchten  den  Ausschank  gei- 
stiger Getränke  durch  gesetzliche  Massnahmen  erschwert  wissen  und  ein- 
schränken, wie  es  in  Schweden,  Norwegen  und  Australien  bereits  geschehen 
ist,  um  zuletzt  ein  völliges  Alkoholverbot  zu  erlangen,  wie  es  Island,  Kansas, 
Jowa,    Maine,    Süd-Carolina   und    Alabama   gegenwärtig   haben. 

1")  Hasler  schätzt  die  Zahl  der  Abstinenten  in  der  Schweiz  auf  ca.  75,000, 
von  denen  35,000  organisiert  sind. 
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wird  niemand  bestreiten.  Mit  einem  gewissen  Recht  wird  aber 
der  eingeschlagene  Weg  verurteilt,  der  tief  in  die  persönliche 
Freiheit  eingreift  und  mit  Gewalt  erzwingen  will,  was  durch 
Erziehung  und  Aufklärung  eher  erreicht  werden  könnte.  Ver- 
bote werden  bekanntlich  umgangen.  —  Es  liegt  aber  nicht  im 
Rahmen  dieser  Arbeit,  hierüber  Untersuchungen  zu  machen. 
Vielmehr  müssen  wir  an  dieser  Stelle  wieder  auf  die  wirt- 
schaftlichen Momente  zurückkommen,  die  wir  bei  unserem  Ex- 
kurse tunlichst  beiseite  gelassen  haben.  —  Bei  den  Abstim- 
mungen von  1885  und  1887  ist  der  mitbestimmende  Einfluss 
wirtschaftlicher  und  politischer  Verhältnisse  deutlich  erkenn- 
bar gewesen.  Die  wein-  und  obstbautreibenden  Gegenden  haben 
das  Gros  der  Annehmenden,  die  an  der  Branntweinbrennerei  in- 
teressierten Landesteile  das  Gros  der  Verwerfenden  aufge- 
bracht. Als  nun  der  Kampf  gegen  den  Branntwein  mehr  und 
mehr  in  einen  Kampf  gegen  die  gegorenen  Getränke  überging, 
zogen  sich  die  eben  erwähnten,  früheren  Befürworter  einer  staat- 
lichen Regelung  der  Alkoholfrage  zurück.  In  der  Alkoholab- 
stimmung vom  25.  Oktober  1906,  die  negativ  ausfiel  (vgl.  Mo- 
tion Steiger),  gehörten  die  Weinbauern  in  ihrer  Mehrheit  zu 
den  Verwerfenden.  Wohl  waren  den  Winzern  die  Kleinverkaufs- 
stellen unsympathisch,  weil  sie  vornehmlich  Fremdweine  um- 
setzten. Allein  die  Furcht  vor  einer  Erschwerung  des  Absatzes 
ihres  Produktes  mag  dennoch  viele  ins  Lager  der  Gegner  geführt 
haben.ii)  Das  Absinthverbot  bedrohte  weniger  die  Interessen 
des  Weinbaus  —  vielleicht  wurde  von  ihm  sogar  ein  erhöhter 
Weinkonsum  erhofft.  —  Dies  mag  nicht  zuletzt  sein  Zustande- 
kommen ermöglicht  haben. 

Die  mit  Erfolg  gekrönten  Bestrebungen  der  Abstinenz  be- 
unruhigten aber  in  zunehmendem  Masse  die  am  Konsum  gegorener 
Getränke  interessierten  Kreise.  Sie  sahen  sich  genötigt,  den 
Bestrebungen  der  Abstinenz  entgegenzutreten.  Nachdem  die 
bereits  im  Jahre  1909  eingeleiteten  Bestrebungen  zur  Gründung 
eines  „Schutzverbandes  gegen  die  Uebergriffe  der  Abstinenz- 
bewegung'' sich  infolge  verschiedener  Umstände  unliebsam  ver- 


11)  Vgl.    Milliet,    II.    Bd.,    Reichesberg,   S.    176. 
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zögerten,  hat  ein  Initiativkomitee  im  Jahre  1911  wiederum  einen 
Aufruf  ^2)  zu  engerem  Zusammenschlüsse  erlassen.  —  Mehrere 
Verbände  haben  sich  zum  Anschlüsse  an  das  gemeinsame  Vor- 
gehen bereit  erklärt,  so  u.  a.: 

1.  Der   Schweiz.    Wirte  verein, 

2.  der  Verband  Schweiz.   Weinimporteure, 

3.  der  Schweiz.  Liqueur-  und  Spirituosenhändlerverband, 

4.  der  Schweiz.  Bierbrauerverein, 

5.  der  Schweiz.  Weinhändlerverband. 

„Es  liegt  uns  ferne",  so  lesen  wir  in  diesem  Aufrufe,  „der 
Bekämpfung  des  übertriebenen  Alkoholgenusses  entgegenzu- 
treten, nur  die  Abwehr  eines  immer  mehr  zu  Tage  tretenden, 
über  iedes  vernünftige  Ziel  hinausschiessenden  Abstinenzfanatis- 
mus soll  unsere  Aufgabe  sein."^^) 

Auch  die  schweizerische  Landwirtschaft  sah  sich  veranlasst, 
über  ihre  Stellungnahme  zur  Abstinenzbewegung  sich  zu  äussern. 
Unter  dem  Titel  „Die  Abstinenzbewegung  und  ihre  Bedeutung* 
für  die  Landwirtschaft"  ist  eine  Preisschrift  erschienen,  die 
der  Vorstand  des  landwirtschaftlichen  Vereins  als  das  Ergebnis 
einer  von  ihm,  auf  Anregung  des  Zürcher  Frauenvereins  für 
alkoholfreie  Wirtschaften,  ausgeschriebenen  Preisfrage  heraus- 
gibt. Die  Preisfrage  lautete:  „Welche  Stellung  hat  die  schwei- 
zerische Landwirtschaft  zur  Abstinenzbewegung  zu  nehmen?" 
Als  unmittelbare  Ursache  der  Preisausschreibung  ist  wohl  der  Um- 
stand anzusehen,  dass  sich  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
unseres  Landes  wenig  aus  der  Abstinenzbewegung  macht,  sich 
sogar  ablehnend  gegen  diese  verhält.  Weiterhin  sollte  aber 
durch  die  Beantwortung  der  Frage  den  Weinbauern  bewiesen 
werden,  dass  sie  keine  wirtschaftliche  Einbusse  durch  die  Ab- 
stinenz zu  befürchten  hätten;  das  dem  Weinbau  entzogene  Areal 


12)  W.  Z.   1911,   S.   81. 

1^)  Auch  im  Deutschen  Reiche  hat  sich  im  gleichen  Jahre  1911  ein 
Abwehrbund  gegen  die  Uebergriffe  der  Abstinenzbewegung  gebildet,  mit  Sitz 
in  Berlin.  Zweck  des  Abwehrbundes  ist,  den  über  Mass  und  Ziel  einer  ver- 
nünftigen Mässigkeitsbewegung  hinausgehenden  Bestrebungen  der  Abstinena^- 
vereine  wirksam  entgegenzutreten.  Vgl.  W.  Z.,  1911,  S.  238.  —  Am  29. 
März  1911  wurde  in  Zürich  die  Gründung  beschlossen;  vgl.  W.  Z.  1911,  S.  161. 
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könne  durch  andere  Kulturen  höheren  Nutzen  bringen.  So- 
dann wird  besonders  hervorgehoben,  dass  die  Abstinenzbewegung 
schon  jetzt  Einfluss  ausübe  durch  den  Ankauf  von  Weintrauben 
zur  Bereitung  von  alkoholfreien  Weinen.  —  Hasler  hat  bereits 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Abstinenten  den  Weinbau  unter- 
stützen können,  indem  sie  alkoholfreie  Weine  trinken.  Er  hebt 
besonders  die  Verdienste  der  Gesellschaft  zur  Erstellung  alkohol- 
freier Weine  in  Meilen  hervor,  die  wachsende  Umsätze  zu  ver- 
zeichnen hat,^^)  nämlich: 


[m 

Jahre  1897/8 

151,000  Flaschen 

V 

„      1898/9 

209,000 

n 

„      1899/00 

245,000 

n 

,      1900/01 

247,000 

yi 

,      1901/02 

254,000 

V 

.      1902/03 

285,000 

n 

„      1903/04 

341,000 

•n 

„      1904/05 

396,000 

Immerhin  stellt  er  fest,  dass  verhältnismässig  wenig  alkohol- 
freie Weine  getrunken  werden  und  dass  sich  die  Zahl  der  Ab- 
stinenten mindestens  verzehnfachen  müsste,  bevor  an  einen  Er- 
satz alkoholischer  durch  alkoholfreie  Weine  gedacht  werden 
könnte,  ohne  dadurch  den  heutigen  Bestand  des  Rebareals  über- 
flüssig erscheinen  zu  lassen. 

„Wollte  aber  der  Kanton  Zürich,  bei  einer  plötzlichen 
Bekehrung  zur  Abstinenz,  zur  Zerstörung  der  Weinberge  schrei- 
ten, so  wäre  zur  Expropriation  der  Weinberge  eine  Summe  von 
etwa  40 — 50  Millionen  erforderlich!  Wir  glauben,  er  wird  vor 
der  Hand  die  freiwillige  Reduktion  seines  Rebareals  abwarten."  ^■') 
Hasler  zweifelt  somit  selbst  daran,  dass  der  Konsum  alkohol- 
freier Weine  einstmals  den  Verbrauch  der  vergorenen  Weine 
wettmachen  könnte.  Dies  ist  auch  unsere  Meinung;  denn  die 
alkoholfreien  Weine  sind  zu  teuer  und  entsprechen  nur  in  ge- 
ringem Masse  dem  Geschmack  der  Konsumenten.    Zwar  lesen  wir 


1^)  Hasler   S.    163. 

15)  Vgl.   Hasler   S.    162. 
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in  der  eingangs  erwähnten  Preisschrift:  ^^)  „Wenn  sich  die  um 
das  Wohl  unserer  Weinbauern  so  besorgten  Weinhändler  seit 
1896  um  die  technische  Vervollkommnung  der  Herstellung,  um 
Ausschank  und  Verbreitung  alkoholfreier  Weine  aus  Schweizer- 
trauben so  aufrichtig  bemüht  hätten,  wie  um  die  Einfuhr  der 
so  billigen  spanischen  und  italienischen  Weine,  so  hätten  wir  den 
grösseren  Verbrauch  alkoholfreier  Weine  bereits."  Mit  Recht 
weist  die  Weinzeitung  diesen  Angriff  auf  den  Weinhandel 
zurück.^') 

3.    Zur   Beurteilung   des  Totalkonsums   geistiger 

Getränke. 
Wir  haben  gesehen,  dass  sich  die  Bewegung  gegen  den 
Alkoholismus  zuletzt  auch  gegen  den  Konsum  gegorener  Getränke 
richtet  und  diesen  eingeschränkt  wissen  will.  Die  Konsumenten 
sollen  immer  mehr  an  den  Konsum  alkoholfreier  Getränke  ge- 
wöhnt und  für  diesen  erzogen  werden.  Für  den  Totalkonsum  an 
gegorenen   Getränken   stellt   Töndury^^)    folgende   Tabelle   auf: 


Periode 

1880/89 

Periode  1893/1902 

(also  vor  Inkrafttreten 

des  Alkoholmonopols) 

hl  Total 

1  pro  Kopf 

hl  Total 

1  pro  Kopf 

Most 

640,000 

21 

900,000 

26 

Wein 

2,005,000 

66 

2,850,000 

80 

Bier 

1,112,000 

37 

2,000,000 

57 

Total 

3,757,000 

124 

5,750,000 

163 

Steigerung       — 

1,933,000 

39 

1^)  Vgl.  W.  Z.  1912,  S.  47:  Die  Abstinenzbewegung  und  ihre  Bedeutung 
für  die  Landwirtschaft. 

17)  W.  Z.  S.  47. 

18)  Töndury  S.  186.  Milliet  gab  am  V.  Internationalen  Kongress  zur 
Bekämpfung  des  Missbrauches  alkoholischer  Getränke  bekannt,  dass  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  der  Konsum  folgendermassen  geschätzt  wurde: 


Trinkbranntwein  50  gradig 

Wein 

Bier 

Vgl.    Gutachten    Enquete    der    S.  B.  W.  S.      (Schw.    Blätter    für    Wirt- 
schafts- und   Sozialpolitik);   ebenso   Naef   S.   308. 


1885 

1 

1894 

1 

8V2 
55-60 

6 
75-80 

36 

50 

B.  W.  S. 

(Schw. 

Blätter 
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Die  jahresdurchscluiittliche  Verbrauchsinenge  in  Litern  ab- 
soluten Alkohols  betrug  nach  der  Berechnung  von  Milliet^^)  pro 

Kopf: 

Prozentuale  Verteilung 

1893/02  1880/84  1893/02  1880/84 

1  1 

Traubenwein 8,65  6,69  54,82  46,68 

Obstwein 1,41  1,13  8,94  7,89 

Bier 2,83  1,76  17,93  12,28 

Gegorene  Getränke  überhaupt   12,89  9,58         81,69         66,85 

Gebrannte  Wasser    ....     2,89  4,75         18,31         33,15 

Geistige    Getränke   überhaupt   15,78         14,33       100,—       100,~ 

Demnach  ging  mit  der  Abnahme  des  Branntweinverbrauchs 
(39,2 o/o)  eine  Zunahme  des  Konsums  der  gegorenen  Getränke 
Hand  in  Hand.  Was  an  Branntwein  weniger  getrunken  wird, 
kommt  somit  zur  anderen  Türe  wieder  herein;  ja,  wir  konstatieren 
sogar  eine  Vermehrung  des  Totalkonsums  geistiger  Getränke 
um  etwa  10 o/o.  — 

Gewiss  hat  der  Konkurrenzkampf  die  gegorenen  (jetränke 
in  die  entlegensten  Gegenden  vordringen  und  jede  Absatzmöglich- 
keit ausnutzen  lassen.  In  vollem  Umfange  gilt,  was  Schanz 
in  seinem  trefflichen  Werke  „Die  Steuern  der  Schweiz"  aus- 
führte, dass  nämlich  bei  Genussmitteln  es  nicht  so  sehr  die 
Nachfrage  mU  welche  das  Angebot  erzeugt,  sondern  dass  viel- 
mehr das  Ueberangebot  die  Ursache  bildet,  aus  welcher  Nach- 
frage und  Gewöhnung  in  hohem  Masse  hervorgehen.-'^)  Es  ist 
aber  zu  beachten,  dass  Berechnungen  über  den  schweizerischen 
Getxänkekonsum,  mögen  sie  noch  so  vorsichtig  und  gründlich 
durchgeführt  sein,-i)  nur  zu  unsicheren  Resultaten  führen 
können. 

19)  Vgl.  Milliet  in  Reichesberg,  IL  Bd.,  G.  S.,  S.  141:  „Wir  teilen  die 
Meinung  nicht,  dass  die  Konsumwirkung  der  geistigen  Getränke  genau  dem 
Alkoholgehalt  entspreche.  Solange  indessen  bestimmte  Relationen  für  die 
Wirkungen  der  einzelnen  Getränkearten  nicht  festgestellt  sind,  werden  ver- 
gleichende Darstellungen  doch  noch  am  besten  und  einfachsten  auf  die  Menge 
des    konsumierten    absoluten    Alkohols    basiert."    (Milliet   S.    140.) 

20)  Schanz:  Die  Steuern  der  Schweiz.    Vgl.  Naef  S.  305. 

21)  Wir  erinnern  vor  allem  an  die  klassischen  Untersuchungen  von  Milliet 
in   Reichesberg,    Art.    ,, Geistige   Getränke". 
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Auf  die  absoluten  Ergebnisse  könnte  man  vielleicht  noch 
abstellen.  Den  relativen  Zahlen  darf  man  hingegen  nicht  allzu 
hohen  Wert  beimessen.  Diese  berücksichtigen  z.  B.  keineswegs 
oder  in  durchaus  unzureichendem  Masse  den  gewaltig  ange- 
wachsenen Fremdenverkehr,  indem  sie  auf  eine  Bevölkerungsziffer 
abstellen,  die  im  Winter  —  am  1.  Dezember  —  konstatiert 
wurde,  was  umsomehr  ins  Gewicht  fällt,  als  das  Trinkbedürfnis 
gerade  im  Sommer,  wenn  die  Fremden  unser  Land  überfluten, 
am  stärksten  ist.  —  Vorläufig  müssen  wir  den  alltäglichen 
Beobachtungen  ebensoviel,  wenn  nicht  noch  mehr  Bedeutung 
beimessen,  als  den  zahlenmässigen  Aufstellungen. 

Ein  Blick  auf  die  Wirtshaustische  wird  uns  davon  über- 
zeugen, dass  sich  seit  etwa  zwanzig  Jahren  Aenderungen  voll- 
zogen haben.  Er  wird  uns  zeigen,  dass  der  Kampf  gegen  den 
Alkoholismus  nicht  so  erfolglos  war,  wie  man  auf  Grund  oben- 
stehender Zahlen  annehmen  möchte.  Einen  Beweis  hiefür  erblicken 
wir  auch  in  der  Zunahme  der  Temperenzwirtschaften.^^)  Die 
Abstinenzbewegung  hat  Fortschritte  gemacht.  Hierüber  ist  man 
sich  in  Fachkreisen  klar  geworden  und  man  nimmt  allgemein  an, 
dass  der  relative  Konsum  gegorener  Getränke  bereits  sein  Op- 
timum überschritten  hat. 

§  8.  Der  Wein  im  Wettbewerb  mit  den  übrigen  gegorenen  Getränken. 

1.  Die  hauptsächlichsten  Konkurrenten  des 

Weins. 
Einen  noch  bedeutenderen  Einfluss  als  die  ethischen  Mo- 
mente, wie  sie  in  den  Bestrebungen  der  Alkoholgegner  vornehm- 
lich zu  Tage  treten,  mögen  die  wirtschaftlichen  Momente  auf 
die  Gestaltung  des  Weinkonsums  ausgeübt  haben.  Der  Wein  ist, 
wie  bereits  erwähnt  wurde,  einer  stets  wachsenden  Konkurrenz 
mit  den  übrigen  gegorenen  Getränken  ausgesetzt.  Mit  dem  Fort- 
schreiten des  Kapitalismus  hat  sich  der  Kampf  um  die  Führer- 
rolle am  Getränkekonsum,  d.  h.  um  das  Aufdrängen  einer  be- 
stimmten Geschmacksrichtung,  einer  Mode,  verschärft.  Trotz 
energischer  Gegenwehr  konnte  die  Weinbranche  nicht  verhindern. 


22)  Vgl.  Z.  f.  Schw.  Stat.,  1900,  I.  BdL,  S.  456. 
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dass  namentlich  das  Bier  vordrang.  Es  macht  dem  Wein  sein 
früheres  Privileg,  als  Volksgetränk  ersten  Ranges  zu  gelten, 
in  zunehmendem  Masse  streitig.  Naxjh  Milliet^)  ist  der  Konsum 
von  Wein  von  1880/84  auf  1893/1902  um  29,3o/o,  derjenige  von 
Bier  dagegen  um   60,8^/0   gestiegen. 

Der  Mostverbrauch  hat  relativ  am  schwächsten  zugenommen, 
er  stieg  um  24,8^/0.  „Die  werbende  Kraft  2)  dieses  nützlichen 
Volksgetränkes  ist  sichtlich  keine  grosse;  es  bürgert  sich  ausser- 
halb seiner  altersessenen  Domäne  nur  sehr  langsam  ein. 
Seine  geringe  Haltbarkeit,  sein  vielen  Trinkern  nicht  zusagen- 
der Geschmack,  und  manche  Vorurteile,  welche  gegen  dessen 
Genuss  überhaupt  bestehen,  haben  trotz  sinkender  Preise  eine 
nennenswerte  Verbreitung  in  neue  Gebiete  verhindert."  Da 
der  Obstwein  nur  zum  kleinsten  Teil  an  den  Markt  gelangt, 
sondern  als  Haustrunk  Verwendung  findet,  sind  wir  bei  der  Be- 
rechnung seines  Konsums  auf  blosse  Schätzungen  angewiesen. 
Genauer  lässt  sich  der  Bierverbrauch  feststellen.  Dessen  Be- 
deutung, sowie  die  Entwicklung  des  schweizerischen  Brauge- 
werbes  erhellt  am   besten    aus   nachstehender   Tabelle:^) 

Jahre         Betriebe      Produktion     Import     Export     Export     Konsum 

i.  Fässern  i.  Fässern  i.Flasch. 
in  1000hl ca. 

1888/92   335*)    1228     öP'    14     5**)   1257  (1259) 
1893/97   294     1723     66  8    13     1768  (1775) 

1898/02*)  247     2078     86     12    16     2136  (2142) 

*)  Diese  Zahl  enthält  nur  das  Mittel  der  Jahre  1890/92. 
**)  Diese  Zahl  enthält  nur  das  Mittel  der  Jahre  1889/92. 


1)  Milliet:  Geistige  Getränke  im  IL  Bd.  Reichesberg,  S.  141.  Es  wird 
später  noch  gezeigt  werden,  dass  der  Bierverbrauch  im  Verlaufe  der  modernen 
Entwicklung  weiterhin  eine  gewaltige  Steigerung  erfahren  hat.  Gegen  Ende 
der  ersten  Dekade  des  20.  Jahrhunderts  überholte  der  Bierkonsum  den  Wein- 
verbrauch. 

2)  Milliet,  a.  a.  0.,  S.   174. 

3)  Vgl.   Naef   S.   218. 

*)  Zahl  der         Produktion  in  Zahl  der         Produktion  in 

Jahr        Betriebe  1000  hl  Jahr        Betriebe  1000  hl 

1903  207  2079  1907  161  2436 

1904  192  2141  1908  154  2441 

1905  186  2265  1909  150  2346 

1906  177  2393  1910  146  2507 
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Wir  sehen,  dass  bei  zunehmender  Produktion  die  Zahl  der 
Eetriebe  zurückging.  An  Stelle  des  handwerksmässigen  Klein- 
betriebes ist  im  Verlauf  der  modernen  Entwicklung  die  Fabrik, 
an  Stelle  der  Einzeluntemehmung  die  Aktiengesellschaft  ge- 
treten. 

Betrug  die  iährliche  Durchschnittsproduktion  im  Jahre  1893 
pro  Betrieb  noch  4786  hl,  so  erreichte  sie  im  Jahre  1902  be^ 
reits  die  Höhe  von  8768  hl.  Diesem  Konzentrationsprozess  ist 
im  wesentlichen  —  spätere  Ausführungen  werden  dies  noch  ge- 
nauer zeigen  —  das  Vordringen  des  Bierverbrauchs  zuzuschreiben. 
Einerseits  verbesserte  die  Grossbrauerei  die  technische  Einrich- 
tung, nutzte  den  Betrieb  aus,  verwendete  gutes  Rohmaterial 
und  erzielte  dadurch  eine  bedeutende  Malzerspamis  ohne  Nach- 
teil für  das  Produkt.  Anderseits  schuf  sie  sich  vermöge  ihrer  Ka- 
pitalkraft eine  starke  Stellung,  die  sie  hauptsächlich  ihren  Ab- 
nehmern gegenüber  einzunehmen  begann.  Sie  brachte  eine  grosse 
Zahl  Wirte  in  kapitalistische  Abhängigkeit  und  bekam  auf  diese 
Weise  eine  Absatzorganisation,  die,  wenngleich  nicht  immer  ra- 
tionell, wenigstens  dahin  führte,  dass  der  Biergenuss  in  den 
Vordergrund  gerückt  wurde.  Zudem  erleichterte  die  Konzen- 
tration den  Zusammenschluss  der  Bierbrauer  und  ermöglichte 
diesen  ein  kraftvolles  Vorgehen.*) 

2.    Zur   Frage    einer   Biersteuer. 

Es  ist  begreiflich,   dass   der  zunehmende  Bierkonsum  vom 

Weinhandel  und  namentlich  von  der  Landwirtschaft,  die  am  Obst- 

und  Weinkonsum  interessiert  war,   ungern  gesehen  wurde.     So 

überrascht    es   denn   keineswegs,    dass    der   Bauernverband    an 

*)  „Seit  1895  bestanden  zwei  Vereinigungen  von  Unternehmern  im  Braue- 
reigewerbe. Der  „Verband  schweizerischer  Brauereien"  befasst  sich  aus- 
schliesslich mit  Arbeiterfragen  und  repräsentiert  Vs  der  Anzahl  der  Brauerei- 
inhaber mit  "/g  der  Gesamterzeugung.  Der  „Schweiz.  Bierbrauerverein"  da- 
gegen vertritt  die  sonstigen  Interessen  der  Brauereien  und  hat  u.  a.  das  Ver- 
bot der  Verwendung  von  Surrogaten  für  seine  Mitglieder  obligatorisch  er- 
klärt; diese  sind  an  der  Gesamterzeugung  von  2,200,000  hl.  mit  1,700,000  bis 
1,800,000  hl.  beteiligt.  Zu  diesen  beiden  Organisationen  ist  nun  eine  dritte 
hinzugetreten,  welche  den  sog.  Kundenschutz  zum  Zwecke  hat,  und  eine  vierte, 
der  „Boykottverband";  er  regelt  den  Flaschenbiervertrieb."  Naef  in  Rei- 
chesberg,  III.    Bd.,   S.   1645. 
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Stelle  des  Tabaksmonopols,  das  s.  Z.  zur  Finanzierung  der  Ver- 
sicherungsanstalten vorgeschlagen  wurde,  ©ine  Biersteuer  ver- 
langte. Der  Bundesrat  hat  aber  die  Eingabe  des  Bauemsekre- 
tariates  vom  6.  März  1899  abschlägig  beantwortet.  In  seinem 
verdienstvollen  Werke,  betitelt  „Tabakmonopol  und  Biersteuer" 
weist  auch  Naef  eine  Biersteuer  zurück  und  zwar  aus  annähernd 
denselben  Gründen,  wie  es  die  bundesrätliche  Botschaft  vom 
26.  Mai  1899  getan  hat.  —  Er  sieht  in  der  Biersteuer  einen 
Einbruch  in  Grundprinzip  und  Geist  der  Alkoholgesetzgebung, 
denn  der  Umstand,  dass  der  Konsument  die  Steuer  zu  tragen 
hätte  —  wie  aus  Naefs  gründlichen  Untersuchungen  hervor- 
geht — ,  könnte  wieder  zu  einer  Vermehrung  des  mit  Erfolg 
zurückgedrängten  Schnapskonsums  führen.  —  Naef  ist  der  An- 
sicht, dass  die  Erwartungen,  die  sich  die  Landwirtschaft  von 
der  Biersteuer  verspricht,  nicht  in  Erfüllung  gehen  würden. 
„Bekanntlich*',  so  schreibt  er,^)  „stehen  jedoch  die  Preise  unseres 
heimischen  Naturproduktes  erheblich  unter  den  Bierpreisen  und 
werden  deshalb  nur  in  den  geringsten  Qualitäten  und  auch  in 
diesen  nur  in  Jahren  ausserordentlich  reicher  Weinernten^)  mit 
dem  Bier  erfolgreich  in  Konkurrenz  treten  können.  Allerdings 
wird  die  Grosszahl  der  Bevölkerung  bei  Verteuerung  oder  Ver- 
schlechterung des  Bieres  auch  zum  Wein  greifen,  aber  nur  zum 
kleinsten  Teile  zu  den  Weinen  unserer  Produzenten,  in  der  Haupt- 
sache zu  denjenigen  unserer  Importeure  und  dem  der  „Fabri- 
kanten", dem  Kunstwein.  Das  Bier  aber  ist  dem  Kunstwein  vom 
chemischen,  wie  vom  physiologischen  Standpunkte  aus  mit  Rück- 
sicht auf  seine  Zuträglichkeit  als  Genussmittel  weitaus  vorzu- 
ziehen." Schliesslich  kommt  der  Verfasser  des  genannten  Werkes 
zur  Befürwortung  einer  Besteuerung  sämtlicher  alkoholischer  Ge- 
tränke und  zwar  nach  Massgabe  ihres  Alkoholgehaltes  und  im 
weiteren  Sinne  ihres  schädlichen  Einflusses  auf  die  Volksgesund- 
heit.^)  —  Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  uns  in  dieses 
komplizierte  Problem  vertiefen  und  nach  der  Berechtigung  und 


5)  Naef  S.  321. 

ß)  So  z.  B.  im  Jahre  1901,  wo  wir  einen  merklichen  Rückgang  des  Bier- 
verbrauches infolge  der  grossen  Weinernte  des  Vorjahres  konstatieren. 
7)  Naef  S.   340  ff. 
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Durchführungsmöglichkeit  dieser  Besteuerung  fragen.^)  Ohne 
weiteres  müssen  wir  aber  zugeben,  dass  eine  Biersteuer,  soll 
sie  gerecht,  und  logisch  sein,  einer  Besteuerung  sämtlicher 
alkoholischer  Getränke  rufen  müsste.  Die  Weinbauern  und 
die  Weinhändler  —  denn  auch  sie  befürworten  eine  Biersteuer  — 
spielen  somit  mit  einer  gefährlichen  Waffe.  Der  protektionistißcihe 
Pfeil  könnte  auf  den  Schützen  selbst  zurückspringen.  — 


II.  Die  Konsumenten. 


§  9.   Vorbemerkung. 

Wer  sind  nun  die  Konsumenten?  Im  engeren  Sinne  rechnet 
man  nur  diejenigen  Abnehmer  dazu,  die  unmittelbar  ihre  Be- 
dürfnisse mit  den  vom  Handel  herangeschafften  Weinen  be- 
friedigen. Der  Weinhandel  will  Jedoch  in  letzter  Linie  an  diese 
Kreise  herantreten.  Vielmehr  findet  er  seüie  hauptsächlichsten 
Abnehmer  in  denjenigen  Existenzen  des  Erwerbslebens,  die  den 
einzelnen  Konsumenten  näher  stehen  als  er  selbst,  nämlich  in 
den  Zwischenverkäufem,  die  sich  vermittelnd  zwischen  den  Wein- 
händler und  den  letzten  Konsumenten  hineingeschoben  haben. 
Wenn  wir  daher  im  Folgenden  von  den  Konsumenten  sprechen, 
so  möchten  wir  diesen  Begriff  möglichst  weit  gefasst  wissen 
und  darunter  nicht  nur  die  letzten  Konsumenten,  sondern  auch 
diese  Zwischenverkäufer  verstehen. 

Mit  den  erstgenannten  wollen  wir  uns  hier  weniger  ab- 
geben, da  sie  schon  im  Zusammenhang  mit  dem  Konsum  Berück- 
sichtigung fanden.    Vorderhand  soll  hier  nur  nachgetragen  wer- 


8)  Vgl.  Schanz:  Steuern  der  Schweiz,  I.  Bd.,  S.  172.  „Die  Getränke- 
besteuerung  hat  vielleicht  nirgends  mit  grösseren  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
als  in  der  Schweiz.  —  Schon  der  Umstand,  dass  der  Weinkonsum  und  die 
Weinproduktion  in  den  Vordergrund  tritt,  wirkt  natürlich  sehr  erschwerend."  — 
Hasler  (S.  155)  tritt  unentwegt  für  eine  Biersteuer  ein:  „Die  Schweiz. 
Weinbauern  dürfen  den  Gedanken  einer  Bierbesteuerung  nie  aufgeben,  solange 
der  einheimische  Rebbau  so  tief  darniederliegt."  Der  Kampf  um  die  Bier- 
steuer erwacht  von  neuem  wieder;  vgl.  N.  Z.  Z.  1913,  Nr.  25,  erstes  Mor- 
genblatt. 
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den,  dasß  die  Ansprüche  der  letzten  Konsumenten  umso  viel- 
seitiger und  die  Geschmacksveränderungen  umso  häufiger  und 
intensiver  wurden,  je  mehr  der  moderne  Verkehr  eine  wachsende 
Buntheit  und  Wechselhaftigkeit  in  die  Zusammensetzung  der  Be- 
völkerung brachte.  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  die  ge- 
waltigen, neuzeitlichen  Wanderungen,  das  ewi^e  Kommen  und 
Gehen  von  Menschen  eine  Vielseitigkeit  und  Unregelmässigkeit 
der  Bedürfnisse  hervorriefen. 

Die  Forderungen  der  letzten  Konsumenten  werden  nun  dem 
Weinhandel  zumeist  von  den  Zwischenverkäufern  übermittelt.  — 
Mit  diesen  Organen  müssen  wir  uns  hier  etwas  eingehender  be- 
sdhäftigen,  da  sie  von  der  allergrössten  Bedeutung  für  die  Ge- 
staltung des  Weinabsatzes  sind. 

Zwei  Kategorien  Zwischenverkäufer  sind  auseinander- 
zuhalten: 

1.  Die   Wirte, 

2.  die  Kleinverkäufer. 

Die  erste  Stelle  gehört  den  Wirten.  Sie  besorgten  von  jeher 
den  Deteilverkauf  alkoholischer  Getränke  und  nehmen  auch  heute 
noch  den  breitesten  Raum  unter  den  Zwischenverkäufern  ein. 
Die  Klein  verkauf  er  sind  erst  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten 
bedeutsam  geworden,  nachdem  sie  durch  die  Brauereien  und  auch 
durch  den  Weinhandel,  der  seinen  Absatz  ausweiten  musste,  zum 
Nachteile  der  Wirte  gefördert  wurden. 

§  10.    Die  Wirte. 

1.    Die  Bekämpfung  der  Wirt  Schaftsüberzahl. 

Es  wurde  bereits  erwähnt,  dass  die  Alkoholrevision  auch 
ins  Wirtschaftsgewerbe  eingriff.  Wohl  wurde  die  Besteuerung 
gegorener  Getränke  verboten,  hingegen  blieb  die  Besteurung 
der  Wirtschaften  und  des  Kleinverkaufs  in  Quantitäten  unter 
zwei  Litern  dem  Kanton  vorbehalten.  Der  Verkauf  geistiger 
Getränke  in  Wirtschaften  sollte  also  mit  Steuern  belastet  wer- 
den, um  dadurch  den  Konsum  alkoholischer  Getränke  in  den 
Wirtschaften  zu  verteuern  und  zu  vermindern.  Die  Besteuerung 
erscheint  somit  als  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Alkoholmiss- 
Schauwecker  5 


—  Ge- 
brauches, soweit  er  im  übermässigen  Wirtshausbesucli  wurzelt. 
Für  diesen  wurde  indessen  in  hohem  Grade  die  Wirtschafts- 
überzahl verantwortlich  gemacht,  die  sich  in  der  Periode  des 
ungehemmten  „laiaser  faire,  laisser  passer"  mit  besonderer  Wucht 
herausbildete.^  Eine  übermässig  grosse  Zahl  von  Schankstätten 
kann  in  der  Tat,  indem  sie  die  Gelegenheit  und  den  Anreiz  zumj 
Trinken  befördert,  leicht  Veranlassung  zum  Alkoholmissbrauch 
geben. 

Wir  sehen  deshalb,  wie  die  Eantone  nach  der  Alkohol- 
revision in  ihrer  Wirtßchaftsgesetzgebung  zumeist  nicht  allein 
Bestimmungen  über  die  Erwerbung  von  Patenten  erlassen  und 
polizeiliche  Anordnungen  treffen,  sondern  dass  sie  namentlich  der 
sog.  „Bedürfnisklausel"  wachsende  Beachtung  schenken.  Der 
revidierte  Art.  31  ermächtigte  die  Kantone  wiederum,  die  Be- 
werbung zum  Betrieb  einer  Wirtschaft  vom  Vorhandensein  eines 
diesbezüglichen  Bedürfnisses  abhängig  zu  machen.  Der  Ver- 
such, durch  blosse  Erhöhung  der  Patenttaxen  und  der  Anforde- 
rungen an  die  Person  des  Wirtes,  einer  ungesunden  Vermehrung 
der  Wirtschaften  und  insbesondere  der  schlechten  Wirtschaften 
entgegenzutreten,  blieb  ohne  nennenswerten  Erfolg.  Hierüber 
enthält  der  beleuchtende  Bericht  zum  zürcherischen  Wirtschafts- 
schaftsgesetz vom  Jahre  1896  folgende  bemerkenswerte  Aus- 
führungen: 2)  „Weder  lässt  sich  abstellen  auf  eine  blosse  Ver- 
teuerung der  Patente,  noch  auf  verschärfte  Vorschriften  bezüg- 
lich Grösse  und  Einrichtung  der  Wirtschaftslokale;  es  genügt 
auch  nicht,   auf   Vermehrung    der   persönlichen   Garantien    für 


in  20  Kantonen 


1)  Freilich  führte  der  übertriebene  Wettbewerb  von  selbst  wieder  zu 
einer  Vennindening  der  Wirtschaftszahl.  Nach  einer  Zusammenstellung  in 
der   Zeitschrift   f.  schw.  Stat,    Jahrg.    1882,   gab   es: 

im  Jahre  1877  =  17782  Wirtschaften 

,   „   1878  =  18156     „ 

„   „   1879  =  18069     , 

„   «   1880  =  18000 

„       „      1881  =  17955 
Berücksichtigt  man  noch  den  Zuwachs  der  Bevölkerung  und  des  Reise- 
verkehrs, so  konstatiert  man  einen  wesentlichen  Rückgang  der  Wirtschaften. 
Man  schenkte   jedoch   diesen   Vorgängen  keine   Beachtung. 

2)  Vgl.  Zürch.  Amtsblatt  1896  S.  404. 
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gute  Wirtschaftsführung  hinzuwirken.  Der  Ueberwucherung  mit 
Wirtschaften  kann  mit  Erfolg  nur  gesteuert  werden,  wenm  die 
Behörden  der  Pflicht  enthoben  sind,  schrankenlos  Wirtschafts- 
patente zu  erteilen,  sobald  die  persönliche  Eignung  des  Bewerbers 
und  die  sanitarische  Einrichtung  des  Lokales  eine  Abweisung 
nicht  zulassen.  Mit  anderen  Worten:  es  hat  für  die  Patentbe- 
willigung auch  das  Mass  des  Bedürfnisses  nach  einer  Wirt- 
schaft in  Betracht  zu  fallen."  —  Das  zürcherische  Wrrtschafts- 
gesetz  von  1896  limitiert  nun  die  Zahl  der  Wirtschaften  so, 
dass  auf  weniger  als  200  Einwohner  keine  neue  Wirtschaft  mehr 
patentiert  wird,  es  sei  denn,  es  handle  sich  um  Wirtschaften 
mit  bestimmten  Ausnahmen. 3)  Hierüber,  wie  auch  über  die  Ent- 
wicklung des  Schankgewerbes  überhaupt,  orientiert  nachstehende 
Tabelle. 

Trotzdem  und  mit  Recht  klagt  man  auch  unter  dem  Regime 
der  Bedürfnisklausel  über  zu  viele  Wirtschaften.  Wenn  sie  nicht 
der  Zahl  nach,  so  sind  sie  doch  dem  Umfange  nach  gewachsen. 
Immerhin  sind  in  jenen  Kantonen,  die  keine  Beschränkung  der 
Wirtschaften  auf  eine  Normalzahl  kennen,  in  der  Regel  noch 
ungünstigere  Zustände  zu  konstatieren. 

2.  Die  Ueberfüllung  im  Wirtschaftsgewerbe. 
Wie  kommt  es  nun,  dass  alle  Welt  Wirt  werden  will,  während 
doch  jede  Wirte  Versammlung  verkündigt,  dass  unter  heutigen 
Zuständen  nichts  mehr  verdient  werden  kann?  Ein  Hauptgrund 
ist  wohl  der  Mangel  an  Erkenntnis  von  der  wirtschaftlichen 
Abhängigkeit  des  Wirtes.  Der  Einzelne  glaubt  sich  durch  ganz 
besondere  persönliche  Eigenschaften  zum  Wirteberufe  geeignet. 
Freilich  bietet  das  Schankgewerbe  voraussichtlich  für  alle  Zeiten 
reiche  Möglichkeiten  zu  persönlichen  Erfolgen,  nur  muss  es 
von  gelernten  Elementen  betrieben  werden  und  nicht  von  Sta- 
tisten.     Aber    auf   wieviele    der   Wirte   treffen   diese   Voraus- 


3)  Man  hat  die  Bedürfnisklausel  im  Jahre  1885  zugelassen,  speziell  zur 
Bekämpfung  des  Alkoholismus.  Das  Bedürfnisprinzip  ist  aber  gerade  darum 
beschränkt  auf  die  Alkoholwirtschaft  und  darf  nicht  ausgedehnt  werden  auf 
die  alkoholfreie  Wirtschaft.    (Vgl.  Burckhardt,  Kommentar  z.  B.  V.  S.,  S.  299.) 

4)  Jahr    1883. 
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Setzungen  oder  auch  nur  ein  Teil  davon  zu?  Eine  deutliche 
Sprache  reden  in  dieser  Beziehung  die  Wirtschaftspatentgesuche. 
Von  den  Bewerbern  bezeichnen  sich  jeweils  nur  wenige  als 
.Wirte,  oder  alt  .Wirte,  wobei  noch  zu  untersuchen  wäre,  wie 
mancher  diesen  Beruf  jeweils  systematisch  erlernt  hat.  Vielmehr 
gruppiert  sich  die  Mehrzahl  der  Bewerbenden  aus  Elementen, 
die  sich  vorher  in  diesem  oder  jenem  Beruf  vergeblich  versucht 
hatten  oder  durch  Krankheit  oder  körperliche  Untauglichkeit 
zur  Aufgabe  ihrer  früheren  Beschäftigung  gezwungen  wurden.  — 
Aus  dem  letztgenannten  Grunde  erklärt  sich  auch  z.  Z.  die  grosse 
Sterblichkeit  der  Wirte.  Hierauf  wird  zumeist  gar  keine  Rück- 
sicht genommen,  wenn  der  Zusammenhang  zwischen  Beruf  und 
Sterblichkeit  untersucht  wird.^) 

Bezeichnend  für  die  eigenartige  Zusammenwürfelung  der  ver- 
schiedensten Existenzen  im  Wirteberufe  ist  u.  a.  eine  Zeitungs- 


5)  Der  französische  Arzt  Dr.  Louis  Jacquet  kam  in  seinen  Forschungen 
znm  Ergebnis,  dass  in  allen  Ländern  die  Gastwirte  und  Besitzer  ron  Brannt- 
weinschenken eine  ungleich  grössere  Sterblichkeit  aufweisen  als  die  Allgemein- 
heit. „Während  beispielsweise  in  Paris  die  Sterblichkeit  der  Männer  zwi- 
schen 30  und  49  Jahren  36,1  für  das  Tausend  beträgt,  erreicht  sie  unter 
den  Gastwirten  nicht  weniger  als  46,9.  Aehnlich  liegen  noch  die  Verhält- 
nisse in  der  Schweiz;  hier  ist  die  Sterblichkeit  der  Männer  in  dem  an- 
gegebenen Alter  25,8  vom  Tausend,  die  der  Gastwirte  aber  42,59.  Das 
reichste  und  vollständigste  statistische  Material  liefert  England,  wo  seit  1860 
die  Todesursachen  genau  registriert  werden.  Die  englische  Statistik  berechnet 
die  Sterblichkeitsziffer  in  anderer  Form  und  kalkuliert  die  Zahl  der  Manner 
zwischen  25  und  65  Jahren,  die  erforderlich  wäre,  um  in  einem  Jahre  1000 
Todesfälle  aufzuweisen.  Da  zeigt  sich  nun,  dass  in  der  Periode  1880—82  auf 
64,000  erwachsene  Männer  1000  Todesfälle  entfallen,  während  zur  gleichen 
Zeit  64,000  Gastwirte  nicht  weniger  als  1521  Todesfälle  zu  verzeichnen  haben 
würden.  1890—92  ergaben  61,000  Männer  1000  Todesfälle,  während  61,000 
Gastwirte  1642  Todesfälle  zu  verzeichnen  hätten.  Und  von  1900 — 02  ver- 
schiebt sich  die  Zahl  noch  weiter  zu  Ungunsten  der  Gastwirte;  während  auf 
71,000  Bürger  1000  Sterbefälle  entfallen,  würden  im  gleichen  Zeitraum  71,000 
englische  Gastwirte  mit  1669  Todesfällen  zu  rechnen  haben."  —  Wie  weiter 
oben  bereits  bemerkt  wurde,  ist  diese  hohe  Mortalität  zu  einem  grossen 
Teil  dem  Umstand  zuzuschreiben,  dass  viele  Elemente  zum  Wirtegewerbe 
greifen,  wenn  sie  bereits  schlechte  Risiken  geworden  sind.  Untersuchungen 
über  Gastwirte,  die  ständig  diesem  Berufe  oblagen,  würden  jedenfalls 
weit  günstigere  Resultate   ergeben.    Vgl.   N.  Z.  Z.,  Nr.  102  v.  12.  April   1912. 
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notiz.  Nach  dieser  waren  von  28  Wirtßchaftspatentbewerbern 
nur  sieben  Wirte  oder  alt  Wirte.  Unter  den  übrigen  finden 
sich  Kellner,  Metzger,  Bäcker,  Bierbrauer,  Handlanger,  Giesser, 
Schreiner,  Hausfrauen,  eine  Spezereihändlerin,  ein  Strassenbahn- 
kontrolleur  u.  a.  m.  „Mindestens  drei  Viertel  aller  dieser  Be- 
werber" —  so  schreibt  die  N.Z.Z.  (Nr.  318,  1911,  3.  Morgen- 
blatt hierzu,  „besitzen  also  nicht  die  elementarsten  Fach- 
kenntnisse, die  die  Ausübung  des  Gastwirteberufes  not- 
wendigerweise erfordert."  Viele  werden  Wirte,  weil  sie  diesen 
Beruf  für  ungelernte  Arbeit  betrachten,  zu  der  jeder  ausreicht, 
der  einen  Lag-erbestand  auf  Vorschuss  nehmen  und  ein  Wirt- 
sohaftslokal  mieten  kann.  Diese  mittellosen  oder  wenigstens 
kapitalarmen  Existenzen  werden  in  ihrem  Vorhaben  gefördert 
durch  den  Umstand,  dass  sich  das  Kapital  von  zwei  Seiten  förm- 
lich an  sie  herandrängt:  von  selten  der  Grundstückeigentümer 
und  von  selten  der  Getränkelieferanten,  insbesondere  der  Bier- 
brauer. Eine  deutliche  Sprache  redet  in  dieser  Beziehung  nach- 
stehende Tabelle,  die  aus  den  Erhebungen  der  zürcherischen 
Finanzdirektion  hervorging: 


Gesamtzahl 
der  im  Jahre 
Bezirke      1909  erteilten 
Wirtschafts- 
patente 

Von  den  Patentinhabern 

In  Prozenten 

sind  von  den 

pro  1909  sind 
Eigentümer      Mieter 
der  Wirtschaftslokale 

Patentinhabern 

Eigentümer   j       Mieter 

der  Wirtschaftslokale 

Zürich-Stadt     1174 

312 

795 

28,2 

71,8 

„      Land       228 

155 

73 

68,0 

32,1 

Affoltern  .     .     114 

88 

26 

77,2 

22,8 

Horgen     .     .     273 

210 

63 

76,9 

23,1 

Meilen      .     .     178 

152 

26 

85,4 

14,6 

Hinwil      .     .     323 

258 

65 

79,7 

20,3 

Uster  ...     161 

125 

36 

77,6 

22,4 

Pfaffikon  .     .     155 

141 

14 

91,0 

9,0 

Winterthur    .     457 

317 

140 

69,3 

30,7 

Andelfingen   .     128 

112 

16 

86,5 

13,5 

Bülach      .     .     165 

137 

28 

83,0 

17,0 

Dielsdorf  .     .     118 

106 

12 

89,8 

10,2 

Total  3407 

2113 

1294 

62,1 

37,9 
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In  der  Stadt  Zürich  werden  somit  7 1,8  o/o  aller  Wirtschaften 
vom  Mieter  und  nur  28,2 o/o  vom  Hauseigentümer  selbst  be- 
trieben, wobei  noch  zu  beachten  ist,  dass  diese  Eigentümer 
oft  genug  durch  langiährige  Bierlieferungsverträge  und  drückende 
Hypothekarverpflichtungen  an  eine  Brauerei  gebunden  sind.  Von 
den  Mietern  ist  nach  dem  Berichte  des  zürcherischen  Stadt- 
rates (1909  S.  91)  zudem  der  grössere  Teil  nicht  einmal  in 
direkter,  sondern  in  Aftermiete,  da  die  Brauereien  und  Bier- 
depothalter die  Hand  auf  ungezählte  Lokale  geschlagen  haben 
und  diese  die  Weitervermietung  betreiben.  Sowohl  der  Haus- 
eigentümer wie  auch  die  Brauerei  suchen  aus  diesem  Verhältnis 
Nutzen  zu  ziehen.  Einerseits  werden  die  Mietzinse  damit  ge- 
schraubt, anderseits  verpflichtet  der  Bierbrauer  den  Wirt  zur 
Bierabnahme.  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  bei  solchen  ab- 
hängigen Wirten  das  persönliche  Element,  von  dem  wir  weiter 
oben  sagten,  dass  es  stark  mache  und  im  Wirtschaftsgewerbe 
zum  Erfolge  führen  könne,  relativ  zurückbleiben  muss.  Die 
Freiheit  ist  meist  bittere  Hlusion,  und  dieser  Drang  nach  Selb- 
ständigkeit war  es  doch,  der  oft  zur  Ergreifung  des  Wirte- 
berufes lockte  und  der  heute  noch  viele  blendet  und  nicht  zu- 
letzt an  der  UeberfüUung   des  Wirteberufes  schuld  ist. 

3.    Die  Folgen  übertriebener  Konkurrenz- 
verhältnisse. 

Im  Masse,  wie  ungelernte  Elemente  in  das  Wirtschaftswesen 
eindringen,  verschlechtert  sich  naturgemäss  die  Lage  des  Wirte- 
standes. Selbstverständlich  gibt  es  —  und  dies  können  wir 
nicht  genug  betonen  —  Wirte,  die  früher  in  anderen  Erwerbs- 
zweigen tätig  waren  und  dennoch  ihrem  jetzigen  Berufe,  den 
sie  nie  systematisch  erlernt  haben,  zur  Ehre  gereichen.  Weit 
grösser  ist  aber  der  Zuzug  von  unrechnerischen  Elementen,  die 
nicht  allein  die  Kauf-  und  Mietspreise,  sowie  die  anderen  Un- 
kosten in  die  Höhe  treiben,  sondern  vor  allem  durch  ihre 
Schleuderkonkurrenz  Verwirrung  in  das  Wirtschaftsgewerbe 
bringen. 

Daraus  erklärt  sich  die  seit  Jahren  bestehende  Krisis  im 
Wirtschaftsgewerbe,  die  schon  aus  der  ausserordentlich  hohen 
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Zahl  der  Pfändungen  und  Konkursandrohungen  gegen  Angehörige 
dieser  Berufsklasse  ersichtlich  wird.^)  —  Die  Schleuderkonkurrenz 
der  Ungelernten,  die  beständig  kommen  und  vergehen,  das  Wirt- 
schaftsgewerbe verderben  und  ihre  kleinen  Vermögen  dabei  ver- 
lieren, zieht  noch  andere  für  den  Staat  äusserst  bedenkliche 
Folgen  nach  sich.  —  Unter  dem  Drucke  der  ungünstigen  Ver- 
hältnisse unterliegt  eine  nicht  gei'inge  Zahl  der  Wirte  der  Ver- 
suchung, ihr  Geschäft  in  einer  Weise  zu  führen,  die  von  einem 
„ordentlichen  und  ehrbaren"  Betrieb,  wie  er  von  den  Wirt- 
schaftsgesetzen zumeist  verlangt  wird,  weit  entfernt  ist.  Mancher 
Wirt  kann  schlechterdings  nicht  auf  seine  Kosten  kommen,  ohne 
zu  entgleisen.  Der  durch  die  Ueberfüllung  im  Wirtschafts- 
gewerbe bedingte  Mangel  an  ausreichender  Frequenz  der  Lokale 
wird  auszugleichen  versucht  durch  Mittel,  die  mit  einem  soliden 
Betriebe  unvereinbar  sind,  namentlich  auch  durch  Forcierung 
des  Umsatzes.  Dazu  muss  oft  eine  trinkfeste  Kellnerin  und 
eine,  die  zum  Teil  zu  animieren  versteht,  dienen.  Wenn  solche 
Wein  Verkäuferinnen,  trotz  des  Kampfes,  der  gegen  sie  geführt 
wurde,  noch  immer  existieren,  so  erklärt  sich  dies  nicht  aus 
einem  Mangel  an  Schärfe  der  Wirtschaftspolizei  (diese  Schärfe 
ist  vorhanden),  sondern  mehr  aus  der  allgemeinen  Lage  des  Wirt- 
schaftsgewerbes.'^)  „Mit  blosser  Schliessung  der  anrüchigen  Lo- 
kale ist  gegen  diese  Zustände  nicht  aufzukommen.  Damit  be- 
seitigt man  zwar  die  offenkundigen  Auswüchse,  ohne  aber  das 
Uebel,  nämlich  den  ökonomischen  Niedergang  des  Wirtschafts- 
gewerbes an  der  Wurzel  zu  fassen."^)  Es  liegt  nicht  im 
Rahmen  dieser  Arbeit^  Vorschläge  zur  Sanierung  des  Wirtschafts- 
gewerbes zu  machen.  Vielmehr  sollen  die  Vorgänge  in  diesem 
Berufszweige  nur  insoweit  Erwähnung  finden,  als  sie  für  die 
Gestaltung  des  schweizerischen  Weinhandels  von  Bedeutung  sind. 

ß)  So  werden  im  Kanton  Zürich  bei  der  jährlich  stattfindenden  Er- 
neuerung der  Patente  stets  mehrere  Hundert  Einsprachen  auf  Grund  von 
Verlustscheinen  oder  wegen  Nichtbezahlung  der  Steuern  erhoben  und  einige 
Dutzend  Patentbewerber,  die  ihre  Gläubiger  nicht  abfinden  können,  auf  Grund 
des    §  16  a    des    Wirtschaftsgesetzes    zurückgewiesen. 

7)  Geschäftsbericht  des   zürch.   Stadtrats,    1908,   S.   91. 

8)  N.  Z.  Z.,  1911,  Nr.  318:  Der  Zudrang  zum  Wirtschaftsgewerbe,  3. 
Morgenblatt. 
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Die  Proletiarisierung  des  Wirtechaftsgeweirbes  ist  nun  eine  jener 
Tatsachen,  der  wir  besondere  Beachtung  schenken  müssen,  denn 
sie  übte  den  nachhaltigsten  Einfluss  auf  die  gesamte  Wein- 
branche aus. 

Je  mehr  Elemente  in  den  Wirteberuf  eindrangen,  die  weder 
Waren-  noch  Geschäftskunde  mit  sich  brachten,  desto  mehr  hatte 
der  ehrliche  Handel  zu  leiden.  Was  nutzte  ihm  das  Anpreisen 
reeller  Weine,  wenn  eine  grosse  Zahl  Wirte  die  Qualität  nicht 
einmal  mehr  annähernd  zu  beurteilen  vermochte  und  gewöhnlich 
die  geringwertige  Ware  der  preiswürdigen  vorzog?  Es  gab  im 
Weinhandel  Unternehmer  genug,  die  aus  dieser  Unkenntnis  Nutzen 
zogen  und  mit  einer  formell  billigen,  tatsächlich  aber  teuem 
Ware  aufwarteten,  umsomehr  als  mit  der  Proletarisierung  des 
Wirtschaftsgewerbes  auch  eine  solche  des  Handels  Hand  in  Hand 
ging.  Auf  diese  Weise  —  weiter  unten  werden  wir  ausführ- 
licher —  trat  das  objektive  Konkurrenzmittel,  nämlich  die  tat- 
sächliche Ueberlegenheit  im  Preise  und  in  der  Qualität  des 
gelieferten  Weines  immer  mehr  zurück  und  die  persönliche 
Suggestion  rückte  in  den  Vordergrund.  —  Selbstverständlich 
nahm  diese  Beeinflussung  und  Willfährigmachung  der  Wirte  zu 
gunsten  einer  bestimmten  Firma  nicht  die  erfreulichste  Grestalt 
an.  Gerade  im  Verkehr  mit  den  Eindringlingen  im  Wirtschafts- 
gewerbe zeigten  sich  die  schlimmsten  Auswüchse  und  die  lächer- 
lichsten Gepflogenheiten.  Unter  dem  Drucke  der  Verhältnisse 
musste  sich  der  Weinhandel  nicht  nur  daran  gewöhnen,  dumm- 
dreiste Bemerkungen  und  ungerechte  Kritiken  unerwidert  hin- 
zunehmen, er  musste  auch  lange  Zahlungsziele  bewilligen,  un- 
gerechte Abzüge,  vor  allem  aber  hohe  Absatzsposen  dulden.  Denn, 
wer  die  grösste  Zeche  bezahlt,  bekommt  nur  zu  oft  die  heiss 
umstrittene  Bestellung.  Es  ist  klar,  dass  die  hohen  Verkaufs- 
spesen wieder  herausgeschlagen  werden  mussten,  sei  es  nun, 
indem  sie  kompensiert  wurden  durch  einen  formellen  Preisauf- 
schlag oder  durch  eine  Qualitätsverschlechterung.  Beide  Mo- 
mente konnten  naturgemäss  nur  ungünstig  auf  den  Weinkonsum 
wirken,  umsomehr,  als  sich  auch  das  Wirtschaftsgewerbe  in 
zunehmendem  Masse  genötigt  sah,  immer  höhere  Preiszuschläge 
zu  machen.     Die  Ueberfüllung   hat  auch  hier  einer  beträcht- 
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liehen  ungesunden  Brhöliung  der  Unkostein  gerufen.  Der  Ge- 
tränkeverkauf sollte  nun  diese  erhöhten  Absatzspesen  wieder 
einbringen.  Und  da  war  es  hauptsächlich  der  Wein,  der  zu 
diesem  Zwecke  ausersehen  war,  weil  er  sich  dazu  am  besten 
eignete.  So  wurde  es  Uebung,  dass  die  Wirte  ihre  Weine  mit 
einem  Zuschlag  von  100  und  mehr  Prozent  auf  den  Ankaufs- 
preisen detaillierten.  Es  hat  keineswegs  an  Protesten  gegen 
diese  teure  Vermittlertätigkeit  der  Wirte  gefehlt.  Schon  im 
Jahre  1885  lesen  wir  im  Berichte  der  Zürcher  Handelskammer,^) 
dass  an  der  Abnahme  des  Weinkonsums  zu  einem  guten  Teil 
der  Wirt  schuld  sei,  der  einen  Gewinn  von  bis  300 o/o  bean- 
beanspruche.  „Der  hiesige  Wirt"  —  so  heisst  es  da  wörtlich  — 
„verkauft  seinen  Wein  immer  zum  nämlichen  Preise,  ob  er 
billig  oder  teuer  eingekauft  ist.  Erlauben  die  Einkaufspreise 
keinen  hohen  Bruttogewinn,  so  setzt  er  seinen  Gästen  eine 
minderwertige  Ware  vor."  Dieser  Vorwurf  ist  nicht  ganz  un- 
begründet. Immerhin  muss  zu  gunsten  des  Wirtschaftsgewerbes 
erwähnt  werden,  dass  der  letzte  Konsument  diese  Gleichmässig- 
keit  im  Preise  tatsächlich  verlangte  und  forderte.  Auch  in  anderen 
Branchen  lässt  sich  leicht  feststellen,  dass  die  Preise  umso 
stabiler  werden,  je  näher  die  Ware  an  den  letzten  Konsumenten 
heranrückt.  Die  angedeutete  Preisverschleierung  durch  Qualitäts- 
verschlechterung ist  allerdings  im  Verkehr  mit  Wein  besonders 
stark  hervorgetreten.  Es  erklärt  sich  dies  aus  der  eigenartigen 
Natur  des  Weins,  die  nur  von  Fachleuten  einigermassen  zu- 
treffend beurteilt  werden  kann. 

4.  Die  Bedeutung  der  Bedürfnisklausel. 
Wir  haben  gesehen,  wie  übertriebene  Konkurrenzverhältnisse 
im  Wirtschaftsgewerbe,  indem  sie  Preiserhöhungen  und  Qualitäts- 
verschlechterungen herbeirufen,  hemmend  auf  den  Weinabsatz 
wirken  können.  Auf  diese  Weise  erklärt  sich  denn  auch  die 
interessante  Tatsache,  dass  hier  das  ungehinderte  laisser  faire 
auf  die  Dauer  gar  nicht  so  verderbliche  Folgen  zeitigen  muSiS, 
wie  schlechthin  angenommen  wird.  Im  Kanton  Zürich  ist  so- 
gar festgestellt  worden,  dass  die  Zahl  der  Kleinverkaufsstellen,. 


9)  B.  H.  &  I.  Zeh.,  1885,  S.  133. 
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die  keiner  Bedürfnisklausel  unterstellt  sind,  sich  um  1,51  %  ver- 
minderte, während  die  den  Bedürfnisparagraphen  unterworfenen 
Wirtschaften  nur  um  0,56 o/o  zurückgingen.  „Viele  Bewerber" 
—  so  heisst  es  in  dier  Begründung  dieser  Erscheinung  —  „die 
den  gewünschten  Gewinn  nicht  fanden,  haben  auf  das  Patent 
verzichtet."  ^^} 

Trotzdem  treten  die  Alkoholgegner  eifrig  für  eine  energische 
Beschränkung  der  öffentlichen  Schankstellen  und  für  die  Ein- 
führung der  Bedürfnisklausel  auch  für  Kleinverkaufslokale  ein.^^) 
Denn  der  Glaube  hat  sich  zu  sehr  eingewurzelt,  dass  der  Al- 
koholismus mit  der  Wirtschaftszahl  ab-  und  zunehme.  Abge- 
sehen davon,  dass  ein  relatives  Zurückgehen  der  Wirtschaftszahl 
durch  eine  Vergrösserung  der  Lokale  mehr  denn  wettgemacht 
werden  kann,  hat  die  Erfahrung  gezeigt,  dass  der  Alkoholismus 
ganz  unabhängig  von  den  Wirtschaften  bestehen' kann. ^ 2)  „In  der 
Stadt,  in  den  grossen  Industriegemeinden,  wo  eine  etwas  fieber- 
haft gesteigerte  Lebens tätigkeit  auch  einem  gesteigerten  Zer- 
streu ungs-  und  Geselligkeitsbedürfnis  gerufen  hat,  nimmt  die 
Befriedigung  desselben  manchmal  Formen  an,  die  in  ruhigen  länd- 
lichen Gegenden  nicht  bekannt  sind.  In  diesen  Industriezentren 
ist  eine  Beschränkung  der  Versuchung  schon  mit  Rücksicht  auf 
die  hier  zusammenströmenden  jungen  Leute,  denen  der  Halt 
des  Elternhauses  fehlt,  durchaus  am  Platze.  Auf  dem  Lande 
hat  eine  grössere  Zahl  von  Wirtschaften  eher  die  Verminderung 
des  Wirtshausbesuches  zur  Folge.  Auf  je  mehr  Lokale  sich 
hier  die  beschränkte  Zahl  der  Bevölkerung  verteilt,  desto  weniger 
besteht  für  den  Besucher  Aussicht,  dass  der  eigentliche  Zweck 

1^)  Rechenschaftsbericht  des  Regieningsrates  an  den  zürch.  Kantonsrat, 
Jahrg.  1908,  S.   114. 

11)  Der  Alkoholgegnerbund  verlangte  beispielsweise  den  Rückkauf  von 
Wirtschaftspatenten.  Nach  seiner  Ansicht  sollten  10 o/o  der  Einnahmen  zu 
diesem  Zwecke  verwendet  und  vom  1.  Januar  1923  an  grundsätzlich  keine 
Entschädigungen  mehr  bezahlt  werden.  Es  besteht  dabei  offenbar  die  Mei- 
nung, die  Zahl  der  Wirtschaften  sei  bis  zu  genanntem  Termin  durch  Rück- 
kauf so  weit  zu  reduzieren,  dass  sie  die  zulässige  Normalzahl  (eine  auf  200 
Einwohner)  nicht  mehr  übersteige.  —  Demgegenüber  nimmt  nun  die  N.  Z.  Z. 
Stellung  und   berechnet,   dass   fragliche  10 o/o   lange  nicht  ausreichen  würden. 

12)  Vgl.  N.  Z.  Z.,    1911,    Nr.    221,    erstes    Morgenblatt 
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seines  Wirtshausbesuches  —  Gedankenaustausch  in  zusagender 
Gesellschaft  —  befriedigt  wird.  Der  Gast  langweilt  sich  und 
damit  verliert  das  Wirtshaus  für  ihn  nach  und  nach  seinen 
Reiz."  (N.Z.Z.  Nr.  221,  1911.)  Diese  Bemerkungen  sind  durch- 
aus zutreffend,  sie  weisen  auf  Tatsachen  hin,  die  in  den  Ge- 
meinden auf  dem  Lande  vielfach  beobachtet  werden  können. 

In  seiner  Schrift  „Vergleichende  Darstellung  der  Gesetze 
und  Erfahrungen  einiger  ausländischer  Staaten",  die  im  Jahre 
1884  erschien,  erbrachte  Milliet  für  eine  Reihe  von  Ländern  den 
Beweis,  dass  die  blosse  Reduktion  der  Wirtshäuser  wohl  gelegent- 
lich und  in  besonderen  Fällen  eine  Eindämmung  des  Alkoholismus 
oder  des  davon  zu  unterscheidenden  Wirtshausschadens  oder 
beider  Uebel  zusammen  bewirken  mag,  dass  aber  von  der  Mass- 
regel der  Natur  der  Dinge  nach  weder  ein  allgemein  durch- 
greifender, noch  ein  sicherer  Erfolg  zu  erhoffen  ist.^^) 

Auch  Vertreter  der  Weinbranche  verlangen  ab  und  zu  eine 
Verminderung  der  Wirtschaftszahl.  Viele  tun  dies,  ohne  eigent- 
lich zu  wissen  warum;  sie  sind  unzufrieden  mit  den  gegenwärtigen 
Zuständen  und  sind  froh,  wenn  nur  etwas  geschieht  —  gleich- 
gültig, was  auch  geschehe.  —  Andere  wieder  erwarten  von 
einer  Reduktion  der  Wirtschaftszahl  eine  Sanierung  und  eine 
allmähliche  Ausmerzung  der  durch  übertriebene  Konkurrenz- 
verhältnisse gezeitigten  bedenklichen  Gepflogenheiten.  —  Sie 
legen  mit  Recht  Wert  auf  die  Erziehung  eines  tüchtigen  Wirte- 
standes und  verlangen  deshalb  zumeist  auch  neben  einer  Ver- 
minderung der  Wirt  Schafts  zahl  die  Einführung  eines  Befähigungs- 
nachweises  und   dergl.    mehr. 

Eine  dritte  Kategorie  Weinhändler  —  sie  umfasst  nur  wenige 
—  befürwortet  eine  ausgiebige  Anwendung  der  Bedürfnisklausel 
im  Interesse  der  Festigung  und  Förderung  des  Monopols,  das 
durch  diese  dem  Wirtschaftsgewerbe  zugesichert  ist.  Denn  wie 
der  Bierbrauer,  kann  auch  dieser  oder  jener  Weinhändler  dieses 
Monopol  auf  kapitalistischem  Wege  in  seinen  Bereich  ziehen 
und  ausnutzen.  Das  erwähnte  Monopol  steht  dem  Eigentümer 
der  Wirtschaftsrealitäten  zu.  —  Er  besitzt  schon  vermöge  der 
geeigneten  Lage   seiner  Liegenschaft   ein   natürliches  Monopol, 


13)  Milliet  in  Reichesberg  Hdw.,  IL  Bd.,  S.  155. 
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das  sich  in  denienigen  Kantonen,  welche  die  Wirtschaftszahl 
vom  Bedürfnis  abhängig  machen,  zum  gesetzlichen  Monopol  aus- 
gestaltet hat.^*)  „Sobald  eine  Beschränkung  in  der  Zahl  der 
Wirtschaften  statuiert  ist,  erhält  das  Wirtschaftspatent  einen 
mit  der  Zeit  immer  zunehmenden  Wert,  so  dass  sich  notwendig 
eine  Spekulation  entwickeln  muss.  Wird  das  Lokal  als  massgebend 
betrachtet,  so  besteht  in  gewissem  Umfange  ein  Monopol  für  die 
bestehenden  Wirtschaften,  das  mit  dem  Hause  veräussert  werden 
kann  und  dessen  Wert  erhöht."  (Rechtsgutachten  von  Dr.  Ryf 
vom  7.  Januar  1899  zuhanden  der  zürcherischen  Finanz- 
direktion.) ^^) 

Eine  derartige  Entwicklung  lässt  sich  beispielsweise  im 
Kanton  Zürich  recht  deutlich  verfolgen.  Im  beleuchtenden  Be- 
richte zum  Gesetze  vom  Jahre  1896  wurde  in  gesperrter  Schrift 
die  Zusicherung  gegeben:  „Die  zur  Zeit  bestehenden  Wirtschaften 
sollen  in  Hinsicht  auf  die  Bedürfnisbestimmungen  ausser  Frage 
stehen."  1^)  Die  natürliche  Folge  des  hieraus  resultierenden 
Privilegiums  war  die  Erhöhung  des  Wertes  der  betreffenden 
Liegenschaften.  Bei  Handänderungen  mussten  nun  die  mit  dem 
Grundbesitz  erworbenen  Wirtschaftsrechte  entsprechend  bezahlt 
werden.  Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Monopolstellung  von  der 
Grosszahl  der  derzeitigen  Eigentümer  beim  Erwerb  der  Wirt- 
schaftsrealitäten vergütet  oder  der  Mehrwert  durch  hypothe- 
karische Belastung  bereits  eskomptiert  ist.  Da  jedoch  die  spä- 
teren Erwerber  im  guten  Glauben  handelten,  so  würden  sie  — 
bezw.  ihre  Hypothekargläubiger  —  durch  eine  Aufhebung  des 
Versprechens  vom  Jahre  1896  empfindlich  geschädigt.  Billig- 
keitsrücksichten sprechen  somit  für  die  Gewährung  einer  Ent- 
schädigung im  Falle  des  mehr  oder  weniger  zwangsweisen  Ver- 
zichtes auf  das  Monopol.  Mit  einem  solchen  Verzicht  rechnen 
iedoch  die  gegenwärtigen  Eigentümer  der  Wirtschaftsrealitäten 
keineswegs.  Vielmehr  denken  sie  an  eine  Erschwerung  der 
Eröffnung  neuer  Wirtshäuser.    Deshalb  verlangen  auch  sie  eine 


1*)  Naef  S.  225. 

15)  Vgl.  Amtsblatt  des  Kantons  Zürich,  3.  Jahrg.,   1908,  S.  17. 
1^)  Vgl.   Dr.    Klaus   im   Schweiz.   Zentralblatt  für   Staats-   und   Gemeinde- 
verwaltung,  XI.   Jahrg.,    S.    105  ff. 
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straffe  Handhabung  der  Bedürfnisklausel,  obgleich  sie  dabei  Ge- 
fahr laufen,  dass  man  zuletzt  auch  ihre  Rechte  antasten  könnte.  — 

Die  grosse  Mehrzahl  der  Eigentümer  von  Wirtschaftsreali- 
täten bildet  nun  keine  unabhängige  Kategorie.  Vielmehr  indenti- 
fizieren  sich  die  Eigentümer  zumdst  mit  Brauer  oder  Wirt 
und  in  letzter  Zeit  auch  mit  Weinhändler.  Denn  weitaus  der 
grösste  Teil  der  Realitäten  —  (nach  Naef  sind  es  an  80— 90 o/o)  i^) 
wenn  man  nicht  die  Anzahl,  sondern  Wert  und  Bedeutung  be- 
rücksichtigt —  werden  von  der  Grossbrauerei  behufs  Sicherung 
des  Absatzes  erworben,  gepachtet  oder  belehnt.  Wer  sich  hier- 
über klar  ist,  der  begreift  auch,  weshalb  in  Wirtekreisen  so 
geteilte  Ansichten  über  die  Mittel  zur  Sanierung  des  Berufes 
herrschen.  Auf  der  einen  Seite  stehen  diejenigen  Wirte,  deren 
Interessen  mit  dem  Grundbesitze  verknüpft  sind  —  sei  es  durch 
Eigentums-  oder  durch  kapitalistische  Abhängigkeitsverhältnisse 
—  anderseits  treten  uns  Wirte  entgegen,  die  sich  über  das 
Monopol  der  Grundbesitzer  auf  das  Bitterste  beklagen  und  dieses 
usurpierte  Recht  für  die  Verteuerung  der  Wirtschaftslokalitäten 
und  ihre  Ueberzahl  verantwortlich  machen.  Bezeichnend  für 
die  letztere  Richtung  ist  z.  B.  ein  Initiativbegehren,  das  von 
zürcherischen  Wirten  ausging  und  die  gänzliche  Unterdrückung 
des   Handels   mit    Wirtschaf tspatenten    postuliert. ^^) 

Aus  diesen  Interessengegensätzen  erklärt  sich  nicht  zu- 
letzt, dass  bis  heute  die  Bestrebungen  der  organisierten  Wirte, 
eine  Sanierung  innerhalb  des  eigenen  Gewerbes  durchzuführen, 
wenig  Erfolg  haben  mussten.  Mit  umso  grösserem  Nachdruck 
wurde  aber  der  Kampf  gegen  den  gemeinsamen  Konkurrenten, 
den  Klein  verkauf  geistiger  Getränke  „über  die  Gasse*',  geführt.  — 

§  11.    Die  Kleinverkäufer. 

1.    Das   Tätigkeitsgebiet   der   Kleinverkaufs- 
stellen. 
Der   Kleinhandel   mit   alkoholischen    Getränken   hat   in   den 
letzten  Jahren  ganz  bedeutende  Veränderungen  erfahren.     Der 

17)  Naef   S.    224. 

18)  Initiativbegehren  (unterzeichnet  von  Huber-Dudler,  Preiergasse,  Zürich  I 
und   10  Genossen  aus   Zürich  und  Umgebung).    Amtsblatt   S.   20. 
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Kantone 

Zürich 
Bern     . 
Luzern 
Uri       . 
Schwyz 
Obwalden 
Nidwaiden 
Glarus 
Zug      . 
Freiburg 
Solothurn 
ßaselstadt 
Baselland 
Schaffhausen 
Appenzell  A.-Kh 
„       I.-Rh 
St.  Gallen 
Graubünden 
Aargau 
Thurgau 
Tessin  . 
Waadt . 
Wallis . 
Neuenburg 
Genf     .     . 


unter  2  Liter 

Jahr  1897 

1757 

195 

48 

37 


205 
64 
41 


Zwei  Liter- 
verkäufe 

1089 
272 


gewaltige  Wettbewerb  zwang  zur  Ausnutzung  der  letzten  Ab- 
satzmöglichkeiten: auch  ausserhalb  des  Wirtsihauses  und  unbe- 
kümmert der  hohen,  verkaufshemmenden  Wirtepreise  sollte  der 
Verschleiss  geistiger  Getränke  vor  sich  gehen  und  damit  dem 
weniger  Bemittelten  Gelegenheit  geboten  sein,  kleine  Mengen 
zu  niedrigen  Preisen  zu  erwerben.  Diesem  Bedürfnis  kamen 
nun  die  Klein  verkauf  er  entgegen,  und  so  glitt  der  Verkauf 
über  die  Gasse  mehr  und  mehr  in  ihre  Hände  hinüber,  während 
er  früher  hauptsächlich  von  den  Wirten  besorgt  wurde.  Leider 
lässt  sich  die  Zahl  der  Kleinverkaufsstellen  nur  ungenau  er- 
mitteln: ^) 

Eleinverkaufsstellen       „     ...  Einwohner  auf  das  Total 

von  Wirtschaften,  Kleinver- 
käufen u.  Zweiliterverkäofen 
86 
151 
161 
74 
63 
157 
132 
57 
70 
182 
126 
142 
156 
102 
83 
90 
107 
80 
123 
72 
107 
138 
178 
110 
106 


112 

88 


402 

37 
26 

422 


412 


259 
332 
352 

127*) 


Total  — 

*)  Laut   Reg.-Rats-Bericht   pro    1898. 


113 


1)  Vgl.  Naef  S.  284. 
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Der  Kleinverkauf  über  die  Gasse  fand  seine  besondere  För- 
derung durch  die  schweizerische  Alkoholrevision.  Durch  Dar- 
bietung von  geg^orenen  Getränken  zu  billigem  Preise  wollte! 
man  ebensowohl  dem  Schnapstrinken,  als  auch  dem  übermässigen 
Wirtshausbesuch  entgegenarbeiten.  Demzufolge  wurde  im  Ar- 
tikel 32  bis  Abs.  2  der  B. -Verfassung  der  sogenannte  Gross- 
verkauf in  Mengen  über  zwei  Liter  für  das  ganze  Gebiet  der 
Eidgenossenschaft  von  jeder  Steuer  befreit.  Nur  der  Klein- 
verkauf unter  zwei  Litern  wurde  der  Kompetenz  der  Kantone 
unterstellt  und  konnte  von  diesen  kontrolliert,  beschränkt  und 
besteuert  werden. 

Der  Kanton  mag  somit  noch  so  strenge  sanitarische  Be- 
stimmungen über  den  Verkauf  von  zwei  und  mehr  Litern  auf- 
stellen, eines  Patentes  bedarf  der  Verkäufer  nicht  und  die  Zahl 
der  Verkaufsstellen  kann  eine  unbeschränkte  sein.  Kein  Wunder, 
dass  solche  „Zweiliterwirtschaften"  (Doppellitereien),  wie  sie  der 
Volksmund  nennt,  weil  sie  häufig  in  Uebertretung  des  Gesetzes 
zum  Konsum  an  Ort  und  Stelle  geradezu  einladen,  wie  Pilze  aus 
der  Erde  schössen.  Ihre  Vermehrung  ging  dort  besonders  stark 
vor  sich,  wo  die  patentpflichtigen  Klein  verkaufssteilen  hohen 
Taxen  unterstellt  waren.  Denn  sobald  die  Kantone  strengere 
Bestimmungen  über  den  Kleinverkauf  unter  zwei  Litern  er- 
liessen,  so  hatte  dies  stets  ein  Aufkommen  der  Zweiliterwirt- 
schaften zur  Folge.  Diese  Entwicklung  lässt  sich  auch  aus  den 
Angaben  des  zürcherischen  Regierungsrates  herauslesen.  Im 
Kanton  Zürich  betrug  die  Zahl  der  an  Kleinverkäufer  verab- 
reichten Patente 

im  Jahre  1896:  1276  1899:  1971 

„      1897:  1716  1900:  1922 

„      1898:  1964  1901:   1606 2) 

Die  erhebliche  Verminderung  für  1901  ist  darauf  zurück- 
zuführen, dass  bei  Anlass  der  Neutaxation  eine  Erhöhung  der 
Gebühren   stattfand    und    einzelne    frühere    Inhaber    von   Klein- 

2)  Vgl.  Amtsblatt  des  Kantons  Zürich  1901  S.  721.  —  Vor  dem  Jahre 
1896,  d.  h.  vor  dem  Erlass  des  Wirtschaftsgesetzes,  war  die  Erwerbung  von 
Kleinverkaufspatenten  nicht  erforderlich;  es  fehlen  deshalb  Anhaltspunkte  zur 
Bestimmung  der  Zahl  der  damals  vorhandenen  Kleinverkaufsstellen. 

Schauwecker  6 
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verkaufspatenten  deswegen  auf  ein  Patent  verzichteten.  Wenn- 
gleich ein  grosser  Teil  den  Handel  mit  geistigen  Getränken 
unter  dem  Drucke  des  übertriebenen  Wettbewerbes  aufgegeben 
haben  mag,  so  ist  dennoch  zu  vermuten,  dass  nicht  wenige  siich 
mit  „Zweiliterwirtschaften"  aushelfen. 

Im  Zweiliterartikel,  der  eine  erfolgreiche  Bekämpfung  der 
Kleinverkaufsstellen  illusorisch  machte  und  deren  Zahl  lediglich 
dem  freien  Spiel  der  Konkurrenz  überliess,  erblickten  die  Alkohol- 
gegner eine  öffentliche  Gefahr,  die  Wirte  dagegen  eine  erheb- 
liche Beeinträchtigung  ihres  Gewerbes.  Es  ist  ohne  weiteres 
klar,  dass  der  Zweiliterartikel  das  Wirtschaftsgewerbe  benach- 
teiligt. Die  Ungerechtigkeit  dieser  Bestimmungen  wurde  von 
den  Wirten  aber  erst  in  ihrer  ganzen  Wucht  empfunden,  als 
die  Brauereien  den  Flaschenbierhandel  einführten.  —  Solange 
nur  „der  Weinverkauf  über  die  Gasse"  Trumpf  war,  blieb  dem 
Wirt  immer  noch  ein  genügend  grosses  Wirkungsgebiet  vor- 
behalten —  er  war  wenigstens  der  ausschliessliche  Detaillist 
vom  Bier.  —  Als  sich  aber  in  den  90er  Jahren  des  vergangenen 
Jahrhunderts  die  Konkurrenz  im  Brauwesen  verschärfte,  sahen 
sich  die  Bierbrauer  genötigt,  „auf  alle  Weise  den  Absatz  zu 
fördem".3)  gie  hatten  sich  gegenseitig  die  Wirte-Kundschaft 
ausgekauft  und  damit  grosse  Risiken  übernommen.  Um  einen 
erhofften  Umsatz  und  namentlich  eine  bessere  Risikoverteilung 
herbeizuführen,  wandten  sich  die  Brauer  direkt  an  die  Privaten, 
indem  sie  diesen  Flaschenbier  verabreichten.  Sie  konnten  dies 
umso  eher  tun,  als  sie  den  Protest  der  zum  grössten  Teil  kapi- 
talistisch gebundenen  Wirte  nicht  zu  fürchten  hatten. 

Herbeigeführt  durch  die  gewaltige  Vermehrung  des  Ange- 
botes von  Flaschenbier  trat  bald  genug  ein  erheblicher  Preis- 
rückgang ein,  der  nahezu  100  o/o  betrug.  Naef  erwähnt  beispiels- 
weise, dass  die  Konsumvereine  von  den  Brauereien  grosse  Quan- 
titäten kauften,  die  Flasche  zu  I2V2  Cts.,  somit  1  hl  Bier  au!f 
Flaschen  gefüllt  zu  21  Fr.  Mit  diesen  grossen  Detailverkäufem, 
die  zudem  eine  relativ  geringe  Patentgebühr  zu  bezahlen  hatten, 
konnten  nun  die  Wirte  keineswegs  konkurrieren.  Sie  gelangten 
deshalb  wiederholt  an  die  Brauer  mit  dem  Begehren,  diese  sollten 

3)  Naef    S.    297. 
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kein  Flaschenbier  mehr  an  Private  abgeben,  es  sei  denn  zu  er- 
höhten Preisen.  Das  Verlangen  der  Wirte  blieb  aber  lange 
Zeit  ungehört. 

Das  geringe  Entgegenkommen  ist  indessen  nicht  ausschliess- 
lich auf  die  Ohnmacht  und  Abhängigkeit  der  Wirte  zurückzu- 
führen. Dieses  hat  seinen  Grund  auch  in  den  übertriebenen  Kon- 
kurrenzverhältnissen, die  im  Brauereigewerbe  ein  gemeinsames 
Vorgehen  hintanhielten.  So  ist  den  Brauern  z.  B.  erst  nach 
vielen  vergeblichen  Anläufen  die  Einführung  eines  Flaschen- 
pfandes gelungen,  obgleich  im  Verkehr  mit  den  Privaten  von  An- 
fang an  grosse  Verluste  an  leeren  Flaschen  zu  beklagen  waren. 
Die  wachsende  Konzentration  im  Braugewerbe  begünstigte  nun 
ein  gemeinsames  Vorgehen  und  erleichterte  die  Unterhandlungen 
dieser  Interessengruppe  mit  den  organisierten  Wirten.  Und  da 
war  es  nicht  zuletzt  die  durch  kapitalistische  Bande  mehr  und 
mehr  geförderte  Verknüpfung  der  Brauereien  mit  dem  Wirt- 
schaftsgewerbe, welche  den  Wirten  hier  und  dort  zu  einem 
Zugeständnis  von  Seiten  der  Brauer  verhalf.  —  Wenngleich  die 
Brauer  den  Verkauf  an  Nichtwirte  nicht  mehr  aufgaben,  so  er- 
höhten sie  doch  den  Preis  des  Flaschenbieres  an  Private  und 
erklärten  sich  zumeist  bereit,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  letzten 
Konsumenten  kein  Flaschenbier  mehr  unter  20  Cts.  für  die 
Flasche  bekommen  können.  Sie  konnten  dies  umso  eher  tun, 
als  sich  das  Flaschenbier  im  Privathaushalte  eingelebt  und 
ein  Rückfall  zum  Weinkonsum  bei  dieser  Erhöhung  normaler- 
weise nicht  zu  befürchten  war. 

Der  Flaschenbierhandel  war  für  die  Weinbranche  äusserst 
ungünstig  und  wurde  deshalb  ungern  gesehen.  Er  war  die 
Waffe,  mit  welcher  der  Brauer  seinen  Produkten  ein  ausge- 
dehntes Absatzgebiet  eroberte  und  den  Weinhändler  da  und 
dort  zurückdrängte.  Leider  versäumte  der  Weinhandel,  dem 
billigen  Flaschenbier  rechtzeitig  einen  billigen  Flaschenwein 
gegenüberzustellen.  Er  hat  ruhig  zugesehen,  wie  sich  die  Klein- 
verkaufsstellen mehr  und  mehr  zu  den  eigentlichen  Pionieren 
des  Flaschenbieres  entwickelten.  Zudem  traten  in  den  Klein- 
verkaufsstellen, wo  hauptsächlich  billige  Weine  umgesetzt  wur- 
den,   unter   dem   Drucke   übertriebener   Konkurrenzverhältnisse 
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die  unlauteren  Praktiken  mit  besonderer  Tücke  hervor.  Die  or- 
ganisierten Konsumenten  Hessen  sich  nun  eine  derart  unwirt- 
schaftliche und  unreelle  Vermittlertätigkeit  nicht  gefallen, 
sie  nahmen  den  Zwischenverkauf  in  grossem  Masstabe  selbst 
an  die  Hand  und  bedrohten  auch  den  Weinhandel  mit  der  Aus- 
schaltung. Wer  sich  dies  vergegenwärtigt,  der  begreift  sehr 
wohl,  dass  der  Weinhandel  allmählich  die  Freude  an  seinen 
früheren  Abnehmern,  den  Kleinverkäufern,  verlierein  musste.  Bei 
manchem  Weinhändler  wurde  sogar  jene  Verbitterung  laut,  die 
sonst  nur  in  den  besonders  geschädigten  Wirtekreisen  zu  kon- 
statieren ist. 

2.  Die  Bewegung  gegen  die  Kleinverkäufer. 
Es  waren  denn  auch  die  Wirte,  die  den  Sturmlauf  gegen  den 
Doppelliterartikel,  „diesen  Bringer  alles  Uebels",  inszenierten. 
Wir  erinnern  an  dieser  Stelle  an  die  Motion  Steiger.*)  Sie  ging 
darauf,  dass  das  Steuer-  bezw.  konzessionsfreie  Verkaufsminimum 
nichtg  abrannt  er  Getränke  von  zwei  Litern,  wie  es  durch  die 
Bundesverfassung  selbst,  Art.  32  bis,  festgesetzt  ist,  auf  10  Liter 
erhöht  werde.  Damit  sollte  namentlich  der  freie  Kleinhandel 
von  gegorenen  Getränken  über  die  Gasse  ausgeschlossen  und 
damit  den  Wirten  eine  erdrückende  Konkurrenz  vom  Halse  ge- 
schafft werden.  „Die  Motion  lag  also  im  Interesse  der  Wirte 
und  der  Motionär,  Nationalrat  Steiger  in  Flawil,  Kanton  St. 
Gallen,  war  selbst  Gastwirt."^)  Obgleich  der  Bundesrat  und 
die  Bundesversammlung  die  Motion  unterstützten,  wurde  sie 
vom  Schweizervolke  am  25.  Oktober  1903  mit  grossem  Mehr 
abgewiesen.  Die  geplante  Verfassungsänderung  ist  mit  Recht 
unterblieben.  —  Naef  hat  schon  vor  der  Volksabstimmung  be- 
tont, dass  nicht  das  Minimum  von  zwei  Litern  an  dem  ent- 
standenen Ueberangebot  geistiger  Getränke,  meist  zweifelhafter 
Güte,  die  Schuld  trage,  sondern  vielmehr  die  absolute  Freiheit 
des  Verkaufs  ohne  jede  Anzeigepflicht  und  ohne  jede  Möglich- 
keit einer  wirksamen  Kontrolle.    „Die  Uebelstände"  —  so  schreibt 


*)  Schollenberger:   Die    Schweiz    seit    1874   S.    297.    Vgl.    B.  B.  1896,    1, 
91;  1901,  II,  205;  1903,  III,  711,  V,  76. 

5)  Schollenberger:   Die   Schweiz   seit    1874   S.   298. 
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Naef  —  „deren  Ursachen  in  den  Zweiliterverkäufen  in  Ver- 
bindung mit  dem  ganzen  grossen  Alkoholangebot  liegen,  und 
welche  von  der  bundesrätlichen  Botschaft  zur  Motion  Steiger 
(v.  15.  III.  1901)  als  Brutstätten  des  Volkselendes  überzeugend 
in  eindringlichster  Weiße  geschildert  worden  sind  —  diese  Uebel- 
stände  werden  durch  die  geplante  Verfassungsänderung  nicht 
beseitigt,  voraussichtlich  kaum  gemildert  werden."^)  Diese  An- 
sicht leuchtet  uns  ein.  Wenn  nämlich  die  Zweiiliterwirtschaften 
ungehemmt,  d.  h.  ohne  jede  Anzeige  an  die  Behörde,  eröffnet 
werden  können,  dann  ist  eine  Erhöhung  der  Kontrollierungs- 
kompetenz  der  Kantone  von  zwei  auf  zehn  Liter  sozusagen 
wirkungslos.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Zehnliterbetriebe 
ebenso  oft  die  leichte  Möglichkeit  der  Uebertretung  des  Ge- 
setzes benutzen  werden,  wie  die  Zweiliterwirtschaften.  Solange 
nun  unkontrollierte,  freie  Kleinverkäufer  bestehen,  wird  auch 
naturgemäss  iede  Einschränkung  der  patentpflichtigen  Klein- 
verkaufsstellen nahezu  illusorisch  sein.  Deshalb  hat  unter 
den  herrschenden  Umständen  der  zürcherische  Gesetzgeber  bis 
heute  mit  Recht  die  hauptsächlich  von  den  Alkoholgegnern  und 
den  Wirten  verlangte  Aufstellung  von  Bedürfnisbestimmungen 
für  patentpflichtige  Kleinverkaufsstellen  zurückgewiesen.  Es  be- 
steht eben  die  Gefahr,  dass  ein  Teil  der  aufgehobenen  Klein- 
verkaufsstellen sofort  durch  die  weit  verderblicheren  Zweiliter- 
wirtschaften ersetzt  würde.  Somit  würde  herzlich  wenig  er- 
reicht und  der  Fiskus  würde  durch  den  Ausfall  der  Patentgebühr 
geschädigt  sein. 

Der  Kanton  Zürich  bezog  an  Patentgebühren  (Reinertrag) 


von  Wirtschaften 

von  Kleinverkaufsstellea 

1901 

Fr.  432,490.  60 

1901 

Fr.  64,804.84 

1902 

,    442,110.85 

1902 

,    64,275.50 

1903 

,    451,966.65 

1903 

.    65,843.80 

1904 

.    454,094.74 

1904 

.    66,162.38 

1905 

„    458,943.05 

1905 

„    72,248.60 

1906 

„    457,672.60 

1906 

,    71,342.63 

1907 

„    462,134.40 

1907 

„    74,614.13 

1908 

„    463,842.95 

1908 

„    75,988.50 

1909 

;,    464,003.30 

1909 

,    77,826.75 

1910 

,    464,261.55 
296. 

1910 

„    78,505.50 

«)  Naef    S. 
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Von  den  Wirten  wurde  nun  wiederholt  auf  diese  Einnahmen 
hingewiesen  und  gerügt,  dass  sich  der  Staat  zu  wenig  um 
das  Wirtschaftsgewerbe  und  seine  Sanierung  kümmere.  Dem- 
gegenüber muss  aber  bemerkt  werden,  dass  der  Staat  das  In- 
teresse der  Allgemeinheit  im  Auge  behalten  muss.  Be^greiflicher- 
weise  verfolgen  nun  die  Wirte  —  und  dies  soll  durchaus  kein 
Vorwurf  sein  —  Sonderinteressen.  —  Interessantein  Einblick 
gewährt  in  dieser  Beziehung  ein  Initiativbegehren  betreffend 
Revision  des  zürcherischen  Wirtschaftsgesetzes  vom  31.  Mai 
1896,  ausgehend  von  11  Wirten.  Es  muss  allerdings  bemerkt 
werden,  dass  der  Kantonale  Wirte-  und  Hotelierverein  den  Ini- 
tianten  nicht  zustimmte  und  mit  etaer  Vorlage  an  die  Behörde 
gelangen  wollte,  die  der  „Meinung  des  gesamten  Wirtestandes 
Ausdruck"*^)  geben  sollte.  Der  Vorstand  des  genannten  Vereins 
hat  jedenfalls  die  Angelegenheit  keineswegs  so  einfach  angesehen, 
wie  die  11  Initianten,  und  gerade  deswegen  möchten  wir  derem 
Vorschläge  wiedergeben,  denn  sie  zeigen  uns  unverblümt,  was 
der  Wirt  vom  Staate  gerne  haben  möchte.  Folgende  Programm- 
punkte wurden  nun  aufgestellt:  8) 

A.   Wirtschaftsgewerbe. 
I.  Reform  des  gesamten  Wirtschaftspatentwesens: 

a)  Aufhebung  der  Patenterteilung  für  den  Wirtschaftsbetrieb 
in  den  Kostgebereien  und  Pensionen  für  Ortsansässige, 
sowie  in  den  Warenhäusern; 

b)  Ausgleich  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Patentgebühren 
zwischen  dem  Wirtschaftsbetrieb  und  dem  Kleiaverkauf 
geistiger  Getränke; 

c)  gänzliche  Unterdrückung  des  Handels  mit  Wirtschafts- 
patenten. 

II.  Die  Patentübertragung  auf  neue  Lokale  ist  unzulässig,  so- 
lange in  der  betreffenden  Gemeinde  oder  dem  betreffenden 
Gemeindeteile  mehr  als  eine  Wirtschaft  auf  200  Einwohner 
entfällt. 


')  Amtsblatt  d.  Kt.  Zürich,  1908,  S.  25. 
8)  Amtsblatt  d.  Kt.  Zürich,  1908,  S.  20. 
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III.  Aufstellung  von  Bestimmungen,  die  geeignet  sind,  die  Zah.1 
der  Wirtschaften  zu  reduzieren,  wo  das  Bedürfnis  über- 
schritten ist. 

IV.  Abänderung  der  Bestimmungen  betreffend  das  Wirtschafts- 
personal in  dem  Sinne,  dass  die  Ruhezeit  der  Bediensteten 
nicht  an  bestimmte  Zeiten  gebunden  ist,  ohne  irgendwelche 
Verkürzung   derselben. 

B.  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken 
(Verkauf   über   die   Gasse). 
V.  Aufstellung  von  Bedürfnisbestimmungen  auch  für  die  Klein- 
verkaufsstellen. 

VI.  Einschränkung  der  Verkaufszeit  in  den  Verkaufsstellen  be- 
züglich geistiger  Getränke. 

VII.  Verbot  des  Hausierhandels  mit  geistigen  Getränken. 

VIII.  Patent  Verweigerung  für  Wirtschaftsbetrieb  und  Kleinverkauf 
geistiger  Getränke  an  Bauuntemehmungen  und  Angestellte 
auf  Werkplätzen  und  in  Fabriken. 

Wir  wollen  nicht  die  einzelnen  Forderungen  in  ihren  Details 
verfolgen.  Im  Verlaufe  unserer  Ausführungen  haben  wir  diesen 
und  ienen  Punkt  bereits  berührt.  Wir  müssen  an  dieser  Stelle 
nur  noch  auf  die  Forderung  VIII.  zurückkommen.  Das  Wirten 
auf  Bauplätzen  ist  in  den  letzten  Jahren  in  grossem  Umfange 
aufgekommen.  Von  den  geschädigten  Wirten  wurde  nun  be- 
hauptet, dass  diese  Art  Verkauf  von  alkoholischen  Getränken 
mit  einem  gewissen  Druck  auf  die  Arbeiter  vor  sich  gehe. 
In  vielen  Betrieben  würde  derjenige  Arbeiter  bevorzugt,  der 
am  meisten  Alkohol  konsumiere.  Es  komme  sogar  vor,  dass 
der  Unternehmer  mit  dem  Flaschenbierhandel  mehr  verdiene  als 
in  seinem  Baugeschäfte.  Diese  Ansichten  wurden  auch  von 
den  Arbeitervertretern  geteilt.  Sie  waren  es,  die  z.  B.  in  der 
Stadt  Zürich  beim  Erlass  einer  neuen  Bauverordnung  dafür  ein- 
traten, dass  das  Wirtschaften  auf  Bauplätzen  verboten  wurde. 
Die  Verordnung  trat  im  Frühjahr  des  Jahres  1911  in  Kraft. 
Nach  Zeitungsnachrichten  findet  aber  die  Bestimmung  keineswegs 
den  Beifall  der  Arbeiter.     „Trotzdem   verschiedene  Mahnungen 
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durch  die  Behörden  erlassen  wurden,  kommt  ©s  täglich  vor,  dass 
auf  den  Baustellen  Bier  verkauft  wird  und  zwar  auf  ausdrück- 
liches Verlangen  der  Arbeiter.  Wiederholt  ist  es  schon  vor- 
gekommen, dass  die  Arbeiter  den  Gerüstkontrolleuren  einfach 
erklärt  haben,  es  gehe  niemanden  etwas  an,  wenn  sie  eine  Kiste 
Bier  auf  den  Bau  nehmen  wollen."^) 

Das  Verbot  lässt  sich  somit  schwer  durchführen  und  wird 
sehr  oft  umgangen.  Dennoch  bedeutet  es  einen  Fortschritit 
—  nicht  eben  deswegen,  weil  der  Wirt  und  der  Weinhändler  da- 
durch bessere  Aussichten  bekommen  — ,  sondern  insofern,  als 
dem  gewerbsmässigen  Betriebe  eines  am  Bauplatze  ansässigen 
Getränkeverkaufes  gesteuert  ist. 

Damit  verliert  der  gefährliche  Antrieb  zum  Trinken  an 
seiner  früheren  Intensität  und  der  Arbeiter  wird  weniger  zum 
Alkoholismus  verleitet. 

§  12.   Bestrebungen  der  letzten  Konsumenten. 

üeberblicken  wir  noch  einmal  das  weite  Gebiet,  das  wir 
durchstreiften,  so  kommen  wir  zum  Ergebnis,  dass  sich  die  Ge- 
tränke von  allen  Seiten  an  den  letzten  Konsumenten  heran- 
drängen. Wie  kommt  es  nun,  dass  trotz  des  allgemeinen  Um- 
werbens  der  letzte  Konsument  mit  der  gegenwärtigen  Getränke- 
versorgung unzufrieden  ist  und  sich  mehr  und  mehr  dem  Ge- 
tränkehandel durch  das  Mittel  der  Konsumvereine  unterwirft? 
Allerdings  wird  durch  diese  Bestrebungen  weniger  das  Wirt- 
schaftsgewerbe als  der  Klein  verkauf  geistiger  Getränke  ge- 
troffen. —  Man  muss  sich  von  vornherein  darüber  klar  sein, 
dass  die  Wirtschaften  nicht  einseitig  dem  Trinkbedürfnis,  sondern 
in  hohem  Masse  dem  Geselligkeitsbedürfnis  dienen,  sie  können 
deshalb  nicht  so  ohne  weiteres  ausgeschaltet  werden.  Umso 
nachhaltiger  wurde  aber  der  Kleinverkauf  über  die  Gasse  all- 
mählich in  den  Bann  der  Konsumvereine  gezogen.  Dies  war 
nichts  anderes  als  eine  Folge  der  Versäumnisse  seitens  der 
kapitalistischen  Kleinverkäufer.  Sie  hatten  unter  dem  Drucke 
übertriebener  Konkurrenzverhältnisse  auf  die  endlose  Geduld  der 


3)  Tagesanzeiger,   9.   September   1911:    Eine  umstrittene  Gesetzesbestim- 
mung. 
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Konsumenten  hin  schwer  gesündigt.  Namentlich  im  Verkehr 
mit  Wein  zeigten  sich  Misstände,  gegen  die  sich  der  letzte 
Konsument  mit  Recht  wehrte.  Er  tat  dies  weniger,  indem  er 
nach  Staatshilfe  rief  und  beispielsweise  ein  Lebensmittelgeßetz 
verlangte.  Im  Gegenteil,  er  fürchtete  sich  vor  diesen  Mass- 
nahmen, die  im  Interesse  der  Produzenten  ausgenützt  werden 
könnten  und  griff  zur  Selbsthilfe,  indem  er  den  Weinverkaul 
konsum genossenschaftlich  organisierte. 0  Diese  Selbsthilfe,  die 
eigentlich  zunächst  gegen  die  unwirtschaftlichen  Kleinverkäufer 
gerichtet  war,  bedrohte  auch  den  Weinhändler  in  hohem  Masse; 
denn  auch  ihn  machte  man  für  die  eingerissenen  Misstände 
verantwortlich.  Man  warf  ihm  vor  allem  eine  unwirtschaftliche 
Vermittlung  vor.  Ob  und  inwieweit  nun  der  Weinhandel  seine 
Pflicht  als  neutraler  Vermittler  zwischen  Produzenten  und  Kon- 
sumenten, „zwischen  zwei  Welten,  die  sich  gegenseitig  nicht 
kennen", 2)  versäumte,  das  soll  im  Folgenden  untersucht  werden.  — 


C.  Der  Weinhandel. 

I.  Die  Gesamtorganisation  des  schweizerisciien 
Weiniiandeis. 

Einleitung. 

Die  Befreiung  von  alten,  lästigen  Fesseln,  die  in  der  ersten 
Hälfte  des  vergangenen  Jahrhunderts  erfolgte,  brachte  dem 
Weinhandel  die  Möglichkeit,  seine  lange  Zeit  hintangehaltenen 
Ausdehnungsbestrebungen  durchzuführen.  Die  zum  Emporblühen 
grösserer  Weinhandlungen  nötigen  Bedingungen  waren  aber  erst 
in  zureichendem  Masse  erfüllt,  als  das  sich  immer  mehr  aus- 
breitende Eisenbahnnetz  günstigere  Bezugs-  und  Absatzmöglich- 
keiten schuf.  In  diese  Zeit  fällt  denn  auch  die  Entwicklung 
grösserer  Unternehmungen  und  die  Ausbildung  der  heute  noch 
wesentlichen   Weinhandelszweige. 


1)  lieber  den  konsumgenossenschaftlich  organisierten  Handel  vgl.  S.   123. 

2)  Naumann  S.    121. 
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Wir  beobachten  nämlich  folgende  Einteilung: 

1.  Der  Landweinhandel. 

2.  Der  Fremdweinhandel. 

3.  Der  kombinierte  Weinhandel  ^)  (Land-  und  Fremdweinhandel). 
Es  wird  unsere  Aufgabe  sein,  den  Zweck  und  die  Verrich- 
tungen dieser  Glieder  darzustellen  unter  eingehender  Berück- 
sichtigung der  hier  in  Frage  kommenden  Entwicklungstendenzen: 
der  Arbeitsteilung  einerseits  und  der  Ausschaltung  anderseits. 
In  diesen  zwei  entgegengesetzten  Tendenzen  liegt  die  Richtung, 
die  dem  Weinhandel  unter  dem  Drucke  der  Bestrebungen  seitens 
der  Produzenten  und  der  Konsumenten  zugewiesen  wird  und  ihn 
zur  grösstmöglichsten  Entfaltung  seiner  wirtschaftlichen  Kräfte 
zwingt.  2) 

§  13.   Der  Landweinhandel. 

Der  Landweinhandel,  d.  h.  der  ausschliesslich  Landwein  um- 
setzende Handel,  war  früher  die  typische  Form  des  schwei- 
zerischen Weinhandels.  Im  Masse,  wie  sich  aber  der  Geschmack 
der  Konsumenten  unter  dem  gewaltigen  Wettbewerbe  änderte 
und  die  Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse  zur  Kombinierung  im 
Weinhandel  drängte,  verlor  der  Landweinhandel  an  Bedeutung, 
umsomehr,  als  der  heimische  Weinbau,  mit  dem  er  auf  das  Engste 
verknüpft  ist,  unter  der  Missgunst  der  Verhältnisse  zurückging. 

1.  Der  kaufmännische  Landweinhandel. 
a)  Der  Aufkäufer. 
Der  kaufmännische  Landweinhandel  findet  seinen  hauptsäch- 
lichsten Vertreter  im  westschweizerischen  „proprietaire  enca- 
veur",  soweit  er  nicht  allein  seine  eigene  Ernte,  sondern  auch 
noch  die  Erzeugnisse  anderer  Produzenten  umsetzt.  Es  kommt 
dies  weniger  vor  in  der  Waadt  oder  im  Kanton  Genf,  wo  die 
mittelgrossen  und  die  grösseren  Betriebe  im  Weinbau  über- 
wiegen.i)     Im   Wallis   aber,    wo   das   Rebareal  in   den   Händen 


1)  Vgl.  Porchet,  a.  a.  0.,  S.  1. 

2)  Schär:   Handelsbetriebslehre,    I.    Bd.,    S.    140  ff. 
^)  Vgl.  S.  31  dieser  Arbeit. 
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vieler,  zum  Teil  wirtschaftlich  schwacher  Grundbesitzer  ist,  war 
ein  Zusammenlegen  der  unbedeutenden  Ernteerträge  von  jeher 
gegeben.  Es  haben  sich  aus  diesem  Grunde  besondere  Funk- 
tionäre herausgebildet,  die  über  die  zur  Kelterung  nötigen  Ein- 
richtungen verfügen  (Kelter,  Pressen,  Pumpen,  Fassung,  Keller 
u.  dergl.).^) 

Der  Aufkäufer,  wie  wir  diesen  Händlertypus  nennen 
wollen,  verkehrt  zumeist  persönlich  mit  den  in  der  Umgegend 
wohnenden  Produzenten.  Vielerorts  hat  sich  aber  die  Arbeits- 
teilung so  ausgiebig  durchgesetzt,  dass  sich  zwischen  die  „Auf- 
käufer" und  die  Produzenten  besondere  Organe  eingeschoben 
haben.  Diese  „Vertreter",  „Dolmetscher",  die  mit  den  Wein- 
bauern unterhandeln,  sind  meist  nichts  anders  als  abhängige  Or- 
gane oder  sogar  Angestellte  der  „Aufkäufer",  die  aber  gegen 
aussen,  aus  Zweckmässigkeitsgründen,  ihre  Selbständigkeit  be- 
halten. —  Als  wirtschaftlich  bessergestellte  und  politisch  oft 
einflussreiche  Persönlichkeit  (Dorfmagnat)  vermag  der  Auf- 
käufer auf  seine  Lieferanten  einen  gewissen  Druck  auszuüben. 
Die  sich  stets  verschärfende  Konkurrenz  unter  den  Aufkäufern 
selbst  und  andern  Organen  des  „kollektierenden"  ^)  Han- 
dels hat  allerdings  etwas  sanierend  gewirkt,  so  dass  allzu  krasse 
Üebergriffe,  wie  sie  früher  vorkamen,  seltener  werden.  Der 
Aufkäufer  wird  mehr  und  mehr  gezwungen,  mit  seinen  Lieferanten 
diplomatischer  und  rücksichtsvoller  zu  verkehren.  Während  er 
früher  aufgesucht  wurde,  muss  er  sicn  nun  selbst  —  oder 
wenigstens  einer  seiner  Untergebenen  —  zum  Weinbauer  begeben. 
Nichts  kennzeichnet  den  Verkehr  des  Aufkäufers  mit  dem  Wein- 
bauer besser,  als  das  Rezept,  das  uns  von  einem  solchen  xMagnaten 
mitgeteilt  wurde,  um  mit  den  Verkäufern  günstig  abszuschliessen: 


2)  Es  gibt  z.  B.  im  Wallis  Aufkäufer,  „marchands  de  vins  engros"  (vins 
du  pays  engros),  die  in  einem  mittleren  Herbste  nahezu  500,000,  ja  sogar 
1,000,000  Liter  umsetzen.  Sie  verfügen  über  hydraulische  Pressen,  Pumpen, 
Aufzüge  und  dergl.  melir. 

3)  Schär:  Handelsbetriebslehre,  I.  Bd.,  S.  59.  Dem  kollektierenden  Han- 
del fällt  die  Sammeltätigkeit  im  Anschluss  an  die  Produktion  zu:  „die  ein- 
zelnen zersplitterten,  kleineren  und  grösseren  Vorräte  müssen  in  eine  Hand, 
an   einen    Platz    zusammengetragen    werden." 
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„II  faut  leur  graisser  les  pattes 
Et  leur  mettre  du  miel  sur  les  levres." 
Wo  gute  Worte  wirkungslos  sind,  versucht  man  mit  dem 
Machtmittel  Kapital  zum  Ziele  zu  gelangen:  der  Aufkäufer  wird 
zum  Bankier,  er  macht  den  Produzenten  Vorschüsse  und  bedingt 
sich  ein  Vorkaufsrecht  bei  der  Veräusserung  der  künftigen  Wein- 
ernte aus,  oder  dergl.  mehr.  Auch  hier  zeigt  die  wachsende 
Konkurrenz  gewisse  Schranken. 

Wie  gestaltet  sich  der  Absatz? 
Die  Aufkäufer  sind  meist  Grosshändler,  d.  h.  sie  setzen 
ihre  Weine  an  gewerbsmässige  Händler  ab.  Das  oft  recht  be- 
deutende Lager  wird  in  grösseren  Posten  veräussert,  mit  einem 
recht  bescheidenen  Preiszuschlag.  Von  den  verschiedenen,  bei 
diesem  Groashandel  üblichen  Usanzen  erwähnen  wir  folgende: 

a)  Beim  Sausergeschäft  erfolgt  die  Lieferung  prompt,  d.  h.  direkt 
ab  Trotte,  unter  der  Kelter  gemessen  (mesure  sous  pressoir).  Die  Be- 
zahlung hat,  wenn  jede  Abmachung  fehlt,  sofort  nach  Empfang  der 
Ware  zu  geschehen.  Oft  wird  auch  vereinbart,  dass  nur  die  Hälfte 
sofort  zu  zahlen  ist,   der  Rest  jedoch  erst  in  30  Tagen.   — 

b)  Der  Aufkäufer  verfügt  gewöhnlich  über  grössere  Kellerräume,  sodass 
er  auch  imstande  ist,  einen  Teil  der  Ware  einzulagern,  zu  „logieren" 
(vin  löge).  Auf  Grund  dieser  Verhältnisse  hat  sich  ein  Termingeschäft 
herausgebildet,  das  meist  im  Herbst  abgeschlossen  wird.  Hier  sind  im 
wesentlichen  zwei  Verkaufsarten  zu  erwähnen:  der  Verkauf  ■  des  „vin 
rond"  (runder  Wein),  der  Verkauf  des  „vin  clair"  (klarer  Wein). 

Im  ersterwähnten  Falle  wird  der  Wein  mit  der  Hefe  verkauft  — 
die  Hefe  zählt  als  Wein  (lie  comptant  vin).  Die  Preisdifferenz  zwischen 
sofort  zu  übernehmendem  Weinmost  und  solchem  runden  Wein,  der 
gewöhnlich  beim  ersten  Abzug  (Februar — März)  zu  beziehen  ist,  be- 
trägt je  nachdem  1 — 5  Fr.  per  Hektoliter.*)  Die  Messung  und  Aner- 
kennung des  Weines  kann  entweder  unter  der  Kelter,  oder  später  z.  B. 
nach  der  Vergärung  (am  15.  November),  oder  gar  beim  ersten  Abzug 
erfolgen.   — 

Einfacher  gestalten  sich  die  Verhältnisse,  wenn  „klarer  Wein"  ge- 
liefert werden  muss.     In  diesem  Falle  wird  gewöhnlich  bei  der  Lieferung 


*)  Es  kommt  hier  u.  a.  auf  die  Messungs-  und  Anerkennungszeit  an,  ob 
der  „SchviTind"  (dechet)  übernommen  werden  muss  oder  nicht  etc.  Wün- 
schenswert ist,  dass  der  „Schwund"  dem  Verkäufer  Überbunden  wird  — 
4&  hierüber  leicht  Differenzen  entstehen  können. 
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gemessen,  die  in  der  Regel  nach  dem  ersten  Abzug  erfolgt.     Oft  wird 
aber  bis  in  den  Sommer  hinein  eingelagert.   — 

Die  Zahlungsbedingungen  sind  für  „logierte  Weine"  recht  verschie- 
den. Manchmal  wird  in  zwei  (beim  Abschluss  des  Handels  und  nach  Be- 
zug der  Ware),  manchmal  in  drei  Raten  bezi^hlt  (Va  beim  Abschluss,. 
1/3  Weihnachten,  Vs  ^^ch  Lieferung  und  dergl.).^) 

Der  Aufkäufer  spekuliedi  insbesondere  auf  einen  Preisauf- 
schlag während  oder  nach  der  Ernte.  Er  versucht  sein 
Risiko  etwas  zu  verteilen,  indem  er  seine  Einkäufe  nicht  auf 
einmal,  sondern  sukzessive  vornimmt.  Sieht  er  seine  Hoffnungen 
nicht  erfüllt,  so  ist  er  entweder  gezwungen,  ohne  Gewinn  — 
ia  sogar  mit  Verlust  —  zu  verkaufen  oder  sich  nach  Abnehmern 
umzusehen,  die  weniger  marktorientiert  sind.  Auf  diese  Weise 
wird  der  Aufkäufer  zum  Engroshändler  oder  gar  zum  Detaillisten: 
er  wendet  sich  an  die  Wirte  und  an  Privatleute,  die  zum  fass- 
weisen Bezug  befähigt  sind.  Bei  einem  derartigen  Geschäfts- 
gebaren hat  aber  der  Aufkäufer  zu  befürchten,  dass  sich  seine 
Hauptabnehmer,  die  durch  diese  Ausschaltungsbestrebungen 
t)edrohten  Händler,  von  ihm  abwenden,  ihn  boykottieren  und 
ihrerseits  auszuschalten  versuchen.  —  Um  einer  solchen  Ge- 
fahr zu  entgehen,  versucht  der  Aufkäufer  hie  und  da,  seine 
Missfallen  erregende  Geschäftspraxis  hinter  einem  Strohmann 
zu  verbergen. 

Dem  Aufkäufer,  der  gewöhnlich  nur  mit  den  lokalen  Ver- 
hältnissen vertraut  ist,  fehlen  oft  die  Beziehungen  zum  Wein- 
handel, so  dass  er  genötigt  ist,  sich  eines  Zwischengliedes  zu 
bedienen,  das  oft  als  direkte  Konkurrenz  neben  ihm  auftritt: 
wir  meinen  den  Weinmakler. 

b)    Der   Weinmalcler. 
Der  Weinmakler  ß)  (Courtier)  ist  ebenfalls  eine  typische  Er- 
scheinung des  westschweizerischen  Landweinhandels.    Im  Gegen- 
satz zum   „Aufkäufer",    der   als   Eigenhändler   auftritt,    handelt 


s)  Vgl.    Schema    zu    einem    Kaufvertrage.     W.  Z.,    1908,    S.    350. 
«)  Vgl.  unsern   Artikel    in   der   W.  Z.,    1911,   Nr.   49,    50  und   51;   eben- 
falls Dr.   Frick,  a.  a.  0.,  S.  45  ff.   —  Im  Elsass  liat  sich  der  Makler  (Sticher) 
aus    einem    amtlichen    Funktionär    heraus    entwickelt.      Er    hat    viel    Aehnlich- 
keit    mit    dem    mittelalterlichen    ,, Unterkäufer". 
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der  Makler  für  fremde  Rechnung  und  in  fremdem  Namen.  Ur- 
sprünglich führte  er  nur  die  Verkäufer  und  die  Käufer  zusammen. 
Mehr  und  mehr  hat  sich  aber  der  Brauch  eingelebt,  dass  die 
beiden  Kontrahenten  seltener  persönlich  miteinander  abschliessen, 
sondern  dem  Makler  diese  Aufgabe  überlassen.^)  Auf  diese  Weise 
ersparen  sich  die  Käufer  oder  Verkäufer  zeitraubende  Reisen, 
die  namentlich  während  der  strengsten  Zeit  —  im  Herbst  — 
ausgeführt  werden  mussten.  Der  Makler  unternimmt  nun  im 
Interesse  der  beiden  Kontrahenten  Reisen,  er  sorgt  für  die  Ver- 
ladung und  Versendung  des  angekauften  Weinmostes  oder  Weines. 
Da  er  gleichzeitig  für  eine  Vielheit  von  Käufern  und  Verkäufern 
tätig  ist,  ist  er  imstande,  zu  den  billigsten  Bedingungen  zu  ar- 
beiten. Die  sowohl  von  den  Käufern  als  auch  von  den  Verkäufern 
zu  zahlende  Vermittlungsgebühr  (Courtage),  die  im  Durchschnitt 
30  Rappen  für  100  Liter  umgesetzten  Weines  beträgt,  ist  be- 
scheiden genug,  wenn  man  die  vielen  Spesen  (Porti,  Telegramme, 
Telephon,  Stempelgebühr,  Reisespesen,  Lokalmiete  etc.)  und  die 
aufregende  Tätigkeit  des  Maklers  berücksichtigt.  Zudem  wird 
dem  Makler,  meist  noch  ohne  besondere  Vergütung,  die  Ueber- 
weisung  der  Spedition,  die  Herbeischaffung  der  nötigen  Fassung 
u.  a.  m.  aufgebürdet.  Ks  versteht  sich  von  selbst,  dass  diese 
Aufgaben  nur  flüchtig  erfüllt  werden  können,  solange  nicht  ein 
entsprechender  Entgelt  geleistet  wird.  —  Die  Vermittlung 
kleiner  Quantitäten,  z.  B.  von  weniger  als  2500  Litern,  lohnt 
sich  kaum,  da  die  Spesen  verhältnismässig  recht  hohe  sind. 
Aus  diesem  Grunde  ist  der  Makler  auf  den  Verkehr  mit  dem  Wein- 
handel angewiesen.   —  Abgesehen   davon,    dass  der  Absatz  an 


')  Dadurch,  dass  Käufer  und  Verkäufer  selten  mehr  persönlich  unter- 
handeln, haben  sich  notwendigerweise  gewisse  Gepflogenheiten  herausgebildet, 
so  namentlich  das  „Engagieren"  oder  „Fixen".  Der  Makler  bemüht  sich, 
von  diesem  oder  jenem  Kontrahenten  —  meistens  vom  Lieferanten  —  eine 
für  eine  bestimmte  Dauer  verbindliche  Offerte  zu  erhalten.  Mit  dieser  Fest- 
offerte tritt  der  Makler  an  den  Markt.  Je  günstiger  die  „Engagements" 
sind,  die  er  vertritt,  desto  eher  wird  ein  Abschluss  möglich  sein.  —  Da 
sich  die  Kurtage  ausschliesslich  nach  der  vermittelten  Menge  berechnet,  hat 
der  Makler  ein  Interesse  daran,  möglichst  viel  umzusetzen;  er  wird 
deshalb  die  Differenzen,  die  bei  den  Käufern  und  Verkäufern  vorliegen,  wenn 
irgendwie  möglich,    auszugleichen   versuchen. 
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Wirte  bei  den  herrschenden  Gebühren  selten  lohnend  wäre,  muss 
der  Makler  riskieren,  dass  er  sich  mit  dem  Weinhandel  über- 
wirft, wenn  er  gleichzeitig  als  dessen  Konkurrent  auftritt. 

Die  Tätigkeit  des  Maklers  wird  gerne  unterschätzt  und  von 
den  Laien  oft  genug  als  „Schmarotzerei"  bezeichnet.  Wer  den 
Dingen  jedoch  auf  den  Grund  geht^  wird  dieses  Irrtums  gewahr 
werden. 

Zur  richtigen  Erkenntnis  der  Marktlage  ist  eine  ständige, 
vorurteilsfreie  Ueberwachung  der  Produktions-  und  Absatzver- 
hältnisse notwendig.  Als  ständiger  Besucher  der  Keller  der 
Weinproduzenten,  der  Aufkäufer  u.  s.  w.  vermag  der  Makler 
den  Vorrat  an  altem  Wein  zu  schätzen.  Er  kennt  auch  die 
Vertrauenswürdigkeit  und  die  Solidität  der  verschiedenen  Liefe- 
ranten. Vor  dem  Herbst  durchstreift  der  Makler  die  Wein- 
berge; er  wird  als  Fachmann  das  Quantum  und  die  Qualität 
der  hängenden  Ernte  annähernd  beurteilen  können.  Auch  die 
Finanzverhältnisse  des  Weinverkäufers  sind  ihm  in  der  Regel 
nicht  unbekannt,  er  folgert  aus  ihnen  die  Dringlichkeit  und 
Wünschbarkeit  eines  Verkaufs.  Mit  allen  diesen  Auskünften  kann 
der  Makler  dem  Weinhändler  dienen.  Er  tut  dies  auch  gerne,  so 
lange  er  nicht  befürchten  muss,  dass  der  Weinhändler  nur  als 
Schmarotzer  zu  ihm  kommt,  d.  h.  sich  diese  Aufschlüsse  gratis 
holt  und  nachher  direkt  kauft.  —  Auch  dem  Verkäufer  er- 
weist der  Makler  nicht  zu  unterschätzende  Dienste.  Durch  den 
beständigen  Verkehr  mit  den  Weinhändlern  und  durch  die  sorg- 
fältige Ueberwachung  der  Fremdweinkonkurrenz  am  heimischen 
Markte  ist  der  Makler  imstande,  die  Absatzverhältnisse  zu  be- 
urteilen. Er  kennt  auch  die  Schwierigkeiten  des  Vertriebes, 
vermag  die  Kaufkraft  des  Händlers  zu  schätzen  und  über  die 
Kreditwürdigkeit  der  Händler  Aufschluss  zu  geben.  Damit  kann 
er  dem  Verkäufer  Verlust  ersparen.  Der  Makler  ist  allerdings 
für  allfällige  Verluste  nicht  haftbar.^)  Da  er  jedoch  weder 
seine  Vermittlungsgebühr  noch  das  Vertrauen  seiner  Lieferanten 
verlieren  will,  wird  er  bestrebt  sein,  nur  an  zahlungsfähige 
Abnehmer   zu   verkaufen. 


s)  Dr.  Frick  erwähnt,  dass  im  Elsass  der  „Sticher"  das  Delcredere  über- 
nimmt.   S.    50. 
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Die  Verkäufer,  die  mit  dem  Makler  in  Verbindung  treten, 
rekrutieren  sich  aus  folgenden  Kreisen:  1.  der  Produzenten; 
2.  der  Aufkäufer  und  Produktivgenossienschaften  (associations 
vinicoles,  syndicats  des  proprietaires  etc.);  3.  den  Weinhändlern. 
Der  direkte  Verkehr  mit  den  Weinbauern  ist  das  eigentliche 
Binkaufsmilieu  des  Maklers.  Da  der  Makler  aber  nur  grössiere 
Posten  umsetzen  kann,  ist  ein  solcher  Verkehr  nur  möglich, 
wo  grössere  Weinbauembetriebe  vorkommen,  wie  es  z.  B.  in 
der  Waadt  und  im  Kanton  Genf  der  Fall  ist.  —  Dort  aber, 
wo  kleine  Betriebe  vorherrschen,  ist  der  Makler  hauptsächlich 
auf  die  Aufkäufer  und  deren  Konkurrenten,  die  Winzergenossen- 
schaften, angewiesen.  Es  gilt  das  namentlich  für  das  Wallis, 
wo  ein  direkter  Verkehr  mit  den  Produzenten  eigentlich  nur 
in  der  Stadt  Sitten  möglich  ist,  wo  alteingesessene  Familien 
über  grössere  Weinberge  verfügen.  Die  Weinhändler  selbst  wer- 
den hauptsächlich  dann  zu  Lieferanten,  wenn  sie  ihre  auf  Speku- 
lation gekauften  „Keller"  wieder  durch  Vermittlung  der  Makler 
veräussem. 

Als  Käufer  treten  mit  dem  Makler  die  verschiedenartigsten 
Organe  des  Weinhandels  in  den  Verkehr.  Seine  Hauptkunden 
sind  aber   die  Land-   und   Fremdweinhändler. 

Durch  seine  Doppelstellung  als  Vermittler  zwischen  Ver- 
käufern und  Käufern  sieht  sich  der  Makler  mannigfaltigen  Ge- 
fahren ausgesetzt.  —  Gelingt  es  ihm  nicht,  eine  befriedigende 
Einigung  seiner  Kontrahenten  herbeizuführen,  so  geht  er  nicht 
nur  jeder  Courtage  verlustig,  er  muss  auch  befürchten,  dass 
man  ihn  für  die  wenig  erfreuliche  Situation  verantwortlich 
macht  und  seine  Existenzberechtigung  in  Fra^e  stellt.  Der 
Makler  ist  in  diesem  Falle  den  Ausschaltungsbestrebungen  der 
Verkäufer  und  der  Käufer  ausgesetzt.  Unter  dem  Drucke  dieser 
Verhältnisse  wendet  er  alle  Mittel  an,  um  die  beiden  Kontrahenten 
auseinanderzuhalten.  Er  führt  deshalb  so  oft  wie  möglich  zwei 
sich  noch  unbekannte  Parteien  zusammen.  Daraus  erklärt  sich 
der  ständige  Kontrabenten  Wechsel,  über  den  man  sich  in  beiden 
Lagern  beklagt,  weil  er  sowohl  für  den  Verkäufer  als  auch  für 
den  Käufer  recht  nachteilig  ist. 
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Die  Angst  vor  der  Ausschaltung  und  vor  der  Konkurrenz 
zwingt  den  Makler  noch  zu  einem  anderen  Verfahrein,  das  bald 
dieser,  bald  jener  Partei  Schaden  bringt.  Befürchtet  der  Makler, 
dass  ein  Kontrahent  direkt  zu  verkehren  beabsichtigt  oder  zu 
der  Konkurrenz  gehen  will,  dann  „forciert"  er  seine  Geschäfte. 
Obwohl  er  die  Nachteile  voraussieht,  die  ein  verfrühter  Ab- 
schluss  dem  Produzenten  oder  dem  Weinhändler  bringen  muss, 
tut  er  sein  Möglichstes,  um  einen  Handel  herbeizuführen,  damit 
er  die  unsichere  Courtage  unter  Dach  und  Fax^h  bringen  kann. 

Die  eben  geschilderten  Nachteile  können  aber  beseitigt  wer- 
den, wenn  der  Weinhändler,  der  Produzent  oder  beide  sich  ver- 
pflichten, in  einer  bestimmten  Gegend  ausschliesslich  durch  einen 
bestimmten  Makler  zu  verkehren. 

Wie  es  scheint,  hat  der  Handel  die  Nützlichkeit  solcher 
Zusicherungen  eher  eingesehen,  als  die  Produktion.  Es  gibt  Wein- 
händler, die  sich  dazu  entschliessen,  in  einem  geographisch  be- 
grenzten Gebiet  a)  mit  bestimmten  Verkäufern  nur  durch  Ver- 
mittlung eines  bestimmten  Maklers  zu  verkehren;  b)  ausschliess- 
lich durch  Makler  zu  handeln;  c)  ausschliesslich  durch  einen 
bestimmten  Makler  zu  handeln. 

Aus  diesen  besonderen,  recht  häufigen  Zugeständnissen  des 
Handels  erklärt  sich  zum  Teil,  dass  sich  zwischen  Händler  und 
Makler  ein  vertraulicheres  Verhältnis  entwickelte,  als  zwischen 
Produzent   und  Makler. 

Selten  kommt  es  vor,  dass  sich  die  Produzenten  zu  ähn- 
lichen Versprechungen  bewegen  lassen.  Im  Kanton  Genf  ist 
z.  B.  ein  ganz  eigenartiges  Abkommen  zwischen  einer  Produzenten- 
organisation und  einem  Makler  zustande  gekommen:^)  Die  Ver- 
käufer räumen  dem  Makler  ihrer  Organisation  eine  Art  Vorkaufs- 
recht ein.  Wird  dem  Produzenten  von  Seiten  eines  Dritten  eine 
Offerte  gemacht,  so  teilt  er  dies  unverzüglich  dem  Verbands- 
makler mit.  Dieser  hat  binnen  24  Stunden  zu  erklären,  ob 
er  mit  einer  gleichwertigen  Offerte  aufwarten  könne  oder  nicht. 
Er  kann  bejahenden  Falles  den  Verkauf  durch  seine  Vermittlung 
verlangen.    Noch  fehlt  es  an  genügenden  Erfahrungen,  um  die 

^)  Es  wird  behauptet,  dass  die  Initiative  zu  einem  derartigen  Ueberein- 
kommen   von    einem    Weingrosshändler   ausgegangen   sei. 

Schauwecker  7 
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Erfolge  dieser  Einrichtung  beurteilen  zu  können.  Obgleich  hier 
der  .Wettbewerb  anderer  Makler  nicht  völlig  ausgeschlossen  ist, 
wird  er  durch  dieses  System  erheblich  abgeschwächt.  Die  Kon- 
kurrenz wird  sich  nur  ungern  nach  Offerten  umsehen,  wenn 
sie  befürchten  muss;  dass  alle  diese  mit  Kosten  verbundenen 
Umtriebe  in  letzter  Stunde  noch  durch  das  Vorzugsrecht  des 
Verbandsmaklers  nutzlos  gemacht  werden  können.  Die  übrigen 
Makler  werden  sich  mehr  und  mehr  zurückziehen  und  damit! 
werden  der  betreffenden  Gegend  weniger  Verkaufsmöglichkeiten 
geboten  werden  können. 

Die  Zusicherungen  seitens  der  Produzenten  und  seitens  der 
Weinhändler  sind  nicht  ohne  Gefahr  für  das  Maklergewerbe; 
denn  sie  nehmen  ihm  allmählich  die  Neutralität  und  ziehen  es 
langsam  ins  Lager  des  begünstigenden  Kontrahenten  hinüber. 
Wir  konstatieren  somit,  dass  diese  Vorkehrungen,  die  den  Makler 
seinerzeit  gegen  die  Ausschaltung  durch  Weinproduktion  oder 
Weinhandel  sichern  sollten,  erst  recht  den  Untergang  seines 
Berufes  beschleunigen:  Weinhandel  und  Weinproduktion  saugen 
den  Maklerstand  allmählich  auf.  An  Stelle  des  unabhängigen,  im 
Interesse  beider  Kontrahenten  handelnden  Maklers  tritt  der 
einseitig  im  Auftrage  des  Verkäufers  oder  des  Käufers  wirkende 
Agent, 

Wenn  der  Makler  über  die  nötigen  Mittel  verfügt,  wird 
er  unter  dem  Druck  der  geschilderten  Ausschaltungsbestrebungen 
zum  Eigenhandel  übergehen.  Er  wird  da  und  dort  einen  Keller 
auf  eigene  Kechnung  übernehmen,  um  zuletzt  dauernd  das  Ge- 
wand eines  Weinhändlers  anzuziehen,  eines  Landwemhändlers  im 
engeren  Sinne,  wie  wir  ihn  im  Folgenden  zeigten  werden. 

c)  Der  Landweinhändler  im  engeren  Sinne. 
Der  Landweinhändler  im  engeren  Sinne  unterscheidet  sich 
einerseits  vom  Makler,  indem  er  Eigenhandel  betreibt,  ander- 
seits vom  Aufkäufer,  weil  er  seine  Einkäufe  nicht  allein  auf  ein 
lokales,  enges  Gebiet  beschränkt,  sondern  Weine  aus  verschie- 
denen Gegenden  bezieht.  Es  ergibt  sich  bei  ihm  bereits  eine 
gewisse  Kombinierung:  wir  finden  in  seinen  Kellern  eine  Aus- 
wahl von  Landweinen. 
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Der  Landweinhändler  im  engeren  Sinne  ist  eine  relativ 
seltene  Erscheinung.  Er  kommt  in  der  Westschweiz  noch  öfter 
vor  als  in  der  Ostschweiz  und  zwar  als  Grossist,  d.  h.  als 
Lieferant  anderer  Händler.  Diese  entbehren  entweder  der  nötigen 
Verbindungen  mit  den  Produzenten,  den  Aufkäufern,  den  Maklern, 
oder  sie  bedürfen  der  Einräumung  längerer  Zahlungsfristen,  die 
von  den  erwähnten  Gliedern  nicht  oder  weniger  leicht  bewilligt 
werden  können. 

Ab  und  zu  wird  der  Landweinhändler  im  engeren  Sinne 
bei  der  herrschenden  Absatznot  mit  Wirten  oder  gar  mit  Pri- 
vaten verkehren.  Doch  das  wird  die  Ausnahme  sein.  Die  An- 
passung an  den  in  diesen  Kreisen  herrschenden  Geschmack  ver- 
schärft die  Kombinierungstendenz  und  führt  zum  Bezug  von 
Fremdweinen,  sei  es  zum  Verschnitt  oder  zum  Verkaufe  bei 
quel.  Damit  gibt  aber  der  Landweinhändler  seine  Eigenschaft 
als  solcher  auf.  — 

d)    Ostschweizerische   Verhältnisse. 

In  der  Ostschweiz  liegen  die  Verhältnisse  etwas  anders. 
Die  Zersplitterung  des  Rebareals  in  vielen  Händen  schuf  zwar 
die  Grundlage  zur  Herausbildung  eines  Auf  kauf  er  Standes.  Wenn 
sich  aber  ein  solcher  nur  kümmerlich  zu  entwickeln  vermochte, 
so   ist   dies   hauptsächlich   Folgendem    zuzuschreiben: 

Der  Weinbau  hat  hier  nicht  denselben  Umfang  angenommen 
wie  in  der  Westschweiz,  so  dass  die  Funktionen  eines  Auf- 
käufers mangels  eines  genügenden  Umsatzes  wenig  lohnen.  Der 
Aufkäufer  sieht  sich  genötigt,  einen  erheblichen  Preiszuschlag 
zu  verlangen  und  seine  Dienste  weniger  marktorientierten  Käufern 
anzubieten.  Dadurch  wird  der  kombinierte  Weinhandel  (Land- 
und  Fremdweinhandel)  dazu  getrieben,  direkt  einzukaufen  und 
den  teuern,  durch  seine  Konkurrenz  bei  den  Wirten  und  Pri- 
vaten unangenehmen  Aufkäufer  möglichst  zu  umgehen.  Er  hat 
sich  zu  diesem  Zwecke  im  eigenen  Betriebe  eine  Einkaufsorgani- 
sation geschaffen. 

Der  Mangel  eines  zureichenden  Umsatzes  ist  auch  Schuld, 
dass  ein  ausgeprägtes  Maklergewerbe  in  der  Ostschweiz  keinen 
Boden  fassen  konnte.     Während   der  Herbstkampagne  gibt  es 
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vorübergehend  Funktionäre,  die  Abschlüsse  vermitteln.  Sie  ziehen 
sich  aber  je  nach  Bedarf  bald  das  Grewand  eines  Maklers^  einea 
Agenten,  Kommissionärs  oder  eines  Landweinhändlers  im  engeren 
Sinne  an.  Die  Vermittlungsgebühr  —  der  sog.  „Käuferlohn"  — 
die  gewöhnlich  nur  von  einem  Kontrahenten  bezahlt  wird,  be- 
trägt je  nach  Vereinbarung  0.50  bis  1  Fr.  für  den  Saum  oder 
den  Hektoliter  umgesetzten  Weines. 

2.  Der  Landweinhandel  als  unselbständiges  Glied 
im  Dienste  der  Produzenten. 

Verschiedene  Uebergriffe,  die  sich  der  selbständige  Handel 
unter  dem  Drucke  der  Absatznot  zuschulden  kommen  liess,  trugen 
nicht  wenig  dazu  bei,  das  bei  den  Weinproduzenten  von  jeher 
eigene  Gefühl,  „übervorteilt  zu  werden",  mit  besonderem  Nach- 
drucke aufkommen  zu  lassen.  Hand  in  Hand  ging  damit  die 
gewohnte  Ueberschätzung  der  wirtschaftlichen  Funktionen  des 
Handels  überhaupt.  So  reifte  mit  der  Zeit  immer  mehr  das 
Bestreben  nach  Schwächung  der  Einflüsse  seitens  der  Händler- 
schaft oder  gar  nach  deren  Ausschaltung,  durch  ein  gemeinsames 
Vorgehen  der  organisierten  Produzenten.  Die  Angliederung  des 
Weinhandels  als  unselbständiges  Organ  der  Produzentenorgani- 
sationen, die  seit  ungefähr  15  Jahren  einsetzte,  hat  sich  aber 
nur  in  bescheidenem  Umfange  vollzogen.  Roman  Abt^°)  kon- 
statiert in  seiner  Abhandlung  nur  26  Weinbaugenossenschaften, 
nämlich  folgende: 

W  a  a  d  t :  Aigle,  Aubonne,  Bex,  Lutry,  Ollon,  Pully,  Yvome, 
Villeneuve.^^) 

Wallis:   Ardon,    Sion,    Vetroz. 

Zürich:  Benken,  Eglisau,  Elgg,  Ossingen,  Wädenswil. 

St.  Gallen:  Balgach,  Bemeck. 

Genf:  Bemex,   Geneve. 

A  a  r  g  a  u  :   Schinznach. 

T  h  u  r  g  a  u  :  Steckbom. 


10)  Roman  Abt:  Beiträge  zur  Geschichte  des  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftswesens in  der  Schweiz,  Bnigg  1910.  Vgl.  Hans  Müller  in  Rei- 
chesberg, II.  Bd.,  S.  256. 

11)  W.  Z.,  1907,  S.  152. 
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F  r  e  i  b  u  r  g  :  Vuilly. 

Basel-Stadt:  Schweizerische  .Weinbaugenossenschalt 

Innerhalb  dieser  Genossenschaften  zeigt  sich  eine  grosse 
Mannigfaltigkeit  der  Entwicklung.  Die  einen  befassen  sich  nur 
mit  der  Belehrung  der  Mitglieder,  der  gemeinsamen  Bekämpfung 
der  Rebfeinde  oder  mit  dem  Bezüge  von  Vitriolen  und  Dünger.^*) 
Andere  bezwecken  die  Förderung  des  Absatzes,  ohne  jedoch 
irgendwie  in  den  Produktionsprozess  einzugreifen.  Eine  dritte 
Kategorie  nähert  sich  bereits  der  Produktivgenossenschaft.  Sie 
verfügt  über  gemeinsame  Keltereien  und  Kellereien  und  ver- 
pflichtet ihre  Migtlieder,  ihre  ganze  Traubenmenge  an  sie  abzu- 
liefern behufs  gemeinsamer  Behandlung  und  Verkaufs  des  Weines. 
Zumeist  will  man  den  Genossenschaften  auch  gleichzeitig  den 
Vorteil  des  Engros-Einkaufes  von  Bedarfsartikeln  und  Geräten 
verschaffen  (Weinbaugenossenschaft  Villeneuve,  W.-Ztg.  1907, 
S.   152). 

Durch  die  letzterwähnte  Art  der  Weinbaugenossenschaften 
sieht  sich  der  selbständige  Weinhandel  am  meisten  bedroht.^-^)  Er 
versteht  zumeist  gar  nicht,  dass  diese  Gründungen  sehr  oft 
nur  eine  notwendige  Folge  seiner  Versäumnisse  sind  und  dass 
sie  nur  da  und  nur  solange  gedeihen  können,  als  der  selb- 
ständige Handel  unter  dem  Durchschnitt  zeitgemässer  Leistung 
steht.  —  Von  allen  Zweigen  des  Handels  ist  vielleicht  keiner 


12)  Wohl  die  loseste  Organisation  der  Winzer  unter  sich  bildet  die  „Trott- 
gemeinschaft". Verschiedene  Produzenten  benutzen  gemeinschaftlich  die  zur 
Kelterung  nötigen  Einrichtungen,  beziehen  aber  ihre  Ware  nach  vollendeter 
Kelterung  zurück  und  veräussern  sie  auf  eigene  Rechnung.  Die  Trottgemein- 
schaft kommt  hauptsächlich  in  jenen  Gegenden  vor,  wo  der  Kleinbesitz  über- 
wiegt und  der  Aufkäufer  sich  nicht  entwickeln  konnte,  der  über  die  Schwie- 
rigkeiten hinweghilft.  Ab  und  zu  hat  sogar  die  Gemeinde  für  gemeinschaft- 
liche Trotten  (Gemeindetrotten)  gesorgt  und  besondere  Trottmeister  angestellt, 
die  das  Auspressen  der  Trauben  überwachen  und  das  Messen  der  Weine  be- 
sorgen.    Jeder   Einzelne   kann   nach   Belieben   verkaufen. 

13)  W.  Z.,  1907,  S.  146.  „Wir  wollen  auch  heute  wieder  auf  eine  Ge- 
fahr aufmerksam  machen,  die  im  Anzüge  ist  und  der  gegenüber  zur  rechten 
Zeit  die  Positionen  bezogen  werden  müssen.  Wir  meinen  damit  die  Weinver- 
wertungsgenossenschaften. .  . 

Umso  gefährlicher  werden  diese,  als  die  leitenden  Persönlichkeiten  ver- 
stehen,  denselben   ein   patriotisches   Mäntelchen  umzuhängen." 
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so  sehr  auf  freie  persönliche  Leistung  angelegt^  wie  der  Wein- 
handel.  Es  liegt  dies  in  dem  Wechsel  der  Emtemengen  und 
Qualitäten,  in  der  eingehenden  Kenntnis  des  ewigen  Vei-anderns 
der  Konjunktur,  in  der  risikoreichen  Finanzierung  der  geför- 
derten Mengen  und  noch  besonders  in  der  Absatmot  begründet* 
die  zu  einem  Aufsuchen  der  Abnehmer,  zu  einer  förmlichen  Er- 
oberung derselben  drängt.  —  Durch  niedrigere  Preise  ist  hier 
nicht  immer  beizukommen,  weil  der  Wein  keine  fungible  Ware 
ist  und  bei  einer  Preisermässigung  jeweils  eine  Qualitäts Ver- 
schlechterung vermutet  werden  kann. 

Der  Weinhandel  ist  in  bestimmten  und  festen  Händen,  aus 
denen  er  sich  nicht  leicht  entreissen  lässt.  Daher  kommt  es, 
dass  die  meisten  Winzervereine  nicht  mit  den  Konsumenten 
selbst  in  Verbindung  treten  können,  sondern  auf  den  Wein- 
handel angewiesen  sind.  Solange  sie  als  ausschliessliche  Liefe- 
ranten des  Grosshandels  auftreten  und  gleichsam  die  Funktionen 
des  Aufkäufers  übernehmen,  werden  sie  vom  selbständigen  Wein- 
handel nicht  ungern  gesehen.  Es  wird  anerkannt,  dass  ver- 
schiedene Genossenschaften  günstig  auf  den  Weinbau  gewirkt 
haben.  So  ist  stellenweise  die  Rebsortenwahl  bei  Neuanlagen 
besser  geworden,  ebenso  die  allgemeine  Pflege  der  Weinberge. 
Die  Schädlingsbekämpfung  ist  eifriger  und  erfolgreicher  aus- 
geführt und  bei  der  Weinlese  ist  sorgfältiger  verfahren  wor- 
den. Die  Genossenschaft  versteht  die  Behandlung  und  Kelte- 
rung der  Weine  eher  als  der  Weinbauer  und  vermag  auf  dies© 
Weise  ein  besseres  Produkt  zu  liefern. 

Eine  schwache  Seite  des  Genossenschaftswesens  zeigt  sich 
aber  namentlich  darin,  dass  die  Produzenten  den  Preis  für  ihre 
Ware  selbst  bestimmen  und  auszahlen.  Jeder  will  gewöhnlich 
die  beste  Qualität  geliefert  haben.  Dies  gibt  Anlass  zu  Zwistig- 
keiten,  Zänkereien  und  unberechtigtem  Misstrauen.  Der  Zweck 
der  Organisation  ist  natürlich  die  bestmögliche  Verwertung  der 
Produkte.  In  der  Absicht,  seine  Weine  möglichst  teuer  bei 
der  Genossenschaft  unterzubringen,  lässt  der  Winzer  nur  zu 
oft  die  Frage  ausser  acht,  wie  im  gemeinsamen  Betrieb  ein 
solches  Verhalten  sich  räche.  Wie  weit  das  Verlangen  der 
Genoßsenschafter   zuweilen   geht,    erhellt    am   besten   aus   dem 
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Jahresberichten  des  Verbandes  ostschweizerischer  Genossen- 
schaften, aus  denen  wir  folgende  Stelle  zitieren:  i*) 

„An  einigen  Orten  glaubte  man  aber  letzten  Herbst  ein- 
fach einen  hohen  Preis  erzwingen  zu  können,  und  da  wir  darauf, 
durch  die  Erfahrung  belehrt,  nicht  eintreten  konnten,  so  wurde 
von  den  betreffenden  Genossenschaftern  schon  die  Frage  des 
Austrittes  aus  dem  Verbände  in  Beratung  gezogen." 

Aus  dem  erwähnten  Grunde  ist  die  Genossenschaft  oft  ge- 
zwungen, höhere  Preise  zu  verlangen,  so  dass  der  Grosshandel 
sich  von  ihr  abgewendet  und  sie  auf  den  Verkehr  mit  Privaten 
und  Wirten  angewiesen  ist  und  ein  grosses  Quantum  ihrer  Weine 
einlagern  muss. 

Damit  übernehmen  die  Genossenschaften  ein  grosses  Kon- 
iunkturrisiko  und  laufen  gleichzeitig  Gefahr,  ihren  bedeutendsten, 
sichersten  und  regelmässigsten  Abnehmer,  den  Weinhandel,  für 
immer  zu  verlieren,  weil  sie  ihn  durch  ihre  Konkurrenz 
schädigen.^^) 

Einige  Genossenschaften  haben  sich  von  Anfang  an  die  Aus- 
schaltung des  selbständigen  Weinhandels  zur  Aufgabe  gemacht. 
Sie  wenden  sich  an  Wirte  und  Private,  die  sie  durch  Zirkular, 
durch  Inserate,  oft  vermittelst  Reisender  zum  fassweisen  Be- 
zug einladen.  Ja  sie  werden  sogar  zu  Detaillisten,  indem  sie  durch 
Einrichtung  von  Verkaufslokalen  ^^)  und  Weinstuben  an  den 
letzten  Konsumenten  gelangen.  Aus  dem  Kreise  derartiger  Ge- 
nossenschaften auf  dem  Gebiete  des  Landweinhandels  möchten  wir 
nur  zwei  hervorheben. i') 


1*)  Jahresbericht  der  Ost.  landw.  Genoss.  1906. 

^•'>)  Der  deutsche  Winzergenossenschaftstag  in  Mainz  (14.  Februar  1906) 
empfiehlt  folgende  Vereinbarung  mit  dem  Weinhandel:  Nur  an  Weinhändler 
zu  verkaufen.  Die  Abhaltung  von  Weinsteigerungen  im  Produktionsgebiet 
unterliegt  dagegen  keinerlei  Einschränkungen.  Wein-Ausschankstellen  am  Sitze 
der  Genossenschaft  sind  gestattet.  Verboten  sind  nur  solche  ausserhalb  des 
Produktionsortes.  Nicht  an  den  Weinhandel  abgesetzte  Weine  dürfen  in  Quan- 
titäten nicht  unter  500  Liter  an  jedermann  abgegeben  werden.  W.  Z.,  1906, 
S.  69. 

1^)  So  hat  z.  B.  die  Winzergenossenschaft  in  Lutry  in  Ijausanne  eine 
Verkaufsstelle    eingerichtet.      Vgl.    W.  Z.,  1907,  S.  146. 

17)  Vgl.  Handelsamtsblatt,  Jahrg.  1907,  Nr.  2,  Aug.  1907;  W.  Z.,  1907, 
S.  73,  258,  386. 
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1.  Die  am  2.  August  1907  im  Schweizerischen  Handelsamts- 
blatt publizierte  „Schweizerische  Weüibaugenossenschaft"  mit 
Sitz   in   Basel.     Sie   bezweckt: 

a)  die  Förderung  des  schweizerischen  Weinbaue®  im  allge- 
meinen, insbesondere  durch  Bekäanpfung  aller  Weinpantscherei 
und  des  unreellen  Zwischenhandels; 

b)  die  Errichtung  eigener  Niederlagen  und  Verkaufsstellen, 
um  dadurch  dem  Eigengewächs  der  Grenassenschafter  einen  bes- 
seren Absatz  zu  verschaffen; 

c)  die  Lieferung  garantiert  echter  schweizerischer  Natur- 
weine zu  normalen  Preisen  an  das  Publikum,  die  Wirte  und  die 
Weinhändler. 

Auf  diese  Weise  soll  der  drückenden  Konkurrenz  der  aus- 
ländischen Weine  und  des  Bieres  begegnet  werden. 

Die  Schweizerische  Weinbaugenossenschaft  eröffnete  im 
Jahre  1908  eine  Weinstube  und  wurde  auf  diese  Weise  zur  De- 
taillistin.18) 

2.  Aehnliche  Ziele  verfolgt  die  1908  gegründete  „Asso- 
ciation vinicole  genevoise",^^)  die  ihren  Sitz  in  Genf  hat.  Bei 
ihrer  Gründung  bestand  sie  aus  23  Mitgliedern.  Um  dem  Unter- 
nehmen kaufmännischen  Schwung  zu  geben,  wird  ein  Reisender 
angestellt.  Eingehende  Bestellungen  werden  durch  ein  ständiges 
Bureau  ausgeführt.  Femer  nimmt  die  Genossenschaft  die  Er- 
richtung von  Zentralkellereien  in  Aussicht  und  gewährt  Vor- 
schüsse auf  die  eingekelterten  Ernten. 

Es  bleibt  abzuwarten,  wie  sich  derartige  Gebilde  entwickeln 
werden.  Im  Deutschen  Reich,  wo  sich  diese  Genossenschaften 
früher  einlebten,  hat  man  recht  gemischte  Erfahrungen  ge- 
macht. —  Viel  Staub  aufgeworfen  hat  vor  allem  der  Zusammen- 
bruch der  Elsass-Lothringer  Zentral-Winzergenossenschaft  und 
der  Zentral-Verkaufsgenossenschaft  deutscher  Winzervereine  in 
Eltville.     Oberlandesgerichtsrat   Dr.    Weber   in   Colmar   sprach 


18)  W.  Z.,  1908,  S.  190. 

19)  W.  Z.,  1908,  S.  167  und  170.  Die  Association  vinicole  ist  nicht  zu 
verwechseln  mit  der  Genfer  Weingenossenschaft,  die  den  Zweck  hat,  den 
Absatz  der  Genfer  Weine  zu  fördern  und  sich  mit  den  Weingrosshändlern 
und  Courtiers  in  Verbindung  setzen  will.     Vgl.  W.  Z.,  1907,  S.  302. 
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sich  über  das  Geschäftsgebaren  der  erstgenannten  Genossen- 
schaft u.  a.  wie  folgt  aus:^^^) 

„Man  baute  in  Egisheim  und  Dambach  Kellerpaläste,  die 
Unsummen  verschlangen;  da  sie  nur  der  Herbsteinlagerung  der 
Genossen  dienen  sollten,  mussten  die  Barsumme  und  die  Kapi- 
talien für  das  grosse  Fassinventar,  Kelter-  und  Kellergeschirr 
u.  s.  w.  bei  dem. einmaligen  Verkauf  der  Weine  nach  dem  ersten 
oder  zweiten  Abstich  sehr  hoch  verzinst  werden,  denn  für  den 
Rest  des  Jahres  lagen  die  aufgewendeten  Summen  brach.  Dass 
ständig  ein  Keller  Verwalter  bei  diesen  wohnte,  vermehrte  die 
Betriebskosten.  Dabei  wurde  der  unverzeihliche  Fehler  be- 
gangen, dass  man  in  den  Satzungen  die  Mitglieder  der  Darlehens- 
kassen nur  berechtigte,  nicht  verpflichtete,  ihre  Trauben 
an  die  Genossenschaft  abzugeben!  Das  hatte  die  naturgemässe 
Folge,  dass  die  angeschlossenen  Genossen  bei  anderweitiger 
günstiger  Verkaufsgelegenheit  nichts  oder  nur  die  geringsten 
Trauben  brachten,  und  dass  die  Genossenschaft,  um  überhaupt 
nur  die  Fässer  mehr  oder  weniger  füllen  zu  können,  übertriebene 
Preise  zugestehen  musste.  Die  Einlagerung  geringwertigen,  zu 
teuer  erworbenen  Materials  rächte  sich  aber  weiter.  Der  er- 
hoffte glatte  Verkauf  blieb  aus Ja,  man  ging,  entgegen 

dem  Grundprinzip  einer  Winzergenossenschaft,  welche  die  best- 
mögliche Darstellung  und  Verwertung  des  Landesgewächses  an- 
streben soll,  zum  Ankauf  ausländischer  Trauben  oder  Weine, 
insbesondere  spanischer,  über,  „um  durch  Verschnitte  mit  diesen 
die  groben  Sünden  unüberlegter  Kelterung  und  Kellerbehandlung 
einigermassen  auszugleichen."  Zum  Schlüsse  spricht  Dr.  Weber 
den  oft  genug  erwähnten  Grundsatz  aus,  dass  die  Genossen- 
schaft nur  mit  dem  Weinhandel  zu  verkehren  habe,  wenn  sie 
prosperieren  wolle. 

Weit  schlimmere  Folgen  zeitigte  der  Zusammenbruch  der 
Zentral-Verkaufsgenossenschaft  Rheingauer  Winzervereine  in  Blt- 
ville.  Sie  unterhielt  zahlreiche  Weinstuben  und  in  Berlin  eine 
Zentral-Verkaufsstelle.      Es   wurde    in    geradezu    unverantwort- 


20)  W.  Z.,  1906,  S.  197. 
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lieber  Weise  gewirtßchaftet,  so  dass  die  Genossenschaft  zuletzt 
gezwungen  war,  den  Konkurs  anzumelden. 

Noch  eine  Reihe  ähnlicher  Fälle  könnte  vorgeführt  wer- 
den,2i)  (jie  immer  und  immer  wieder  zeigt,  woran  der  unselb- 
ständige, im  Dienste  der  Produzenten  stehende  Handel  gewöhn- 
lich krankt,  nämlich  an  der  Personenfrage  einerseits  und  an 
der  Preisbestimmungsfrage  anderseits.  Es  fehlt  zumeist  an 
fähigen  und  geeigneten  Leitern,  sowie  an  opferwilligen  Ge- 
nossenschaftern, die  ihre  Produkte  zu  einem  annehmbaren  Preise 
überlassen  wollen. 

Auch  in  der  Schweiz  fehlt  es  nicht  an  misslungenen  Ver- 
suchen seitens  der  Winzergenossenschaften.  Verschiedene  sind 
mit  den  grössten  Hoffnungen  ins  Leben  gerufen  worden  und 
hernach,  nach  einem  kümmerlichen  Dasein,  wieder  verschwunden. 
Es  sei  hier  nur  auf  das  Ende  der  Waadtländischen  Weinbau- 
genossenschaft hingewiesen,  die  im  Jahre  1893  mit  800  Mit- 
gliedern gegründet  wurde  und  13  Jahre  später  wegen  eines  De- 
fizites  von  3300  Fr.   einging.^s) 

Trotzdem  dürfen  wir  den  genossenschaftlichen  Weinhandel 
nicht  in  Bausch  und  Bogen  verurteilen,  wie  es  kurzsichtige 
Interessenfanatiker  tun.  Jeder,  der  die  Verhältnisse  obiektiv 
betrachtet,  muss  zugeben,  dass  durch  den  genossenschaftlichen 
Zusammenschluss  der  Weinbauern  viele  Momente  in  Wegfall 
kommen,  die  dem  Weinhandel  eine  gewisse  illegitime  Ueberlegen- 
heit  über  die  einzelnen  Winzer  sichern.  Wir  wollen  mit  diesen 
Aeusserungen  keineswegs  einen  Tadel  gegenüber  dem  Wein- 
handel  aussprechen,    denn   im    Tauschverkehr    sind    sowohl   die 

21)  W.  Z.,  1908,  S.  98,  156,  277;  1909,  S.  99,  71,  406;  1911,  S.  376. 
—  Der  Geschäftsbericht  des  Verbandes  rheinischer  Genossenschaften  über 
das  Jahr  1907  gibt  folgenden  Aufschluss:  Von  den  33  Winzergenossenschaften 
des  Verbandes  erzielten  nur  13  im  Geschäftsjahr  1907  einen  Reingewinn  von 
M.  12,700.  —  4  hatten  weder  Gewinn  noch  Verlust,  während  bei  16  Genossen- 
schaften ein  Gesamtverlust  von  M.  402,000  zu  beklagen  war.  Davon  entfällt 
der  Löwenanteil  mit  M.  399,000  auf  14  Winzervereine  des  Rotweingebietes; 
vgl.    W.  Z.,  1908,  S.  298. 

22)  Vgl.  W.  Z.,  1906,  S.  65.  Auch  die  Weinbaugenossenschaft  Hailau 
hat  sich  mit  dem  1.  Oktober  1908  aufgelöst  ,und  ist  von  einer  Kollektiv- 
gesellschaft   übernommen    worden    (W.  Z.,  1908,  S.  351). 
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Käufer  als  auch  die  Verkäufer  darauf  bedacht,  möglichst  ihren 
Vorteil  zu  wahren.  —  Der  Weinhändler  nutzt  seine  Lage  als 
wirtschaftlich  Stärkerer  aus,  nicht  in  dem  Bestreben,  die  Existenz 
der  Weinbauern  unmöglich  zu  machen,  sondern  nur  in  dem 
verständlichen  Bestreben,  seinen  Wein  möglichst  billig  zu  er- 
halten. Die  genossenschaftliche  Organisation  vermag,  in  diesem 
früher  ungleichmässigem  Preiskampf,  ein  gewisses  Gegengewicht 
auszuüben. 

Soweit  der  genossenschaftliche  Zusammenschluss  erfolgt,  um 
im  Anschluss  an  die  Produktion  die  Sammeltätigkeit  zu  besorgen, 
d.  h.  solange  er  die  einzelnen,  zersplitterten,  kleinen  und  grösseren 
Vorräte  zusammenträgt,  um  sie  dem  Weinhandel  in  grösseren 
Mengen  anzubieten,  hat  er  sowohl  für  die  Produzenten,  als 
auch  für  den  Weinhandel  seine  Vorteile.  Freilich  wird  die  Ge- 
nossenschaft den  Ankauf  nicht  immer  so  billig  besorgen  können, 
wie  die  Organe  des  selbständigen  Handels.  Sie  wird  aber  imstande 
sein,  eine  bessere  Ware  zu  liefern, 2^)  denn  sie  ist  in  der  Lage, 
durch  gute  Sortierung  des  Gewächses  für  Güte  und  Reinheit 
des  Weines  Gewähr  zu  bieten.  Sodann  kann  der  Käufer  Wein 
bestimmter  Qualität  erwerben,  ohne  sich  der  Mühe  unterziehen 
zu  müssen,  von  Ort  zu  Ort  zu  reisen,  und  die  umständliche  Sammel- 
tätigkeit selbst  zu  besorgen. 

Weniger  günstig  ist  aber  der  genossenschaftliche  Wein- 
handel der  Produzenten  zu  beurteilen,  wenn  er  zum  distribuieren- 
den  Handel  wird.  Hier  tritt  er  in  Konkurrenz  mit  dem  kauf- 
männischen Weinhandel,  dem  er,  sofern  dieser  einigermassen 
gut  organisiert  und  geleitet  ist,  keineswegs  ebenbürtig  ist.  Er 
unterliegt  in  diesem  Falle  den  bereits  geschilderten  Gefahren, 
die  sowohl  für  die  Produzenten  als  auch  für  den  Handel  selbst, 
ungünstige  Folgen  nach  sich  ziehen  können. ^0 

23)  Württemberg.  Wochenblatt  für  die  Landwirtschaft,  Jahrg.  1898,  Nr. 
15;    vgl.    Engelmann    S.    112  f. 

24)  In  den  letzten  Jahren  hat  sich  der  Weinhandel  auch  gegen  die  von 
den  Genossenschaften  veranstalteten  Weinsteigerungen  gewendet,  wie  sie  na- 
mentlich im  Waadtlande  üblich  sind  (Auktionen  der  Weinbaugenossenschaften 
Ollon,  Aigle,  Aubonne,  Vevey,  Lutry  u.  s.  w.).  Diese  Steigerungen  waren 
für    den    Grosshandel    bestimmt;    sie    wurden    aber    mehr    und    mehr    von    den 
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§  14.    Der  Fremd weinhandel 

Ueber  die  Bedeutung,  die  den  ausländischen  Weinen  am 
,ßchweizerischen  Weinmarkte  zukommt,  wird  in  einem  amderen  Zu- 
sammenhang gesprochen.  Hier  sollen  vor  allem  die  Organe  des 
Fremdweinhandels  dargestellt  werden  und  zwar  nur  so  weit,  als 
sie  mit  dem  schweizerischen  Handel  in  Berührung  kommen.  Dem- 
gemäss  kommt  hauptsächlich  die  Organisation  des  internatio- 
nalen Zwischenhandels  in  Betracht.  Zwei  Formen  der  Entwicklung 
sind  hier  charakteristisch.  Sie  treten  in  Erscheinung,  je  nach- 
dem die  Initiative  zum  internationalen  ZwischenhandeJ  ausgeht 
entweder  vom  ausländischen  Verkäufer  (Exporteur)  oder  vom  in- 
ländischen Käufer    (Importeur). 

1.  Die  InitiativegehtvomExporteuraus. 
Der  Exporteur  hat  verschiedene,  schwierige  Probleme  zu 
lösen.  Zunächst  muss  er  die  Produktion  seines  Landes  kennen 
und  mit  ihr  die  ausgedehntesten  Beziehungen  unterhalten.  Dies 
allein  erfordert  schon  mannigfache  Kenntnisse  und  zwingt  zur 
Spezialisierung.  So  kommt  es,  dass  der  Weinexporteur  selten 
direkt  mit  dem  Produzenten  verkehrt,  sondern  sich  vielmehr  an 
die  Organe  des  kollektier enden  Handels  wendet.^)  Die  An- 
knüpfung und  der  stetige  Ausbau  der  Geschäftsverbindungen  mit 
den  schweizerischen  Käufern  stellt  aber  noch  grössere  An- 
forderungen an  die  Kenntnisse  des  Exporteurs.  Dieser  sieht 
sich  meist  genötigt,  durch  ein  orts-,  sprach-,  fach-  und  per- 
sonenkundiges Zwischenglied  tätig  zu  werden,  es  sei  denn,  dass 
ihn  gründliche  Kenntnisse  der  schweizerischen  Verhältnisse  zum 
direkten  Verkehr  befähigen.  Im  letztern  Fall  vollzieht  sich  die 
Arbeitsteilung   innerhalb    des    eigenen    Betriebes.     Der   Expor- 


Detaillisten  und  Spekulanten  besucht.  Durch  deren  Beteiligung  wurden  die 
Preise  oft  über  den  Wert  hinauf  in  die  Höhe  geschraubt,  sodass  der  Wein- 
handel nicht  mehr  mitkonkurrieren  konnte.  Aehnliche  Beobachtungen  hat 
man  auch  im  Auslande  gemacht.    Vgl.  W.  Z.,  1907,  S.  8. 

1)  Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  die  von  Land  zu  Land  und  von 
Gegend  zu  Gegend  wechselnde  Organisation  des  kollektierenden  Handels  dar- 
stellen. Wie  mannigfaltige  Gebräuche  und  Regeln  sich  herausgebildet  haben, 
zeigt  u.  a.  eine  Schilderung  der  französischen  Verhältnisse  in  der  W.  Z., 
1908,    S.    35   und   334. 


—    109   — 

teur  läast  die  Schweiz  bereisen  oder  fördert  den  Absatz  durch 
Einrichtung  von  Niederlagen  und  Verkaufsstellen. 2)  —  Häufiger 
handelt  aber  der  Exporteur  vermittelst  selbständiger  Organe, 
Er  wird  durch  Agenten  oder  Kommissionäre  vertreten.  Wein- 
agent ist  jeder  selbständige  Angehörige  ^es  Handelsstandes,  der 
von  anderen,  in  der  Regel  auswärts  wohnenden  Weinexportfirmen 
dauernd  beauftragt  wird,  an  seinem  Wohnsitze  oder  in  einem 
grösstenteils  deutlich  begrenzten  Gebiete  (Geschäftsrayon)  im 
Namen  seiner  Auftraggeber  abzuschliessen,  Kundschaft  für  sie  zu 
erwerben  oder  sonst  ihr  Interesse  wahrzunehmen.^)  Für  seine 
Bemühungen  erhält  der  Agent  eine  Provision,  die  sich  meist 
nach  der  umgesetzten  Menge  berechnet.*)  Da  der  Agent  Ver- 
tretungen von  mehreren  Geschäftsherren  nur  dann  annehmen 
darf,  wenn  deren  Interessen  sich  nicht  widerstreiten,^)  ist  er 
regelmässig  nur  für  eine  kleinere  Zahl  von  Exporteuren  tätig, 
die  sich  auf  die  verschiedenen  Produktionszentren  des  Aaslandes 
verteilen.  Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Kommissionär,  der 
oft  eine  grosse  Anzahl  von  Firmen  vertritt  und  im  eigenen 
Namen  Geschäfte  für  Rechnung  seines  Auftraggebers  (Kommit- 
tenten) abschliesst.^)  Er  steht  in  einem  lockerern  Verhältnis 
zum  Exporteur  wie  der  Agent  und  vertritt  diesen  meist  nur 
vorübergehend.  Oft  ergeben  sich  aus  dem  Abschluss  von  Han- 
delsgeschäften durch  Vermittlung  eines  Kommissionärs  beson' 
dere  Vorteile,  z.  B.  dann,  wenn  es  gilt,  das  Geheimnis  über  die 


2)  Verschiedene  Exporteure  pflegen  den  direkten  Verkehr.  Es  sind  aber 
zumeist  Schweizerfirmen,  die  sich  im  Auslande  niedergelassen  haben  und  nach 
ihrem  Heimatlande  exportieren. 

3)  Vgl.  Ehrenberg  im  Hdw.  der  Staatswissensch.,  III.  Aufl.,  I.  Bd.,  S.  48  f. 
*)  Der  Agent  stellt  sich  somit  am  besten,  wenn  grosse  Mengen  umgesetzt 

werden;  er  hat  daher  ein  Interesse  daran,  dass  die  Preise  nicht  allzusehr 
steigen. 

In  der  Regel  übernimmt  der  Agent  weder  seinem  Auftraggeber  gegen- 
über das  Delcredere  wegen  des  dritten  Kontrahenten,  noch  diesem  gegenüber 
die  Gefahr  für  rechtzeitige  und  richtige  Lieferung  der  Ware.  Indes  kann 
beides  trotzdem  von  ihm  gefordert  werden,  insbesondere  die  Zahlungsfähigkeit 
der  Personen,  mit  denen  er  Geschäfte  vermittelt,  zu  prüfen.  Bei  Uebernahme 
des  Delcredere   bezieht   der   Agent   eine  erhöhte   Provision. 

s)  Vgl.   Cosack:   Lehrbuch   des   Handelsrechts,    Stuttgart   1910,   S.   210  ff. 

6)  0.  R.  Art.  425. 
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Person  und  die  geschäftlichen  Operationen  des  Kommittenten 
KU  wahren  oder  wenn  der  Kredit  und  das  Kapital  des  Kommis- 
sionärs nutzbar  gemacht  werden  sollen.  Da  aber  die  Absatznot 
im  Weingeschäft  zum  fortgesetzten,  intensiven  Besuche  der  Ab- 
nehmer zwingt^  erscheint  die  Vermittlung  des  Agenten  gewöhnlich 
vorteilhafter  als  diejenige  des  Kommissionärs.  Aus  diesem 
Grunde  hat  sich  das  Kommissionsgeschäft  im  Weinhandel  weniger 
zu  entwickeln  vermocht,  es  bildet  heutzutage  die  Ausnahme.  Im 
Lager  der  zahlreichen,  oft  bedeutenden  Agenten,  zeigt  sich  eine 
Entwicklung  nach  der  Richtung  des  Eigenhandels.  Drei  Gründe 
veranlassen  namentlich  den  kapitalkräftigeren  Agenten,  mehr 
und  mehr  für  eigene  Rechnung  zu  kontrahieren,  d.  h.  Propre- 
händler  zu  werden.  Einmal  muss  der  Agent  stets  befürchten, 
ausgeschaltet  zu  werden.  Der  Weinexporteur  und  der  Abnehmer, 
die  sich  gegenseitig  kennen,  sind  versucht,  zum  direkten  Ver- 
kehr überzugehen,  um  sich  die  Provision,  die  der  Agent  für 
seine  Vermittlung  bezieht,  zu  ersparen.  Wohl  kann  sich  der 
Agent  ausbedingen,  dass  er  von  allen  Geschäften  Provision  er- 
hält, die  in  seinem  Rayon  ausgeführt  werden,  sei  es  nun  ohne 
oder  durch  seine  Vermittlung.  Er  kann  aber  nicht  verhindern, 
dass  er  nach  Ablauf  des  Agenturvertrages  gänzlich  ausge- 
schaltet wird. 

Sodann  verlangen  oft  die  Abnehmer  die  sofortige  Lieferung 
eines  bestimmten  Quantums  Wein.  Sie  können  nicht  warten,  bis 
die  Ware  vom  Auslande  ankommt.  Auch  benötigen  sie  unter 
Umständen  weniger  bedeutende  Mengen.'^)  In  diesem  Falle  wenden 
sich  die  Abnehmer  an  dieienigen  Organe  des  Fremdweinhandels, 
die  in  der  Schweiz  die  gewünschten  Weine  auf  Lager  haben 
und  von  hier  aus  fassweise  liefern  können.  Der  Agent  hat  in 
diesem  Falle  das  Nachsehen  und  läuft  zudem  Gefahr,  dass  sein 
früherer  Abnehmer  auf  die  Dauer  mit  dem  Konkurrenzgeschäft 
in  Verbindung  bleibt.  In  Bezug  auf  die  bis  jetzt  genannten 
Gründe,  die  den  Agenten  zum  Eigenhandel  drängen,  wäre  der 
Kommissionär  etwas  besser  gestellt.    Er  könnte  durch  den  Selbst- 

')  In  direkter  Lieferung  ab  Produktionsort  lohnt  sich  bei  Quantitäts- 
weinen nur  der  waggonweise  Bezug. 
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eintritt  die  beiden  Kontrahenten  auseinanderhalten  und  durch 
Einrichtung  eines  Konsignationslagers  den  momentanen  Bedürf- 
nissen der  Abnehmer  gerecht  werden.  Allein  ein  dritter  Grund 
begünstigt  noch  den  Uebergang  zum  Eigenhandel:  Der  Exporteur 
nutzt  den  Weltmarkt  derart  aus,  dass  er  seine  Weine  jeweils 
nach  denjenigen  Punkten  verfügt,  wo  sie  die  höchsten  Preise 
erzielen.  Vorausgesetzt,  dass  seine  Ware  an  einem  anderen 
Orte  des  Weltmarktes  zu  gewissen  Preisen  abgesetzt  werden 
kann,  kümmert  er  sich  wenig  darum,  ob  bei  diesen  Limiten 
der  Agent  in  der  Schweiz  konkurrenzfähig  bleibt  oder  nicht.  — 
Da  die  in  der  Schweiz  ansässigen  Eigenhändler  aus  verschiedenen 
Gründen  eher  gewillt  sind,  ihre  zu  günstigen  Bedingungen  einge- 
kauften Weine  relativ  unter  den  herrschenden  Weltmarkt- 
preisen zu  verkaufen,  wird  der  Agent  mit  seinen  Limiten  zur 
Untätigkeit  verurteilt,  und  verliert  damit  die  Fühlung  mit  seinen 
Abnehmern. 

Alle  diese  Momente  haben  bewirkt,  dass  sich  die  Vermittler 
mehr  und  mehr  dem  „Forfaitgeschäft"  zuwenden,  so  dass  all- 
mählich eine  Kombinierung  von  Kommissions-  und  Eigenhandel 
zur  Regel  wird. 

2.    Die  Initiative  geht  vom  Importeur  aus. 

Wir  haben  soeben  gesehen,  wie  der  Weinagent  sich  zum 
Eigenhändler  entwickeln  und  zum  Importeur  werden  kann.  Er 
bleibt  in  diesem  Falle  entweder  mit  seinen  früheren  Auftrag- 
gebern in  Verbindung,  übernimmt  aber  die  Weine  auf  feste 
Rechnung,  oder  er  wendet  sich  sogar  direkt  an  die  Organe 
des  auswärtigen  kollektierenden  Handels:  an  Einkaufsagenten, 
Makler,  Genossenschaften,  Aufkäufer. 

Neben  dieser  neueren  Entwicklung  konstatieren  wir  eine 
ältere.: 

Das  Bestreben,  fremde  Weine  im  Produktionslande  selbst 
einzukaufen,  führte  von  jeher  diese  oder  jene  Unternehmer  in 
ausländische  Weinproduktionszentren.  Ein  derartiger  Einkauf 
ist  aber  nur  lohnend  und  möglich,  wenn  bedeutende  Mengen  an- 
geschafft werden,  so  dass  sich  die  Einkaufsspesen  auf  ein  grosses 
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Quantum  verteilen  und  wenn  der  Käufer  über  Orts-,  Sprach-, 
Fach-  und  Personenkenntnisse  verfügt.  Deshalb  war  eine  Spe- 
zialisierung gegeben.  Es  bildeten  sich  besondere  Unternehmer 
heraus,  die  durch  längeren  Aufenthalt  im  Produktionslande  zum 
direkten  Verkehr  befähigt  waren.  Dadurch,  dass  sie  den  Ein- 
kauf im  grossen  betrieben,  waren  sie  imstande,  mit  einem  re- 
lativ niedrigen  Preiszuschlage  zu  arbeiten.  Auf  diese  Weise  ent- 
stand der  Importeur,  der  auf  feste  Rechnung  kauft  und  seine 
Weine  ausschliesslich  an  die  Land-  und  Fremdweinhändler  ab- 
setzt. In  der  R^gel  hält  der  Importeur  in  der  Schweiz  eigene 
Kellereien  oder  er  bringt  seine  Weine  in  den  Lagerhäusern  unter. 
So  ist  er  imstande,  prompt  zu  bedienen  und  auch  fassweise  abzu- 
geben. Ein  grosser  Teil  der  importierten  Weine  geht  aber  nicht 
durch  die  heimischen  Lager,  sondern  wird  direkt  vom  Aus- 
lande an  die  schweizerischen  Abnehmer  verfügt.  —  Entweder 
beauftragt  der  Importeur  seinen  ausländischen  Lieferanten 
(Makler,  Grosshändler,  Genossenschaft,  Agent),  den  bestellten 
Wein  einem  bestimmten  Spediteur  auszuhändigen,  den  er  mit 
der  Weiterbeförderung  betraut  —  oder  er  übermittelt  den  Auf- 
trag seiner  eigenen  Einkaufsstelle  im  Auslande.  Die  eigentliche 
Entwicklung  geht  dahin,  dass  die  Importeure  immer  mehr  zur 
Eröffnung  von  Einkaufsstellen  im  Auslande  übergehen  und  zwar 
namentlich  in  jenen  Gegenden,  wo  es  an  einer  rationellen  Ein- 
kaufsorganisation gebricht. 

So  haben  sich  die  schweizerischen  Importeure  mit  Vor- 
liebe in  Spanien  und  im  südlichen  Italien  niedergelassen.^)  Da- 
mit ist  aber  bereits  der  Uebergang  vom  Import-  zum  Export- 
handel eingeleitet.  Die  Einkaufsstelle  erweitert  sich  oft  zum 
Hauptgeschäft,  von  dem  aus  nicht  nur  nach  der  Schweiz,  sondern 
auch  nach  anderen  Absatzgebieten  ausgeführt  wird.  Auf  diese 
Weise  erscheinen  heute  schon  verschiedene  Schweizerfinnen  als 
Exporteure,  die  am  schweizerischen  Weinmarkte  entweder  durch 
Agenten  vertreten  werden  oder  eigene  Verkaufsstellen, 
Kellereien  und   dergleichen  halten.    — 


^)  Vgl.  W.  Z.,  1907,  S.  259. 
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B.  NeuzeitlicheEntwicklungstendenzen. 

Der  Fremdweinhandel  ist  in  der  Schweiz  hauptsächlich  Aktiv- 
handel,  d.  h.  er  wird  überwiegend  von  schweizerischen  Unter- 
nelmiem  und  mit  schweizerischem  Kapital  betrieben.  Allerdings 
haben  in  den  letzten  Jahren  die  Ausländer  mehr  und  mehr  ver- 
sucht, sich  den  schweizerischen  Absatz  direkt  zu  erschliessen. 
Die  Bestrebungen  der  ausländischen  Unternehmer  wurden  durch 
Massnahmen  seitens  ihres  Heimatlandes  gefördert.  Die  italie- 
nische Regierung  unterstützte  schon  im  Jahre  1883  die  Gründung 
eines  Niederlagskellers  für  italienische  Weine  in  Luzem.  Aehn- 
liches  tat  auch  die  Österreich-ungarische  Regierung,  die  im 
nämlichen  Jahre  die  Anlegung  eines  Transitkellers  in  Buchs 
und  die  Kreierung  einer  Filiale  des  Budapester  Lande s-Muster- 
kellers  in  Zürich  selbst  in  die  Hand  nahm.^)  Beide  Institutionen 
waren  das  Ergebnis  der  damals  herrschenden  Absatzstockung. 

Aus  dem  Bericht  des  Handels-  und  Industrievereins  ^^)  vom 
Jahre  1884  entnehmen  wir,  dass  damals  schon  infolge  der  über- 
mässigen Weinernte  in  Italien  eine  grosse  Anzahl  kleiner  und 
grosser  Spekulanten  und  Produzenten  in  die  Schweiz  kamen, 
von  denen  jeder  einige  Wagenladungen  Wein  voraussandte.  „Die 
Oberitaliener  offerierten  ihre  Weine  sogar  in  den  entlegensten 
Landesteilen  und  besuchten  Händler,  Wirte  und  selbst  Private. 
So  wurde  der  Zwischenhandel  umgangen  oder  in  fremde  Hände 
gelegt." 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  unterhält  die  italienische  Re- 
gierung in  der  Schweiz  eine  önologische  Station,  die  den  schwei- 
zerischen Markt  studieren  und  den  italienischen  Produzenten 
und  Exporteuren  alle  Auskünfte  geben  soll,  die  zur  Dui'ch- 
führung  ihrer  Transaktionen  nützlich  sind.  Ausserdem  gibt  es 
in  der  Schweiz  eine  italienische  Handelskammer,  die  ebenfalls 
zur  Förderung  des  italienischen  Weinexportes  beitragen  soll.^^) 


9)  Vgl.    Bericht    über    H.  u.    I.    im    Kanton   Zürich,    1884,    S.    108  ff. 

10)  dito. 

1')  Die  im  Sommer  1893  in  der  Zürcher  Tonhalle  veranstaltete  italienische 
Ausstellung  von  Weinen  und  anderen  Landesprodukten  hatte  ebenfalls  den 
Zweck,  den  italienischen  Exporteur  in  seinen  Bestrebungen  zu  unter- 
stützen.    Vgl.    B.    über   H.   u.  I.    im   Ktn.    Zeh.,    1893,    S.    11. 

Schauwecker  8 
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So  gesellten  sich  zu  den  schweizerischen  Premdweinhändlern 
mehr  und  mehr  ausländische  Unternehmer.  Porchet  spricht  sogar 
von  einer  förmlichen  Invasion  der  Ausländer  und  verweist  dabei 
auf  die  Verhältnisse  am  Platze  Lausanne.  Nach  seinen  Fest- 
stellungen gab  es  1900  38  Personen,  die  sich  mit  Weinhandel 
befa^sten,  wovon  5  (also  13o/o)  Italiener  waren.  Im  Jahre  1910 
waren  indessen  unter  59  Händlern,  Maklern  und  Agenten  18 
(30o/o)  italienischer  Herkunft.^^) 

Es  ist  aber  gewagt,  auf  Grund  dieser,  auf  ein  so  kleines 
Gebiet  beschränkten  Untersuchungen  ein  allgemeines  Urteil  zu 
fällen,  umsomehr  als  nur  die  Zahl  der  Unternehmer  und  nicht 
die  Summe  ihrer  Umsätze  berücksichtigt  werden  konnte. 

Die  Ausschaltung  der  von  uns  beschriebenen  Organe  des 
internationalen  Zwischenhandels  ist  mit  weit  grösseren  Schwierig- 
keiten verbunden,  als  man  gewöhnlich  annimmt.  Sie  lohnt  sich 
nur  dann,  wenn  grössere  Mengen  umgesetzt  werden  können 
und  die  nötigen  Orts-,  Sprach-,  Fach-  und  Personenkenntnisse 
vorhanden  sind.  Dadurch,  dass  der  internationale  Zwischen- 
händler für  eine  Vielheit  von  Käufern  oder  Verkäufern  tätig 
wird,  verteilen  sich  seine  Spesen  auf  grössere  Umsätze,  so 
dass  er  relativ  billig  arbeiten  kann.  Die  Ausschaltung  des 
internationalen  Zwischenhändlers  nimmt  deshalb  nur  in  jenen 
Gebieten  etwelche  Bedeutung  an,  die  in  der  Nähe  der  Schweiz 
liegen,  sprachlich  verwandt  sind  und  einen  gutentwickelten 
kollektierenden  Handel  aufweisen.  So  verkehrt  der  ostschwei- 
zerische Weinhändler  ab  und  zu  direkt  mit  den  Händlern,  Ge- 
nossenschaften und   Produzenten  Tirols. ^^) 

Nicht  selten  wenden  sich  auch  die  westschweizerischen  Wein- 
händler unmittelbar  an  die  Organe  des  kollektierenden  Handels 
im  benachbarten  Frankreich.^*) 


12)  Porchet  S.    18. 

13)  Vgl.    W.  Z.,  1911,  S.  227:    Vom    Wein   in   Tirol. 

1*)  Jahresbericht  der  W.  I.  G.,  1908/9.  „Der  Import  aus  Frankreich  ge- 
schieht zu  gut  3/4  durch  in  der  Schweiz  etablierten  Importeure  oder  durch 
Agenten  französischer  Exportfirmen;  das  andere  Viertel  wird  durch  den 
schweizerischen  Wein-Migros-Handel  auf  den  Produktionsplätzen  direkt,  mit 
Umgehung  der  Importeure  und  Agenten,  gekauft,  und  partizipieren  an  diesem 
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Im  Verkehr  mit  entfernteren  Ländern  treten  jedoch  die 
Verdienste  des  internationalen  Zwischenhändlers  deutlicher  her- 
vor und  seine  Vermittlung  wird  geradezu  unentbehrlich. 

Auch  der  internationale  Zwischenhändler  kanm  die  Ausschal- 
tung vornehmen.  Vor  allem  besteht  die  Tendenz,  dass  er  unter 
dem  Drucke  des  Wettbewerbes  nicht  nur  an  die  Händler  ge- 
langt^ sondern  auch  an  Wirte  und  Spezereihändler,  ia  sogar  an 
Private  verkauft. 

Damit  tritt  er  aber  in  Konkurrenz  mit  seinem  Hauptab- 
nehmer, dem  kombinierten  Weinhandel  oder  mit  dem  internen 
Fremdweinhandel  und  muss  befürchten,  dass  er  einen  Teil  seiner 
früheren  Kundschaft  verliert. 

Wir  konstatieren  diese  Entwicklung  vor  allem  im  Handel 
mit  fremden  Qualitätsweinen.  Die  Bordeaux-,  Burgunder-,  Mosel- 
und  Rheinweinfirmen  verkehren  meist  mit  Wirten,  Comestiblege- 
schäften  und  Privatleuten. 

Ausser  den  internationalen  gibt  es  noch  interne  Fremd- 
weinhändler. Diesen  fehlt  die  direkte  Verbindung  mit  dem  Aus- 
lande; sie  beziehen  ihre  Weine  durch  die  internationalen  Zwischen- 
händler und  setzen  sie  gewerbsmässig  sowohl  an  Wie  der  verkauf  er 
wie  auch  an  die  letzten  Konsumenten  ab. 

Als  Fremdweinhandel  kommt  endlich  noch  der  Weintransit 
in  Betracht,  der  aber  weniger  in  den  Bereich  dieser  Unter- 
suchungen fällt. 

§  15.    Der  kombinierte  Weinhandel. 

1.    Das  Tätigkeitsgebiet  des  kombinierten  Wein- 
handels. 

Wenn  man  landläufig  vom  „Weinhändler"  spricht,  so  ver- 
steht man  darunter  den  Unternehmer  der  verbreitetsten  Form 
des  Weinhandels,  nämlich  der  „kombinierten  Weinhandlung",  d.  h. 
eines  Geschäftes,  das  gewerbsmässig  sowohl  Land-  als  auch 
Fremdwein  umsetzt.     In  dieser  Gruppe  finden  wir  wieder  die 


Viertel  auch  noch  die  französischen  Reisenden,  welche  den  Migroshandei,  die 
Hoteliers,  Wirte  und  Private  direkt  besuchen  und  daher  allen  zusammen 
direkt    Offerte    machen." 
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feinsten  Nuancen  der  Entwicklung.  Es  gibt  hier  Weingross- 
handlungen,  Detailweinhandlungen  und  Unternehmungen,  die  eine 
Verbindung  der  beiden  Formen  darstellen  und  sich  je  nach- 
dem bald  dieser,  bald  jener  Absatzweise  mehr  oder  weniger  zu- 
wenden. 

a)  Der  kombinierte  Weingrosshandel. 

Der  kombinierte  Weingrosshandel  besorgt  die  geschäfts- 
mässige  Vermittlung  von  in-  und  ausländischen  Weinen  an  De- 
tailgeschäfte (kleinere  Weinhandlungen,  Wirte  u.  s.  w.).^)  Die 
Weinhandlungen,  die  ausschlie^ißlich  diese  Art  Grosshandel  be- 
treiben, sind  relativ  selten.  Sie  haben  sich  einmal  aus  den 
Weinimportgeschäften  entwickelt,  die,  um  ihrem  Umsatz  eine 
grössere  Stabilität  zu  geben,  sich  auch  den  Landweinhandel 
angegliedert  haben,  sei  es,  dass  sie  nur  an  Weinhändler  ver- 
kaufen (Grosshandel  im  engeren  Sinne),  sei  es,  dass  sie  sich 
auch  an  die  Wirte  wenden.  2) 

Häufiger  wird  aber  der  kombinierte  Weingrosshandel  aus 
dem  Landweinhandel  hervorgegangen  sein,  indem  sich  seine  Or- 
gane (Aufkäufer,  Makler,  Landweinhändler  im  engeren  Sinne, 
Genossenschaften)  auch  mit  Fremdweinen  zu  befassen  begannen, 
umsomehr,  als  der  Geschmack  das  Publikums  dahin  drängte. 

b)  Der  kombinierte  Weingross-  und   -Detailhandel 
(vins  engros  et  en  detail). 

Von  weit  grösserer  Bedeutung  sind  aber  im  kombinierten 
Weinhandel  diejenigen  Unternehmungen,  die  neben  dem  Gross- 
handel auch  noch  Kleinhandel  betreiben.  Der  gewaltige  Wett- 
bewerb zwingt  zur  Ausschaltung  überflüssiger  oder  doch  we^ 
nigstens  unbequemer  Zwischenglieder. 

Es  bestand  von  jeher  die  Neigung,  dass  die  Weinhandlung 
wenigstens  an  ihrem  Sitze  mit  Privatleuten  verkehrte.  Hier 
waren  die  persönlichen  Beziehungen  mit  den  letzten  Konsumenten 

1)  Die  Bezeichnung   „Grosshandel"   ist  hier  im  weitesten  Sinne  gemeint. 

2)  Im  letztern  Falle  verlieren  sie  ihren  Charakter  als  Grosshändler  im 
engern  Sinne,  denn  sie  machen  sich  als  Lieferanten  der  Weinhändler  mehr 
oder  weniger  unmöglich,  weil  sie  als  deren  Konkurrenten  auftreten.  Man 
nennt  sie  „Migroshändler",   eine  Bezeichnung,   die  aber  recht  vage  ist. 
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von  vorneherein  gegeben  und  das  führte  ab  und  zu  zu  ge- 
schäftlichen Transaktionen.  Die  Uebung  aber,  auch  ausserhalb 
der  lokalen  Grenzen  direkt  an  die  Privatleute  zu  liefern,  ist 
durchaus  ein  Produkt  der  modernen  Absatznot. 

Früher  trat  der  Weinhandel  fast  ausschliesslich  in  Be- 
ziehung mit  zwei  typischen  Abnehmern: 

1.  mit  den  Weinküfern, 

2.  mit  den  Wirten. 

Noch  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  stand  die  Küferei 
(Böttcherei)  in  vollster  Blüte  und  war  ein  Gewerbe,  dem  man 
sich  gern  zuwandte.^)  Als  aber  die  Fassfabrikation  vom  kapi- 
talistischen Grossbetrieb  erfasst  wurde,  wurde  das  Küfergewerbe 
schwer  geschädigt.  Die  Weinhandlungen  haben  sich  den  Küferei- 
betrieb zum  Teil  angegliedert.  Der  noch  übrig  bleibende  Rest 
musste  sich  hauptsächlich  mit  Reparaturen  und  mit  der  Keller- 
besorgung bei  Wirten  und  Privaten  zufrieden  geben.  Um  ihr 
Tätigkeitsgebiet  etwas  zu  erweitern,  betrieben  die  Küfer  ge- 
legentlich Weinhandel,  d.  h.  sie  bezogen  von  irgend  einer  be- 
kannten Weinhandlung  Waren,  die  sie  meist  für  den  Auftrag- 
geber gegen  Vergütung  einer  Provision  absetzten,  seltener  je- 
doch auf  feste  Rechnung  übernahmen.  Ihre  Tätigkeit  bestand 
also  darin,  den  Wein  zu  vermitteln.  Mit  den  Privatpersonen 
handelten  sie  gewöhnlich  im  eigenen  Namen  und  für  eigene 
Rechnung,  mit  den  Wirten  dagegen  als  Agenten.  Der  Grund 
hiefür  mag  in  dem  Umstände  gelegen  haben,  dass  der  Küfer 
einerseits  seinen  Verkehr  mit  den  Privatpersonen  dem  Wein- 
handel nicht  aufdecken  wollte,  um  nicht  so  leicht  ausgeschaltet 
werden  zu  können;  anderseits  war  es  dem  Weinhändler  auch  an- 
genehm, mit  dem  Privatweinhandel  nicht  in  direkte  Berührung 
treten   zu   müssen,    nämlich   aus    folgenden   Gründen: 

a)  weil  er  sich  nicht  mit  den  Wirten  verderben  wollte  durch 
direkte  Lieferungen,  die  ihm  weit  eher  übelgenommen  worden 
wären,    als    dem    ortsanwesenden    Küfer; 


5)  W.    Sombart:    Der    moderne    Kapitalismus,    1902,    II.    Bd.,    I,  S.  469 
und    612. 
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b)  weil  er  das  Kreditrisiko  und  dergl.  auf  den  Küfer  über- 
wälzen konnte,  dessen  Zahlungsfähigkeit  er  allein  zu  beob- 
achten hatte. 

Mit  der  Zeit  begannen  aber  die  kapitalkräftigeren  Küfer, 
die  nicht  mehr  auf  den  Kredit  des  Weinhandels  angewiesen  waren, 
direkt  unter  der  Kelter  Weine  einzukaufen.  So  wurden  die 
einstigen  Vermittler  und  Kunden  der  Weinhändler  zu  Kon- 
kurrenten. Damit  war  der  Kampf  um  die  Führerrolle  ge- 
geben. Der  Weinhandel  wollte  nicht  den  kürzeren  ziehen  und 
suchte  sich  die  früheren  Absatzmöglichkeiten  zurückzuerobern. 

Die  Tendenz  zur  Ausschaltung  des  Küferstandes  war  jedoch 
schon  früher  vorhanden.  Der  Weinhändler  war  dem  kapital- 
kräftigen Küfer  gegenüber  schlecht  gestellt,  er  musste  stets 
befürchten,  nicht  nur  vom  Küfer,  sondern  auch  von  anderen 
Weinhändlem  bei  Seite  geschoben  zu  werden.  Um  so  intensiver 
wandte  sich  der  bedrohte  Weinhändler  an  die  Wirte,  denen 
er  z.  T.  die  Funktionen  der  Küfer  übergeben  wollte.  Sie  sollten 
sich  mit  dem  fassweisen  Vertrieb  von  Weinen  an  Private  be- 
'fassen.  Die  Vermittlung  im  Namen  und  für  Rechnung  des  Wein- 
händlers stiess  hier  auf  weniger  grosse  Schwierigkeiten.  Da- 
durch, dass  man  einem  Wirte  die  Vertretung  übergab,  konnte 
man  sich  gegen  aussen  eher  gegen  die  Klage  der  Wirte  wegen 
Konkurrenz  im  eigenen  Absatzgebiet  verantworten.  Man  konnte 
ihnen  wenigstens  entgegenhalten,  dass  man  den  Wirtestand  nicht 
umgehe,  sondern  durch  seine  Vertretung  handle  und  ihm  eine 
Einkommensquelle  eröffne,  die  ihm  sonst  z.  T.  verschlossen 
bliebe. 

Die  stets  zunehmende  Absatznot  förderte  auch  hier  die 
Ausschaltung.  Einerseits  bildete  sich  der  Wirt  selbst  zum  „lo- 
kalen'* Weinhändler  aus,  der  den  Weinhändler  durch  direkten 
Einkauf  mehr  und  mehr  zur  Seite  schob.  Bei  minder  kapital- 
kräftigeren Wirten  war  diese  Gefahr  weniger  vorhanden,  wohl 
drohte  aber  eine  andere,  nämlich  die  Gefahr  eines  Ueberganges 
des  vermittelnden  Wirtes  zur  Konkurrenz.  Zudem  drohte  der 
Wettbewerb  des  unselbständigen,  den  Konsumentenorganisationen 
angegliederten  Weinhandels.    Der  Weinhändler  wurde  auf  diese 
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Weise  zum  direkten  Verkehr  mit  dem  Konsumenten  mehr  und 
mehr  getrieben. 

Wii*  müssen  immerhin  beachten,  dass  der  Weinhändler  da- 
durch nicht  etwa  zum  Detailhändler  werden  muss,*)  wie  mancher 
gerne  aufzufassen  pflegt^  nämlich  als  Abgeber  kleiner  Quan- 
titäten. Was  sind  kleine  Quantitäten?  Diese  nur  willkürlich 
zu  beantwortende  Frage  hat  uns  sofort  davon  abgebracht,  die 
gelieferte  Menge  als  Symptom  des  Detailhandels  aufzufassen. 
Vielmehr  ist  für  uns  die  Entfernung  des  Lieferanten  vom  letzten 
Konsumenten  ausschlaggebend.  Im  Verkehr  mit  diesem  werden 
oft  recht  ansehnliche  Mengen  umgesetzt,  die  hinter  den  Liefe- 
rungen an  die  Wirte  nicht  immer  zurückzustehen  brauchen. 
Es  handelt  sich  hier  aber  zumeist  um  Quantitätsweinhandel, ^) 
der  oft  als  Spezialgeschäft  betrieben  wird.  Derartige  Händler 
gelangen  nicht  allein  an  die  letzten  Konsumenten,  sie  wenden 
sich  auch  an  die  Klein  Verkaufsstellen  (Spezereihändler  und  dergl.), 
an  kleinere  Konsumvereine,  landwirtschaftliche  Einkaufsgenossen- 
schaften und  dergl. 

Für  den  Absatz  von  Qualitätsweinen  ist  aber  der  Wirt  von 
allergrösster  Bedeutung;  er  ist  geradezu  das  A  und  das  0  des 
Qualitätsweinb  andels. 

2.    Der  kombinierte  Weinhandel 
als  unselbständiges  Glied  im  Dienste  der  Produ- 
zenten   und    der    Konsumenten. 
a)   Der   kombinierte   Weinhandel   im   Dienste   der   Froduzcnten 
Ueber  die  Angliederung  des  kombinierten  WeinhfNndels  d.n 
die  Produzentenorganisationen  können  wir  uns  kurz  fassen.  Wenn 
die  von  uns  bereits  geschilderten  Absatzgenossenschaften  neben 
Landweinen  auch  Fremdweine  umzusetzen  beginnen,   haben  wir 
es  mit  unselbständigen,   kombinierten   Weinhandlungen  zu    tun. 
Dieser  Umwandlungsprozess  wird  besonders  dort  an  der  Tages- 


*)  Dass  er  auch  zum  Abgeber  kleinster  Quantitäten  werden  kann,  das 
wird  im  letzten  Abschnitt  „Der  moderne  Stil  des  Weinhandels"  gezeigt  werden. 

^)  Selbstredend  werden  auch  bessere  Weine  an  Private  umgesetzt.  Zu- 
meist handelt  es  sich  aber  um  die  Lieferung  von  Tischweinen  oder  Sommer- 
weinen ,<Muffweine). 
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Ordnung  sein,  wo  die  Grenossenschaft  an  die  Wirte  und  an 
die  letzten  Konsumenten  gelangt.  Der  Geschmack  des  Publikums 
---  und  der  Wirt  wünscht  in  der  Regel  diesem  Geschmack  ent- 
sprechende, fertige  Ware  —  verlangt  möglichst  milde,  gleich- 
artige Weine,  trotz  der  Wechselhaftigkeit  der  einzelnen  Jahr- 
gänge. Will  nun  die  Genossenschaft  nicht  jede  Fühlung  mit 
ihren  Abnehmern  verlieren,  so  muss  sie  ihre  Weine  in  schlechten 
Jahrgängen  konsumfähig  machen.  Dies  geschieht  nun  oft  ver- 
mittelst des  Verschnittes  mit  Fremdweinen.  Zudem  werden  der- 
artige Genossenschaften  oft  versucht,  in  Pehljahren  ihre  Keller 
mit  Fremdweinen  zu  füllen,  um  auf  diese  Weise  die  teueren 
Anlagen  nicht  unbenutzt  zu  lassen  und  den  mühsam  angebahnten 
Verkehr  mit  der  Kundschaft   zu   unterbrechen. 

In  dieser  Entwicklung  liegt  aber  eine  grosse  Gefahr  für 
die  erwähnten  Genossenschaften.  Abgesehen  davon,  dass  ihren 
Funktionären  die  genügenden  Kenntnisse  im  Fremdweinhandel 
und  im  Verschnitt  oft  abgehen,  büssen  sie  auf  diese  Weise 
gern  den  Hauptfaktor  ihrer  Werbekraft  gegenüber  den  Kon- 
sumenten ein,  nämlich  die  beim  Publikum  allgemein  verbreitete 
Ansicht,  von  den  Genossenschaften  reine  Landweine  zu  er- 
halten. 

h)  Der  kombinierte  Weinhandel  im  Dienste  der  Produzenten 
und  der  Konsumenten  zugleich. 
Eine  Verbindung  zwischen  dem  unselbstä,ndigen  Weinhandel 
der  Produzenten  und  der  Konsumenten  ist  auch  gegeben.  Wir 
möchten  als  eklatantestes  Beispiel  den  Weinhandel  des  Ver- 
bandes ostschweizerischer  landwirtschaftlicher  Genossenschaf- 
ten^) anführen.  Dieser  Verband  bezieht  die  Produkte  weinbau- 
treibender Genossenschaften  und  setzt  sie  an  andere,  weinbe- 
dürftige Mitglieder  der  Organisation  ab.  Damit  ist  aber  der 
Geschäftskreis   der   genossenschaftlichen   Weinhandlung   keines- 


ß)  Dieser  Verband  wurde  am  14.  August  1887  gegründet  und  am  6.  Juli 
188S  eingetragen  mit  Sitz  in  Winterthur.  Vgl.  „Das  landwirtschaftl.  Ge- 
nossenschaftswesen als  wirksamstes  Mittel  zur  Hebung  des  Bauernstandee  unter 
Hinweis  auf  den  Verband  Ostschw.  Landw.  Genossenschaften",  Brugg  1910. 
Müller  Hans:   Die   Schweiz.    Konsumgenossenschaften,   S.   282  ff. 
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wegs  umschrieben.  Da  man  dem  Bedürfnis  der  konsumierenden 
Genossenschafter  an  billigen  Hauswein  gerecht  werden  musste, 
sah  man  sich  zum  Bezug  von  Fremdweinen  gezwungen.  Um  dem 
übernommenen  teueren  Landwein  den  nötigen  Absatz  zu  ver- 
schaffen, ging  der  Verband  dazu  über,  auch  an  Nichtgenossen- 
schafter  abzusetzen.  Er  gelangt  an  Wirte  und  Private,  seltener 
an  Weinhändler.  0 

Der  Ankauf  und  Vertrieb  von  Fremdweinen  hat  bei  den 
Verbandsmitgliedern  in  den  Weingegenden  Missfallen  erregt  und 
hie  und  da  zu  Auseinandersetzungen  geführt.  So  lesen  wir  z.  B. 
im  Bericht  des  Jahres  1899: 

„Einen  heftigen  Strauss  rief  der  Import  italienischer  Trauben 
hervor.  Zu  unserer  Rechtfertigung  können  wir  nur  hervor- 
heben, dass  wir  doch  für  alle  da  sind,  und  war  es  bei  den 
letztjährigen  hohen  inländischen  Weinpreisen  und  dem  gänz- 
lichen Mangel  an  Obst  begreiflich,  dass  alle  dieienigen,  welche 
keinen  Wein  pflanzen,  sich  auf  möglichst  billige  Weise  einen 
ordentlichen  Haustrunk  zu  schaffen  suchten.  Wenn  die  Wein- 
pflanzer fanden,  ihr  Wein  sei  ihnen  zu  teuer  für  den  eigenen 
Gebrauch  und  daher  mit  Hülfe  von  Zucker  und  Trester  ein 
billiges  Getränk  herstellten,  so  konnten  sie  andern  nicht  zu- 
muten, ihnen  den  Wein  um  jeden  Preis  abzukaufen." 

Mit  grosser  Standhaftigkeit  hat  die  Verbandsleitung  gegen 
übertriebene  Forderungen  der  weinbautreibenden  Genossenschaf- 
ter Stellung  genommen  und  das  Konsuminteresse  stets  im  Auge 
behalten.  Vor  allem  hat  sie  sich  gewehrt  gegen  die  Zumutung, 
„Versorgungsanstalt"  zu  sein  für  das,  was  anderwärts  nicht 
abgesetzt  werden  kann.^)  In  dieser  Richtung  glaubte  man  den 
Verband  namentlich  in  Jahren  reichlichen  Erntesegens  ausnützen 
zu  können.  So  lesen  wir  im  Berichte  des  Jahres  1903.  „Da 
der   Ertrag   viel   grösser    ausfiel,    als   allgemein   vorausgesehen 


7)  Noch  im  Jahre  1901  äussert  sich  der  Bericht  dahin,  dass  die  Wirte 
kaum  je  Abnehmer  der  Genossenschaft  würden.  In  späteren  Jahren  —  nach- 
dem der  Weinüberfluss  in  eine  „Weinteuerung"  übergegangen  war  —  kon- 
statiert der  Verband  unter  seinen  Abnehmern  neben  einer  zunehmenden  Zahl 
von   Wirten   auch    Weinhändler.    —   Vgl.    Bericht    1908  ff. 

8)  Bericht  1905. 
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und  deshalb  auch  die  Preise  zurückgingen,  so  meinte  alles,  der 
Verband  sei  nur  dazu  da,  diese  Ueberschüsse  zu  plazieren  und 
wurde  von  den  verschiedenen  Seiten,  ohne  weiter  zu  fragen,  nur 
zugeführt."  Aehnlich  verhielt  es  sich  auch  im  Jahre  1905: 
„"Wir  wurden  mit  1905er  geradezu  überschwemmt."^)  Auch 
in  Bezug  auf  die  Weinpreise  hat  der  Verband  die  Konsumenten 
nicht  ausser  acht  gelassen  und  den  Produzenten  gegenüber  stets 
die  Schweirigkeiten  des  Absatzes  betont. 

Nachstehende  Zahlen  zeigen  am  besten  die  Entwicklung  des 
durch  eine  vorsichtige  Geschäftspolitik  geförderten  Weinge- 
schäftes.    Es   wurden  abgesetzt:  i<^) 

im  Jahre  1901  rund  1700  hl 
„  „  1902  „  3500  , 
„  „  1903  .  3500  . 
„  „  1904  .  3000  . 
„       „       1905      „     4000    , 

Dass  ab  und  zu  Schwankungen  einsetzen,  liegt  in  der  Natur 
dieses  Geschäftszweiges  begründet,  der  eben  den  Konjunkturen 
ausserordentlich  unterworfen  ist.  Fassen  wir  aber  mehrere  Jahre 
ins  Auge,  so  zeigt  sich  unverkennbar  eine  günstige  Entfaltung 
und  Ausweitung  dieses  Unternehmens. 

Das  Weingeschäft  des  Verbandes  landwirtschaft- 
licher Genossenschaften  von  Bern  und  benach- 
barter Kantone.^^) 
Während  beim  Verband  ostschweizerischer  landwirtschaft- 
licher Genossenschaften  den  Weinproduzenten  ein  immerhin  nicht 
unwesentlicher  Einfluss  auf  das  Weingeschäft  zukommt,^^)  ver- 
tritt der  bemische  Verband  in  dieser  Beziehung  fast  ausschliess- 
lich das  Interesse  der  organisierten,  bäuerlichen  Konsumenten. 


9)  Bericht  1905. 

10)  Diese  Zahlen  wurden  den  Geschäftsberichten  entnommen. 

11)  Vgl.  Denkschrift  des  Verbandes:  20  Jahre  genossenschaftlicher  Arbeit, 
S.  116  ff. 

12)  Es  zeigt  sich  dies  z.  B.  auch  in  dem  Bestreben  des  Verbandes,  den 
bei  den  Weinbauern  ungern  gesehenen  Flaschenbierkonsum  einzudämmen  durch 
den    Verkauf    billiger    Flaschenweine    (Bericht    1904). 
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Das  Weingeschäft  wurde  aufgenommen  durch  Beschluss  der  Abge- 
ordnetenversammlung vom  27.  Februar  1897.  Es  wurden  haupt- 
sächlich Fremdweine  umgesetzt,  weil  diese  einerseits  billiger 
waren  als  die  Landweine  und  zudem  den  Abnehmern  besser  mun- 
deten als  die  geringeren  säuerlichen  Landweine.  Aus  diesem 
Grunde  wurde  der  Verband  durch  die  Weinbauern  am  Bielersee 
heftig  bekämpft^  „weil  diese  nicht  bedachten,  dass  die  See- 
weine in  den  meisten  Jahren  für  unsere  Landwirte  zu  teuer 
sind."  ^3)  Im  Jahre  1901,  als  Schweizerweine  zu  25  und  35  Cts. 
der  Liter  geliefert  werden  konnten,  wurden  am  meisten  Land- 
weine umgesetzt^  nämlich  rund  2600  hl.  lieber  die  Entwicklung 
dieses  Geschäftszweiges  gibt  nachstehende  Tabelle  Auskunft: 
Es  wurden  umgesetzt  in  den  Jahren 

1901/2        4741,61  hl 

1902/3        5211,44  „ 

1903/4        4704,37  „ 

1904/5        5918,73  „ 

1905/6        8518,95  „ 
Von  den  umgesetzten  Weinen  waren: 

1904/5  1905/6 

Schweizerweine 73,000  Liter  112,923  Liter 

Franz.  Eotweine 15,000     ,  198,095     . 

Spanische  Weiss-  und  Roseweine  503,873     „  504,877     „ 

Beide  Verbände  sind  hauptsächlich  Quantitätsweinhändler. 
Sie  befassen  sich  sowohl  mit  dem  Gross-  als  auch  mit  dem  Klein- 
handel. 

e)  Der  kombinierte  Weinhandel  als  unselbständiges  Glied  im  Dienste 
der  organisierten  Konsumenten. 
Je  mehr  die  Absatznot  den  Weinhandel  zum  unrentablen  Ge- 
schäft machte,  ungesunde  Praktiken  förderte  und  die  Heraus- 
bildung rationeller,  kapitalistischer  Betriebe  hemmte,  desto  eher 
war  die  Vergenossenschaftlichung  dieser  Branche  von  Seiten 
der  Konsumenten  gegeben.  Die  organisierte  Konsumkraft  sicherte 
diesem  Geschäftszweig  zum  vorneherein  ein  Hauptmoment  zu 
seiner   gedeihlichen   Entwicklung,   nämlich   den   Absatz.     Um 


13)  Vgl.  Denkschrift  S.  116  f. 
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-diesen  kämpften  die  organisierten  Produzenten  und  die  selb- 
ständigen Händler  einen  verzweifelten,  kostspieligen  Kampf,  der 
die  Existenz  der  Weinhandelsuntemehmungen  in  erster  Linie 
bedrohte.  Es  wird  deshalb  keineswegs  überraschen,  wenn  der 
Weinhandel  im  Betriebe  der  Konsumvereine  eine  bedeutende 
Stellung  einnimmt  und  zumeist  zu  grosser  Blüte  gelangt. 

Als  unselbständiger  Grosshändler  auf  dem  Gebiete  des  kom- 
binierten Weinhandels  sei  der  Verband  schweizerischer  Konsum- 
vereine erwähnt.  Er  wurde  im  Jahre  1890  gegründet  und  verfolgt 
den  Zweck  des  Grosseinkaufs  für  die  ihm  alliierten  Genossen- 
schaften. Als  Quantitätsweinhändler  setzt  er  hauptsächlich 
fremde  Quantitätsweine  um.  Anfänglich  bezog  er  die  ausläjidischen 
Weine  durch  die  Organe  des  Importhandels.  Im  Masse,  wie  sich 
aber  das  Geschäft  ausdehnte,  kaufte  die  Verbandsleitung  im 
Produktionslande  selbst  ein.  So  begab  sich  im  Jahre  1898^*) 
der  Verwalter  der  Zentralstelle  in  Begleitung  des  Küfermeisters 
des  Allgemeinen  Konsumvereins  Basel  nach  Spanien.  Von  diesem 
Zeitpunkt  an  wiederholen  sich  die  direkten  Einkäufe,  die  all- 
mählich auch  in  anderen  Produktionsländern  gemacht  wurden.^^) 
Die  nachstehende  Aufstellung  über  die  Weineinkäufe  des  Ver- 
bandes soll  uns  die  Entwicklung  dieses  Weingeschäftes  vor  Augen 
führen. 

Es  wurden  Weine  eingekauft:  ^^) 

1897  für  Fr.  120,000.  — 

1898  „  ,  141,000.— 

1899  ,  „  142,300.— 

1900  „  .  234,500.— 

1901  „  ,  93,300.  -  ^^) 

1902  ,  „  101,800.—  (Liter  493,700) 

1903  ,  ,  239,000.—  (  .   870,000) 
1904  „  „  270,300.-  (  „  1,015,800) 

1*)  Vgl.    Bericht    1898. 

^^)  So  wurden  z.  B.  im  Jahre  1900  persönliche  Einkäufe  in  Südfrank- 
reich gemacht. 

^ß)  In  der  Einkaufssumme  ist  der  Vorrat  zu  Beginn  des  Geschäfts- 
jahres jinbegriffen. 

^^)  Schuld  an  diesem  Rückgang  sind  vor  allem  die  ausserordentlich  nie- 
drigen Preise   und  die   Vorratsstellung  im  vorangehenden  Jahre. 
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Der  den  organisierten  Konsumenten  aJigegliederte  Wein- 
handel ist  aber  in  erster  Linie  Kleinhandel.  Er  äussert 
ßich  in  zwei  Formen: 

1.  Die  Weine  werden  fass weise  an  die  letzten  Konsumenten 
abgeliefert  (sog.  Migroshandel). 

2.  Die  Weine  werden  in   kleinen   und  kleinsten  Mengen   ver- 
äüssert  (eigentlicher  Detailhandel). 

Im  ersten  Falle  tritt  der  Konsumverein  in  Konkurrenz  mit 
dem  selbständigen  Quantitätsweinhandel,  der  an  Private  liefert; 
im  zweiten  Falle  hingegen  mit  den  Wirten,  den  Krämern  und 
den  Wein-Gross-  und  Detailhändlern,  sofern  sie  eigene  Verkaufs- 
stellen  eingerichtet  haben. 

Handelt  es  sich  um  den  fassweisen  Bezug,  so  ist  der  selb- 
ständige Weinhändler  dem  Konsumverein  überlegen.  Wohl  muss 
er  mit  höheren  Absatzspesen  rechnen  und  dementsprechend  höhere 
Preise  verlangen.  Er  kann  aber  den  individuellen  Bedürfnissen 
des  Publikums  eher  gerecht  werden  und  vor  allem  liberaler 
kreditieren  als  der  Konsumverein.  Die  Preisvergleichung,  die 
vielleicht  zugunsten  des  Konsumvereins  ausfallen  würde,  kann 
im  Weinhandel,  wie  bereits  erwähnt,  nicht  in  d  e  r  Weise  wirken, 
wie  in  jenen  Branchen,  wo  fungible  Waren  umgesetzt  werden. 
Der  höhere  oder  niedrigere  Preis  kann  stets  durch  eine  Qualitäts- 
verbesserung oder  -Verschlechterung  wettgemacht  werden.  — 
Beim  Verkauf  von  kleinen  und  kleinsten  Mengen  tritt  die  Wohltat 
des  Kreditierens,  die  dem  kaufmännischen  Weinhandel  verschie- 
dene Abnehmer  zuführt,  weniger  hervor.  Zudem  sind  die  kauf- 
männischen Geschäfte,  die  Weine  in  kleinen  Portionen  veräussern, 
fast  ausschliesslich  Kleinbetriebe,  die  nur  mit  einem 
grösseren  Preiszuschlag  wirtschaften  können.  Der  genossen- 
schaftliche Grossbetrieb  wird  in  diesem  Zweige  des  Weinhandels 
den  kapitalistischen  Unternehmungen  solange  überlegen  sein,  als 
diese  nicht  selbst  zu  leistungsfähigen  Grossbetrieben  geworden 
sind. 

Welche  Bedeutung  dem  Weinhandel  der  Konsumvereine  be- 
reits zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  zukam,  zeigt  folgende 
Uebersicht.^^) 

^^)  Zusammengestellt  aus  dem  Stat  .Jahrbuch  des  Verbandes  schw.  Kon- 
sumvereine  für    1900. 


bei  53  Vereinen 

n 

11 

,") 

» 

5 

.'") 

n 

3 

.") 

n 

2 

.") 

n 

2 

.••) 

—    126   — 

Von  105  Verbaudsvereinen  im  Jahre  1900  gaben  76  zahlan- 
mäasigen  Aufschluss  über  die  umgesetzten  .Weine.  Der  Wein- 
konsum  betrug: 

weniger  als  Fr.  10,000. — 

„  .  10/20,000.- 
.  ,  20/50,000.- 
,  ,  50/100,000.- 
„  ,  100,200,000.- 
mehr         „     ,  200,000.— 

Der  grösiste  Umsatz  im  Weingeschäft  wurde  vom  Allgemeinen 
Konsumverein  Basel  erreicht.  Schon  im  Jahre  1866  begann 
er  den  Handel  mit  Wein.  Er  erhielt  auf  sein  Ansuchen  hin 
von  der  städtischen  Verwaltung  die  ausnahmsweise  Erlaubnis 
zum  Wein  verkauf.  Sofort  protestierten  einige  Krämer,  woraufhin 
dem  Verein  die  Erlaubnis  des  Weinverkaufs  in  seinem  Laden 
wieder  entzogen  wurde.  Der  Verwaltungsrat  rekurrierte  gegen 
diesen  Beschluss  und  wurde  von  der  Regierung  dazu  berechtigt, 
in  zwei  Lokalen,  je  einem  in  Gross-  und  Kleinbasel,  Wein  zu 
verkaufen.  Das  Ohmgeld  war  aber  so  hoch  bemessen, 2*)  dass 
isich  das  Weingeschäft  in  den  ersten  Jahren  nur  langsam 
entwickeln  konnte.  Um  den  Umsatz  zu  fördern,  trug  sich  die 
Weinkommission  sogar  mit  dem  Gedanken,  eine  Wirtschaft  ein- 
zurichten, was  aber  nie  ausgeführt  wurde. 

An  missglückten  Versuchen  hat  es  im  Weingeschäft  zuerst 
nicht  gefehlt.     So  wurde  z.   B.  im  Jahre  1874  das  Weinkonto 


19)  Baisthal  Fr.  14,000;  Biberist  Fr.  12,400;  Biel  Fr.  17,500;  Chur 
Fr.  13,546;  Herisau  Fr.  13,888;  Niederschönthal  Fr.  10,153;  Oerlikon  Fr. 
17,000;  Rüti  Fr.  13,500;  Thalwil  Fr.  10,600;  Turgi  Fr.  19,465;  Winterthur 
Fr.    11,375. 

20)  Baden  Fr.  20,240;  Fleurier  Fr.  40,000;  Nieder-Gerlafingen  Fr.  28,000; 
Töss  Fr.   40,000;   Windisch  Fr.   24,050. 

21)  Bern  JY.  61,600;  Oberwil  Fr.  70,000;  Wädenswil  Fr.  56,000. 

22)  Luzern  Fr.    130,000;  Ölten  Fr.    136,300. 

23)  Basel   Fr.    588,283;   Zürich   (Lebensmittelv.)   Fr.   307,410. 

24)  Der  Umsatz  erreichte  im  ersten  Geschäftsjahre  59,810  Mass,  wofür 
dem  Staat  Fr.  3130  Ohmgeld  bezahlt  werden  mussten.  Vgl.  „Der  allgem.  Kan- 
sumverein  in  Basel,  ein  Führer  durch  seine  Geschichte  und  seine  Betriebe". 
Sodann:  Berichte  des  Allg.   Konsumvereins  in  Basel. 
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mit  einem  Verluste  von  10,256  Fr.  saldiert.  Immerhin  wurde 
glücklicher  g-ewirtschaftet  als  im  Konsumverein  Zürich.  Das 
dort  bereits  im  Jahre  1862  organisierte^^)  Weingeschäft  wurde 
von  Anfang  an  derart  angelegt  und  betrieben,  dass  es  den 
Verein  Jahr  um  Jahr  in  grossen  Schaden  brachte.  Zum  Voraus 
verwerflich  und  entgegen  der  Tendenz  war  es,  kostbare  Weine 
anzuschaffen,  bei  denen  ein  rascher  Umsatz  von  vorneherein  un- 
möglich war.  26) 

Die  Leitung  des  Zürcher  Konsumvereins  hat  das  eigent- 
liche Tätigkeitsgebiet  des  genossenschaftlichen  Weinhandels  ver- 
kannt und  statt  Quantitäts-,  Qualitätsweinhandel  getrieben.  So 
kam  es,  „dass  ein  schöner  Teil  des  Vereins  Vermögens  im  Wein 
versunken  ist."  ^7) 

Das  Weingeschäft  des  Basler  Konsumvereins  hat  weniger 
trübe  Zeiten  durchgemacht.  Nach  den  Verlusten  des  Jahres 
1874  wurde  vorsichtiger  gewirtschaftet.  Von  1876  an  bemerken 
wir  wieder  eine  rasche  Steigerung  des  Umsatzes.  Bis  zum 
Jahre  1884  wurden  die  Einkäufe  sämtlicher  Weine  durch  die 
Weinhändler  vermittelt.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  begann  all* 
mählich  der  direkte  Einkauf  der  meisten  Schweizer-  und  El- 
sässerweine.  Es  ist  eine  Aufgabe  für  sich,  das  Weingeschäft 
des  Konsumvereins  Basel  in  seiner  ganzen,  grossartigen  Ent- 
wicklung darzustellen.  Wir  beschränken  uns  hier  auf  einige 
zahlenmässige  Angaben. 

Die  Umsätze  des  Weingeschäftes  zeigen  folgende  Ent- 
wicklung: 

1870      Fr.    28,075.—  1890       Fr.  342,135.— 

1875        „      32,912.—  1895         ,    524,221.— 

1880        ,      98,446.—  1900         „   607,705.— 

1885         ,    146,642.—  1905         .    754,099.— 

2^)  Müller  Hans:  Schweiz.    Konsumgenossensch.,   S.   212  f. 

2G)  Im  Jahre  1862  wurden  400  Saum  köstliche  Weine  für  Fr.  38,000 
eingekellert.  Grosse,  bis  über  200  Saum  haltende  Fässer  wurden  angeschafft. 
In  Schaffhausen  wurde  ein  Keller  für  nicht  länger  als  20  Jahre  gemietet. 
Die  teuren  Weine  fanden  nur  schwer  Absatz.  Noch  186G  waren  über  200 
Saum  vorhanden  zu  einem  Selbstkostenpreis  von  Fr.  120/130.  Die  Experten 
schätzten  diesen  Wein  hingegen  nur  auf  Fr.  60, 

27)  Vgl.  Müller  S.  213. 
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lieber  die  Weüivorräte,  die  eingekaufte  und  verkaufte 
Weinmenge,  sowie  auch  über  das  Verhältnis  der  Landweine  zu 
den  Premdweinen  gibt  nachstehende  Aufstellung  etwelchen  Auf- 
schluss:  2^) 


Rotwein  hl 

davon 

davon 

Jahr 

Wein- 
vorrat 

Eingang 
hl 

Verkauf 
hl 

ohne 
Flaschen- 

Land- 
weine 

Weiss  wein 
hl 

Tiani- 
weine 

in  hl 

weine 

hl 

hl 

1899 

10,084.84 

11,249.97 

12,622.091/2 

8590. 7OV2 

— 

7206. 571/2 

2919.49 

1900 

8,550.76 

18,849.84 

12,301.12 

7828.12 

- 

7285.16 

3007.53 

1901 

14,979.80 

10,179.07 

12,751.28 

8050. 12 

— 

6753. 31 V2 

? 

1902 

12,180.19 

17,364.32 

13,769.51 

7442. 57Va 

~ 

6311.261/2 

? 

1903 

15,667.39 

14,984.46 

•14,849.26 

7010.371/2 

— 

5579.50 

? 

1904 

15,572.99 

18,818.09 

15,124.36 

6667.56 

— 

5568.66 

? 

1905 

19,043.05 

21,881.29 

16,024.24 

6666.68 

— 

5931.53 

? 

Der  Allgemeine  Konsumverein  Basel  set^t  somit  hauptsächlich 
Fremdweüie  um.  Der  Absatz  vollzieht  sich  auf  zweierlei  Weise: 
entweder  fassweise  ab  Keller  oder  in  kleineren  Mengen  ab  Ver- 
kaufsstelle. Der  letztere  Modus  überwiegt,  denn  es  wurden  ver- 
kauft: 


Jahr 

Weinverkauf  der 
Warenlokale 

Weinverkauf 
ab  Keller  2») 

1899 

Fr.  466,053.  69 

Fr.  157,118.99 

1900 

,    460,715.53 

„   146,415.31 

1901 

„    458,870.73 

„  135,580.77 

1902 

„    493,853.02 

„   157,333.98 

1903 

„    549,281.32 

„   160,185.50 

1904 

„     568,692.08 

„   152,899.06 

1905 

„     606,219.81 

„   145,432.52 

Das  Weingeschäft  hat  gut  rentiert  und  einen  schönen  Teil 
des  gesamten  Eeingewmnes  hervorgebracht.  Der  Ueberschuss  der 
Einnahmen  betrug: 


28)  Aus  den  Jahresberichten   zusammengestellt. 

-9)  Die  Preise  im  Weinverkauf  ab  Keller  sind  um  ca.  10 0/0  niedriger  als 
im  Weinverkauf  ab  Ladenlokal. 
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1899     Fr.  122,291.84  bei  einem  Umsatz  von  Fr.  623,354.— 


1900 

,    131,483.76 

j) 

'1 

W 

J) 

„    607,705. 

1901 

„    108,254.93 

« 

j» 

» 

» 

,    595,471. 

1902 

„    146,492.87 

•n 

» 

V 

n 

„    651,365. 

1903 

„    163,172.75 

n 

5» 

w 

it 

„    709,776 

1904 

,    172,188.10 

» 

« 

V 

» 

.    721,601 

1905 

„    167,114.98 

V 

?? 

V 

» 

„    754,099 

Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  auch  den  Weinhandel 
anderer  Konsumvereine  darstellen.  Fast  überall  zeigt  sich  eine 
günstige  Entwicklung.  Kein  Wunder,  wenn  der  kaufmännische 
Weinhandel  mit  Besorgnis  diesem  Emporblühen  zusieht.  So- 
lange er  aber  von  staatlichen  Massnahmen  und  Eingriffen  allein 
Hilfe  erwartet,  wird  er  enttäuscht  sein.  Nur  durch  eine  bessere, 
ökonomische  Betriebsweise  kann  hier  Remedur  geschaffen  werden. 
Der  Weinhandel  der  Konsumvereine  ist  nichts  anderes,  als  eine 
Folge  der  Versäumnisse  seitens  des  kaufmännischen  Weinhandels. 

3.  Der  Weinhandel  des  Kantons  Zürich. 
Wer  an  die  Weinst eigerungen  denkt,  die  von  verschiedenen 
schweizerischen  Gemeinden  alljährlich  veranstaltet  werden,  ist 
vielleicht  versucht,  nicht  nur  von  einem  staatlichen,  sondern 
auch  von  einem  kommunalen  Weinhandel  zu  sprechen.  In  der 
Regel  werden  aber  ausschliesslich  die  Erträge  der  eigenen  Reb- 
güter abgesetzt,  so  dass  meist  nur  ein  vorübergehender  Wein- 
verkauf und  kein  regelmässiger  Weinhandel  vorliegt.^^)  Aller- 
dings kann  man  über  die  wahre  Natur  des  kommunalen  Wein- 
Verkehrs  oft  im  Zweifel  sein  und  zwar  namentlich  dann,  wenn 
der  Ertrag  sukzessive  in  kleinen  Mengen  veräussert  wird.  Auf 
diese  Weise  verfährt  z.  B.  die  Rebgutverwaltung  der  Stadt 
Bern,  die  ihre  Neuenstadter  und  Schaffiserweüie  aus  den  Kellern 


30)  Namentlich  im  Kanton  Waadt  spielen  die  Steigeningen  der  Gemeinde- 
recolten  eine  grosse  Rolle.  Die  sog.  „Mise"  von  Morges,  die  Ende  Sep- 
tember oder  im  Oktober  stattfindet,  ist  von  der  allergrössten  Bedeutung  für 
den  westschweizerischen  Weinmarkt.  Der  an  dieser  Steigerung  erzielte  Preis 
galt  herkömmlicherweise  als  Basis  für  die  Weinpreise  der  Waadt,  des  Kantons 
Genf  und  selbst  des  Wallis.  Neben  dieser  Auktion  ist  noch  erwähnenswert 
diejenige  der  Gemeinde  Lausanne,  Yverdon,  Payerne,  Erlach  usw.,  usw. 

Schauwecker  o 
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in  Neuenstadt  an  die  Privatkundschaft  ab^bt.  Auf  Wunsch 
stellt  sie  ihren  Abnehmern  sogar  Transportfässer  zur  Ver- 
fügung. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  dem  Weingeschäft  des 
Kantons  Zürich.  Hier  liegt  deutlich  ein  Weinhandel  vor  und 
zwar  ein  kombinierter;  denn  es  werden  gewerbsmässig  sowohl 
Land-  als  auch  Fremdweine  eingekauft  und  weiter  veräussert. 

Von  jeher  spielte  der  Wein  eine  grosse  Rolle  im  zürche- 
rischen Staatshaushialte.  War  der  Staat  noch  im  Anfang  des 
vergangenen  Jahrhunderts  damit  beschäftigt,  die  Ueberschüsse 
seiner  Zehnten-  und  Lehenweine  abzusetzen,  so  finden  wir  ihn 
später  selbst  als  Käufer  in  Konkurrenz  mit  den  Privatbetrieben. 
Anfäuglich  sollte  nur  der  Bedarf  des  eigenen  Haushaltes  ge- 
deckt werden.  Diesen  Zwecken  dienen  die  staatlichen  Kellereien 
in  Zürich  und  in  Rheinau.  Erstere  versorgt  die  ihr  naheliegen- 
den kantonalen  Anstalten,  letztere  die  Pflegeanstalt  in  Rheinau 
mit  Wein. 

Es  machte  sich  jedoch  beiderorts  bald  eine  Entwicklung 
zum  staatlichen  Weinhandel  bemerkbar.  Nachfolgende  Uebersicht 
zeigt,  wie  die  Staatskellerei  in  Zürich  schon  in  den  90er  Jahren 
an  Dritte  absetzte: 


Uebersicht  des  Weinausganges  aus  den  Staatskellern  in  Zürich  in 
den  Jahren  1892—1896. 

Rotweine 


Kantonsspital  Zürich 
Frauenklinik 
Augenklinik 
Pockenspital 
Spanweid     . 
Burghölzli 
Pflegeanstalt  Wülflingen 
Spital  Winterthur 
Strafanstalt  Zürich 
Private       .     .    . 


1892  1893  1894  1895 

35148      34364      35829      32346 


6378        6033        6227 


130 
2940 
3182 


87 
2093 
2813 


2745        1950 
4715      15529 


1462 

30 

779 

3440 

1400 
9122 


7230 

217 

697 

7 

45 

1306 

8221 


1896 

34695 

7452 

28 

210 

45 
1200 
9182 


Total     55238      62869      58307      50069      52812 


Kantonsspital  Zürich 
Frauenklinik 
Augenklinik 
Pockenspital 
Spanweid     . 
Burghölzli  . 
Pflegeanstalt  Wülflingen 
Spital  Winterthur 
Strafanstalt  Zürich 
Private  .... 
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WeisBweine 

1892          1893            1894           1895  1896 

21642      21761      21363      17829  20325 

5278        6909        6339        6155  6340 


748 

612 

1198 

362 

593 

10035 

9265 

60 

— 

— 

10150 

6956 

2805 

1615 

624 

— 

— 

11598 

— 

— 

4520 

4556 

4632 

5935 

4813 

7369 

7506 

7290 

5715 

5600 

7571 

1998 

5688 

7407 

6065 

Total     67313      59563      60973      45018      44360 

Politische  und  fiskalische  Interessen  haben  die  konstatierte 
Tendenz  gefördert  und  den  Verkauf  an  Dritte  immer  ausge- 
dehnter werden  lassen,  bis  er  zuletzt  den  eigenen  Verbrauch 
beträchtlich  überstieg.  Es  erhellt  dies  aus  folgender  Auf- 
stellung: i 


Staatskellerei  Zürich 

Pflegeanstalt 

Jahr 

1.  Lieferungen 
an  Private 

2.  Totalumsatz 
an  Wein 

1.  Barein- 
nahmen für 
Weinverkäufe 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1901 

12,125.95 

65,723.10 

24,686.68 

1902 

23,989. 55 

86,640.55 

27,425. 94 

1903 

21,577.40 

76,149.50 

25,963.95 

1906 

36,623.55 

75,508.80 

29,054.90 

1907 

56,395.  55 

85,903. 45 

32,066.45 

1908 

81,768. 10 

110,623.95 

33,478. 10 

1909 

82,367. 05 

112,585.05 

66,382.65 

1910 

86,769. 50 

112,928.25 

69,707.45 

Rheinau 

2.  Selbst- 
verbrauch 

Fr. 
15,965.80 
17,461.50 
15,335.05 
15,601.79 
15,130.88 
17,043.88 
16,033.96 
17,794.37 


Einen  noch  umfassenderen  Einblick  in  das  Weingeschäft  des 
Kantons   Zürich   gewährt   uns   die  nachstehende  Tabelle: 
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Gewinn-  und  Verlustrechnung  betrefTend  den  Weinverkehr. 

a)  Der  Staatskellerei  Zürich. 

1907  1908  1909  1910 

1.  Weinvorrat  des  Vorjahres 

(inkl.  Guthaben  u.  Essig)  173,092. 15      173,966.30      150,000.—      130,412.75 

2.  Weinankauf 59,059.  80        58,010. 25        62,694.  75        71,961. 20 

3.  Ankauf  von  Essig,  Essig- 
sprit              378.95  511.—  510.50  376.— 

4.  Betriebskosten 

a)  Anteil  der  allgem.  Ver- 
waltung              700.—  700.—  700.—  1,200.— 

b)  Kellermeister     .    .    .      3,300.—  3,610.—  3,800.—  5,047.— 

c)  Küferlöhne    ....      3,955.20  4,144.50  4,740.80  4,042.55 

d)  Materialien,  Werkzeug, 

Fuhrlöhne      ....      8,755.55  8,303.65  8,281.40  6,180.40 

e)  Bauten,  Abschreibung., 

Verschiedenes     ...  —  328.25  —  13,660.60 

5.  Zinsberechnung    für   das 
Wein-  u.  Essiglager. 

a)  Vom  Wert  des  Vorrats 

40/0 6,923.70  6,958.65  5,888.74  5,216.51 

b)  Vom  diesjährigen  An- 
kauf 40/0 456. 20  310.  86  264. 61  983. 64 

6.  Gewinn,  netto    .     .     .     .  5,383.40  9,531.77  9,950.47  8,689.17 

262.004.  95      266,375.  23      246,829.  27      235,245.  72 

1.  Bar-Einnahme  für  Wein- 
u.  Essigverkauf 
a)  an  Anstalten  ....    21,735.  70        23,996.  75 


b)  Verschiedene      .    . 

2.  Zinsberechnung  der  Bar 
einnähme  4  ^'/o   .    .    . 

3.  üebertrag  auf  neue  Rech 
nung 

a)  Wert  des  Weinlagers 

b)  Wert  des  Essiglagers 

c)  Guthaben  für  Weinver 
kaufe 

d)  Barschaft  .... 

e)  Guthaben  bei  d.  Staats 


4.  Verlust 


6i,970.35  90,575:85  }  "l'»9'-^«  "^'^«1- »^ 

1,323.60  1,802.63  1,641.82  1,684.70 

162,799.75  141,657.05  123,137.45  112,504.90 

507.60  540.—  549.—  579.60 

10,658.95  5,021.55  6,726.30  3,314.57 

—  2,731.40  —  - 

-  —  2,781.40  — 


262,004. 95      266,375.  23      246,829.  27      235,245. 72 
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h)  Der  Pflegeanstalt  Rheinau. 

1907  1908  1909  1910 

1.  Weinvorrat  vom  Vorjahre 

(inkl.  Guthaben)     .     .     .  222,058. 50  224,756. 75  225,352.  90  176,179. 70 

2.  Weinankauf 33,334.40  28,252.70  21,860.05  11,757.25 

3.  Traubenankauf  ....         666. 05  1,140. 15  945. 90  1,213. 75 

4.  Ertrag  der  eigenen  Reben      4,858. 15  6,535.  24  3,877. 80  ~ 

5.  Betriebskosten 

a)  Lohn  u.  Verköstigung 

des  Küfers     ....      2,000.  —  2,000.  —  2,000.  —  2,000.  — 

b)  Anschaffungen  etc.      .         388. 70  871. 60  659. 75  1,520. 40 

c)  Fuhrleistungen  .     .     .         579.—  389.67  1,071.04  1,001.05 

6.  Zinsberechnung    für    das 
Weinlager 

a)  Vom  Wert  des  Vorrates 

ä4  0/o       8,882.34  8,990.27  9,014.11  7,047.18 

b)  Vom  diesjährigen  An- 
kauf 40/0 226. 66  195. 95  152. 03  78. 38 

7.  Gewinn _  3^514. 68  —  1,822. 66 

272,998.  80       276,647.  Ol       264,933.  58       202,620.  37 

1.  Weinverkauf 

a)  An  Anstalten     .     .     .  9,508. 60  9,942. 90  7,208. 50  7,073. 90 

b)  An  Verschiedene     .     .  22,557.  85  23,535.  20  59,174. 15  62,633.  55 

2.  Selbstverbrauch  von  Wein  15,130.  88  17,043.  88  16,033.  96  17,794.  37 

3.  Zinsberechnung 

a)  Von  der  Bareinnahme 

ä  4:% 451.28  458.89  584.84  1,319.05 

b)  Vom  Werte  des  Selbst- 
verbrauchs ä  4  0/0  .     .         269.07  313.24  —  — 

4.  Uebertrag  auf  neue  Rech- 
nung 

a)  Wert  des  Weinvorrates  221,216.05      221,593.40       167,185.80       109,254.15 

b)  Guthaben    für   Wein- 

verkäufe 3,540.70  3,759.50  8,993.90  4,545.36 

5.  Verlust 319.37  —  .5,752.43  — 

272,993.80       276,647.01       264,983.58       202,629.37 

Wein  vorrät©  in  Litern. 

Staatskellerei    Zürich     307,252         264,671         199,701         171,568 

Pflegeanstalt  Rheinau     364,706         363,722         256,801         147,830 

Durchschnittliche  Bewertung  des  Liters. 

Staatskellerei   Zürich     53     Cts.  65,5  Cts. 

Pflegeanstalt  Rheinau     60,7    „  73,9     „ 
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Der  zürcherische  Staatsfweinhtodel  trat  somit  in  zunehmen- 
dem Masse  tmit  den  privaten  Betrieben  in  Konkurrenz.  Zu- 
meist —  und  dies  mag  das  Grundmotiv  zur  ausigedehnten  Um- 
bildung des  Weingeschäftes  gewesen  sein  —  wollte  der  Staat 
den  Produzenten  zu  Hilfe  kommen  und  sie  im  Preiskampfe  gegen 
die  Weinhändler  unterstützen.  Die  Regierung  des  Kantons  Zürich 
hat  ihre  preispolitischen  Eingriffe  keineswegs  verheimlicht  und 
ihren  von  verschiedenen  Seiten  angegriffenen  Weinhandel  recht 
oft  damit  verteidigt,  dass  er  den  armen  Weinbauern  zugute 
komme.  Die  Gegner  des  staatlichen  Weinhandels  haben  aber 
die  preisregulierende  Wirkung  desselben  bezweifelt. 
„Glaubt  die  Regierung  in  der  Tat,"  so  schreibt  die  Weinzeitung, *^) 
„die  paar  Hundert  Hektoliter  Wein,  die  vom  Staatskeller  all- 
jährlich bei  den  gleichen  Weinproduzenten  angekauft  werden,^^) 
könnten  die  Wetnpreise  regulieren  bei  der  kolossalen  Mengte 
von  Wein,  die  im  Herbst  auf  dem  Markte  erscheint?"  Dieser 
Einwand  scheint  uns  nicht  unberechtigt  zu  sein;  anderseits  darf 
aber  nicht  verkannt  werden,  dass  der  Staatsweüihandel  im  Ver- 
hältnis zu  seinen  Einkäufen  einen  ausserordentlich  grossen  E3in- 
fluss  auf  die  Preisbildung  ausübt. ^^)  Jedermann,  der  die  Ver- 
hältnisse am  zürcherischen  Weinmarkte  kennt,  weiss,  dass  oft 
ein  einziger,  zu  etwas  erhöhten  Preisen  abgeschlossener  Kauf 
im  Herbst  weittragende  Folgen  haben  kann.  Bei  niedrigen  Preisen 
schreitet  nun  der  Kanton  Zürich  fast  regelmässig  mit  einer 
relativ  günstigen  Offerte  ein.  Die  Folge  war  gewöhnlich  eine 
Preissteigerung.  Diese  durch  Erfahrung  bestätigte  und  aus 
psychologischen  Gründen  zu  erklärende  Tatsache  hat  dahin  ge- 
führt, dass  allein  schon  die  Nachricht  von  der  Gewilltheit  des 


31)  Vgl.  W.  Z.,  1912,  S.  32  f.  F.  B. 

32)  Im  Jahre  1907  erstreckten  sich  z.  B.  die  staatlichen  Weineinkäufe 
auf  die  Bezirke  Zürich,  Meilen,  Andelfingen,  Bülach  und  Dielsdorf.  Der 
Gesamtweinverkauf  betrug  1621  hl;  hievon  entfallen  auf  Rotwein  1203  hL 
—  Der  Bezirk  Andelfingen  war  Hauptlieferant  mit  940  hl  Rotwein  und 
139  hl  Weisswein.     Vgl.   W.  Z.,  1908,  S.  321  ff. 

33)  So  hat  man  z.  B.  im  Bezirk  Andelfingen  die  Erfahrung  gemacht,  dass 
die  dortigen  Preise  nie  so  tief  sanken,  wie  in  den  benachbarten  Gebieten, 
die  qualitativ  mindestens  gleichwertige  Weine  erzeugen  und  noch  günstigere 
Transportverhältnisse   taufweisen. 
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Staates,  Interventionskäufe  vorzunehmen,  preiststeigernd  wirken 
kann. 3*)  Ob  aber  die  Preißpolitik  des  Staates  jeweils  gerecht- 
fertigt sei  und  der  Produktion  tatsächlich  auf  die  Dauer  die- 
jenigen Dienste  erweise^  die  ihr  zugedacht  sind,  ist  eine  an- 
dere Frage.  Wenn  einseitig  das  Interesse  der  Produzenten 
wahrgenommen  werden  soll,  kann  eine  Beeinflussung  der  Preise 
nach  oben  auch  dann  erfolgen,  wenn  sie  durchaus  unberechtigt 
ist  und  einer  Liebesgabe  an  den  Weinbau  gleichkommt.  —  Nicht 
mit  Unrecht  wurde  deshalb  die  staatliche  Intervention  kritisiert 
und  ihr  vorgeworfen,  dass  sie  sich  nicht  notwendigerweise  an 
die  Regeln  der  Wirtschaftlichkeit  zu  halten  brauche^  denen  der 
private  Betrieb  unterstellt  sei.  Wenn  das  staatliche  Weingeschäft 
trotz  der  Liebesgaben  an  die  Landwirtschaft  noch  Gewinnüber- 
schüsse abwerfe,   so  sei  dies  folgendem  zuzuschreiben:  3^) 

a)  Der  Staat  habe  als  Weinhändler  kemei  Steuern  zu  be- 
zahlen und  könne  seine  anderweitig  nicht  vollbeschäftigten,  oft 
sogar  unentgeltlichen  Arbeitskräfte  dem  Betriebe  des  Wein- 
geschäftes zu  ausserordentlich  günstigen  Bedingungen  zur  Ver- 
fügung stellen. 

b)  Hauptsächlich  sei  aber  der  Staat  dem  privaten  Wein- 
handel im  Absätze  überlegen.  Die  beim  Publikum  allgemein 
verbreitete  Meinung,  vom  Staate  nur  naturreinen  Wein 
zu  erhalten,  führe  diesem  zahlreiche  Abnehmer  zu.=^^')  —  Ab- 
gesehen davon,  dass  der  Staat  infolge  geringer  Spesen  relativ 
billig  offerieren  kann,  falle  bei  ihm  die  Risikoprämie,  die  der 
Käufer  beim  privaten  Weinhandel  für  die  Fälschungsmöglichkeit 
vom  Preise  abziehe,  dahin.    Das  besondere  Zutrauen,  das  man  zu 


3*)  So  schreibt  das  „Volksblatt  vom  Bezirk  Andelfingen"  in  Bezug  auf 
die  Kampagne  1908:  Hätten  nicht  die  Käufer  für  den  Staatskeller  etwas 
besser  tönende  Saiten  aufgezogen,  es  hätte  noch  viel  minderer  ausfallen 
können;  so  aber  mussten  die  andern  auch  nach.    Vgl.  W.  Z.,  1908,  S.  354. 

35)  Vgl.  W.  Z.,  1907,  S.  103,  104,  132,  170,  366;  W.  Z.,  1908,  S.  130, 
161  f.,  170,  222,  331,  394. 

36)  W.  Z.,  1908,  S.  161:  „Staatswein!  Einer  so  billigen  und  zügigen 
Reklame  kann  sich  keine  Weinfirma  rühmen,  auch  dann  nicht,  wenn  sie  ihren 
Wein  vom  Gemeindepräsidenten  oder  Gemeindeschreiber  bezogen  hätte.  Es 
gibt  Leute,  denen  der  Staat  als  Inbegriff  alles  Ehrbaren,  Soliden,  Guten  und 
Schönen  ist  und  nichts  kann  diesen  Glauben  wankend  machen." 
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* 
den  staatlichen  Woinen  habe,  sei  übrigens  ungerechtfertigt,  da 

dieser  erwiesenennassen  auch  Coupierweine  bezogen  habe   und 

ebenfalls,    durch   den  allgemein   herrschenden   Greschmack,    zur 

Verbesserung  seiner  Weine  genötigt  seL^O 

Diese  Erwägungen  sind  nicht  unbegründet.  Sie  machen  uns 
den  Protest  der  Weinhändler  gegen  den  ungleich  gestellten 
staatlichen  Konkurrenten,  der  sich  nicht  nur  beim  Einkaufe^ 
sondern  auch  beim  Absätze  (Verwendung  von  Preislisten,  Publi- 
kationen u.  s.  w.  des  Staatsweinhandels)  geltend  macht,  ver- 
ständlich. 

Auch  jene  Richtung  hat  etwas  für  sich,  die  den  Staat  der 
Inkonsequenz  beschuldigt,  wenn  er  einerseits  für  die  Bekämpfung 
des  Alkoholismus  Millionen  ausgibt  und  anderseits  Weinhandel 
betreibt.  Vor  Uebertreibungen  möchten  wir  aber  warnen  und 
den  privaten  Weinhandel  daran  erinnern,  dass  er  unlogischer- 
weise da  und  dort  ebenfalls  protektionistische  Staatseingriffe 
befürwortet,   deren  Ungerechtigkeit  er  hier  beklagt. 


II.  Uebertriebene  Konkurrenzverhältnisse  und  deren 
Wirkung    auf    die    Gestaltung    des    schweizerischen 

Weinhandels. 


§  16.    Der  Kampf  um  den  Absatz. 

1.  Die  Ueberfüllung  im  Weinhandel  und  die 
Konkurrenzmittel. 
Der  Weinhandel  war  früher  ein  lukratives  Unternehmen, 
das  grössere  Vermögen  entstehen  Hess.  Aus  diesem  Grunde  übte 
er  bald  einen  besonderen  Anreiz  auf  den  mit  dem  Kapitalismus 
erwachenden  Handelsgeist  aus.^)  Selbst  später,  als  sich  mit 
der  Weinbaukrisis  auch  der  Niedergang  des  Weinhandels  fühlbar 
machte,  lebte  in  den  Kreisen  der  Aussenstehenden  der  Glaube 
an  die  grossen  Gewinne,  die  in  dieser  Branche  erzielt  würden, 
fort.     Die   Unkenntnis    der    tatsächlichen    Schwierigkeiten   und 


3')  So  lagerten  z.  B.  im  Staatskeller  im  Jahre  1896  9800  Liter  Barletta, 
7970  Liter  Damiel. 

1)  Vgl.   Sombart,    IL    Bd.,    S.   349. 
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die  Unterschätzung  der  Anforderungen  dieses  Berufes,  die  durch 
dessen  anscheinend  bequeme  Aussenseite  verdeckt  werden,  habem 
vielfach  Elemente  von  völlig  unzureichender  Vorbildung  und 
Fähigkeit  zum  Weinhandel  geführt.  So  sind  neben  die  wirk- 
lichen, sachkundigen  Unternehmer  „Statisten"  getreten,  die  zwar 
auf  dem  Handelstheater  aufmarschieren  und  sich  ins  Handels- 
register eintragen  lassen,  aber  weder  Warenkunde  noch  Ge- 
schäftskunde mitbringen.  2) 

Nach  der   Betriebs  Zählung   vom   9.   August   1905   war   der 
Handel  mit  Wein  und  Spirituosen  wie  folgt  vertreten: 

Betriebe  mit 


Kantone 

Betriebe  mit  nur 

arten, 

11  xjcuneuH- 

hier  der 

Gesamtzahl 

einer  Betriebsart 

Hauptbetriebsart 

zugeteilt 

Zahl 

Personen 

Zahl 

Personen 

Zahl 

Personen 

Zürich    ....     270 

594 

50 

133 

320 

727 

Bern      . 

309 

685 

42 

78 

351 

763 

Luzern  .     . 

72 

154 

14 

43 

86 

197 

Uri   .     .     . 

4 

12 

2 

7 

6 

19 

Schwyz  .     . 

25 

44 

11 

29 

36 

73 

Obwalden   . 

5 

6 

1 

1 

6 

7 

Nidwaiden  . 

15 

16 

3 

4 

18 

20 

Glarus  .     . 

43 

49 

16 

27 

59 

76 

Zug  .     .     . 

25 

38 

6 

3 

31 

41 

Freiburg 

58 

114 

8 

15 

66 

129 

Solothurn    . 

58 

88 

5 

3 

63 

91 

Basel-Stadt     . 

53 

192 

25 

123 

78 

315 

Basel-Land 

.       21 

54 

4 

15 

25 

69 

Schaff  hausen 

33 

112 

8 

28 

41 

140 

Appenzell  A.-Rh 

38 

52 

4 

7 

42 

59 

Appenzell  I.-Bh.  . 

3 

3 

— 

— 

3 

3 

St.  Gallen 

,     , 

153 

240 

27 

64 

180 

304 

Graubünder 

i 

76 

134 

14 

48 

90 

182 

Aargau  . 

.     134 

196 

17 

40 

151 

236 

Thurgau 

58 

129 

3 

6 

61 

135 

Tessin    . 

.       97 

235 

21 

56 

118 

291 

Waadt  . 

519 

928 

26 

82 

545 

1010 

Wallis   . 

.     102 

162 

12 

15 

114 

177 

Neuenburg 

.     210 

457 

11 

26 

211 

483 

Genf      . 

162 

470 

27 

73 

189 

543 

Schweiz 

.  2543 

5164 

357 

926 

2900 

6090 

2)  Vgl.  Naumann  S.  123  und  van  der  Borght  S.  60. 
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Zusammenfassung. 

Von  den  Beschäftigte 

,  \        Betrieben  sind:  Personen            _     . 

^«y^«-    Allein     Gehilfen-  ..           .,,       Total 

*"«^«     betrieb    betrieb  °^"^-      ''''^^' 
Betriebe  mit  nur  einer 

Betriebsart      .     .     .  2543      931       1612      4375       789      5164 

Betriebe  mit  mehreren 
Betriebsarten,  hier  der 
Hauptbetriebsart  zu- 
geteilt   ....     .     357         80        277         684       242         926 

Gesamtzahl  der  Betriebe  2900     1011       1889      5059     1031       6090 

Da  der  dem  Weinhandel  angegliederte  Spirituosenhändel  nur 
für  wenige  Betriebe  ausschlaggebend  ist,  dürfen  wir  annehmen, 
dass  bei  der  oben  angeführten  Statistik  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  ein  „Handel  mit  Wein"  vorliegt.  Diese  Annahme  wird  be- 
stätigt durch  unsem  Auszug  aus  dem  schweizerischen  Handels- 
register, wonach  bis  zum  31.  Dezember  1905  2678  Weinhand- 
lungen eingetragen  waren,  wovon  2269  Einzelfirmen,  897  Kol- 
lektiv- und  Kommanditgesellschaften,  5  Aktiengesellschaften  und 
7  Genossenschaften.  Ziehen  wir  in  Betracht,  da,ss  die  relativ 
hohe  Zahl  der  Weinhandlungen  noch  bedeutend  vergrössert  würde, 
wenn  auch  die  nicht  eingeschriebenen  oder  unter  einer  andern 
Betriebsart  aufgeführten  Weinhandlungen  herangezogen  würden, 
so  begreifen  wir,  weshalb  allerorts  von  einer  „Ueberfüllung" 
der  Weinbranche  gesprochen  wird.  Naturgemäss  äussert  sich' 
diese  hauptsächlich  in  jenen  Zweigen  des  Weinhandels,  die  am 
wenigsten  Voraussetzungen  an  die  Geschäftskenntnisse  stellten, 
also  in  den  Kleinbetrieben  des  Landweinhandels,  des  internen 
Fremdwein-  und  kombinierten  Weinhandels.  Hier  spielt  sich 
denn  auch  der  Hauptkampf  der  Konkurrenten  ab  und  zwar  in 
seiner  ganzen  Wucht  und  Schärfe.  Es  ist  vornehmlich  ein 
Kampf  um  den  Absatz.  Im  gemeinsamen  Rüigen  um  die 
Kaufkraft  der  Konsumenten  trägt  derjenige  den  Sieg  davon, 
der  die  Konsumenten  von  andern  Weinlieferanten  ablenken  kann 
und  zur  Bevorzugung  des  eigenen  Geschäftes  anzuspornen  vermag. 
„Diese  Bevorzugung  kann  der  Einzelne  erlangen,   wenn  er  in 
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positiver  Richtung  seinem  Geschäft  grössere  Anziehungskraft 
verleiht,  als  es  die  Andern  zu  tun  vermögen;  in  negativer 
Richtung,  wenn  er  seinen  Kunden  die  Ueberzeugung  beibringen 
kann,  dass  sie  in  den  Konkurrenzgeschäften  nicht  so  gut,  billig 
und  vorteilhaft  bedient  seien. "^) 

Nun  wurde  namentlich  von  den  kleineren  Betrieben  der 
letzte  Weg  gewählt,  der  insofern  ein  gefährlicher  ist,  weil 
er  gerne  zum  unlauteren  Wettbewerb  führt. 

Es  zeigt  sich  dies  vornehmlich  in  der  Preiskonkurrenz. 
Das  Eindringen  ungelernter  Elemente  hat,  wie  In  allen  Branchen, 
auch  im  Weinhandel  zur  Schleuderkonkurrenz  geführt.  Weit 
bedenklicher  als  die  unrichtig  kalkulierenden  und  deshalb  nur 
vorübergehend  möglichen  Unternehmer^)  waren  aber  für  die 
Gestaltung  des  Weinhandels  diejenigen  Existenzen,  die  unter 
dem  Drucke  der  Absatznot  zu  unlauteren  Geschäftspraktiken 
griffen  und  ihre  Preisunterbietungen  mit  entsprechenden  Quali- 
tätsverschlechterungen wettzumachen  versuchten.  Ein  Vorgehen 
im  letzteren  Sinne  war  um  so  verlockender,  als  die  Bestimmung 
der  Weinqualität  mit  besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  ist 
und  nicht  so  ohne  weiteres  vor  sich  gehen  kann. 

Im  Grosshandel,  wo  sich  gewöhnlich  Fachleute  gegenüber- 
stehen, ist  eine  derartige  Preiskonkurrenz  weniger  leicht  mög- 
lich, wenngleich  sie  keineswegs  ausgeschlossen  bleibt.  Der  für 
den  Grosshandel  allgemein  gültige  Grundsatz,  „wer  die  gleiche 
Ware  am  billigsten  offerieren  kann,  der  macht  das  Geschäft 
und  schlägt  selbst  die  durch  alte  Kundschaft  gefestigten  Kon- 
kurrenten aus  dem  Felde", ^)  verliert  hier  etwas  an  Wirkungs- 
kraft und  zwar  deshalb,  weil  der  Wein  keine  fungible  Ware  ist, 
so  dass  die  „qualitative  Gleichheit"  zweier  Erzeugnisse  nicht 
unzweideutig  festgestellt  werden  kann.  Immerhin  ist  der  Preis 
stets  das  wichtigste  Kampfmittel  im  Weingrosshandel  geblieben 
und  der  rationell  wirtschaftende  Unternehmer,  d.  h.  der  billig 


3)  Schär,  a.  a.  0.,  S.  212. 

*)  Sombart,   IL   Bd.,   S.   561.     Der  Verkauf  unter  den  Produktionskosten 
muss  notwendig  früher  oder  später  zum  Ruin  führen. 
5)  Schär,  Handelsbetriebslehre,   S.  213. 
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einkaufende  und  mit  geringen  Betriebsspesen  arbeitende,  Latte 
Aussicht  auf  Erfolg. 

Anders  verhielt  es  sich  im  Kleinhandel,  der  durch  keinerlei 
wirksame  Schranken  gehemmt^  mehr  und  mehr  zur  Qualitäts- 
verschlechterung griff  und  mit  unmöglichen  Weinpreisen  an  den 
Markt  trat.  Bei  gleichbezeichneten  Weinen  waren  je  nach  Her- 
kunft der  Offerten  Preisunterschiede  von  100  und  mehr  Prozent 
zu  unterscheiden.  Der  unlautere  Handel  nahm  derart  überhand, 
dass  er  sogar  den  Geschmack  der  unkundigen  Masse  in  seinem 
Sinne  umzugestalten  vermochte,  bis  zuletzt  minderwertige  Weine 
oft   den  besseren   Erzeugnissen    vorgezogen   wurden. 

Durch  mannigfache  Verhältnisse  gefördert»  erfasste  die  zu- 
erst im  Kleinhandel  aufetretene  Qualitätsverschlechterung  gleich- 
einer  Infektionskrankheit  immer  weitere  Kreise  und  unterband 
lange  Zeit  jeden  Fortschritt  im  Weinhandel.  Auch  die  gut- 
geleiteten, reell  geführten  Betriebe  sahen  sich  unter  dem  Drucke 
der  geschilderten  Misstände  genötigt,  diesen  oder  jenen  nicht 
durchaus  einwandfreien,  aber  einmal  unumgänglichen  Gepflogen- 
heiten nachzuleben.^)  Erst  als  sich  diese  Betriebe  immer  heftiger 
bedroht  sahen,  als  die  Produzenten  und  die  Konsumenten  ihrer 
Unzufriedenheit  mit  den  Leistungen  des  Weinhandels  Ausdruck 
verliehen,  indem  sie  ihn  mit  der  Ausschaltung  bedrohten,  erwachte 
der  kapitalistische  Weinhandel  wieder  aus  seiner  langjährigen 
Lethargie. 

Die  Ueberfüllung  im  Weinhandel  hat  aber  nicht  nur  zu 
ungesunden  Verhältnissen  in  der  Preis-  und  Qualitätskonkurrenz 
geführt,  sondern  auch  in  bezug  auf  den  Wettbewerb,  sowohl  in 
der  Bequemlichkeit  der  Verkaufsbedingungen,  als  auch  in  der 
Aufgabe  der  Bestellungen  und  der  Weinzuführung  etwelche  Aus- 
wüchse gezeitigt.  —  Vor  allem  wird  über  die  allzu  weitgehende 
Kreditgewährung  geklagt,  die  sich  im  Weinhandel  eingelebt  hat. 


6)  Sogar  der  Staat  war  gezwungen,  der  Geschmacksrichtung  der  Kon- 
sumenten nachzugeben.  (Zürch.  Staatsweinhandel.)  Gninzel,  System  der  Han- 
delspolitik, S.  221:  „Im  Handeisverkehr  wirkt  aber  ein  Moment  des  un- 
lautern  Wettbewerbs  umsomehr,  als  die  unlautern  Manipulationen  des  einen 
Geschäftsmannes  nolens  volens  von  dem  anderen  nachgeahmt  werden  müssen 
und   schliesslich    eine    grosse    Unsicherheit    im   Handelsverkehr    einreisst." 
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—  Unter  dem  Druck  der  Absatznot  suchen  sich  die  Konkur- 
renten durch  Gewährung  von  Krediten  nach  der  Grösse  und 
Dauer  derselben  zu  überbieten,  um  auf  diese  Weise  viele  Ab^ 
nehmer,  die  sie  in  der  Preis-  und  Qualitätskonkurrenz  nicht  zu 
erwerben  vermögen,  herbei  zu  locken."^)  Nicht  nur  dem  ge- 
schäftstüchtigen, sondern  auch  dem  unfähigen,  gewissenlosen 
Anfänger  wird  in  weitgehendem  Masse  Warenkredit  erteilt,  ja 
er  wird  ihm  sogar  geradezu  aufgedrängt.  Dadurch  ergeben  sich 
privatwirtschaftlich  und  volkswirtschaftlich  weittragende  Folgen, 
mit  denen  wir  uns  später  noch  eingehender  beschäftigten 
werden. 

Bei  der  Aufgabe  der  Bestellungen  spielen  in  der  Wein- 
branche  die  subjektiven  Mittel  der  Konkurrenz  eine  Hauptrolle. 
Es  komm  hier  oft  weniger  auf  die  wirklich  dargebotenen  Vor- 
teile, als  auf  die  Beeinflussung  des  subjektiven  Urteils,  auf 
die  Anziehung  der  Kundschaft,  auf  die  Erwerbung  der  Sym- 
pathien an. 

2.    Die  Bedeutung  der  W  e  i  n  r  e  i  s  e  n  d  e  n. 
a)  Der  Beruf  im  allgemeineti. 

Welch  ein  gewaltiger  Einfluss  dem  persönlichen  Momente 
im  Weinhandel  zukommt,  geht  am  besten  aus  der  Stellang  her- 
vor,  die   der  Reisende  in   dieser   Branche  einnimmt. 

Es  lässt  sich  kaum  feststellen,  wann  der  schweizerische 
Weinhandel  zum  ersten  Male  seine  Pioniere  aussandte.  Jeden- 
falls geht  das  Institut  der  Weinreisenden  in  die  frühkapitalistische 
Zeit  zurück.^)  Das  regelmässige  Einsammeln  von  Bestellungen 
wurde  aber  erst  seit  dem  Aufkommen  der  Eisenbahnen  zur 
allgemeinen  Sitte.  Mit  dem  allmählichen  Ausbau  des  Eisen- 
bahnnetzes dringt  der  Weinreisende  in  immer  kleinere  Orte 
vor,  und  wird  schon  in  den  60  er  Jahren  des  vergangenen  Jahr- 
hunderts die  „unangenehmste  und  aufdringlichste  Erscheinung" 
genannt.^)    Diese  rasche  Ausbreitung  des  Reisenden  wurde  umso 


7)  Vgl.   B.   ü.   H.  u.  I.  im   Ktn.   Zeh.,   1906,   S.    141. 

8)  Vgl.   Sombart,    II.  Bd.,  401  ff.   und   Engelmann,   S.    118  ff. 

9)  Wartmann:  Industrie  und  Handel  des  Kantons  St.  Gallen  auf  Ende  1866, 
S.  655. 
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mehr  gefördert,  als  zwei  objektive  MitteP^^)  im  Konkurrenz- 
kampf —  die  Ueberlegenheit  im  Preis  und  in  der  Qualität 
der  angebotenen  Weine  —  an  Bedeutung  verloren,  weil  der 
wirklich  dargebotene  Vorteil  infolge  der  überhandnehmenden 
Qualitätsverschlechterungen  vom  Abnehmor  nur  selten  erkannt 
werden  konnte.  —  Je  weniger  der  Abnehmer  sich  von  der 
Billigkeit  und  Güte  eines  Weines  überzeugen  konnte  und  auf 
Grund  dieser  Momente  zum  Kaufe  bewegen  Hess,  desto  nach- 
haltiger musste  er  mit  subjektiven  Mitteln  bearbeitet  werden. 
In  dieser  Hinsicht  war  nun  der  Reisende  das  gegebene  Instrument, 
das  zu  Gunsten  des  vertretenen  Geschäftes  auf  Urteil,  Behagen, 
Meinung  und  Besonderheiten  des  Käufers  einwirken  sollte.  Durch 
eine  Art  Suggestion  sollte  dem  Absatz  der  nötige  Grad  von 
Extensität  und  Intensität  verliehen  werden. ^i)  —  Da  nun  die 
scheinbar  bequeme  Aussenseite  dieses  Berufes,  dem  hauptsächlich 
der  Besuch  der  Wirtschaften  und  Gasthöfe  obliegt,  allerlei  zweifel- 
hafte Elemente  heranlockte,  die  sich  in  anderen  Erwerbszweigen 
vergeblich  versucht  hatten,  zeigten  sich  im  Reiseverkehr  bald 
Auswüchse,  die  zur  Degradierung  des  Standes  der  Weinreisenden 
und  zur  Schädigung  des  Weinhandels  nicht  wenig  beitrugen. 
Hatten  schon  die  Gefahren,  denen  der  Weinreisende  in 
moralischer  und  in  hygienischer  Beziehung  unterstellt  ist,  manche 

10)  Schär   S.    213  f. 

")  Vgl.  Schär  S.  217  f.  und  Sombart,  IL  Bd.,  S.  402.  Sombart  weist 
auf  die  besonders  starke  Vermehrung  des  Geschäftsreisendenpersonals  der 
Schweiz  hin  und  führt  folgende  Zahlen  an: 

1896  19,667  Reisende 

1897  21,727    „ 

1898  23,585    „ 

1899  25,697    „ 

1900  27,837        „ 
Nach   neuern   Angaben   gibt   es: 

1907  31,806  Reisende 

1908  33,727        „ 

1909  35,228 

Davon  entfallen  allein  auf  die  Nahrungs-  und  Genussmittelbranche: 

1907  10,447  Reisende 

1908  10,887 

1909  11,138    « 
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tüchtige  Kraft  von  dieeem  Berufe  abgehalten,  so  trug  seine 
zunehmende  Diskreditierung  erst  recht  dazu  bei»  solide,  kauf- 
männisch gebildete  Personen  ihm  abhold  zu  machen.  Nur  be- 
sondere Zugeständnisse  —  sei  es  die  Erteilung  einer  Prokura, 
die  Beteiligung  am  Geschäftsgewinn,  die  Aussicht  auf  eine  zu- 
künftige Geschäftsübemahme  und  dergl.  mehr  —  oder  ausser- 
gewöhnlich  hohe  Saläre  vermochten  geschulte,  zuverlässige  Ar- 
beitskräfte  dem   Reiseberufe    zu    erhalten. 

Nach  der  Natur  des  Anstellungsverhältnisses  sind  im  wesentlichen  zwei 
Arten  von   Weinreisenden   zu  unterscheiden: 

1.  die  Pro  Visionsreisenden; 

2.  die  festangestellten  Reisenden. 

Der  Provisionsreisende  besorgt  die  Aufnahme  von  Bestellungen  für  eine 
oder  mehrere  Weinfirmen  und  erhält  für  seine  Bemühungen  eine  Provision. 
Er  unterscheidet  sich  vom  blossen  Platzagenten  dadurch,  dass  er  in  einem 
weniger  eng  umschriebenen  Gebiete  wirkt.  Die  Provisionssumme  berechnet 
sich  gewöhnlich  von  der  Verkaufssumme,  seltener  nach  der  Hektoliterzahl  oder 
aus  beiden  Momenten.  Ein  Delcredere  wird  nur  ausnahmsweise  übernommen. 
Für  den  Weinhändler  ist  der  Provisionsreisende  insofern  vorteilhaft,  als  ein 
geringeres  Risiko  übernommen  wird,  wie  beim  festangestellten  Reisenden,  dem 
Spesen  und  Salär  bezahlt  werden  müssen,  gleichgültig,  ob  Aufträge  eingehen 
oder  nicht.  Immerhin  ergeben  sich  auch  gewisse  Nachteile.  Der  Provisions- 
fuss  kann  niemals  so  festgesetzt  werden,  dass  sich  bei  Weinverkäufen  nicht 
ab  und  zu  die  Interessen  der  Reisenden  und  der  Firma  zuwiderlaufen.  Zudem 
fehlen  dem  Provisionsreisenden  oft  die  nötigen  Mittel,  um  die  Geschäfte 
intensiv  genug  zu  betreiben.  Auch  kommt  es  vor,  dass  er  für  verschiedene 
Firmen  und  verschiedene  Branchen  tätig  ist.  In  diesem  Falle  verlegt  er  sich 
je  nach  den  Verhältnissen  auf  diese  oder  jene  Transaktionen.  Damit  fehlt  die 
dauernde  Suggestion  der  Kundschaft  zu  Gunsten  eines  Lieferanten,  mit  andern 
Worten,  die  Interessen  des   Weinhauses  werden  vernachlässigt. 

Für  den  Provisionsreisenden  ergeben  sich  mehr  Nachteile  als  Vorteile. 
Bei  der  anscheinend  hohen  Provision  glaubt  ein  jeder  sein  Auskoramen  zu 
finden.  Da  aber  die  Gewinnung  von  Aufträgen  hohe  Spesen  erfordert,  kann 
nur  derjenige  bestehen,  der  über  das  nötige  Betriebskapital  verfügt  und 
bereits  einen  grossen  Kundenkreis  oder  verschiedene  Vertretungen  hat.  Ausser- 
dem muss  der  Provisionsreisende  stets  befürchten,  dass  ihm  der  Vertrag  ge- 
kündigt werde  und  seine  frühere  Firma  den  von  ihm  angebahnten  Verkehr 
durch   festangestellte    Reisende    besorgen    lässt. 

Weit  engere  Beziehungen  bestehen  zwischen  dem  Weinhändler  und  dem 
festangestellten  Reisenden.  Dieser  ist  ausschliesslich  für  eine  bestimmte 
Firma   tätig   und   bezieht   ein   zum   Voraus   fixiertes   Salär.    Seine  Reisespesen 
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(Vertrauensspesen)  werden  ihm  vom  Unternehmer  bezahlt.  Der  Weinhändler 
kann  dem  festangestellten  Reisenden  gegenüber  in  weitgehenderem  Masse 
seinen  Willen  durchsetzen  und  eine  wirksamere  Kontrolle  über  ihn  ausüben, 
als  es  beim  Provisionsreisenden  geschieht.  Zudem  leistet  ihm  der  fest- 
angestellte Reisende  für  den  regelmässigen  Besuch  seiner  Kundschaft  weit 
bessere  Gewähr.  Besteht  schon  im  Verkehr  mit  dem  Provisionsreisenden  die 
Gefahr,  dass  unsolide  und  fiktive  Bestellungen  aufgegeben  werden,  so  veran- 
lasst noch  häufiger  die  Angst  vor  der  Kündigung  des  Vertrages  und  der  damit 
verbundenen  Einbusse  des  Salärs  den  festangestellten  Reisenden  zur  Frisierung 
ungenügender  Leistungen  vermittelst  unlauterer  Manipulationen.  Ueberhaupt 
ist  der  Geschäftsherr  in  weitgehendem  Masse  auf  die  Vertrauenswürdigkeit 
seiner  Reisenden  angewiesen.  Es  ist  z.  B.  unmöglich  oder  zum  mindesten 
mit  .grossen  Schwierigkeiten  und  Kosten  verbunden,  die  von  dem  Wein- 
reisenden verrechneten  Tagesspesen  auf  ihre  Richtigkeit  hin  zu  prüfen.  Man 
nennt  sie  deshalb  Vertrauensspesen. 

Auch  ist  der  Geschäftsherr  nicht  imstande,  die  Tätigkeit  seines  Reisenden 
zu  untersuchen,  er  kann  sie  lediglich  an  den  erzielten  Bestellungen  ungefähr 
abmessen.  Um  den  Reisenden  mehr  zur  Arbeitsamkeit  anzuspannen,  wird 
häufig  dem  fixen  Gehalt  noch  eine  Provision  zugesichert.  In  neuester  Zeit 
z.  B.  ist  es  üblich  geworden,  ein  Minimalsalär  festzusetzen,  das  auf  einem  ge- 
wissen Mindestumsatze  basiert.  Wird  dieser  Umsatz  überstiegen,  so  vergütet 
der  Geschäftsherr  eine  Provision,  die  meist  progressiv  veranlagt  ist 
Die  Tatsache,  dass  mit  zunehmendem  Umsätze  die  Spesen  normalerweise  nur 
absolut  uri(l  nicht  relativ  wachsen,  hat  zu  einem  entsprechenden  Provisions- 
satze geführt.  So  werden  beispielsweise  für  die  ersten  5000  Fr.,  die  über 
den  Minimalumsatz  hinausgehen,  a  o/o  Provision  bezahlt,  für  die  zweiten 
a-f-xO/o,  die  dritten  a -}- x -j- y  o/o,  je  nach  der  Ersparnis,  die  durch  die 
Umsatzbeschleunigung  erzielt  wird.  Das  früher  oft  geübte  System,  einen 
einheitlichen  Provisionssatz  anzuwenden,  entspricht  keineswegs  einer  rationellen 
Geschäftspraxis. 

Die  vielen  Möglichkeiten  des  Vertrauensmissbrauches  zwingen 
den  Geschäftsherren,  auf  solide  und  ehrliche  Reisende  zu  sehen. 
Selten  gesellt  sich  aber  zur  Solidität  die  nötige  Geschäfts- 
tüchtigkeit und  Routine.  Nicht  jedem  Ehrlichen  ist  es  gegeben, 
bei  allen  Launen  und  Ungereimtheiten  der  gleichbleibende,  dienst- 
bereite Gentleman  zu  bleiben  und  der  dummdreisten  Kritik, 
ia  der  Grobheit  gegenüber  Gleichmut  und  Ruhe  zu  bewahren.  Ein 
tüchtiger,  solider  und  ehrlicher  Weinreisender  ist  deshalb  eine  ge- 
suchte Arbeitskraft. 

So  kommt  es,  dass  sich  eine  eigentliche  Jagd  nach  guteia 
Reisenden  entwickelt  hat,  die  oft  zu  übertriebenen  Zugestand- 
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nissen  zu  Gunsten  dieser  Arbeitskräfte  ftihrt.^^)  ^^Qq^  einge- 
führte" Reisende  „mit  einiger  Kundschaft"  werden  allerseits 
umworben.  Der  erbitterte  Kampf  um  die  tüchtige  Arbeitskraft 
bewirkt  sogar  ab  und  zu,  dass  der  Weinreisende  mit  illoyalen 
Mitteln  von  den  Konkurrenten  hinweggekapert  wird.  Immerhin 
wird  mit  den  Weinreisenden  noch  keineswegs  die  Kundschaft 
eines  Geschäftes  erobert.  Die  Kenntnis  der  Kundschaft  kann 
zwar  im  Gedächtnis  des  Reisenden  nicht  ausgelöscht  werden, 
wohl  aber  wird  ein  tüchtiger  Nachfolger  die  Anhänglichkeit 
zur  früheren  Firma  „die  Macht  der  Gewohnheit"  i^)  auszunutzen 
wissen  und  dem  zur  Konkurrenz  übergesiedelten  Reisenden  das 
Feld  streitig  machen.  „Wenn  der  gleiche  Reisende  später  im 
Auftrage  einer  Konkurrenzfirma  seine  Aufwartung  macht,  so 
wird  er  wohl  als  ein  alter  und  guter  Bekannter  begrüsst,  damit 
isind  aber  die  geschäftlichen  Verbindungen  mit  der  früher  von 
ihm   vertretenen  Firma  noch   lange  nicht  gelöst."^*) 

b)  Das  Detailreisen  im  hesonderen. 

Der  übermässige  Kampf  um  den  Absatz  zwang  den  Reisen- 
den, seine  Kundschaft  mehr  und  mehr  auch  ausserhalb  des 
Kreises  der  Detailhändler  zu  suchen:  er  wandte  sich  an  die 
letzten  Konsumenten.  Eine  Entwicklung  in  diesem  Sinne  hat 
sich  in  der  Schweiz  frühzeitig  gezeigt,  schreibt  doch  bereits 
Wartmann  ^^)  in  seinem  Werke  über  „Industrie  und  Handel 
des  Kantons  St.  Gallen"  auf  Ende  1866,  dass  der  Weiareisende 
eine  der  unangenehmsten  und  aufdringlichsten  periodischen  Er- 
ßcheinungen  „iq  jeder  Haushaltung  geworden  sei".  Auch  in  den 
anderen  Ländern  kommt  der  Weinreisende  mit  dem  Privat- 
publikum in  direkte  Berührung.  Engelmann  ^^)  erwähnt  z.  B.,  dassi 
IQ  Norddeutschland    die   Weinreisenden    grosser   Weingeschäfte 

12)  Daraus  erklärt  sich  z.  T.,  weshalb  „die  Organisationen  der  Geschäfts- 
reisenden n  i  e  einen  Kampf  zwischen  Prinzipal  und  Angestellten  kannten".  VgL 
Traber-Hefti    in    Reichesberg    Hdw.,    II.    Bd.,    S.    267. 

13)  Schär  S.   217. 

1*)  W.  Z.,  1911,  S.  121  ff. 

15)  Wartmann,  a.  a.  0.,  S.  655. 

16)  Engelmann,  a.  a.  0.,  S.  118  ff. 

Schauwecker  10 
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in  Privatfamilien  Geschäftsbesuche  machen.  Auch  in  Württem- 
berg seien  Anzeichen  vorhanden,  als  ob  man  zur  norddeutschen 
Unsitte  übergehen  wolle.  „Solche  Besuche",  so  schreibt  der 
nämliche  Verfasser,  „werden  nicht  besonders  geschätzt,  denn 
meist  wissen  die  empfangenden  Hausfrauen  mit  dem  rede-  und 
geschäftsgewandten  Besucher  nichts  anzufangen  und  geben  ihm 
in  ihrer  Not  einen  Auftrag,  nur  um  ihn  möglichst  schnell  wieder 
los  zu  werden.  Nachher  wird  dann  der  Besuch  im  Familien- 
kreise eingehend  besprochen  und  kritisiert,  oft  als  aufdringlich 
zurückgewiesen.  Auf  Grund  dieser  persönlichen  Erfahrungen 
bildet  man  sich  sein  Urteil  über  den  Geschäftsreisenden  und 
der  typische  Vertreter  ist  immer  der  Weinreisende,  dessen  Be- 
kanntschaft man  einmal  zufälligerweise  gemacht  hat." 

Gewiss  hat  die  direkte  Berührung  des  Weinreisenden  mit 
dem  letzten  Konsumenten  verschiedene  Auswüchse  übertriebener 
Konkurrenzverhältnisse  gezeigt.  Indessen  kamen  auch  im  Ver- 
kehr mit  den  Detaillisten  alle  möglichen  Geschäftskniffe  zur  An- 
wendung. Besonders  hohe  Rabatte,  Geschenke  bei  bestimmten 
Anlässen,^')  Zugaben  und  dergl.  mehr  dienen  dazu,  die  Käufer 
willfährig  zu  machen.  Unter  dem  Drucke  des  Wettbewerbes 
leistet  der  Weinreisende  seinen  Abnehmern  Patendienste,  spendet 
Löffel  und  Gabeln,  Theaterbillette,  Schürzen,  Hüte,  Sonnen- 
schirme und  allen  möglichen  Kram.  Derartige  Gepflogenheiten 
lassen  sich  aus  psychologischen  Erwägungen  heraus  erklären. 
Sie  sind  noch  lange  nicht  die  allerschlimmsten  Mittel  im  Kampfe 
um  den  Absatz,  der  oft  mit  unbefugten  Eingriffen  in  die  Rechte 
eines  anderen,  mit  betrügerischen  Behauptungen  u.  s.  w.,  er- 
zwungen wird.^^) 

Die  hauptsächlich  vom  ansässigen  Kleinhandel  ausgehende 
Agitation  1^)  gegen  das  Detailreisen  entspringt  indessen  weniger 


17)  W.  Z.,  1907,  S.S.  Die  Genfer  Weinhändler  richten  an  ihre  Kunden 
ein  Zirkular,  in  welchem  sie  denselben  mitteilen,  dass  sie  das  gebräuch- 
liche Neujahrsgeschenk  abgeschafft  haben,  dagegen  werden  sie  eine  gemein- 
same Gabe  zu  wohltätigem  Zwecke  bestimmen  und  den  Cuisines  Scolaires  und 
der  Enfance  Abandonnee  je  eine  Gabe  von  900  Fr.  übennitteln  lasse«. 

1«)  Vgl.  van  der  Borght:  Handel  und  Handelspolitik,  S.  162  ff. 

1»)  Vgl.  Grunzel:  System  der  Handelspolitik,  S.  108  ff. 
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dem  Wunsche,  die  gezeitigten  Auswüchse  zu  bekämpfen,  als 
dem  Bestreben,  einen  unangenehmen,  empfindlichen  Konkur- 
renten zu  beseitigen.  Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  ist  die  Vermittlung  des  Detailreisenden,  soweit  sie  für 
solide  Geschäfte  geschieht  und  zur  Befriedigung  des  Publikums 
ausreicht,  meist  sparsamer,  als  die  durch  selbständige  Zwischen- 
glieder mit  eigenem  Kapital  und  geringer  Betriebsintensität. ^^) 
Auf  Grund  dieser  Erwägungen  können  wir  der  Agitation 
gegen  das  Detailreisen  nicht  unbedingt  beistimmen.  —  Solange 
der  ansässige  Kleinhandel  die  Misstände  im  eigenen  Lager  nicht 
beseitigt,  d.  h.  solider  und  rationeller  wirtschaftet,  wird  ihm 
niemals  zu  helfen  sein.  Wohl  können  allerlei  staatliche  Mass- 
regeln dem  Detailreisen  steuern,  ja,  es  sogar  gänzlich  unter- 
binden; wer  aber  sichert  den  unrationellen  Händler  davor,  dass 
er  nicht  auf  eine  andere  Weise  ausgeschaltet  wird?  ^^) 

§  17.    Der  berufsgenossenschaftliche  Zusammenschluss  der 

Weinhändler. 

Alle  Verhältnisse  drängten  den  Weinhändler  zur  Organi- 
sation. Es  dauerte  indessen  lange,  bis  er  sich  zu  dieser  Er- 
kenntnis durchgerungen  hatte.  Ein  eingefleischter  Individualist 
widerstrebte  ihm  auch  dann  noch  alles  gemeinsame  Handeln 
und   Zusammenwirken,    als   er    sich    von   dessen   Notwendigkeit 


20)  Lexis  in  Schoenbergs  Handbuch,  IL  Bd.,  S.  895.  Anders  zu  beur- 
teilen sind  die  Bestrebungen  seitens  der  Organisationen  der  Geschäftsreisenden 
selbst.  Hier  hat  man  es  weniger  mit  einer  Bekämpfung  der  Konkurrenz  über- 
haupt, als  mit  einer  Befehdung  des  unlautern  Wettbewerbs  zu  tun,  die  durch- 
aus zu  befürworten  ist.  In  diesem  Sinne  ist  auch  das  von  diesen  Organisa- 
tionen eifrig  geförderte  Bundesgesetz  betreffend  die  Patenttaxen  der  Handels- 
reisenden vom  1.  Januar  1893  aufzufassen.  Es  unterscheidet  zwischen  Per- 
sonen, welche  ausschliesslich  mit  Geschäftsleuten  und  solchen,  die  auch  mit 
Privatpersonen  in  Verkehr  treten,  um  Bestellungen  aufzunehmen.  Die  ersteren 
sind  zum  Bezüge  einer  grünen  Karte  verpflichtet,  die  gratis  verabreicht  wird, 
die  letztern  bedürfen  einer  roten  Karte,  die  einer  Taxe  von  Fr.  150  für 
ein  ganzes  und  100  Fr.  für  ein  halbes  Jahr  unterliegt.  Platzreisende  fallen 
nicht  unter  das  Bundesgesetz  betreffend  die  Patenttaxen.  Vgl.  Traber-Hefti  in 
Reichesberg   Hdw.  B.,  II.  Bd.,  S.  266  ff. 

2^)  Die  seinerzeit  durch  den  Detailhändler  vertretene  Firma  kann  z.  B. 
Filialen  eröffnen  oder  den  kapitalistisch  Schwächern  in  Abhängigkeit  bringen. 
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überzeugt  hatte.  Einmal  unerbittlich  vor  die  Alternative  ge- 
stellt, ging  aber  der  Weinhändler  mit  Getschick  daran,  seine 
Position  durch  einen  wirksamen  Zusammenschluss  zu  verteidigen. 

Unter  dem  Namen  „Schweizerischer  Weinhändler- 
Yerband"^)  besteht  seit  1893  eine  Genossenschaft,  welche 
die  Walirung  und  Förderung  der  Interessen  des  reellen  Wein- 
handels zum  Zweck  hat  und  zwar  durch:  a)  Bekämpfung  aller  un- 
lauteren Praktiken  und  Vorgehen  gegen  illoyale  Konkurrenz, 
b)  Förderung  fachwissenschaftlicher  Forschungen  (Analysen, 
Weinbau,  Weinbehandlung),  deren  Resultate  den  Mitgliedern  zu- 
gänglich gemacht  werden  sollen,  c)  schiedsgerichtliche  Erledi- 
gung von  Berufsstreitigkeiten  zwischen  Mitgliedern  unter  sich 
und  mit  Dritten,  d)  Förderung  eventuell  Verlag  eines  für  die 
Mitglieder   obligatorischen   Vereinsorganes. 

Zur  Durchführung  des  Zweckes  können  der  Verband  oder 
dessen  Sektionen  die  Einführung  von  Konventionalstrafen  be- 
schliessen.^) 

Der  Sitz  der  Genossenschaft  befindet  sich  am  Wohnorte 
des  jeweiligen  Zentralpräsidenten.  Für  die  Verbindlichkeiten 
der  Genossenschaft  haftet  nur  deren  Vermögen;  jede  persön- 
liche Haftbarkeit  der  Mitglieder,  für  welche  ein  direkter 
Gewinn  nicht  beabsichtigt  wird,   ist  ausgeschlossen. 

Die  Genossenschaft  besteht  aus  Sektionen,  Einzelmitgliedern 
und  Ehrenmitgliedern.  Die  Sektionen  konstituieren  sich  von 
selbst,  sie  haben  ihre  eigenen  Statuten,  welche  jedoch  der  Ge- 
nehmigung des  Zentralvorstandes  unterliegen.  Als  Mitglieder 
können  aufgenommen  werden:  im  Schweiz.  Handelsregister  ein- 
getragene,  anerkannt  reelle  Firmen,    welche 

a)  mit   eigenem   Lager    engros    oder   migros   Weinhandel   be- 
treiben, 

b)  als  Vertreter  von  Engroskäufern  sich  kommissionsweise  mit 
dem  Weinverkauf  an  Weinhändler  befassen. 


1)  Mit  dem  Verband  schweizerischer  Weinimporteure  engros  werden  wir 
uns  erst  später  befassen. 

2)  Zur    Gültigkeit    des    Beschlusses    bedarf    es    der    Zustimmung    von    ^/^ 
sämtlicher   iMitglieder. 
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c)  Produzenten,  die  sich  mit  Weinhandel  befassen  (Proprietaires 

encaveurs). 

Mitglieder,  die  sich  unreelles  Geschäftsgebaren  zu  Schulden 
kommen  lassen  oder  durch  ihre  Handlungen  überhaupt  die  Ehre 
und  das  Ansehen  der  Genossenschaft  beeinträchtigen,  können 
nach  einlässlicher  Berichterstattung  des  Zentralvorstandes  in 
geheimer  Abstimmung  durch  Zweidrittelmehrheit  ausgeschlossen 
werden. 

Zur  Besorgung  der  laufenden  Verbandsgeschäfte,  welche 
nicht  der  Mitwirkung  des  Präsidenten  bedürfen,  sowie  als  aus- 
führendas  Zentralorgan  der  Verbandsinstitutionen  und  Gehülfe 
des  Präsidenten  und  der  Vorstände  wird  ein  ständiges  Zentral- 
bureau errichtet.  Der  Sitz  des  Zentralbureaus  braucht  nicht 
mit  dem  des  Zentralpräsidenten  identisch  zu  sein;  es  soll  mög- 
lichst stabil  bleiben.  Gegenwärtig  befindet  sich  das  Bureau  in 
Zürich. 

Die  Organisation  und  Geschäftsführung  des  Schiedsgerichtes 
ißt  durch  ein  besonderes  Regulativ  zu  ordnen. 

Das  sind  im  wesentlichen  die  uns  interessierenden  Bestim- 
mungen.^) 

Wir  werden  jeweils  am  gej:: ebenen  Orte  auf  die  Bestrebungen 
des  Weinhändlerverbandes  eintraten.  Er  hat  eine  ausserordent- 
lich rege  Tätigkeit  entfaltet  und  es  gebührt  ihm  in  vollem 
Umfange  das  Verdienst,  zur  Sanierung  und  zur  Hebung  des 
Schweizerischen  Weinhandels  wesentlich  beigetragen  zu  haben. 

Sektion 
Total  Mit-       2e  t    \.         Sektion  Sektion  Einzelne 

gliederzahl       Srhwe'         Ost-Schweiz        Waadt         Mitglieder 

Anfang  1910   282      97       89      44      52 
,   1911   273      98       87      42      46 


3)  Vgl.  Statuten  vom  22.  Mai   1909. 


IL  Teil. 
Staatliche  Eingriffe. 

Ä.  Massnahmen  zwecks  Beschränkung  der 
ausländischen  Konkurrenz. 

I.  Die  Neuregelung  der  handeis-  und  zollpolitischen 
Beziehungen  der  Schweiz  mit  ihren  Nachbarstaaten. 

§  18.   Die  Erhöhung  der  Weinzölle. 

.1.  Die  Flucht  aus  dem  freihändlerischen  Lager. 
Die  Menschen  des  praktischen  Lebens  stehen  meist  im  Banne 
des  Schlagwortes.  Zerstört  irgend  ein  Ereignis  den  Glauben 
an  ein  solches  Schlagwort,  so  wird  alsbald  wieder  ein  neues 
geprägt,  das  den  Interessen  besser  entspricht, 0  Ein  derartiges, 
erschütterndes  Ereignis  war  nun  die  Krisis,  die  in  den  70  er 
Jahren  des  vergangenen  Jahrhunderts  ausbrach.  Damals  begann 
das  Schlagwort  ,, Freihandel"  seine  frühere  Zugkraft  einzubüssen. 
Zunächst  verlangten  industrielle  und  gewerbliche  Kreise  Schutz 
vor  der  sie  hart  bedrängenden  ausländischen  Konkurrenz.-)  Der 
Uebergang  der  meisten  Staaten  zu  schutzzöllnerischen  Tarifen 
hatte  nämlich  bewirkt,  dass  der  schweizerische  Export  hohe 
Zollmauern  zu  überwinden  hatte,  während  das  Ausland  seine 
Produkte  umso  nachhaltiger  nach  der  freihändlerischen  Schweiz 
absetzte,  je  mehr  es  seine  Ausfuhr  nach  den  anderen  Staaten 

1)  Vgl.  Karl  Rathgen  in  „Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschafts- 
lehre  im   19.   Jahrhundert",    II.   Teil,   S.   44. 

2)  Nämlich  ein  Teil  der  Baumwollindustrie,  die  Woll-  und  l^einenindustrie, 
namentlich  aber  der  neuerstandene  Handwerker-  und  Gewerbeverein  (vgl. 
Geering   in   Reichesberg,    II.    Bd.,    515). 
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gehemmt  sah.  Als  die  bereits  erwähnte  Krisis  für  die  Land- 
wirtschaft zur  dauernd  lähmenden  Last  wurde,  schlössen  sich 
auch  deren  Interessenten,  insbesondere  die  Weinbauern,^)  der 
ßchutzzöllnerischen  Richtung  an.  Die  Bestrebungen  der  genannteai, 
Interessentengruppen  blieben  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Ge- 
staltung der  schweizerischen  Zollpolitik,  umsomehr,  als  noch 
verschiedene  andere  Momente  eine  Erhöhung  der  Zollansätae 
wünschenswert  erscheinen  Hessen.  Einerseits  drängte  das  fis- 
kalische Interesse  zur  Zollerhöhung,  anderseits  hatten  sich  die 
niedrigen  Positionen  in  den  Vertragsverhandlungen  mit  schutz- 
zöllneriscben  Staaten  als  eine  stumpfe  Waffe  erwiesen,  mit  der 
vom  Auslande  keine  nennenswerten  Zugeständnisse  zu  erzwingen 
waren. 

Unter  diesen  Verhältnissen  ging  die  Schweiz  zur  Kampf- 
zollpolitik über,  als  deren  Frucht  wir  die  Tarifverträge  der 
1880  er  Jahre  (1884  und  namentlich  1887),  den  Tarif  vom  la 
April  1891,  wesentlich  auch  den  neuesten  Tarif  vom  10.  Oktober 
1902   anzusehen   haben.*) 

Bei  Auswahl  der  Kampfpositionen  kommen  vorzugsweisie 
solche  Artikel  in  Betracht,  in  denen  die  Schweiz  entweder  selbst 
leistungsfähig  ist  und  zur  Not  für  den  gesamten  Landesbedarf 
würde  aufkommen  können  oder  in  denen  sie  freie  Wahl  unter 
verschiedenen  fremden  Lieferanten  hat.  Zur  letzteren  Gruppe 
gehört  nun  in  erster  Linie  die  Position  Wein,  mit  der  wir 
uns  in  dieser  Arbeit  zu  befassen  haben.  Da  aber  hierüber 
bereits  die  eingehende  Schilderung  Hans  Haslers  ^)  vorliegt,  be- 
schränken wir  uns  auf  eine  kurze  Zusammenfassung  und  einen 
ergänzenden  Nachtrag  zu  dieser  Materie. 

3)  „Die  Bauern  gehören  zu  denjenigen  Erwerbsgruppen,  die  am  längsten 
gezaudert  haben,  in  die  seit  Ende  der  siebziger  Jahre  vom  Bunde 
eingeschlagenen  schutzzöllnerischen  Bahnen  einzulenken.  Noch  heute  stehen 
sie  —  vielleicht  mit  einziger  Ausnahme  gewisser  Wein- 
baugebiete —  auf  dem  Standpunkt,  dass,  wenn  man  ihr  vom  Auslande 
ungehindert  Export  garantiere  und  die  Industrie  auf  Schutzzoll  verzichte, 
fiuch  sie  für  sich  keinen  höheren  Zoll  verlangen  muss".  Die  Landwirtschaft 
und   der   neue   Zolltarif,    Flugschrift,   S.   6. 

*)  Geering  in   Reichesberg,    II.    Bd.,   S.   515  f. 

^)  Hasler,  a.  a.  0.,  S.   192  ff. 
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2.    Der   Wein   als   Kampfzollposition. 

In  der  Kampf  Zollpolitik  der  Schweiz  spielt  die  Position 
„Wein**  eine  Hauptrolle.  Da  verschiedene  Weinproduktionsländer 
um  die  Kundschaft  der  Schweiz  buhlen,  übt  eine  leicht  dif- 
ferentielle  Zollbehandlung  einen  empfindlichen  Druck  auf  den 
von  ihr  betroffenen  Staat  aus.  Deshalb  lassen  sich  gegen  Zu- 
sicherung eines  massigen  Weinzolles  von  den  Exportländern 
günstige  Zollansätze  für  gewerbliche,  industrielle  und  landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse  ermarkten.  Es  sei  an  dieser  Stelle  nur 
an  die  gewaltige  Bedeutung  erinnert,  die  der  Position  Wein 
im  Zollkriege  mit  Frankreich  zukam.  Von  Mäcon,  also  vom  Herzen 
des  burgundischen  Weinlandes,  ging  seinerzeit  die  Initiative  zur 
Beilegung  der  bestehenden   Differenzen  aus.^) 

Solange  die  industriellen  Schutzzöllner  die  Oberhand  hatten 
und  die  Staatsgewalt  in  ihrem  Sinne  beeinflussten,  wurde  mit 
der  Position  Wein  recht  ausgiebig  gekämpft.  Mit  niedrigen 
Weinzöllen  wurden  vom  Auslande  mannigfaltige  Zugeständnisse 
an  die  Industrie  erkauft.  Die  Klagen  der  Weinbauern,  dass 
ihre  Interessen  zu  Gunsten  anderer  Erwerbszweige  preisgegeben 
würden,  blieben  lange  Zeit  ungehört,  umsomehr,  als  verschiedene 
Kreise  der  Landwirtschaft  selbst  als  Weinkonsumenten  ein  In- 
teresse am  Status  quo  der  Weinzölle  hatten. 

Erst  nachdem  die  im  Schweizerischen  Bauernverband  er- 
starkte Landwirtschaft  geschlossen  für  den  Weinbau  eintrat, 
hatte  dieser  mit  seinen  Forderungen  Erfolg.  Es  geht  dies  am 
besten  aus  der  nachfolgenden  Zusammenstellung  hervor.  Die 
Zollansätze   in   Franken   per    100   kg   betrugen:^) 


General- 
tarif von 
1801 

Tarifgesetz 

vom  10.  Okt. 

1902 

Entwurf  des 
Bundesrates 

Forde- 
rungen des 

Bauern- 
verbandes 

Wein  in  Pässern     .     . 

6 

20 

15 

25 

Wein  in  Flaschen    .     . 

25 

35 

35 

35 

Kunstwein  in  Fässern  . 

12 

60 

60 

60 

Kunstwein   in  Flaschen 

50 

100 

100 

100 

'^)  Geering:  Handelspolitik   der   Schweiz,   S.   49. 
7)  B.  B.,  1902,  Nr.  43. 
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3.    Die  Stellung  der  Weinhändler  zum  Zolltarife 
vom  10.  Oktober  1902. 

Wir  übergehen  den  wilden  Interessenkampf,  den  der  Tarif 
vom  10.  Oktober  1902  entfesselte.  Die  Gegner,  die  sich  um  den 
Verband  schweizerischer  Konsumvereine  scharten,  griffen  zum 
Referendum.  Der  hüben  und  drüben  mit  mehr  Wärme  als  Sach- 
lichkeit geführte  Kampf  endigte  schliesslich  (am  15.  März  1903) 
mit  dem  Siege  der  Tarif  freunde.^) 

Hingegen  müssen  wir  über  die  Stellung  des  Weinhandels 
zum  neuen  Zolltarif  noch  Einiges  aussagen.  Wir  konstatieren 
im  Lager  desselben  etwelche  Interessengegensätze.  Während 
der  kombinierte  und  der  Landweinhandel  sich  zu  Gunsten  des 
Tarifgesetzes  aussprachen,  konnte  der  Fremdweinhandel  diesem 
nicht  so  unbedingt  beistimmen. 

„Einer  massigen  Erhöhung  des  Eingangszolles  zu  Gunsten 
des  schweizerischen  Weinbaues"  —  so  schreibt  der  Bericht- 
erstatter der  Zürcher  Handelskammer^)  —  „dürfte  der  Im- 
porthandel durchaus  nicht  abgeneigt  sein,  obgleich  man  glaubt, 
dass  ein  solcher  massiger  Zoll  fast  nur  dem  Fiskus  Nutzen 
bringen  würde.  Ein  hoher  Zoll  jedoch  würde  die  Zolleinnahme  nicht 
vermehren,  weil  der  Weinkonsum  abnähme  zu  Gunsten  des  Bier- 
konsums. Es  würde  dadurch  nur  eine  Prämie  für  das  Brau- 
gewerbe geschaifen,  wie  das  in  anderen  Ländern,  z.  B.  in  Ungarn 
der  Fall  ist.  Eine  starke  Erhöhung  des  Eingangszolles  wäre 
überdies  nur  dann  möglich,  wenn  man  gesonnen  sein  sollte, 
den  Export  schweizerischer  Industrieerzeugnisse  zu  opfern,  denn 
die  weinbautreibenden  Nachbarn  werden  in  erster  Linie  die  Be- 
günstigung der  Weineinfuhr  verlangen.  .  .  .  Dem  Weinbau  wäre 
durch  eine  Besteuerung  des  Bieres  ^°)   viel  mehr  geholfen,   als 


8)  Am  15.  März  1903  wurde  das  Gesetz  mit  rund  332,000  Ja  gegen 
etwa   225,000    Nein   angenommen. 

9)  B.  ü.  H.  &  I.  im    Kanton    Zürich,    1901,    S.    141. 

^^')  Im  gleichen  Berichte  wird  der  Wunsch  geäussert,  es  möchte  nicht 
nur  das  fremde  Bier,  sondern  auch  das  einheimische  zur  Vermehrung  der 
Staatseinnahmen  herangezogen  werden,  sei  es  in  der  Form  einer  Zollerhöhung 
auf  Gerste,  Malz  und  Hopfen,  oder  in  der  Form  einer  Brausteuer.  Vgl.  auch 
Naef:  Tabakmonopol  und  Biersteuer,  Zürich  1903,  S.  320  ff. 
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durch  alle  anderen  vorgeschlagenen  Mittel."  Diese  Zeilen  zeigen 
deutlich,  dass  selbst  die  freihändlerischen  Weinimporteure  pro- 
tektionistischen  Ideen  zugänglkh  sind,  sofern  deren  Konsequenzen 
auf  die  Konkurrenten  übertragen  werden  können.  Immerhin 
müssen  wir  diese  Ueberlegungen  zu  einem  grossen  Teile  der 
wirtschaftlichen  Verdrossenheit  zuschreiben,  die  damals  herrschte. 
Die  überaus  reichliche,  schweizerische  Weinernte  des  Jahres 
1900  hemmte  während  einiger  Jahre  den  Fremdweinimport.  Es 
zeigt  sich  dies  aus  folgenden  Ziffern: 

Einfuhr  in  1000  hl  1898  1899  1900  1901 

Naturwein   in  Fässern     .     1226         1238         1082         963 

In  solchen  Zeiten  der  Unzufriedenheit  ist  es  gleichgültig, 
was  geschieht,  wenn  nur  etwas  geschieht,  das  die  Verhält- 
nisse ändert  und  neue  Zuversicht  entstehen  lässt. 

Der  Fremdweinhandel  hat  die  Landwirtschaft  vor  allem  auf 
den  Fehler  aufmerksam  gemacht,  den  sie  begehe,  wenn  sie 
ihre  Argumentation  zu  Ungunsten  des  Weinimportes  auf  die 
abnormen  Verhältnisse  stütze,  die  damals  herrschten.  —  „Wer 
bürgt  dafür,  dass  nicht  im  Frühjahr  durch  irgend  ein  Natur- 
ereignis, z.  B.  durch  Frost  oder  durch  schlechtes  Wetter  in 
der  Blütezeit  die  Situation  eine  absolut  andere  werde?  Die 
landwirtschaftlichen  Kreise  mögen  nicht  ganz  vergessen,  dass 
sie  noch  vor  wenigen  Jahren  Tausende  von  Fässern  fremder 
Trauben  zur  Herstellung  eines  billigen  Haustrunkes  kauften. 
Nicht,  dass  etwa  dem  Traubenimport  das  Wort  geredet  werden 
wollte,  im  Gegenteil,  es  sollten  frische  und  getrocknete  Trauben, 
zur  Weinbereitung  bestimmt,  mit  einem  Prohibitivzoll  belegt 
werden,  ebenso   konzentrierte  Moste."  ^^) 

Einen  derartigen  Vorwurf  hätten  die  Importeure  nicht  allein 
der  Landwirtschaft^  sondern  auch  dem  kombinierten  und  dem 
Landweinhandel  machen  können.  Der  momentane  Ueberfluss  an 
Landweinen,  der  durch  die  Ernte  des  Jahres  1900  verursacht 
wurde,  führte  hier  zu  folgender  Ueber legung:  ^^)  Jedes  Land 
ist  darauf  bedacht,    seine   eigenen  Produkte   vor  den   fremden 


")  B.  ü.  H.  &  I.  im  Kt.  Zürich,  1901,  S.  139. 
12)  B.  ü.  H.  &  I.  im  Kt.  Zürich,  1900,  S.  138  ff. 
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zu  schützen.  Warum  sollte  die  Schweiz  das  nicht  auch  tun? 
Kommen  noch  einige  so  fruchtbare  Jahre  wie  das  verflossieniei, 
so  wird  die  inländische  Produktion  Mühe  haben,  Abnehmer  zu 
finden.  „Die  Erhöhung  des  Weinzolles  muss  sich  der  schwei- 
zerische Produzent  und  mit  ihm  der  Weinhandel  wünschen." 
Nichts  zeigt  deutlicher,  wie  sehr  sich  die  Menschen  der  Praxis 
—  die  Politiker  gehören  auch  zu  diesen  —  von  den  augenblick- 
lichen Zuständen  beeinflussen  lassen. 

Im  Jahre  1901  ging  der  Ertrag  von  2,103,255  hl  im  Vor- 
jahre auf  1,356,302  hl  zurück.  Allerdings  blieben  die  Preise 
fast  unverändert. 

Der  Weinüberfluss  machte  sich  auch  noch  in  den  ersten 
drei  Vierteln  des  Jahres  1902  geltend.  Als  aber  die  Weinernten 
dieses  und  des  folgenden  Jahres  recht  ungünstig  ausfielen  — 
1902  wurden  1,190,565.9  hl  und  1903  988,873.3  hl  gemtet  — 
musste  der  ausländische  Wein  wieder  in  weitgehendem  Masse 
herangezogen  werden.     Es  erhellt   dies   aus   folgenden  Zahlen: 

Weinimport  in  1000  hl 

1902  1,167  hl 

1903  1,231  . 

1904  1,220  „ 

Abgesehen  von  diesem  wenig  stichhaltigen,  aber  doch  be- 
deutsamen Momente  des  Wetnüberflusses  führten  noch  zwei 
andere  Gründe  den  schweizerischen  Weinhändler  ins  Lager  der 
Schutzzöllner.  Einmal  griff  die  Uebung  immer  mehr  überhand, 
dass  auswärtige  Händler  direkt  an  die  Detaillisten  gelangten 
und  der  schweizerischen  Händlerschaft  scharfe  Konkurrenz 
machten.^3)  jjiu  Zurückhalten  dieser  unerwünschten  Eindringlinge 
vermittelst  erhöhter  Zölle  schien  deshalb  wünschenswert.  Der 
Hauptgrund  aber  ist  darin  zu  suchen,  dass  die  fremden  Erzeuig- 
ni&se  in  hohem  Masse  für  die  „Proletarisierung"  des  Wein- 
handels verantwortlich  gemacht  wurden.  Es  waren  ja  vor  allem 
die  Fremdweine,  welche  jene  Qualitätsverschleierungen  gefördert 
hatten  und  somit  jene  Unsicherheit  an  den  Weinmarkt  brachten, 


13)  H.  &  I.  der  Schweiz,  1899,  S.   154. 
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unter  deren  Folgen  der  ehrliche  Weinhandel  so  schwer  litt.^*) 
Im  Gegensatze  zur  Landwirtschaft  betont  aber  der  Handel  die 
Notwendigkeit  einer  Anpassung  an  den  nun  einmal  erzogenen 
Geschmack,  der  saure  und  wenig  bekömmliche  Weine  mit  einem 
gewissen  Recht  zurückweist.  Daher  verlangen  die  Weinhändler, 
„dass  die  unentbehrlichen,  kräftigen  Coupier weine  nicht  un- 
günstiger behandelt  werden  als  die  leichteren  und  billigeren 
Trinkweine;  denn  der  schweizerische  Weinhandel  bedarf  Je  nach 
den  Jahrgängen  mehr  oder  weniger  dieser  ausländischen  Hülfs- 
weine'*.^^)  Umso  rücksichtsloser  erklärte  der  Weinhandel  aber 
den  Kunstweinen  den  Krieg.  —  Es  soll  alles  getan  werden,  um 
der  Kunstweinfabrikation  zu  steuern.  —  Deshalb  unterstützte 
man  in  Weinhändler  kr  eisen  recht  lebhaft  eine  wesentliche  Er- 
höhung des  Zolles  auf  frischen  gestampften  Weintrauben,  und 
zwax  deshalb,  „weil  aus  diesen  Trauben  die  grössten  Quantitäten 
billigsten  Getränkes  hergestellt  werden,  das  vermöge  seiner 
Billigkeit,  aber  auch  einzig  deswegen,  den  reinen  Wein  ver- 
drängt und  die  Weinpreise  verdirbt."  ^*^)  Schon  im  Jahre  1899 
sprach  sich  der  schweizerische  Weinhändlerverband  fast  ein- 
stimmig dahin  aus,  es  möchte  der  Zoll  auf  frischen,  zur  Wein- 
bereitung eingeführten  Trauben  erhöht  werden.^^)  Von  der  Ein- 
schränkung der  gewaltig  gewachsenen  Einfuhr  —  sie  betrug 
1886  nur  32,373  q,  im  Jahre  1899  dagegen  112,947  q^«)  — 
erwartet  der  Weinhandel  einen  entsprechenden  Mehrverkauf  von 
Naturweinen.^^)  Während  die  Landwirtschaft  den  grössten  Teil 
ihres  Ansatzes  von  30  Fr.  als  Kampfzoll  betrachtet,  wünscht 
der  Weinhandel,  dass  der  im  Tarifgesetze  auf  25  Fr.  ermässigte, 
aber  dennoch  prohibitive  Ansatz  nicht  auf  dem  Vertragswege 
herabgesetzt  werde. 2<^) 


1*)  Hiezu  hat  jedenfalls  auch  der  Umstand  beigetragen,  dass  die  Kunst- 
weine gewöhnlich  unter  der  Flagge  ,, Fremdwein"  segelten,  während  die  Fremd- 
weine  unter    der    Deklaration    Landweine   in    den    Verkehr    kamen. 

15)  B.  H.  &  I.  Zeh.,    1903,    S.    106. 

16)  B.  ü.  H.  &  I.  Zeh.,    1902,    S.    137. 

17)  B.  ü.  H.  &  I.  Zeh.,   1899,   S.   91. 

18)  Enquete   des   B.  Sekr.,  II.  Teil,  S.  64. 

19)  H.  &  I.  d.  Schweiz,    1903,    S.    195. 

20)  Enquete  des  B.  S.,  II.  T.,  S.  65;  B.  ü.  H.  &  I.  d.  Schweiz,  1904,  S. 
153. 
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Weniger  bedeutende  Erfolge  versprach  sich  der  Weinhandel 
von  der  Erhöhung  des  Ansatzes  für  getrocknete  Trauben. 
Es  ist  ein  Zollansatz  von  50  Fr.  per  q  vorgesehen.-^)  Da; 
aber  zur  Herstellung  von  Kunstwetn  auffallend  wenig  Trocken- 
beeren (nur  3  kg  zu  100  Liter)  nötig  zu  sein  scheinen,  konnte 
der  Weinhändlerverband  selbst  eine  Zollerhöhung  von  20  auf 
100  Fr.  per  q  Trockenbeeren  „durchaus  nicht  mehr  für  eine 
Einschränkung  der  Fabrikation  halten".^^)  gj.  verlangte  des- 
halb  ein  Kunstweinverbot. 

Auch  der  Erhöhung  des  Kunstweinzolles  von  12  Fr.  auf 
60  Fr.  per  100  kg  (Kunstwein  in  Fässern)  stand  man  in  Wein- 
händlerkreisen  skeptisch  gegenüber,  solange  keine  wirksame  Kon- 
trolle der  Einfuhr  unrichtig  deklarierter  Kunstweine  steuerte. 
Wie  wenig  seinerzeit  die  Erhöhung  des  Ansatzes  auf  12  Fr. 
per  100  kg  gewirkt  hat,  zeigt  die  erstaunlich  niedrige  Einfuhr 
von  Kunstweinen, "^)  die  im  Durchschnitt  der  Jahre  1892/98 
nicht  mehr  als  124  hl  im  Werte  von  3501  Fr.  jährlich  betrug. 


-^)  Die  Einfuhr  von  getrockneten  Weintrauben  ist  seit  1891  beständig 
zurückgegangen.  Der  Zollansatz  von  Fr.  20  per  100  kg.  wurde  umgangen, 
indem  die  Rosinen,  in  Kisten  verpackt,  als  Tafeltrauben  eingeführt  wurdeo 
und  als  solche  nur  einem  Zolle  von  3  Fr.  per  q  unterlagen.  Es  wurden  ein- 
geführt: 

Getrocknete  Weintrauben 

,,r  •  k      -4.  rafeltrauben 

zur  W  embereitung 

q  q 

1893  11,427  543 

1894  10,697  697 

1895  11,713  2,211 

1896  8,690  5,493 

1897  4,775  12,249 

1898  4,185  11,984 

1899  4,302  8,491 

Mit  dem  1.  Januar  1898  trat  eine  Vorschrift  des  Bundesrates  in  Kraft, 
wonach  getrocknete  Weintrauben  nur  dann  zu  3  Fr^  per  q  eingelassen  werden, 
wenn  der  authentische  Nachweis  geleistet  wird,  dass  sie  vom  Einschiffungs- 
hafen des  Herkunftslandes  weg  in  Kistchen  oder  Trommeln  von  höchstens  5  kg 
Gewicht  verpackt  werden.    (Vgl.   Enquete,   II.  T.,  68.) 

22)  H.  &  I.  Ktn.  Zeh.,    1901,    S.    140. 

23)  Laut  Bundesratsbeschluss  vom  27.  April  1888  sind  für  die  Unter- 
scheidung von  Naturwein  und   Kunst  wein  folgende  Grundsätze  in  Anwendung: 
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§  19.    Das  Ergebnis  der  Vertragsverhandlungen:  Der  Gebrauchstarif. 

Die  auf  Grund  des  neuen  Zolltarifes  vorgenommene  Neu- 
regelung der  Handels-  und  zollpolitischen  Beziehungen  der  Schweiz 
mit  ihren  Nachbarstaaten  und  den  übrigen  bisherigen  Vertrags- 
staaten nahm  volle  drei  Jahre  in  Anspruch.  Das  Jahr  1904 
brachte  die  Tarife  und  Meistbegünstigungsverträge  mit  Italien 
und  Deutschland.  Im  Jahre  1905  folgte  die  lieber einkunft  mit 
Portugal,  und  das  Jahr  1906  endlich  fügte  die  Verträge  mit 
Oesterreich-Ungarn,  Frankreich  und  Spanien  an.  Damit  war 
die  Hauptarbeit  getan.^) 

Die  Frage,  wie  diese  Handelsverträge  zu  Stande  kamen, 
und  was  mit  denselben  erreicht  wurde,  soll  hier  nicht  beantwortet 
werden.-)  Es  wird  genügen,  wenn  wir  bemerken,  dass  sich 
die  Positionen  Wein  und  gestampfte  Weintrauben  als  recht  wirk- 
same Waffe  in  den  Händen  der  schweizerischen  Unterhändler 
erwiesen,  namentlich  gegenüber  Italien,  Frankreich  und  Spanien. 
Allerdings  fehlte  es  nicht  an  Protesten  seitens  der  schweize- 
rischen Weinbauern,  die  in  der  Herabsetzung  des  Zolles  für 
Naturweine  in  Fässern  auf  8  Fr.  per  100  kg  (=  9.50  Fr.  per 
hl  netto)  eine  Preisgabe  ihrer  Interessen  zu  Gunsten  der  In- 
dustrie sahen.    Vor  allem  zeigte  sich  dies  anlässlich  des  Handels- 


Als  Naturwein  ist  nur  der  f^egorene  Traubensaft  (von  frischen  Trauben)  ohne 
irgend  welche  andere  Beimischung  zugelassen.  Alle  anderen  als  Wein  be- 
nannten Flüssigkeiten  (Trockenbeerweine,  aus  Sprit,  Wasser  etc.  hergestellte, 
sog.  Kunstweine,  gallis.  u.  petit.  und  Tresterweine  etc.,  sowie  Mischungen 
solcher  Weine  mit  Naturweinen)  sind  als  Kunstweine  zu  verzollen.  Vgl. 
Enquete,  II.  Teil,  S.  129  ff.  —  Vgl.  Bundesratsbeschluss  betreffend  die  Wein- 
einfuhr   vom    18.    Dezember    1905. 

1)  Die   Daten  des   Abschlusses,   der   Inkraftsetzung  und  der  Dauer  dieser 
Verträge  sind  folgende: 

Staat  Abschluss  Inkraftsetzung  Vertragsdauer 

Deutsches  Reich     .     12.  Nov.  1904        l.Jan./l.März  190B        Bis  31.  Dez.  1917 
Frankreich    ...     20.  Okt.  1906        23.  Nov.  190G  1  Jahr  nach  Kündig. 

Italien 13.  Juli  1904         1.  Juli  05/1.  Jan.  06        Bis  31.  Dez.  1917 

Oesterreich-Üngarn     9.  März  1906         12.  März  1906  «      »       »         n 

Portugal   ....     20.  Dez.  1905         29.  Jan.  1907  „     29.  Jan.  1912 

Spanien     ....     1.  Sept  1905  20.  Nov.  1906  „     31.  Dez.  1917 

2)  Vgl.   Bericht   H.  &  I.  im  Kt.  Zeh.,    1906,   S.  48  ff. 
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Vertrages  mit  Spanien  vom  2.  November  1906.  In  der  Waadt 
erhob  sich  ein  wahrer  Entrüstungssturm,  als  der  für  Spanien 
vorgesehene  Weinzoll  von  9.20  Fr.  per  100  kg  durch  das  Zu- 
geständnis der  Meistbegünstigungsklausel  auf  8  Fr.  ermässigt 
wurde.^)  Bedroht  durch  ihren  gefährlichsten  Konkurrenten,  den 
Spanier,  ergriffen  die  landwirtschaftlichen  Vereine  der  welschen 
Schweiz  die  Initiative  zu  einer  Petition  an  die  Bundesversamm- 
lung, die  auch  von  Seiten  des  schweizerischen  Bauernverbandes 
kräftig  unterstützt  wurde.  Wir  übergehen  die  heftigen  De- 
batten im  National-  und  Ständerat.  Der  Handelsvertrag  mit 
Spanien  wurde  trotz  dem  Proteste  seitens  der  Vertreter  des 
Weinbaues  angenommen.  Zur  Verteidigung  des  Vertrages  wurde 
u.  a.  angeführt,  dass  an  Stelle  der  spanischen  nur  amsomehr 
französische  und  italienische  Weine  importiert  würden.*)  Gegen 
dieses  Argument  könnte  eingewendet  werden,  dass  der  Spanier 
nicht  so  ohne  weiteres  ersetzt  werden  könnte;  wie  kein  anderer 
eigne  er  sich  zum  Verschnitt  mit  westschweizerischen  Erzeug- 
nissen, weil  der  Geschmack  des  Publikums  sich  diesen  „Imi- 
tationsverschnitten" ^)  angepasst  habe.  Dieses  Moment  darf  aber 
nicht  überschätzt  werden;  der  Zollkrieg  mit  Frankreich  hat 
deutlich  gezeigt,  dass  die  Quantitätsweine  weit  vertretbarer  sind, 
als  man  gewöhnlich  annimmt.  Die  französischen  und  italienischen 
Weininteressenten  hätten  wenigstens  recht  gerne  eine  differen- 
tielle  Behandlung  Spaniens  gesehen.^) 

Ueberblicken  wir  die  Gesamtheit  der  Zollverträge  und  die 
diesbezüglichen  Unterhandlungen,  so  müssen  wir  allerdings  zu- 


3)  Vgl.  Hasler  S.  207.  Diese  Meistbegünstigungsklausel  wurde  auch  des- 
halb besonders  angefochten,  weil  „wegen  der  Minderwertigkeit  des  spanischen 
Geldes  der  Weinimporteur  einen  grossen  Teil  des  Zolles  aus  dem  Aufgeld  beim 
Geldwechsel  decken  kann.  Die  Meistbegünstigung  bedeutet  unter  solchen  Ver- 
hältnissen nicht  die  Gleichstellung,  sondern  eine  Bevorzugung  der  spanischen 
Weine.     Ygi.   Mitteilungen  des  schw.   Bauernsekr.,   Nr.   23. 

*)  Vgl.   W.  Z.,  1906,    S.   210:  Der  Bruch  mit  Spanien. 

^)  Vgl.    Porchet,  a.  a.  0.,  S.  15:    Coupages    d'imitation. 

^)  Den  Disagio-Weinzoll  (schwankender  Zoll  je  nach  dem  'Stande  des 
spanischen  Geldwertes),  der  nach  dem  Vorschlage  des  Bauernbundes  verlangt 
wurde,  hat  Spanien,  als  mit  seiner  nationalen  Ehre  unvereinbar,  abgelehnt. 
Vgl.    W.  Z.,  1906,  S.  355. 
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geben,  dass  die  Forderungen  und  Hoffnungen  der  Weinbauern 
nur  zum  Teil  erfüllt  wurden.  Die  einzelnen  Positionen  erlitten  im 
Gebrauchstarife  folgende  Reduktion: 


General- 
Tarif  von 
1891 

Gebrauchs- 
tarif 

Tarifgesetz 

vom  10.  Okt. 

1902 

Gebrauchs 
tarif 

Wein  in  Fässern       .     . 

6.— 

3.50 

20.— 

8.— 

j,      ,   Flaschen     .     . 

25.— 

25.— 

35.- 

35.— 

Kuüstwein  in  Fässern    . 

12.— 

12.— 

60.— 

60.— 

„          „    Flaschen 

50.— 

50.— 

100.— 

100.— 

Gestampfte  Weintrauben 

5.  -  - 

3.— 

25.— 

25.— 

Getrocknete  Trauben     . 

20.— 

20.— 

50.— 

50.— 

Nach  Art.  18  der  Vollziehungsordnung  zum  Alkoholgesetz 
vom  24.  Dezember  1900  (A.S.N.F.  XVIII,  S.  310  u.  ff.)  werden 
auf  folgenden  Rohstoffen  zur  Erzeugung  gebrannter  Wasser  bei 
ihrer  Einfuhr  pro  Meterzentner  Bruttogewicht  Monopolgebühren 
erhoben  von: 

a)  Fr.  4. —  auf  den  als  solchen  importierten  Trestern. 

b)  „    0.80    „       ,     frischen  Trauben  mit  Bezug  auf  deren  Trester, 

c)  „    2.50     ,     Trockenbeeren  „         ^         .,         „  „ 

d)  „    6.  —     ,     der  flüssigen  Weinhefe. 

Weinhefe  von  mehr  als  15^  Alkoholgehalt  unterliegt  für  die 
Mehrgrade  einer  Zuschlagsgebühr  von  80  Rappen  per  Grad  und 
Meterzentner   Bruttogewicht. 

Namentlich  hat  man  in  weinbäuerlichen  Kreisen  bei  der 
Position:  Naturwein  in  Fässern  höchstens  mit  einer  Herabsetzung 
des  Zollansatzes  von  20  auf  10  Fr.  gerechnet."^)  Es  wäre  aber 
ein  ungerechter  Vorwurf,  wenn  behauptet  würde,  man  habe 
die  Weinbauern  im  Stiche  gelassen  und  sich  ihrer  gar  nicht 
angenommen.  Abgesehen  davon,  dass  die  prohibitiven  Zollan- 
ßätze  für  Keltertrauben,  getrocknete  Weintrauben  und  für  Kunst- 
weine mit  Erfolg   verteidigt  wurden,   bedeutete  eine  Erhöhung 

^)  Vgl.  Hasler  S.  218;  auch  Naef  (S.  352)  erwartete  einen  Weinzoll  von 
mindestens  10  Fr.,  wenn  er  schreibt:  „Der  Zollansatz  des  Tarifentwurfes  .  .  . 
bedeutet  eine  unserer  vornehmsten  und  am  meisten  berechtigten  Kampf- 
positionen; werden  wir  von  derselben  10 — 12  Fr.  für  unsere  Getränkebesteue- 
rung,   für    unsere    Bundesfinanzen    erhalten   können?     Wir    wollen    es    hoffen." 

Schauwecker  11 
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des  Naturweinzolles  von  3.50  Fr.  auf  8  Fr.,  also  um  228,57 o/o, 
eine  grosse  Leistung,^)  mit  der  man  zufrieden  sein  kann.  „Die 
Weinbauern",  so  schreibt  Hasler,  „hätten  eben  schon  bei  der 
Zollkampagne  am  Anfang  der  1890  er  Jahre  auf  eine  Erhöhung 
der  Weinzölle  dringen  sollen,  aber  damals  schon,  wie  jetzt  noch, 
fehlte  jegliche  Organisation  der  Angehörigen  dieses  Berufs- 
zweiges. Was  heute  errungen  ist,  hat  der  schweizerische  Winzer 
dem  Bauernverbände  und  seinem  tüchtigen  Sekretär,  der  auch 
in  den  Vertragsverhandlungen  die  Interessen  unserer  Rebleute 
verfocht,  zu  verdanken."  In  städtischen  und  industriellen  Kreisen 
wurde  indessen  behauptet,  es  sei  der  Landwirtschaft  bereits  zu 
viel  Rechnung  getragen  worden.  Diese  sei  auch  da  übermässig 
fordernd  aufgetreten  und  man  sei  schwach  genug  gewesen,  ihr 
nachzugeben.  Man  hätte  mit  weitem  Zugeständnissen  auf  schwei- 
zerischen agrikolen  Zöllen  mehreres  für  den  Export  erreicht.  Der- 
artige Vorwürfe  sind  ebenfalls  unberechtigt.  Denn  leiden  soll 
auch  die  Landwirtschaft  nicht;  sie  dem  Niedergang  aussetzen, 
wäre  geradezu  unverzeihlich.^)  Man  wollte  jedem  etwas  geben 
und  gerade  deshalb  gibt  es  so  viele  Unbefriedigte.  Unter  der 
Herrschaft  des  Protektionismus  lassen  sich  derartige  Unstim- 
migkeiten nicht  vermeiden.  Nach  wie  vor  gelten  die  Worte 
Wartmanns,  die  er  schon  in  den  90  er  Jahren  ausgesprochen 
hat:i«) 

„Was  aber  die  Schweiz  im  ganzen  durch  die  neuen  Ver- 
träge erreicht  hat,  das  kann  ihr  offenbar  bei  weitem  nicht 
ersetzen,  was  sie  in  den  letzten  Dezennien  durch  die  Rück- 
kehr der  meisten  Kontinentalstaaten  zum  Schutzzoll  eingebüsst 
hat." 


8)  Vgl.  Botschaft  des  Bundesrates,  B.  B.  1904,  VI,  S.  153. 

»)  H.  &  L  K.  Zeh.,   1906,   S.   48  ff. 

10)  Wartmann:  Industrie  und  Handel  im  Kanton  St.  Gallen,  S.  76. 
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II.  Die  Wirkung  der  Weinzolierhöhungen. 


§  20.    Der  schweizerische  Weinmarkt  unter  dem  Einfluss  der 

erhöhten  Zölle. 

Fragt  man,  was  denn  eigentlich  mit  der  Neugestaltung 
der  Zollverhältnisse  für  die  Weinbranche  erreicht  wurde,  so 
hat  man  sich  vorerst  in  Erinnerung  zurückzurufen,  was  man 
eigentlich  von  einer  solchen  vorher  erwartete.  Der  Weinbau 
verlangte  vor  allem  höhere  Preise  für  seine  Produkte.  Anfangs 
der  1870  er  Jahre  hat  er  sich  durch  günstige  Konjunkturen  ver- 
leiten lassen,  zu  hohe  Pacht-  und  Kaufpreise  zu  bewilligen, 
weil  er  fälschlicherweise  jene  günstigen  Verhältnisse  für  dauernde 
annahm.  Da  nun  ein  Verkauf  des  entwerteten  Rebareals  einen 
entsprechenden  Kapitalverlust  in  sich  schliesst  und  den  be- 
treffenden Besitzer  vielfach  an  den  Bettelstab  bringt,  ist  es 
sehr  natürlich,  dass  eine  Rettung  in  der  Erzielung  hoher  Wein- 
preise gesucht  wird.i)  Eine  derartige  Preissteigerung  sollte 
nun  die  Erhöhung  des  Wein-  und  Traubenzolles  bringen.  Man 
wollte  damit  die  preisdrückenden,  ausländischen  Weine  ver- 
teuern. Begreiflicherweise  äusserten  sich  die  Weinbauin ter- 
essenten  weniger  deutlich  über  diesen  Hauptgrund  ihrer  Forde- 
rungen. Um  diese  den  Konsumenten  etwas  schmackhafter  zu 
machen,  wurde  gewöhnlich  —  und  nicht  ohne  Erfolg  —  auf  die 
Bösewichte  im  Weinhandel  hingewiesen,  vor  deren  unlauteren 
Praktiken  man  den  Konsumenten  schützen  wolle.  Weit  eher 
hätte  sich  aber  der  reelle  Weinhandel  mit  solchen  Bestrebungen 
brüsten  können.  Wenn  er  für  die  Zollerhöhungen  eintrat,  so 
tat  er  es  in  erster  Linie  in  der  Absicht,  der  unreellen  Wein- 
bereitung entgegenzuwirken. 

Zwei  Hauptziele  wurden  somit  von  der  Weinbranche  verfolgt: 
eines  berührt  mehr  den  Weinbau,  das  andere  mehr  den  Wein- 
handel. Beide  stehen  aber  in  engem  Zusammenhang  zu  einander 
und  sind  für  die  Gestaltung  des  Weinhandels  von  gleicher  Wich- 


1)  Vgl.    Conrad    in    Schoenbergs    Handbuch,    Art.    Agrarzölle,    II.    Bd.,    S. 
2301;  ebenso  Buchenberger  S.  36. 
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tigkeit.     Deshalb   müssen   wir   beide   Ziele  im   Auge   behalten 
und  uns  folgende  Fragen  stellen: 

1.  Welchen  Einfluss  übt  die  Erhöhung  der  Wein-  und  Traubein- 
zölle auf  die  Weinpreise  und  somit  auf  die  Gestaltung  des 
schweizerischen  Weinmarktes  aus? 

2.  Wirkten  diese  Zollerhöhungen  sanierend  auf  den  schweize- 
rischen Weinmarkt? 

Den  schutzzöllnerischen  Bestrebungen  der  Weinbauern  wurde 
wiederholt  entgegengehalten,  dass  die  ausländischen  Weine  gar 
nicht  im  Stande  seien,  die  Preise  des  einheimischen  Produktes 
zu  beeinflussen.  Schon  im  Jahre  1898  weist  die  Zürcher  Handels- 
kammer auf  diese  Eigentümlichkeit  hin,  als  sie  bei  steigenden 
Preisen  für  Landweine  sinkende  Fremdweinpreise  wahrnahm. 
„Sucht  man  hierfür  eine  Brkläxung,  so  liegt  sie,  soweit  es  die 
westschweizerischen  und  die  besseren  ostschweizerischen  Sorten 
anbelangt,  in  deren  Beliebtheit  beim  konsumierenden  Publikum, 
während  sie  für  die  geringeren  Weine  in  der  Möglichkeit  der 
Verbesserung  durch  Zuckerzusatz  oder  Verschnitt  mit  fremden 
Weinen  liegt. 2) 

Gewiss  spielt  der  Qualitätsunterschied  beim  Wein  eine 
grosse  Kolle.  Sowohl  der  einheimische  als  auch  der  fremde 
Wein  ist  nicht  so  ohne  weitere®  vertretbar.^)  Es  gibt  in-  und 
ausländische  Qualitätsweine,  die  durch  ihre  ausgesprochene  Eigen- 
art bei  gewissen  Konsumenten  besonders  beliebt  sind  und  von 
ihnen  nur  ungern  vermisst  werden.*)  Von  solchen  Weinen  ent- 
wöhnt sich  der  Konsument  nur  sehr  langsam. 

Je  ausgeprägter  die  Qualität  eines  Weines  ist,  und  je  un- 
zweideutiger und  leichter  seine  Herkunft  vom  Konsumenten  fest- 
gestellt werden  kann,  desto  schwieriger  wird  auch  sein  Ersatz 
und   vor   allem   seine   Fälschung   sein.^)     Eine   vorübergehende 


2)  H.  &  I.  Zeh.,   1898,   S.  87. 

3)  Vgl.  Geering:  Die  Handelspolitik  der  Schweiz,  Berlin  1902,  S.  29. 

*)  Vgl.    Ad.    Smith:    Wealth    of   Nations,    Chapter    XI,    Part.    I,  S.  176, 

Verlag:  Henry  Frowde. 

ö)  Vgl.  W.  Z.,  1907,  S.  384:  Schlechte  Weine  werden  am  meisten  ver- 
fälscht. 
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Preiserhöhung  wird  nun  den  weinkundigen  Käufer  kaum  von 
seiner  Liebhaberei  abharten.  Erst  wenn  der  Preis  dauernd  ein 
auffallend  hoher  ist  und  in  ein  sichtbares  Missverhältnis  zu 
den  Preisen  anderer  Qualitätsweine  tritt,  so  wird  dieser  oder 
iener  Konsument  seine  Gewohnheit  aufgeben. 

Nun  ist  aber  die  Masse  unseres  Ertrages  kein  Qualitäts- 
wein erster  Güte,  sondern  ein  frischer,  aber  zumeist  saurer 
Gebrauchswein. ^)  Da  nun  die  Ausländer  und  die  nicht  in  solchen 
Weinbau  gebieten  aufgewachsenen  Schweizer  begreiflicherweise 
saure  und  wenig  bekömmliche  Landweine  zurückweisen,  sah  sich 
der  Handel  genötigt,  diese  Erzeugnisse  mundgerecht  zu  machen, 
indem  er  sie  mit  Fremdweinen  verschnitt,  oder  zu  anderen  Ver- 
beßserungsverfahren  griff.  Auf  diese  Weise  gewöhnte  sich  das 
Publikum  an  einen  „neutralen"  Wein.  Je  mehr  nun  der  Land- 
wein —  und  dies  gilt  hauptsächlich  für  die  Quantitätsweine  — 
seinem  Wesen  entfremdet  wurde  und  der  Geschmack  des  Publi- 
kums verflachte,  desto  eher  war  ein  Ersatz  durch  Fremdweine 
oder   durch   eine   unreelle    Weinvermehrung   möglich. 

Bei  den  unerfreulichen  Zuständen,  die  in  der  Weinbranche 
gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  herrschten,  mag  weniger 
ein  Verschnitt  des  sauren  Landweins  mit  Fremdweinen  als  ein 
Zusatz  von  Zuckerwasserlösung  oder  von  Kunstwein  die  Regel 
gewesen  sein.')  Daher  kam  es,  dass  der  Einfluss,  den  diese  Fremd- 
weinpreise  auf  die  Preise  der  Landweine  ausübten,  nicht  hervor- 
trat, umsomehr  als  nur  grössere  Verschiebungen  etwelche  An- 
haltspunkte hiefür  geliefert  hätten.  Wurden  somit  die  gegen- 
seitigen Preisverhältnisse  nur  während  der  Dauer  eines  Jahres 
beobachtet,  so  konnte  man  tatsächlich  zu  demienigen  Resultate 
kommen,  das  im  Bericht  über  Handel  und  Industrie  vom  Kanton 
Zürich  festgestellt  wurde. 

Solange  deshalb  der  künstlichen  Weinvermehrung  nicht  auf 
den  Leib  gerückt  wird,   vermögen  die  Fremdweinpreise  nur  in 


^)  Vgl.  Wegmann  im  Katalog  der  Schweiz.  Landesausstellung  1883. 

7)  Vgl.  B.  über  H.  &  I.  Kt.  Zeh.,  1899,  S.  91.  Nach  diesem  Berichte 
verzichten  zwei  grosse  spanische  Exportfirmen  auf  die  Geschäftsverbindung  mit 
der  Schweiz,  weil  es  da  ohne  Panscherei  unmöglich  sei,  gegen  die  unlautere 
Konkurrenz  aufzukommen. 
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geringem,  oft  unsichtbarem  Masse  auf  die  Landweinpreise  ein- 
zuwirken. Aus  dieisem  Grunde  wird  eine  Weinzollerhöhung  den 
.Weinproduzenten  nur  dann  höhere  Preise  bringen,  wenn  gleich- 
zeitig die  künstliche  Weinvermehrung  eingeschränkt  wird.  Hier- 
über war  man  sich  in  Fachkreisen  von  jeher  klar  und  erwartete 
von  dem  im  Wurfe  liegenden  Lebensmittelgesetz  nachhaltige 
Unterstützung.  Bis  zu  seiner  Inkraftsetzung  sollte  die  Er- 
höhung des  Zollansatzes  auf  Kunstweine,  auf  Trockenbeeren  und 
vor  allem  auf  gestampfte  Weintrauben  zu  gesunderen  Verhält- 
nissen  führen. 

In  der  Folge  hat  sich  aber  gezeigt,  dass  diese  Massnahmen 
keineswegs  die  gewünschte  Sanierung  brachten.  Seit  der  Er- 
höhung der  Zollansätze  vermehrten  sich  die  Klagen  über  die 
Kunstweinproduktion  und  die  unreelle  Weinvermehrung.  So  will 
der  Berichterstatter  der  Zürcher  Handelskammer  den  grossen 
Rückgang  der  Weineinfuhr  im  Jahre  1906  nicht  allein  auf  den 
starken  Import  des  Voriahres  zurückführen,  noch  hiefür  eine 
ausreichende  Erklärung  in  den  grossen  Vorräten  inländischer 
Trauben-  und  Obstweine  aus  dem  Jahre  1905  finden.  Vielmehr 
sucht  er  eine  Hauptursache  „in  den  grossen  Proportionen,  welche 
die  Kunstweinfabrikation  und  die  Weinvermehrung  durch  das 
Gallisieren  angenommen  habe."  ^) 

Die  Einfuhr  von  frischen  Trauben  zur  Kelterung  hat  aller- 
dings unter  der  Herrschaft  der  neuen  Verhältnisse  fast  gänzlich 
aufgehört;  von  rund  1,800,000  Fr.  im  Jahre  1905  ist  sie  auf 
rund  10,000  Fr.  im  Jahre  1906  herabgesunken.^)  Keineswegs 
erfüllte  sich  aber  die  Erwartung,  dass  der  erhöhte  Weinzoll 
gleichzeitig  die  Einfuhr  geringerer  Weine  verhindern  werde. 
In  Fachkreisen  beklagte  man  sich  von  Anfang  an  darüber,  dass 
eine  Masse  minderwertiger,  sog.  „analysenfester  Weine"  auf 
den  Markt  gebracht  wurden. 

Die  Importeure  machten  hauptsächlich  die  inländische 
Kunstweinproduktion  für  diese  unerfreulichen  Zustände  verant- 


«)  H.  &  I.   Zeh.,   1906,   S.   142. 

»)  Vgl.   H.  &  I.   d.   Schweiz,    1906,   S.   189. 


—    167    — 

wortlich.  10)  Es  ist  indessen  nicht  zu  leugnen,  dass  auch  Weine 
recht  zweifelhafter  Natur  eingeführt  wurden.^^)  Die  sanierende 
Wirkung,  die  man  sich  in  Weinhandelskreisen  von  den  Zoll- 
erhöhungen versprochen  hatte,  ist  somit  unterblieben.  Deshalb 
erwarteten  die  Weinhändler  mit  Ungeduld  das  Inkrafttreten  des 
eidg.   Lebensmittelgesetzes. 

Solange  die  künstliche  Weinvermehrung  in  grossem  Mass- 
stabe fortzuwuchern  vermochte,  konnte  auch  der  Einfluss,  den 
die  erhöhten  Trauben-  und  Weinzölle  auf  die  Weinpreise  aus- 
üben sollten,  nicht  in  vollem  Umfange  zur  Geltung  kommen. 
Diese  Ueberlegung  hat  jedenfalls  nicht  wenig  dazu  beigetragen, 
dass  der  Weinimporthandel  im  Jahre  1905  —  also  vor  der  Neu- 
gestaltung der  Zollverhältnisse,  durch  sein  ruhiges  Zurückhalten 
überraschte.  Man  hatte  eine  übermässige  Einfuhr  erwartet. 
Tatsächlich  hielt  sich  die  Weineinfuhr  in  durchaus  gesunden 
Grenzen;  es  wurden  nämlich  im  Jahre  1905  2,057,092  hl  Wein 
eingeführt  gegenüber  1,220,103  hl  im  Voriahr.  Berücksichtigt 
man",  so  schreibt  der  Berichterstatter  der  Zürcher  Handels- 
kammer, „dass  mit  der  Mehreinfuhr  vor  dem  1.  Januar  1906 
ailerwenigstens  der  Bedarf  für  das  ganze  Jahr  1906  vorausgedeckt 
werden  sollte,  so  zeigt  die  Mehreinfuhr  durchaus  nichts  Drücken- 
des."'^^ 

Einer  übertriebenen  Einfuhr  mag  weiterhin  noch  der  Um- 
stand entgegengewirkt  haben,  dass  das  Publikum  gegenwärtig 
weit  eher  frische  als  sehr  alte,  abgelagerte  Weine  verlangt, 
denen  man  früher  den  Vorzug  gab.''^)  Auch  die  mit  der  Lagerung 
verbundene,    relativ    grosse    Verteuerung    der    Weine  (Zins- 

'")  Jahresbericht  des  W.  I.  (J.  1907.  ,, Dieser  iijrossi^  Krl'uijr  (1«m'  neuen 
Zollverträge,  Verhinderun<>;  der  Keltertrauheiieinfuhr,  kommt  so  huigc  in  Form 
besserer  Weinpreise  nicht  .genügend  zur  (.leltung,  als  die  künstHL-he  Weinvcr- 
mehrung  im  Inlande  selbst  geduldet  ist;  diese  gcsiaUet  Verkaul'sj*rt'ise,  gegen 
die  billigste,  importfähige  Fremdweine  nicht  aufzukommen  vermögen;  es  ist 
grundfalsch,  wenn  Tages-  und  Fachblätter  den  Import  als  Preisverderbe r  dar- 
stellen, während  in  Tat  und  Wahrheit  die  Fa))rikation  im  Inlande  die  Fremd- 
weinkurse  zu  Boden  hält/' 

")  H.  &  I.  d.  Schweiz,  1907,  S.  188. 

i-')  H.  &  I.  im  Kt.  Zeh.,    1905,   8.    101. 

'■^)  H.  &  I.  im  Kt.  Zeh.,  1906,  8.  140. 
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Verlust  —  Schwund,^*)  Küferspesen,  Kellermiete)  wird  der  Speku- 
lation etwelche  Schranken  gezogen  haben. 

Der  erhoffte  Gewinn  auf  den  in  spekulativer  Absicht  vor 
dem  Januar  1906  eingeführten  Weinen  blieb  denn  auch  aus, 
ums om ehr  als  infolge  der  günstigen  Ernten  in  einigen  Pro- 
duktionsländern, namentlich  in  Frankreich,  die  Preise  sanken, 
„so  dass  die  eingetretene  Zollerhöhung  beinahe  kompensiert 
wurde."  ^^) 

Die  Einfuhr  von  Naturweinen  in  Fässern  ist  im  Jahre  1906 
auf  rund  633,000  hl  zurückgegangen.  Sie  betrug  ungefähr  31  o/o 
des  vorjährigen  Importes  und  56o/o  des  Mittels  der  Jahre  1900/04, 
das  auf  1,132,817  hl  berechnet  wurde.  In  der  Folgezeit  hat  der 
Weinimport  wieder  rasch  zugenommen.  Nachstehende  Tabelle 
zeigt  die  Entwicklung   des   Weinimportes   seit  1900  sowie  die 


1*)  lieber  die  Grösse  des  Verlustes  durch  Verdunstung  bei  der  Lagerung 
des  Weines  entnehmen  wir  den  Berichten  der  schweizerischen  Versuchsanstalt 
für  Obst-,  Wein-  und  Gartenbau  in  Wädenswil  (Jahrg.  1905  und  1906,  S.  886) 
folgende    interessante    Daten: 

Nr.  1.  Gute,  alte,  mit  Weinstein  versehene  Gebinde,  3  hl  Inhalt  (300  Liter) 
mit  altem  Wein  gefüllt,  ergeben  im  Durchschnitt  von  3  Fässern  per 
Hektoliter  im  Jahr  einen  Bedarf  von  1,1  Liter  Füllwein. 

Nr.  2.  Neuer  Wein  1904,  neue  Fässer  gleicher  Grösse,  Anfang  Januar  bis  An- 
fang September  2,3  mal  mehr  Füllwein  als  bei  Nr.   1. 

Nr.  3.  Fässer  von  600  Litern,  alter  Wein.  Der  Schwund  betrug  im  Durch- 
schnitt per  Jahr   lo/o   des  Inhaltes. 

In  4  Fässern  gleicher  Grösse,  gefüllt  mit  neuem  Wein,  Anfang 
Januar  bis  September  i/o  mehr,  als  in  Fässern,  gefüllt  mit  altem 
Wein. 

Nr.  4.  Fässer  12—14  hl.  0,68  I  per  hl  in  Jahr,  alter  Wein.  Im  neuen  Faas 
mit  altem  Wein  0,28  1;  im  neuen  Fass  mit  neuom  Wein  0,52  1,  Januar 
bis  September. 

Die  allgemeine  Ansicht,  es  sei  der  Verlust  durch  Verdunstung  bei  Lage- 
rung neuer  gegenüber  alten  Weinen  grösser,  hat  sich  bei  diesen  Beobach- 
tungen als  zutreffend  erwiesen,  ebenso  die  Annahme,  dass  die  Grösse  dieser 
Verluste   mit    zunehmender    Fassgrösse   abnehme. 

i'')  H.  &  I.  Schweiz,    1906,    S.    189. 
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Beteiligung  der  Hauptproduktionsländer  an  der  schweizerischen 
Weineinfuhr:  ^^) 


Naturwein 

Jahr 

m  Fässern       Frankreich 

Italien           Spanien         Oesterreich 

hl 

hl 

hl 

hl 

hl 

1900 

1,082,347 

168,719 

312,233 

458,167 

82,179 

1901 

963,411 

235,960 

198,479 

429,769 

62,709 

1902 

1,167,120 

328,588 

28L273 

438,459 

75,988 

1903 

1,231,106 

159,457 

485,676 

370,877 

104,584 

1904 

1,220,103 

183,976 

375.996^) 

415,785*) 

112,258 

1905 

2,061,690 

756,753 

337.203 

683,469 

134,488 

Zollerhöhung 

1906 

633,566 

273,731 

137,843 

123,857 

53,411 

1907 

1,256,176 

581,163 

300,208 

219,666 

78,104 

1908 

1,421,290 

363,769 

531,769 

415,052 

69,834 

1909 

1,546,027 

386,486 

661,736 

352,447 

91,034 

1910 

1,675,427 

216,909 

828,559 

422,775 

110,608 

*)  Spanien  ist  nur 

der  Menge  nach  an  erster 

Stelle.    Italien  importierte 

für  10,152 

!  Millionen  Franken,   während  Spanien  nur 

für  9,563  xVIillionen  Fran- 

ken  Wein 

einführte. 

Drei  Länder  machen  sich  somit  den  Rang  streitig.  Spanien, 
das  zu  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  als  hauptsächlichstes 
Exportland  in  Betracht  kam,  wurde  schon  in  den  Jahren  1903 
und  1904  von  Italien  überflügelt.  Nach  der  Neuordnung  der 
Zollverhältnisse  sank  es  sogar  in  den  dritten  Rang  hinab;  denn 
die  Erhöhung  des  Weinzolles  von  3.50  Fr.  auf  8  Fr.  per  100  kg 
war  umso  drückender  für  den  spanischen  Weinexport,  als  das 
exportfördernde  Agio  zurückging.  Während  der  Zollverhand- 
lungen betrug  es  noch  35 o/o,  im  Jahre  1908  hingegen  nur  ca. 
11  o/o.  Seither  ist  es  noch  mehr  gesunken.  Frankreich  war 
in  den  Jahren  1905,  1906  und  1907  der  grösste  Weinlieferant 
der  Schweiz.  Seit  1908  musste  es  seinen  Rang  an  Italien  ab- 
treten, das  seine  beiden  Konkurrenten  weit  hinter  sich  zurück- 
liess.^O 


16)  Aus    den    Berichten    über    H.  &  I.  der    Schweiz    zusammengestellt. 

17)  Vgl.    Jahresbericht    der    W.  J.  G. 
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Da  zugleich  mehrere  Weinproduktionsländer  um  die  Kund- 
schaft der  Schweiz  werben,  müssen  sie  stets  befürchten,  durch 
zu  hohe  Preise  dem  Konkurrenten  das  Absatzgebiet  auszuliefern, 
auf  das  sie  unmöglich  verzichten  können. ^s)  Solange  deshalb 
Ueberproduktion  an  Wein  herrschte,  musste  das  Ausland  einen 
grossen  Teil  des  erhöhten  Weinzolles  auf  sich  nehmen. 

Dies  änderte  sich  iedoch,  als  die  Mevente  (Absatzstockung) 
im  Jahre  1909  in  eine  Weinteuerung  umschlug,  die  gegen- 
wärtig noch  fortdauert.  Es  ist  anzunehmen,  dass  seither  der 
Zoll  hauptsächlich  von  der  importierenden  Schweiz  übernommen 
werden  musste.  Es  wäre  Selbsttäuschung,  wollten  wir  die  Ein- 
flüsse der  Zollerhöhungen  auf  die  schweizerischen  Weinpreise 
—  für  Land-  und  Fremdweine  —  genauer  erfassen.  Abgesehen 
davon,  dass  Angebot  und  Nachfrage  kaum  annähernd  in  ein 
Verhältnis  zu  den  früheren  Grössen  gebracht  werden  können, 
würde  das  Problem  immer  daran  scheitern,  dass  der  Wein  keine 
vertretbare  Ware  ist.  Seine  Qualität  wechselt  von  Jahrgang 
zu  Jahrgang  und  übt  einen  recht  grossen,  aber  unm essbaren 
Einfluss   auf   die   Preisgestaltung    aus. 

§  21.   „Kleine  Mittel"  der  Produzenten. 

Unzufrieden  mit  den  neuen  Zollverhältnissen  und  ihren  Wir- 
kungen versuchten  die  Interessenten  des  Weinbaues,  mit  „kleinen 
Mitteln''  den  unbequemen  Weinimport  zu  erschweren.^)  Auf  An- 
regung der  „Societe  sedunoise  d'agriculture"  begann  das  Schweiz. 


i'^)  Vgl.   Sieveking:   Ausw.    Handelspolitik,    S.   74.    Die   Schweiz  spielt   als 
Weiniraportland    eine    recht    bedeutende    Rolle.      Im    Jahre    1908    exportierte 
Italien  beispielsweise  1,195,773  hl  Wein  in  Fässern.     Hiervon  entfallen: 
auf  die  Schweiz     493,045  hl 
„     Argentinien      272,837    „ 
„     Brasilien  112,465    „ 

„     ü.  S.  A.  77,304    „ 

„    Deutschland       73,607    „ 
„     Frankreich        41,492    „     u.  s.  w. 
In   den   letzten   Jahren   lässt   die   Schweiz   die   anderen   Länder   noch   be- 
deutend mehr  hinter  sich  zurück. 

1)  Vgl.  Eingabe  des  Schweiz.  Bauernverbandes  an  die  B. -Versammlung  vom 
4.    Dezember    1906. 
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Bauernsekretariat  schon  im  Jahre  1904  die  Ausarbeitung  eines 
Gutachtens  über  den  Verkehr  mit  Wein  in  den  eidgenössischen 
Niederlagshäusern.  Dieser  Verkehr  sollte  womöglich  gehemmt 
werden,  da  er  für  den  Import  fremder  Weine  eine  erhebliche 
Erleichterung  und  somit  für  den  schweizerischen  Weinbau  eine 
Verstärkung  der  Konkurrenz  bedeutete.  Zudem  herrschte  in 
Weinbaukreisen  noch  die  Ansicht,  dass  in  den  Entrepots  all- 
gemein der  Wein  in  unzulässiger  Weise  bearbeitet  und  ver- 
mehrt werde.  In  seinem  Gutachten  vom  15.  Juni  1905  -)  be- 
tont das  Schweiz.  Bauernsekretariat  einerseits,  dass  dieser  letzte 
Vorwurf  nicht  zutreffend  sei;  denn  in  den  meisten  Niederlags- 
häusern sei  diese  Möglichkeit  direkt  ausgeschlossen.  Anderseits 
ist  es  der  Ansicht,  dass  durch  die  Aufhebung  der  zollfreien 
Niederlagen  wenig  erreicht  würde.  „Wir  haben  oben  gezeigt," 
so  schreibt  es,0  „dass  die  Niederlagshäuser  fast  ausschliesslich 
den  Bahnen  und  Privatgesellschaften,  bezw.  den  Kantonen  oder 
Gemeinden  gehören  und  dass  diese,  abgesehen  von  Gornavin, 
viel  mehr  verzollte  als  unverzollte  Weine  lagern.  Das  Lager- 
geschäft in  Wein  wird  von  diesen  auch  nach  Aufhebung  des 
Freilagers  sicherlich  weitergeführt  werden.  Alle  anderen  Vor- 
teile (wie  z.  B.  die  Möglichkeit,  einer  Verpfändung  des  Nieder- 
lagsscheines, die  Frachtersparnis  und  dergl.  mehr)  blieben  so- 
mit bestehen,  und  es  käme  nur  die  Ersparnis  des  Zollzinses 
und  damit  aber  auch  die  eidgen.  Aufsicht  in  Wegfall.''  Der 
Zweck  des  Gutachtens  erhellt  am  besten  aus  nachfolgenden 
Forderungen:^) 

1.  In  Kellerräumen,  in  denen  Wein  in  Transit  gelap:ert  wird,  hat  die  Be- 
sorgung der  Weine  durch  besondere  Angestellte  der  Zoll-  und  Lager- 
hausverwaltung zu  geschehen.  Jede  andere  als  die  zur  Erhaltung  des 
Weines  notwendige  Behandlung  ist  untersagt.  Insbesondere  ?ind  auch 
die  Coupage,   das  Avinieren  und  der  Wasserzusatz  verboten. 

2.  Unverzollte    Weine    sind    von    den    verzollten    in    besonderen    Abteilungen 

deren  Schlüssel  die  Zollverwaltung  besitzt  vollständig  getrennt  zu 
halten.  Werden  unverzollte  Weine  in  die  Abteilung  der  verzollten  Ware 
gelagert,    so  müssen  sie   plombiert   werden. 


2)  Vgl.   Mitteilungen  des  Schw.   Bauernsekretariats,   Heft  Nr.   24. 

3)  Vgl.  Mitteilungen  des  Schw.  Bauernsekretariats,  S.  23. 

4)  Mitteilungen  des  B.  S.,  Heft  24,   S.   26  ff 
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3.  Für  alle  eingehenden  Weine  ist  das  Bruttogewicht  zu  ermitteln  und  in 
die  Kontrolle  einzutragen.  Ebenso  ist  der  Ausgang  m  notieren  und  müssen 
die  Gewichtsmengen  verglichen  werden.  Für  die  Verzollung  ist  das  Ein- 
gangsgewicht massgebend.  Die  Ausnahmestellung,  welche  in  diesem 
Punkte  das   Lagerhaus   Cornavin   einnimmt,   soll  aufgehoben   werden. 

4.  Auf  jedem  ausgehenden  Fasse  ist  ein  Zettel  aufzukleben,  auf  welchen 
das  Herkunftsland  des  Weines,  das  ja  bekanntlich  dem  Zolle  deklariert 
werden    muss,    in    grossen    Buchstaben   aufgedruckt   ist. 

5.  Privaten  Niederlagshäusern  kann  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  eines  Frei- 
lagers nur  dann  gegeben  werden,  wenn  sie  die  vorstehend  genannten 
Grundsätze  für  die  Behandlung  und  Deklaration  des  Weines  auf  alle 
in  ihren  Niederlagshäusern  befindlichen  Weine  anwenden. 

Da  das  Zolldepartement  diese  Forderungen  ablehnte,  wandte 
sich  das  Bauernsekretariat  im  Jahre  1906  an  den  Bundesrat. 
Auch  dieser  gab  den  gestellten  Anträgen  keine  Folge.  Nach 
Genehmigung  des  Handelsvertrages  mit  Spanien  war  das  Bauem- 
sekretariat  bemüht,  von  den  ihm  gemachten  Versprechungen, 
„dass  man  dem  Weinbau  zum  Dank  für  sein  Opfer  auf  an- 
derem Wege  entgegenkommen  werde",  sofort  Gebrauch  zu 
machen. 

Es  geschah  dies  in  einer  Eingabe  an  die  Bundesversamm- 
lung vom  4.  Dezember  1906.  In  dieser  wurde  auch  dem  Bundes- 
rate in  Sachen  der  Niederlagshäuser  geantwortet.  Gleichzeitige 
wurden  noch  verschiedene  andere  Anträge  zur  Förderung  des 
Weinbaues  gestellt,  meist  kleine  Mittel.  „In  ihrer  Gesamtheit 
dürften  sie  aber  doch  dem  Weinbau  die  Opfer,  die  er  bei  den 
Handelsverträgen  bringen  musste,  wesentlich  erträglicher  er- 
scheinen lassen."  ^) 

^)  Vgl.  Eingabe  des  schw.  Bauernverbandes  an  die  Bundesversammlung 
vom  4.  Dezember  1906.  Unter  den  zahlreichen  Anträgen  erwähnen  wir 
nur    folgende: 

a)  Antrag  betreffend  die  Verzollung  der  frischen  Wein- 
trauben. 

Aus  der  welschen  Schweiz  ist  dem  B.  S.  mitgeteilt  worden,  daaa 
Zollumgehungen  praktiziert  würden,  indem  Keltertrauben  als  Tafeltrauben 
eingeführt  würden.  Italien  sandte  1905  8364  q  Tafeltrauben,  1906  da- 
gegen 12,346  q.  Es  wird  nun  gefordert,  dass  frische  Tafeltrauben,  die 
unter  Nr.  31  a,  b,  c  des  Gerbrauchstarifes  verzollt  worden  sind,  nur 
gegen  Entrichtung  der  Zolldifferenz  zur  Weinbereitung  verwendet  werden 
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Wenn  auch  diese  importfeindlichen  Forderungen  nicht  in 
gewünschtem  Masse  durchzudringen  vermochten,  so  sollte  das 
eidgen.    Lebensmittelgesetz   den   Weinbauinteressenten   mannig- 


dürfen.     Vgl.    Bundesratsbeschluss   vom    18.   September   1906   zu   Nr.    31 
des    Zolltarifes. 

b)  Antrag  betreffend  die  Weintrester. 

In  Weinbaukreisen  wurde  das  Bedenken  geäussert,  der  Traubenzoll 
könnte  in  der  Weise  umgangen  werden,  dass  die  Leute  die  Trester 
und  den  Most  getrennt  einführen  und  jenseits  der  Grenze  wieder  mischen. 
Die  Enquete  des  B.  S.  über  diese  Defraudationen  verblieb  resultatlos. 
„Man  macht  Andeutungen,  aber  positive  Tatsachen  können  im  allgemei- 
nen nicht  erwiesen  werden."  (J.-Ber.  des  B.-Verbandes  1909  und  1910.) 
Schon  im  Jahre  1906  bestimmte  die  Zollverwaltung,  dass  nur  solche 
Trester  zugelassen  werden,  deren  Gehalt  an  Traubensaft  höchstens  5  Ge- 
wichtsprozente beträgt.  Auf  Antrag  des  B.-Verbandes  hat  der  Bundesrat 
sodann  beschlossen,  dass  die  getrennte  Einfuhr  des  frischen  Trauben- 
saftes und  der  dazu  gehörenden  frischen  Trester  behufs  Gewinnung  von 
Wein  aus  beiden  Traubenbestandteilen,  verboten  sei.  In  der  Verord- 
nung behält  sich  das  Zolldepartement  vor,  die  frischen  Trester  bei  der 
Einfuhr  so  denaturieren  zu  lassen,  dass  die  Trester  zwar  zur  Brannt- 
weinbereitung,    nicht   aber    zur    Weinbereitung   dienen   können.. 

c)  Antrag     betreffend     den     Tarazuschlag     für    Wein     in 
Kesselwagen. 

Der  schw.  Gebrauchstarif  enthält  ein  N.  B.  ad  116/127,  das  bestimmt, 
dass  für  Getränke,  Sprit  ausgenommen,  in  Kesselwagen  der  Tarazuschlag 
zum  Nettogewicht  15 o/o  betrage  (Sprit  20o/o).  Der  niedrige  Zuschlag 
für  Wein  gründet  sich  auf  das  spezifische  Gewicht.  Das  B.  S.  wünscht 
eine  Erhöhung  des  Zuschlages  von  15  auf  17V2^/o,  da  der  gegenwärtige 
Ansatz  eine  Begünstigung  des  in  Kesselwagen  eingeführten  Weines  be- 
deute. Dieser  Vorteil  falle  umsomehr  ins  Gewicht,  da  die  Bahnen 
diesen  Kesselwagen  frachtfreie  Spedition  der  Tara  gewähren.  Vergeb- 
lich hat  der  B.-Verband  von  den  S.  B.  B.  verlangt,  dass  der  Wein  in 
Kesselwagen  einen  Frachtzuschlag  für  die  Tara  und  zv/ar  sowohl  für 
den   Hin-,    wie   für   den   Rücktransport   bezahlen   müsse. 

Ausser   diesen   Anträgen   sind   noch   folgende  gegen   den   Weinimport   ge- 
richtet: 

a)  Von  allen  grösseren  Weinsendungen  aus  dem  Auslande  ist  eine  Probe  zu 
entnehmen  und  eingehend  zu  analysieren. 

b)  In   Art.    4    sollen    unter    den   als    Kunstwein    zu    verzollenden    Getränken 
die   gallisierten  und   petiotisierten   Weine   speziell  aufgezählt   werden. 

c)  Getrocknete  Malagatafel trauben  und  Deniatrauben  fallen,   wenn  sie  nicht 
direkt  für  den  Konsum  bestimmt  sind,  unter  Nr.  33. 
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fache  Gelegenheit  geben,  um  die  dem  Weinimporte  ungern  ein- 
geräumten Konzessionen  zu  verkümmern. 

Je  mehr  der  Bauernverband  seine  spezifischen  Sonderiinter- 
essen  verfolgte  und  auf  die  schweizerische  Wirtschaftspolitik 
einen  wachsenden  Einfluss  auszuüben  begann,  desto  mehr  sahen 
sich  die  schweizeriischen  Weinimporteure  bedroht.  Ihr  Zusam- 
menschluss  war  deshalb  ein  Gebot  der  Notwendigkeit;  denn 
es  galt,  wenn  auch  als  kleine  Interessentengruppe,  geschlossen 
Stellung  zu  nehmen  gegen  die  Anmassungen  fanatischer  Wider- 
sacher de^  Fremdweinimports.  Zudem  wollte  man  nicht  rat- 
und  tatlos  Fragen  von  entscheidender  Wichtigkeit  für  das  Im- 
portgeschäft unbeantwortet  lassen.  Wohl  hatte  der  Schweiz. 
Weinhändlerverband  auch  die  Interessen  des  Importhandels  zu 
vertreten  gesucht.  Während  der  Zolltarif kampagne  hatten  sich 
aber  Interessengegensätze  gezeigt.  Der  kombinierte  und  der 
Landweinhandel  standen  einem  Schutzzoll  zu  Gunsten  des  schwei- 
zerischen Weinbaues  freundlich  gegenüber,  aber  der  Import- 
handel konnte  diesen  Bestrebungen  weniger  zustimmen.  Unter 
diesen  Umständen  konnte  er  seine  Interessen  nicht  genügend 
zum  Ausdruck  bringen.  Die  Gründung  eines  besonderen  Verban- 
des der  schweizerischen  Weinimporteure  en  gros  überrascht  des- 
halb keineswegs,  sie  ist  vor  allem  das  Produkt  der  neuen  Zoll- 
verhältnisse. 

§  22.   Gründung  und  Bestrebungen  des  Verbandes  Schweizerischer 
Weinimporteure  en  gros  (W.  I.  G.) 

Eine  von  18  Vertretern  der  Weingrosskaufmannschaft  be- 
suchte Versammlung,  die  am  18.  Januar  1906  tagte,  beschloas 
die  Gründung  eines  „Verbandes  schweizerischer  Weinimporteure 
en  gros"  und  überband  den  drei  Initianten  im  Verein  mit  zwei 
hinzugewählten  Bernerfirmen  die  Ausarbeitung  der  Statuten. 
Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  fand  am  5.  April  in 
Zürich  statt,  wo  sich  der  Verband  mit  25  Mitgliedern  kon- 
stituier te.^ 

1)  Zirkular  vom  8.  Januar  1906;  20.  März  1906,  sowie  Jahresbericht 
des  W.  I.  G.  für  das  Jahr  1906  vom  5.  April  1907  (im  schw.  Wirtschafts- 
arcbiv    Zürich). 
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Der  W.  I.  G.  stellt  sich  zur  Aufgabe:^) 

a)  Vom  Standpunkte  des  Engroshandels  aus  alle  Interessen 
des  reellen  Importgeschäftes  zu  fördern; 

b)  zu  bewirken,  dass  das  Ansehen  der  fremden  Weine  auf 
die  ihrem  ökonomischen  Werte  und  ihren  hygienischen  Eigen- 
schaften entsprechende  Stufe  gehoben  und  auf  ihr  erhalten 
werde; 

c)  den  loyalen  Geschäftsverkehr  im  allgemeinen,  den  reellen 
Weinhandel  im  besonderen  und  die  Bestrebungen  des  Schweiz. 
Weinhändlerevrbandes,  wie  sie  durch  seine  Statuten  vom  26. 
Januar  1906  niedergelegt  sind,  zu  unterstützen; 

d)  das  persönliche  gute  Einvernehmen  seiner  Mitglieder 
zu  fördern; 

e)  die  Schaffung  eines  fakultativen  Schiedsgerichtes; 

f)  Fühlung  zu  nehmen  mit  ausländischen,  die  gleichen  Ten- 
denzen verfolgenden  Verbänden. 

Als  Mitglieder  können  aufgenommen   werden:  3) 
Weinimportfirmen,   die  im   schweizerischen   Handelsregister 
eingetragen  sind  und  die  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  aus- 
schliesslich an  Händler  verkaufen. 
Der   Verband   umfasste 

im  Jahre  1906/07     30  Firmen  1909/10     38  Firmen 

,        „       1907/08     29  ,  1910/11     34 

„       1908/09     39         „  darunter      4  A.-G. 

Wie  der  Schweiz.  Weinhändlerverband,  mit  dem  der  W.  I.  G. 
die  besten  Beziehungen  unterhält  und  zur  Förderung  gemein- 
samer  Interessen   im   Jahre    1907    ein   Uebereinkommen   traf,*) 

2)  Statuten  des  Verbandes  §  2. 

3)  Statuten  des  Verbandes  §  11. 

*)  Die  Konvention,  die  zwischen  dem  Schweizerischen  Weinhändlerverband 
und   dem    W.  I.  G.  abgeschlossen   wurde,    lautet   wie   folgt: 
§].  Die    Mitglieder    des    Verbandes    schweizerischer    Weinimporteure    ea    gros 
verpflichten    sich,    ihre    Weine,    ausgenommen   Likör-    und    Dessertweiae, 
nur  an  diejenigen  Firmen  zu  verkaufen,  die  im  Schweizerischen  Handels- 
register eingetragen  und  auf  eine  gemeinsam  erstellte  und  beidseitig  an- 
erkannte Kundenliste  aufgenommen  worden  sind. 
Dieselbe  enthält: 
a)  Weinhändler,    die    dem    Schweizerischen    Weinhändierverband    angehören; 
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erstrebte  auch  der  .W.  I.  G.  in  erster  Linie  ein  Kunstweinverbot. 
Mit  besonderem  Nachdrucke  machte  er  auf  die  Misstände  im  In- 
land e  aufmerksam  und  verteidigte  den  Wemimport  gegen  die 
ungerechten  Angriffe  der  importfeindlichen  Kreise,  deren  Be- 
hauptungen vielleicht  nur  zu  oft  von  den  Weinfabrikanten  ge- 
fördert wurden,  weil  sie  auf  diese  Weise  am  besten  die  Auf- 
merksamkeit  von  sich  abzulenken   vermochten. 

„Statt  in  der  inländischen  Vermehrung  und  Fabrikation" 
—  so  lesen  wir  in  einem  Berichte  über  den  Weinimport  des 
Jahres  1907  — ^)  „sehen  die  Führer  des  Bauernverbandes  im 
Import  den  Feind  des  schweizerischen  Rebbaues  und  suchen 
ihn  auf  alle  Weise  zu  erschweren  und  blosszustellen.     Es  ist 


b)  Weinhändler,  die  dem  besagten  Verband  nicht  angehören,  auch  wenn  sie 
nicht  ausschliesslich  Weinhandel  betreiben  oder  für  den  Artikel  Wein 
reisen  oder  reisen  lassen,  sowie  spanische  oder  italienische  Weinhandlungen. 

c)  Korporationen   und    Genossenschaften,    die    waggonweise    Wein   beziehen. 
§2.  Die    Mitglieder    des    Schweizerischen    Weinhändlerverbandes    verpflichten 

sich  dagegen,  ihre  Weine  nur  von  Firmen  zu  kaufen,  die 

a)  dem  Verbände  der  Schweizerischen  Weinimporteure  en  gros  angehören 
oder 

b)  auf  einer  gemeinsam  erstellten  und  beidseitig  anerkannten  Liste  der  Ver- 
tragsimporteure stehen. 

Auf   den   direkten   Ankauf   beim   Weinproduzenten  findet   diese   Be- 
stimmung nicht  Anwendung. 

§3.  Die  Vertragsimporteure  haben  nur  Wein  ausländischer  Provenienzen  um- 
zusetzen. Sie  verpflichten  sich,  ausschliesslich  reine  Naturweine  in  den 
Handel  zu  bringen.  Abschlüsse  in  Waadtländer-,  Walliser  und  Genfer- 
Weinen  in  grösseren  Posten  sind  ihnen  gestattet.  An  Korporationen 
und  Genossenschaften  darf  nicht  billiger  als  an  Weinhändler  geliefert 
werden. 

§4.  Den  Agenten,  die  nur  als  solche  im  Handelsregister  figurieren,  sind  For- 
fait-Geschäfte  nicht  gestattet;  Konsignationen  sind  solchen  auch  nur 
für   Rechnung   Dritter   gewährt. 

§5.  Die  Agenten  haben  unterschriftliche  Zustimmung  ihrer  Häuser  zu  diesem 
Vertrage   beizubringen. 

§6.  Die  kontrahierenden  Verbände  (S.  W.  V.  und  W.  I.  G.)  wählen  je  eine 
ständige  Kommission  von  sechs  Mitgliedern,  die  jährlich  mindestens  zwei- 
mal zusammentreten  sollen. 

Die  Konvention  wurde  im  Jahre  1910  gekündigt.     Vgl.  W.  I.  G.,  Bericht 
1910/11. 

^)  W.  I.  G.,    Bericht    für    das    Jahr    1907,    S.    2. 


—   177   — 

dies  ein  zügiges  Mittel,  um  sich  in  bäuerlichen  Kreisen,  die 
gegen  Fremdes  gerne  zu  haben  sind,  Anhang  und  Zutrauen  zu 
verschaffen.^)  Wir  behaupten,  dass  im  Gegenteil  unser  Wein- 
bau ohne  Import  sich  viel  schlimmer  befände,  da  seine  geringeren 
Produkte,  die  die  grosse  Mehrzahl  bilden,  modernen  Ansprüchen 
an  Geschmack  und  Haltbarkeit  tel  quel  gar  nicht  mehr  ge- 
nügen, während  unsere  guten  Einheimischen  (Qualitätsweine) 
auch  zu  sehr  teuren  Preisen,  um  Abnehmer  nie  verlegen  sind. 
Ferner  verschaffen  wir  dem  Fiskus  iährlich  allein  an  Zoll 
10 — 15,000,000  Fr.  und  fragen,  ob  es  nationalökonomisch  zu 
verantworten  sei,  diesen  Import  zu  Gunsten  eines  Bodenkaltur- 
zweiges  niederzudrücken,  zu  dessen  teilweiser  Erhaltung  es  jähr- 
lich über  %  Million  Bundessubvention  bedarf."  Im  gleichen 
Berichte  wendet  sich  der  W.  I.  G.  auch  gegen  den  Antrag  des 
Bauernverbandes,  dass  die  Kesselwagen  zu  einer  noch  höheren 
Tara  in  Zollberechnung  gezogen  werden  sollten,  sowie  gegen 
die  Extrabesteuerung  der  leer  zurückgehenden  Reservoirwagen. 
In  den  Beratungen  über  die  Vollziehungsverordnungen  zum  Le- 
bensmittelgesetz zog  der  Bundesrat,  ausser  27  anderen  Beisitzern, 
den  Präsidenten  des  W.  I.  G.  nebst  einem  anderen  Vertreter  des 
Importes  bei.  Die  kleine  Interessentengruppe  wurde  aber  von 
anderen  mächtigen  Verbänden  überstimmt.  „Diskussion  und  Ab- 
stimmungen zeigten  eine  nicht  unbedeutende  Voreingenommen- 
heit gegen  Fremdweine.'' ^) 

Schon  im  Jahre  1906  richtete  der  W.  I.  G.  eine  motivierte 
Eingabe  an  den  schweizerischen  Bundesrat  betreffend  die  Resti- 
tuierung von  6o/o  des  Zolles  auf  allen  vor  Jahresschluss  ein- 
geführten Neuweinen.  Er  bekam  aber  einen  abschlägigen  Be- 
scheid, denn  der  Bundesrat  nahm  den  Standpunkt  ein,  es  sei 
nur  bei  Neuweinen  mit  der  ganzen  Hefe  ein  solcher  Abzag  zu 
gestatten.     Dies  führte  zu  Differenzen  mit  Italien,  das  diesen 


^)  Vgl.  W.  Z.,  1912,  S.  31:  ,,Den  Fremdweinen  wird  so  ziemlich  alles 
in  die  Schuhe  geschoben,  was  das  Leben  des  Winzers  beschwerlich  macht 
und  was  ihn  hindert,  den  Weinbau  so  rentabel  zu  gestalten,  wie  er  es 
nur   wünscht." 

7)  Vgl.  W.  I.  G.,  Jahresbericht  1907,  S.  2;  ebenso  N.  Z.  Z.,  1908,  Nr.  30, 
3.  Morgenblatt. 

Schauwecker  12 


—   178   — 

Abzug  auf  allen  Neuweinen  geltend  machen  wollte.  Der  Schieds- 
spruch fiel  jedoch  zu  Gunsten  der  Anschauung  des  schweize- 
rischen Bundesrates  aus.^) 

§  23.   Der  W.  I.  G.  als  Verteidiger  der  gegenwärtigen  Tarifpolitik. 

Mit  Nachdruck  verteidigte  der  W.  I.  G.  die  schweizerische 
Tarifpolitik  gegen  den  ihr  von  importfeindlicher  Seite  ge- 
machten Vorwurf,  dass  sie  die  Weineinfuhr  begünstige^  indem 
ausländische  Weine  billiger  reisen  würden  als  die  inländischen. 
Die  Transportverhältnisse  sollen  an  dieser  Stelle  nicht  näher 
erörtert  werden.  Wir  können  umso  eher  darauf  verzichten,  als 
bereits  eine  eingehende  Schilderung  von  Dr.  Hans  Hasler  vor- 
liegt.i)  Hasler,  der  sonst  durchaus  für  den  Schutz  des  heimi- 
schen Weinbaues  eintritt^  kann  den  Forderungen  der  Weinbauern 
um  Erhöhung  der  Transporttaxen  für  Fremdweine  nicht  bei- 
stimmen. Ein  derartiges  autonomes  Vorgehen  kann  aus  trans- 
portpolitischen  Gründen  nicht  berücksichtigt  werden.  Gewöhnlich 
führen  zwei  oder  sogar  mehrere  Routen  von  einem  Punkte  des 
Auslandes  nach  dem  Innern  der  Schweiz.  Bei  der  einen  Route 
ist  eine  längere  Strecke  der  schweizerischen  Bahnen  beteiligt 
als  bei  der  anderen.  In  diesem  Falle  sind  unsere  Bahnen  ge- 
zwungen, sich  nach  den  Sätzen  der  ausländischen  Konkurrenz- 
linien zu  richten,  wenn  sie,  wie  es  die  möglichste  Ausnutzung 
ihrer  Investierungen  gebieterisch  erheischt,  den  Verkehr  ver- 
anlassen wollen,  auf  möglichst  langer  schweizerischer  Strecke 
zu  verfrachten. 2)  —  Dadurch  wird  der  kilometrische  Satz  für 
solche  Tarife  allerdings  niedriger  als  der  für  gleichartige  Trans- 
porte innerhalb  der  Schweiz,  welche  durch  die  betreffende  Kon- 
kurrenz nicht  berührt  werden.  Hasler  verlangt  nun,  dass 
wenigstens  die  Frachten  im  inländischen  Verkehr  auf  das  Niveau 
derjenigen  für  fremde,  eingeführte  Weine  herabgesetzt  wer- 
den. „Es  erscheint  uns  als  schreiende  Ungerechtigkeit"  — 
so  schreibt  er  — ^)  „wenn  französische  Weine  ab  Marseille  von 

8)  Vgl.  W.  Z.,  1911,  S.  146  und  164,  Jahresbericht  des  W.  I.  G.  1906/11. 

1)  Hasler,  a.  a.  0.,  S.  176—192. 

2)  Weissenbach   PI.    in    Reichesberg,    I.  Bd.,  S.  782:   Differentialtarife. 

3)  Hasler   S.    191  f. 
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Genf  nach  Basel  bloss  84  Fr.  pro  Wagenladung  von  10  t  zu 
zahlen  haben,  während  Waadtländer  Weine  von  Rolle  aus  nach 
Basel  für  dasselbe  Gewicht  243  Fr.  an  Frachtkosten  auslegen 
müssen,  während  die  Strecke  Rolle-Basel  noch  34  km  kürzer  ist 
als  Genf -Basel.  Das  nämliche  Quantum  Wein  wird  also  auf 
der  S.  B.  B.,  wenn  es  fremder  Provenienz  ist,  für  0,348,  wenn 
es  aus  dem  Inland  stammt,  für  1,173  Rappen  per  km  berechnet. . . 
Eine  solche  Politik  begreife  wer  kann.  Nach  unserer  Ansicht 
dürfte  eine  Taxreduktion  im  angedeuteten  Sinne,  d.  h.  eine 
Gleichstellung  der  Frachten  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  mit 
denen  des  internen  Verkehrs  nicht  als  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit, wohl  aber  als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  gegenüber  unserem 
einheimischen  Weinbau  erscheinen.*^  —  Diese  Forderungen 
mussten  auch  beim  Schweizerischen  Weinhändlerverband  Anklang 
finden,  der  schon  im  Jahre  1900  um  Taxermässigungen  auf 
Weinsendungen  im  Inlande  einkam.*)  Auch  der  W.  I.  G.  hat 
Interesse  an  solchen  Tarifermässigungen  im  inländischen  Ver- 
kehr. Er  wird  sich  aber  gegen  die  Art  und  Weise  wenden,  mit 
der  Hasler  die  Wünschbarkeit  dieser  Taxreduktion  begründet, 
dass  es  sich  nämlich  um  eine  Gleichstellung  der  bis  jetzt  be- 
nachteiligten Landweine  mit  den  ausländischen  Weinen  handle. 
U.  E.  hat  der  W.  I.  G.  —  nicht  mit  Unrecht  —  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Behauptung,  die  Fremdweine  reisten  billiger  als  die 
inländischen  im  Land  herum,  unzutreffend  sei.^)  „Wenn  der 
Importeur  seine  Ware  unter  internationalen  Tarif  nach  der 
Schweiz  gestellt  hat,  so  befindet  sie  sich  so  wenig  am  Konsum- 
tionsort, als  der  Inländer,  der  am  Produktionsort  liegt;  beide 
Weine  haben  nun  erst  noch  an  den  Konsumtionsort  gebracht 
zu  werden,  und  dies  geschieht  für  beide  zu  den  gleichen 
Tarifen."  Daher  ist  es  auch  für  den  Importhandel  vorteilhaft, 
wenn  im  Inlande  eine  Taxermässigung  vor  sich  geht. 

In  der  Erfüllung  dieser  recht  begreiflichen  Ansprüche  sämt- 
licher Interessenten  der  Weinbranche  liegt  aber  die  Gefahr,  dass 
die  Einnahmen  und  damit  auch  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen 


*)  Bericht  üb.  H.  &  I.  d.  Schweiz  1900. 

^)  Vgl.  W.  1.  G.  Bericht  1907,  vgl.  auch  Bericht  1908,  S.  3. 
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geschmälert  werden,  so  dass  die  Möglichkeit  der  Gewährung 
von  Transporterleichterungen  für  andere  volkswirtschaftlich  be^ 
deutsamere  Artikel  herabgesetzt  wird. 

Wii*  haben  unseren  Streifzug  durch  das  Lager  der  Inter- 
essenten des  Weinbaues  und  Weinhändeis  beendigt.  Damit  ver- 
lassen wir  aber  keineswegs  den  erbitterten,  oft  widerlichen 
Interessenkampf.  Im  Gegenteil,  wir  werden  ihn  erst  recht  in 
seiner  vollen  Wucht  und  Schärfe  sehen;  denn  wir  müssen  uns 
im  Folgenden  mit  der  Lebensmittelgesetzgebung  beschäftigen, 
die,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  im  engsten  Zusammenhang  zur 
Zollpolitik  steht.  — 


B.  Die    Bedeutung   der  Lebensmiftelgesef^gebung 
für  den  schweizerischen  Weinhandel. 


§  24.    Die  Regelung  der  Weinfrage  durch  den  Bund. 

1.  Die  Notwendigkeit  einheitlicher  Massnahmen. 
Als  ein  Getränk,  das  seit  ältester  Zeit  nach  allen  Richtungen 
hin  verfälscht  zu  werden  pflegte,  war  der  Wein  von  jeher  „das 
volkstümlichste  Obiekt  der  staatlichen  Kontrolle".^)  Schon  im 
Mittelalter  spiel fc  er  unter  den  mannigfaltigen  Bestimmungen,  die 
sich  gegen  die  Verfälschung  von  Lebensmitteln  richten,  eine 
Hauptrolle.2) 


1)  B.  B.  Jahrg.   1895,   I,   S.  775. 

2)  Vgl.  L.  Wassermann:  Der  Kampf  gegen  die  Lebensmittelfälschung 
vom  Ausgang  des  Mittelalters  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Mainz  1879. 

Eudolf  Berthold:  Die  §§  10  und  11  des  Nahrungsmittelgesetzes. 
Leipziger  Diss.   1911. 

Eiben,  Karl:  Zur  Lehre  von  der  Warenfälschung,  hauptsächlich  in 
geschichtlicher    Hinsicht.      Freiburger    Diss.    1881. 

Ueber  speziell  schweizerische  Verhältnisse  vergl.  ausser  den  bereits  in 
der  geschichtlichen  Einleitung  zitierten  Autoren  Ludwig  Siebert:  Die  Lebens- 
mittelpolitik  der  Städte  Baden  und  Brugg  im  Aargau,  in  Z.  f.  seh.  St.,  Jahrg. 
1911,   L  Bd.,  5.  Lieferung. 

Die  Wirteverordnung  der  Stadt  Baden  von  1521  verbietet  das  Zugiessen 
von  Wasser  oder  Wein  in  ein  frisch  angestochenes  Fass,  denn  auch  das  Ver- 


—    181    — 

Die  Kunst  der  Weinfälschung  hat  mit  der  kulturellen  Ent- 
wicklung Schritt  gehalten.  Sie  folgte  im  vergangenen  Jahr- 
hundert mit  Eifer  und  Geschick  den  Fortschritten  der  Wissen- 
schaften, insbesondere  der  Chemie,  ja,  sie  eilte  ihnen  sogar 
voraus.  Die  Fälschertätigkeit  begann  unter  dem  zunehmenden 
Druck  des  Wettbewerbes  immer  eindringlicher  zu  wuchern;  sie 
machte  sich  in  den  verschiedensten  Gebieten  der  Nahrungs- 
und Genussmittelbranche  recht  unangenehm  fühlbar.  Immer 
lauter  wurden  die  Klagen  gegen  diese  Misstände  und  die  Not- 
wendigkeit schärferer  Massregeln  trat  deutlich  hervor.  Dies 
gab  zunächst  Veranlassung  zu  polizeilichen  und  gesetzgeberischen 
Massnahmen  seitens  der  Kantone. 


schneiden,  also  das  Mischen  verschiedener  Sorten,  war  verpönt.  Aehnliches 
gilt  für  Brugg.  Die  Wirte  sollen  den  Wein  unverändert  lassen  und  weder  guten 
noch  „schädlichen  Zusatz"  verwenden.  (Im  Mittelalter  wurden  den  Weinen 
vielfach  Gewürzmischungen  zugesetzt;  vgl.  Mone  in  der  Zeitschrift  für  Ge- 
schichte des  Oberrheins,  XIV,  S.  42/43).  Guten  Aufschluss  geben  auch  die 
Weinmandate  der  Städte  Zürich  und  Bern.  Vielleicht  dürfte  folgendes  von 
Interesse   sein: 

In  den  Weinmandaten,  die  von  der  Stadt  Zürich  im  18.  Jahrhundert 
erlassen  wurden,  können  wir  ebenfalls  den  Kampf  gegen  die  Weinfälschung 
beobachten:  ,, Weilen  uns  auch  zu  sonderem  Missfallen  zu  vernemmen  kommt 
/was  massen  das  höchst  sträfflich  und  schädliche  Weinfärben / und  Trilstbrannen 
in  der  Stadt  und  auf  der  Landschafft  je  mehr  und  mehr  getriben  werde /als 
ist  deswegen  Unser  ernstlicher  Befehl  /  dass  Maenniglich  vor  allen  disen  Dingen 
bey  straaff  an  Leib  und  Guth  /  und  zvahren  alles  Färbens  /  Röthens  /  Verf älschens 
und  Zurüstens  der  Weinen  /  mit  Kriesenen  und  Wiechseln  /  bey  Einhundert  Pfund 
Geltbuss  mit  Holder,  Kerngerten  /  Wissmut  /  schaedlichem  Süssbrand  als  an- 
deren dergleichen  Ohnraht  /  alles  bey  abbüssung  an  Leib  /  Ehr  und  Guth  sich 
allenklich  müssige  und  verhüte  /  denn  so  auf  den  Eint  ald  Anderen  dargethan 
werden  könte  /  dass  Er  entweders  selbst  dergleichen  etwas  thaete  oder  durch 
die  Seinigen  beschehen  Hesse /Er  zu  gebührender  Abstraaffung  gezogen  werden 
solle;  (W.  M.  vom  23.  Oktober  1702).  (Vgl.  W.  M.  vom  23.  IX.  1706,  Nr.  3.) 
Dem  Weinmandat  vom  31.  März  1705  entnehmen  wir  folgendes: 
Darnebent  lassen  Wir  es  auch  bey  vormahlig  oefters  publicirt  ernst- 
hafften  Verbott  /  alles  Wein-Verfälschens  /  Versüssgens  und  Färbens  /auf  was 
ard  es  immer  verriebt  und  genent  wurde / gleich  als  wann  es  von  Wort 
zu  Wort  hier  wiederholt  were  /  foellig  bewenden  /  in  der  aussgetruckten  Mei- 
nung/dass  auf  alle  vorbenamseten  Verboth  Zweyhundert  Pfund  Gelts  zu  Buss 
gesetzt  seyn!  Damethin  das  Gebot  wegen  Pflantz-  und  Auffnung 
gut   edlem   Rebgewächses   geflissen   beobachtet   werden  soll. 
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Die  kantonalen  Bestrebungen  waren  aber  nach  Umfang  und 
Charakter  ausserordentlich  verschieden.^)  Trotz  der  z.  T.  sehr 
strengen  Bestimmungen,  die  verschiedene  Kantone  gegen  die 
Verfälschung  erliessen,  blühte  das  Fälschergewerbe  ungehindert 
weiter.  Die  grosse  Ungleichheit  der  Lebensmittelgesetzgebung 
in  den  einzelnen  Kantonen  und  die  erheblichen  Verschieden- 
heiten im  Begriff  der  Fälschung,  in  den  für  solche  Delikte  zu- 
ständigen Strafinstanzen  und  in  der  Art  und  dem  Mass  der  an- 
gedrohten Strafen,  sollen  nach  der  Botschaft  des  Bundesrates 
vom  8.  März  1895  ein  wirksames  Vorgehen  gegen  die  Lebens- 
mittelfälschung verunmöglicht  haben.*)  So  kam  es  beispiels- 
weise vor,  dass  ein  Weinfabrikant,  der  seinen  Sitz  in  einem 
Kanton  ohne  Lebensmittelpolizeigesetz  hatte,  von  einem  benach- 
barten Kanton,  der  ihn  auf  Grund  seiner  Bestimmungen  be^ 
langen  wollte,  nicht  bestraft  werden  konnte,  weil  der  Heimat- 
kanton die  Auslieferung  zu  verweigern  berechtigt  war.  Es  blieb 
dem  Ankläger  nichts  anderes  übrig,  als  einen  Abwesenden  zu 
verurteilen.^) 

2.  Der  Werdegang  der  ei  dg.  Regelung. 
Das  Bedürfnis  nach  einheitlichen  Bestimmungen  trat  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  deutlich  genug  hervor.  Schon  im  Jahre 
1879,  als  infolge  einer  geringen  einheimischen  Weinernte  eine 
grosse  Menge  gefälschter  Weine  eingeführt  wurde,  zeigte  sich 
der  Mangel  bezüglicher  Bestimmungen.  In  der  Folge  wies  eine 
Reihe  von  Postulaten,  Petitionen  und  Eiingaben  stetsfort  auf 
die  beklagenswerten  Zustände  auf  dem  Gebiete  der  Lebens- 
mittelpolizei hin.^)    Zuletzt  musste  dem  allgemeinen  Verlangen 


3)  Botschaft  des  Bundesrates  vom  8.  März  1895.  „Die  schweizerische 
Lebensmittelgesetzgebung."  Die  eidg.,  kantonalen  und  wichtigsten  städtischen 
Vorschriften  über  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  Gebrauchsgegenständen. 
Bern  1899.    Vgl.  Fr.  Bächli  im  Kfm.  Zentralblatt,  1.  Dez.  1911,  Nr.  48,  S.  402. 

4)  Botsch.    des    Bundesrates,    Bundesblatt    1895,    I.  Bd.,    S.    776  f. 

^)  Stenogr.  Bulletin,  XIII.  Jahrg.,  S.  416  (Lebensmitteiges,  im  National- 
rat). 

6)  Die  Anregungen  waren  (B.  B.  1895,  I,  767;  1896,  III,  873;  1897, 
m,  233,  IV,  81  und  R  G.,  XVI,  343):  a)  Postulat  des  National- 
rates (Motion  Curti)   vom  29.  Juni  1887,   auf  Erlass  eines  Bundesgesetzes 
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nach  Vereinheitlichung  der  Lebensmittelpolizei  entsprochen  wer- 
den. Hatte  noch  im  Jahre  1882  der  Bundesrat  die  Ablehnung 
eines  Postulates  „betreffend  die  nötigen  Massnahmen,  um  die 
Konsumenten  vor  gefälschten  oder  gesundheitsschädlichen  Ge- 
tränken zu  schützen",^)  befürwortet,  weil  dasselbe  mit  Rück- 
sicht auf  die  kantonale  Lebensmittelpolizei  überflüssig  erscheine 
und  dem  Bund  die  Gesetzgebungsbefugnis  fehle,  so  betont  er  in 
seiner  Botschaft  vom  8.  März  1895  die  Notwendigkeit  einer 
eidg.  Regulierung  und  beantragt  Verfassungsrevision  zwecks 
Zuerteilung  der  nötigen  Kompetenzen.  In  der  Volksabstimmung 
vom  11.  Juli  1897  wurde  der  Revisionsartikel  69  bis  mit  162,250 
Stimmen  gegen  86,965  Stimmen  angenommen.  Damit  war  die 
verfassungsmässige  Unterlage  für  ein  Lebensmittelgesetz  ge- 
schaffen —  und  das  erste  Stadium  überwunden.  Die  Ausführung 
des  Revisionsartikels  liess  lange  auf  sich  warten.  Erst  am 
8.  Dezember  1905  kam  das  Bundesgesetz  betreffend  den  Verkehr 
mit  Lebensmitteln  und  Gebrauchsgegenständen  zustande,  das  am 
10.  Juni  1906  vom  Schweizervolke  angenommen  wurde.^) 


zur  Ergänzung  der  kantonalen  Bestimmungen  über  Herstellung  und  Verkauf 
gesunder  und  unverfälschter  Nahrungs-  und  Genussmittel  und  gewisser  Ge- 
brauchsgegenstände zwecks  einheitlicher  Deklaration,  b)  Postulat  bei- 
der Räte  vom  26.  Juli  1889  auf  Erlass  eines  Bundesgesetzes  über  den 
Weinhandel,  c)  Petition  des  Verbandes  schweizer.  Metzger- 
meister, d)  Eingaben  und  Kundgebungen  an  den  Bundes- 
rat, in  den  Jahren  1890  ff.:  Verein  Schweiz,  analy.  Chemiker;  Schweiz. 
Aerztekommission ;  Stadrat  Zeh.;  Regierungsräte  Zeh.  und  Aargau;  Schweiz. 
Wirteverein;  bernische  statistische  und  volkswirtschaftliche  Gesellschaft;  Ver- 
ein Schweiz.  Geschäftsreisender;  Schweiz,  gemeinnützige  Gesellschaft;  ärzt- 
licher Zentralverein;  Schweiz.  Apothekerverein;  bernische  Männerhelvetia  u.  s.  w. 
und  von  Seiten  einer  grossen  Zahl  von  Interessenten.  Vgl.  Schollenber- 
ge r  :  Die  Schweiz.  Eidgen.  von  1874  bis  auf  die  Gegenwart,  Berlin  1910, 
S.  311  ff.;  vgl.  Burckhardt:  Kommentar  der  Seh.  B.-V.,  Bern  1905,  Art. 
69  bis. 

')  Bundesblatt,  Jahrg.   1895,   I.  Bd.,   S.  770;  1883,   II,  45;  1884,  II,  22. 

8)  Die  Referendumsbewegung  ging  vom  Konsumverein  Basel  aus.  Vgl.  Dr. 
Hans    Müller:    Die    Stellung    der    Konsumenten    zum    Lebensmittelpolizeigesetz. 

Dr.  Alfred,  Georg:  La  loi  sur  le  commerce  des  denrees  alimentaires. 
Entgegnung   auf    Laur.s    Flugschrift:    Warum    brauchen    wir    ein    eidg.    L.-G.? 
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Es  sei  hier  nur  kurz  auf  Zweck  und  Inhalt  dieser  Gesetz- 
gebung- hingewiesen:^) 

Das  Gesetz  vom  8.  Dezember  1905  hat  einen  doppelten 
Zweck:  Es  soll  einerseits  den  Konsumenten  vor  Gesundheits- 
schädigung und  Ausbeutung  schützen  und  anderseits  den  reellen 
Produzenten  und  Händler  vor  unredlicher  Konkurrenz  sichern. 
Man  war  sich  von  vornherein  darüber  klar,  dass  eine  wirksame 
Bekämpfung  der  Lebensmittelfälschung  durch  Androhung  von 
Strafen  allein  nicht  erreicht  werden  könnte.  Vielmehr  versprach 
man  sich  von  den  vorbeugenden  Massnahmen,  insbesondere  von 
einer  regelmässigen  und  strengen  Ueberwachung  des  gesamten, 
in  Frage  kommenden  Gebietes  den  Haupterfolg.  So  steht  die 
Präventive,  also  die  Organisation  der  Kontrolle,  im 
Vordergrund  des  Gesetzes  und  nimmt  einen  verhältnisr- 
massig  grossen  Raum  ein.  Es  folgen  im  Anschlüsse  dann  die 
Strafbestimmungen  und  sodann  die  Schlussbestimmungen,  die 
sich  hauptsächlich  mit  der  Regelung  der  Verordnungstätigkeit  des 
Bundes  auf  diesem  Gebiete  beschäftigen. 

Das  Gesetz  ist  sehr  knapp  gehalten  und  stellt  gewisser- 
massen  nur  den  Rahmen  fest,  in  welchem  sich  die  ganze  Sache 
bewegen  soll.^^)  „Es  enthält  nur  Kompetenzbestinamungen  (über 
die  Verteilung  der  Kompetenzen  zwischen  Bund  und  Kantonen) 
und   Strafbestimmungen,   dagegen   keine   materiellen   Vorschrif- 

9)  Stenogr.  Bulletin,  IX.  Jahrg.,  15.  Juni,  S.  254  ff.,  XIII.  Jahrg.,  S.  417. 
Es  ist  eine  kantonale  und  eine  eidgenössische  Kontrolle  vorgesehen.  Das  Schwer- 
gewicht ist  in  die  kantonale  Kontrolle  gelegt.  Kantonale  Aufsichtsorgane 
sind:  1.  die  kantonale  Sanitätsbehörde,  2.  der  Kantonschemiker,  3.  die  kan- 
tonalen Lebensmittelinspektoren,  4.  die  örtlichen  Gesundheitsbehörden.  —  Pur 
die  eidgenössische  Aufsicht  ist  eine  besondere  Abteilung  für  Lebensmittel- 
kontrolle vorgesehen.  Die  Kontrolle  an  der  Grenze  wird  durch  die  Grenz- 
tierärzte und  die  Zollämter  ausgeübt.  Die  kantonalen  Aufsichtsbehörden  sind 
berechtigt,  in  den  üblichen  Geschäftsstunden  in  die  Räumlichkeiten,  in  denen 
Gegenstände,  die  unter  das  Gesetz  fallen,  gewonnen,  hergestellt,  aufbewahrt  oder 
feilgeboten  werden,  einzutreten,  Umschau  zu  halten  und  je  nachdem  Proben 
zu  entnehmen.  Wenn  die  Untersuchung  Veranlassung  zu  Beanstandungen  gibt, 
so  wird  bei  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  Anzeige  erstattet  und  das 
strafrechtliche  Verfahren  eingeleitet.  Gegen  den  Befund  eines  Lebensmittel- 
inspektors  oder    eines   Ortsexperten   ist  das   Rekursrecht   vorgesehen. 

10)  St.  B.  15.  Juni   1899,   S.  254. 
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ten"^i)  (ausser  zwei  vereinzelten  Bestimmungen,  betreffend 
Fleischschau  Art.  7  und  Deklarationszwang  Art.  54).  Das  Ge- 
setz wurde  mit  einem  Knochengerüst  verglichen,  das,  um  zum 
Leben  zu  gelangen,  erst  durch  eine  Reihe  von  Verordnungen 
und  Reglementen  Fleisch  und  Blut  erhalten  müsse.  Deshalb  die 
Behauptung,  das  Schweizervolk  habe  eine  Katze  im  Sack  ge- 
kauft, ^^)  als  es  ein  solches  Blankettgesetz  annahm,  und  der 
Vorwurf  einer  „Elskamotierung"  i^)  der  Volksrechte.  So  be- 
denklich einerseits  das  Bestreben  sein  mag,  auf  dem  Verordnungs- 
wege das  zu  schaffen,  was  man  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
nicht  durchzubringen  glaubt,  so  gerechtfertigt  ist  anderseits 
die  Ueberlegung,  dass  ein  elastischer  Apparat  die  erste  Be- 
dingung einer  wirksamen  Lebensmittelkontrolle  ist.  Darin  liegt 
ja  gerade  die  Schwierigkeit  der  ganzen  Regelung  auf  diesem 
Gebiete,  dass  sich  die  Betrugschemie  Jeweils  mit  grossem  Ge- 
schick den  gesetzlichen  Bestimmungen  anpasst  und  diese  auf 
irgend  eine  Weise  umgeht.  Wenn  man  überhaupt  den  Glauben 
an  den  Erfolg  einer  Kontrolle  hat,  so  ist  es  nur  zweckmässig, 
dass  man  ihre  rasche  Anpassung  an  die  jeweils  veränderten 
Verhältnisse  ermöglicht.  Dies  ist  auf  dem  Verordnungswege 
am  ehesten  erreichbar.  Allerdings  muss  man  die  Gefahr  mit 
in  den  Kauf  nehmen,  dass  die  Verordnungbefugnis  unter  dem 
Drucke  einseitiger  Interessen  zum  Hilfsmittel  der  Preispolitik 
gemacht  werden  kann.  Diese  Bedenken  zeigten  sich  recht  deut- 
lich während  des  Verordnungsstadiums.  Selbst  Anhänger  des 
GesetzeiS  erwarteten  mit  Bangen  die  Verordnungen,  denen  Ge- 
rüchte von  übertriebenem  Bureaukratismus  und  engherziger  Re- 
glementierung vorausgingen.  Endlich  wurden  die  mit  Spannung 
erwarteten  Verordnungen  erlassen.^0    Damit  bekam  die  Gesetz- 


11)  Schollenberger:  Die  Schweiz  seit  1874,  S.  313. 

12)  St.  B.,  15.    Juni    1899,    S.    256. 

13)  Schollenberger:   Die   Schweiz   seit    1874,    S.   313. 

1*)  Folgende  Verordnungen  und  Reglemente  wurden  erlassen: 

a)  Verordnung   betreffend    den   Verkehr   mit   Lebensmitteln  und   Gebrauchs- 
gegenständen vom   29.    Januar    1909. 

b)  Verordnung  betreffend   die   Anforderungen   an   die  Lebensmittelchemiker 
vom   29.    Januar    1909. 
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gebung  den  materiellen  Inhalt.     Sie   trat  am  1.  Juli  1909  in 
Kraft. 

Der  Weinhandel  ist  im  Kampfe  um  das  Lebensmittelgeset:& 
schlecht  weggekommen.  Nur  zu  oft  wurde  er  als  synonim  mit 
Weinfälschung  betrachtet  und  in  dem  Sinne  gebraucht,  wie  ihn 
die  fliegenden  Blätter  darzustellen  pflegen.  Selbst  später,  als 
die  Organisationen  der  schweizerischen  Weinhändler  für  die 
Förderung  des  reellen  Handels  eintraten  utid  ebenso  dringend 
wie  die  Weinbauern  nach  einem  Gesetze  verlangten,  wird  er 
noch  fortgesetzt  zum  Opfer  ungerechter  Verallgemeinerungen. 
Der  Weinhandel  wird  als  geborener  Bösewicht  betrachtet,  den 
man  zwar  nötig  hat,  dem  man  aber  immer  auf  die  Finger  sehefl 
muss,  dass  er  nicht  stiehlt.^^)  Die  Regelung  der  „Weinfrage" 
wurde  zum  vorneherein  als  eine  Hauptaufgabe  der  Lebensmittel- 
gesetzgebung betrachtet.  Sie  findet  in  der  Verordnung  vom 
29.  Januar  1909  unter  dem  Titel  XHI  „Wein  und  weinähnliche 
Getränke"  ihren  speziellen  Ausdruck. ^^) 

§25.  Zweck  und  Inhalt  der  „Weinverordnung"  vom  29.  Januar  1909. 

Die  Wein  Verordnung  ist  eine  Ausführung  der  Art.  11  und 
54  des  Lebensmittelgesetzes  vom  8.  Dezember  1905. 


c)  Verordnung    betreffend    die    Anforderungen    an    die    kantonalen    Lebens- 
mittelinspektoren. 

d)  Verordnung  betreffend  die  technischen  Befugnisse  der  kantonalen  Lebens- 
mittelinspektoren  und  der   Ortsexperten. 

e)  Reglement  betreffend  die  Entnahme  von  Proben  von  Lebensmitteln  und 
Gebrauchsgegenständen. 

f)  Reglement   betreffend   die   Ausrichtung   von   Bundesbeiträgen  etc. 

g)  Verordnung   betreffend   das   Schlachten,    die   Fleischschau   und   den   Ver- 
kehr mit  Fleisch. 

h)  Verordnung  betreffend   die   Anforderungen  an  die  Fleischwaren, 
i)  Verordnung  betreffend  die  Ausübung  der  Grenzkontrolle  im  Verkehr  mit 

Lebensmitteln    und    Gebrauchsgegenständen, 
k)  Verordnung  betreffend  die  Untersuchung  der  Einfuhrsendungen  von  Fleisch 
und  Fleischwaren. 
15)  Vgl.  Naumann,   S.   121  f. 

Iß)  Der  Kürze  halber  bezeichnen  wir  diesen  Abschnitt  in  der  Folge  mit 
,  Weinverordnung". 
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1.    Der  doppelt  eZweck. 

Der  doppelte  Zweck,  den  wir  schon  beim  grundlegenden 
Gesetz  erwähnten,  kommt  auch  hier  zum  Vorschein.  Im  ersten 
Stadium  der  Lebensmittelgesetzgebung  überwog  der  gesundheits- 
polizeiliche Gesichtspunkt.  In  erster  Linie  sollte  das  Leben 
der  Konsumenten  geschützt  werden.  Später  wurde  dieses  Be- 
streben zu  Gunsten  der  wirtschaftlichen  Erwägungen  in  den 
Hintergrund  gedrängt.  Das  Verlangen  nach  Bekämpfung  des 
unreellen  Wettbewerbes  wurde  lauter  und  lauter.  Ja,  es  fehlte 
zuletzt  nicht  an  Versuchen,  um  mit  politischen  Mitteln  sogar 
loyale,  aber  unbequeme  Konkurrenten  aus  dem  Felde  zu  schlagen. 

Der  Schwerpunkt  der  Verordnungen  liegt  in  der  Förderung 
möglichst  günstiger  Absatzverhältnisse  unter  tunlichster  Fern- 
haltung aller  preisdrückenden  Momente.^)  Vor  allem  sollte  den 
Produzenten  geholfen  werden.  Sie  waren  es  auch,  die  in  den 
letzten  Jahren  am  eifrigsten  nach  einer  gesetzlichen  Regelung 
riefen.  Es  erhellt  dies  aus  der  überaus  lebhaften  Propaganda 
des  schweizerischen  Bauernverbandes. 2)  Das  Dahinsiechen  des 
Winzers,  dieses  stolzen  Vertreters  des  Bauerntums,  erregte  in 
den  weitesten  Kreisen  Mitleid.  So  wurde  der  Weinbau  schon 
frühzeitig  im  Kampfe  gegen  die  pflanzlichen  und  tierischen 
Schädlinge  unterstützt.  Versuchsanstalten  und  Fachschulen 
sollten  die  Fortschritte  der  Wissenschaft  auf  die  Praxis  über- 
tragen. Erhöhte  Zölle  sollten  die  ausländische  Konkurrenz  fern- 
halten, und  endlich  sollte  durch  das  Lebensmittelgesetz  der 
preisdrückenden  „Wasserwirtschaft"  gesteuert  werden. 

„Vieles  ist  für  den  Winzer,  gar  wenig  durch  ihn  geschehen. 
Alles  sollte  der  Staat  tun;  die  Selbsthilfe  trat  völlig  in  den 
Hintergrund.  —  Dieser  wirtschaftliche  Indifferentismus  ist  durch 


1)  Freilich  wurde  das  Lebensmittelgesetz  auf  gesundheitspolizeiliche  Gründe 
und  auf  die  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbes  gestützt;  die  Hebung 
des  notleidenden  Weinbaues  war  aber  der  hauptsächlichste  Zweck  der  staat- 
lichen Massnahmen  —  er  schimmert  deutlich  aus  allen  Reden  und  Schriften 
der  Gesetzesfreunde  heraus. 

2)  Vgl.  Reichesberg,  Art.  „Bauernsekretariat",  S.  466.  Schweiz,  land- 
wirtschaftl.  Jahrbuch.  Mitteilungen  des  Schweiz.  Bauernsekretariates,  Nr.  4, 
Nr.   29. 
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^die  neuzeitliche  Uebung,  gegen  jedes  neue  schädliche  Symptom 
•ein  Gesetz  zu  fabrizieren,  geradezu  in  der  Winzerschaft  ver- 
steinert worden/*  3) 

Weniger  Sympathie  als  der  Weinbau  genoss  sein  Leidens- 
gefährte, der  reelle  Weinhandel.  Er  verfolgte  ähnliche  Ziele 
wie  die  Produktion,  nämlich  Schutz  vor  Preisdrückerei.  Es 
ging  lange,  bis  er,  ein  Zweig  des  individualistisch  geborenen 
Handels,  nach  einer  gesetzlichen  Regelung  verlangte.  Als  je- 
doch die  Weinfälschung  die  Existenz  der  reellen  Betriebe  zu 
bedrohen  begann,  als  Firmen  mit  klangvollem  Namen,  die  schon 
seit  Jahren  mit  dem  ehrlichen  Weinhandel  auf  das  Engste  ver- 
knüpft waren,  unter  dem  Drucke  der  Verhältnisse  sich  gezwungen 
sahen,  ihr  Geschäft  aufzugeben  oder  sich  doch  mit  dem  Gedanken 
trugen,  dies  zu  tun,  wurde  das  Begehren  nach  einem  Lebensmittel- 
gesetz immer  lauter.*)  Der  Schweizerische  Weinhändlerverband, 
der  die  Förderung  des  reellen  Handels  auf  sein  Banner  schrieb, 
verlangte  deshalb  eindringlich,  unaufhörlich  nach  einer  gesetz- 
lichen Regelung.^) 

2.    Die  Weinverordnung  als  Kompromiss. 

Nun  sind  aber  die  Verhältnisse  in  der  Schweiz  je  nach 
den  Gegenden  so  grundverschieden,  dass  eine  einheitliche  Re- 
gelung der  Weinfrage  unmöglich  allen  Interessen  gerecht  wer- 
den konnte.^)  Im  allgemeinen  huldigte  man  dem  Dogma,  das 
alle  modernen  Weingesetze  oder  Verordnungen  beherrscht:  „Wein 
ist  das  aus  dem  Safte  frischer  Weintrauben  durch  alkoholische 
Gärung  entstandene  Getränk".  Die  verschiedenen  Interessen- 
gruppen wollten  aber  diese  Begriffsbestimmung  je  nach  ihrem 
Vorteile  entweder  enger  oder  weiter  gefasst  wissen.    Während 


3)  Vgl.  Dr.  Frick:  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Weinbaus  und 
Weiahandels    im    Elsass    seit    1871,    S.    123. 

*)  B.  ü.  H.  u.  I.  im  Kanton  Zürich,  Jahrg.  1899,  S.  92.  „Bezeichnend 
für  die  Lage  ist  es,  dass  in  jüngster  Zeit  verschiedene,  sehr  gut  situierte 
Firmen  in   freiwillige   Liquidation   getreten  sind." 

^)  Vgl.  W.  Z.,  Jahrg.  1905  bis  Gegenwart.  Berichte  über  Sitzungen  des 
Verbandes. 

6)  St.  B.,  1899,   S.    254  ff.,   Juni. 

Vgl.   Bericht  über  Handel  u.   Industrie  im  Ktn.   Zeh.,   1900,   S.   138. 
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die  Westschweiz  in  den  meisten  Jahren  Weine  erzeugt,  die 
ohne  weiteres  in  den  Verkehr  gebracht  werden  können,  liefert 
die  Ostschweiz  zumeist  ein  Getränk,  das  notwendigerweise  einer 
.Verbesserung  bedarf,  wenn  es  dem  Geschmack  der  Konsumenten 
entsprechen  soll.  Wir  finden  deshalb  von  Anfang  an  einen  In- 
teressenkampf zwischen  Westschweiz  und  Ostschweiz,  zwischen 
Puristen  und  Opportunisten.  Dieser  Kampf  kommt 
namentlich  im  Lager  der  Produzenten  recht  deutlich  zum  'Ams- 
trage.  Die  Händler  haben  sich  in  so  grosser  Mehrzahl  der  oppor- 
tunistischen Richtung  angeschlossen,  dass  der  erwähnte  Gegen- 
satz weniger  zur  Geltung  kommt. 

a)  Die  verschiedenen  Weinkalegorien. 

Die  schweizerische  Weinverordnung  stellt  gleichsam  einen 
Kompromiss  dar  zwischen  Westschweiz  und  Ostschweiz,  der  aller- 
dings oft  zu  Gunsten  der  strengen  westschweizerischen  Richtung 
ausgefallen  ist.  Es  zeigt  sich  dies  namentlich  in  der  Begriffs- 
bestimmung (Art.  153),  die  noch  enger  gefasst  ist  als  die- 
jenige des  sonst  puristisch  angehauchten  deutschen  W^eingesetzes. 
Im  Deutschen  Reiche  darf  auch  der  rationell  verbesserte  Wein 
unter  der  allgemeinen  Bezeichnung  „Wein"  in  den  Verkehr  ge- 
bracht werden,  dagegen  nicht  unter  dem  Namen  „Naturwein". 
„Naturwein"  ist  vergorener  Traubensaft,  „Wein"  ist  verbesserter 
Natur  wein,  "^j 

Nach  Art.  153  ff.  der  Schweiz.  Verordnung  deckt  sich  aber 
der  schweizerische  Begriff  Wein  so  ziemlich  mit  dem  weit 
engeren  deutschen  Begriff  Naturwein.  Dadurch  erhält  unsere 
Verordnung  einen  recht  puristischen  Anstrich  der  für  Weinbau 
und  Weinhandel  nicht  ohne  Folgen  war  und  sein  wird. 

In  der  Begriffsbestimmung  wird  allerdings  auf  den  Art.  154 
verwiesen,  der  eine  Reihe  von  Zusätzen  erlaubt,  die  ohne  De- 
klaration bei  der  Kellerbehandlung  Verwendung  finden  dürfen. 
Der  Gebrauch  der  aufgezählten  Stoffe  kann  jedoch  selbst  vom 
Standpunkt  eines  gemässigten  Puristen  aus  gebilligt  werden.^) 


^)  A.  Günther  u.   R.   Marschner:  Weingesetz,  Berlin  1910,   S.  47;  ebenso 

Bericht  der  XXXI.  Kommission  über  den  Entwurf  eines  Weingesetzes,  1901, 
S.   6. 

^)  Baragiola:  Weinfälschung,  S.  4  ff. 
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Anders  verhält  es  sich  hingeg-en  mit  den  Weinverbesserungs- 
verfahren, die  tiefergehende  Eingriffe  verursachen  und  deshalb 
viel  häufiger  als  Fälschungen  betrachtet  werden.  Der  Zusatz 
von  Zucker  allein,  di©  „Trockenzuckerung"  fand  keinen 
heftigen  Widerspruch.  Diesem  Verfahren,  das  in  der  Westschweiz 
hauptsächlich  beliebt  ist,  wurde  durch  den  Art.  170  etwas  ge- 
steuert, indem  Wein,  welchem  Zucker  ohne  jeglichen  Wasser- 
zusatz  beigemischt  worden  ist,  als  gezuckerter  Wein  bezeichnet 
werden  muss.  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  eine  derartige 
Deklaration  den  Wein  weniger  verkäuflich  machen  wird. 

Der  Kampf  der  puristischen  Richtung  galt  aber  haupt- 
sächlich dem  Zusätze  von  Zuckerwasser,  dem  „Gallisieren",  so 
genannt  nach  dem  eifrigsten  Förderer  dieses  Verfahrens,  nach 
Ludwig  Gall.  Das  Bestreben,  das  unvollkommene  Naturprodukt 
auf  diesem  Wege  zu  verbessern,  ist  gewiss  unbedenklich.  Aus 
Traubenmosten,  in  denen  die  verschiedenen  Bestandteile  nicht 
im  richtigen  Verhältnis  vorhanden  sind  oder  durch  faule  Trauben 
zerstört  sind,  kann  niemals  ein  guter,  konsumfähiger  Wein  er- 
zielt werden.  Erst  durch  einen  rationellen  Zusatz  von  Zucker 
in  wässriger  Lösung  kann  das  richtige  Verhältnis  wieder  herge^ 
stellt,  bezw.  durch  die  dadurch  entstehende,  intensive  Gärung 
können  die  fauligen,  den  Geschmack  des  Weines  ungünstig  be- 
einflussenden Traubenbestandteile  vernichtet  werden.^)  Der  ,Oeno- 
loge  Kohler,  der  in  den  60  er  Jahren  sein  Buch  herausgab, 
nennt  das  Verbot  des  Gallisierens,  das  damals  schon  von  Seiten 
einzelner  Winzer  in  Frankreich  und  Deutschland  verlangt  wurde, 
einen  Unsinn,  einen  Eingriff  in  das  Recht  der  freien  Gewerbs- 
tätigkeit, eine  Beeinträchtigung  der  unzähligen  Weintrinker 
gegenüber  einer  bevorrechtigten  Klasse  von  Weinproduzenten, 
wobei  sehr  problematisch  bleibt,  ob  selbst  diesen  durch  ein  solches 
Monopol  gedient  wäre.  Es  gehöre  zu  den  Möglichkeiten,  dass  nur 
durch  Gallisieren  unserer  Moste  die  Konkurrenz  mit  Frankreich 
ausgehalten  werden  könne.^^) 


9)  Seb,    Pfaff:    Das    neue    Weingesetz   und    seine    wirtschaftliche    Bedeu- 
tung,   Diss.    1911,    S.    13. 

10)  J.  M.  Kohler:    Der  Weinstock  und  der  Wein,  Aarau  1869,  S.  256. 
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Die  Zahl  der  Vertreter  dieser  liberalen  Auffassung  hat 
sich  vermindert  im  Masse,  wie  das  Gallisieren  zum  Geschäft 
wurde  und  allmählich  aus  der  „Wein Verbesserung"  eine  „Wein- 
vermehrung" —  und  Fälschung  herauswuchs.  Das  Gallisieren 
führt  eben  zu  einer  gewissen  Vermehrung  des  Produktes  und 
darin  liegt  die  wirtschaftliche  Gefahr. 

Die  schweizerische  Verordnung  hat  den  derzeit  noch 
herrschenden  Verhältnissen  Rechnung  getragen  und  die  Ver- 
wendung von  Zucker  auch  in  wässeriger  Lösung,  allerdings  mit 
gewissen  Beschränkungen,  gestattet.^^)  Ein  gänzliches  Verbot 
des  Gallisierens  würde  sicherlich  für  viele  Weinbaugebiete  die 
schwersten  wirtschaftlichen  Schäden,  nicht  nur  vorübergehend 
zur  Folge  gehabt  haben.  Abgesehen  von  bestimmten  Qualitäts- 
weinen wird  vielfach  kein  direkt  konsumfähiges  Produkt  er- 
zeugt. Ein  grosser  Teil  der  Weinernte  müsste  wegen  seines 
starken  Säuregehaltes  bei  dem  derzeit  vorherrschenden  Ge- 
schmack, der  mit  einem  gewissen  Recht  saure  und  deshalb  unbe- 
kömmliche Naturweine  zurückweist,  unverwendbar  bleiben.  Da 
aber  in  absehbarer  Zeit  eine  Aenderung  in  der  Geschmacks- 
richtung nicht  zu  erwarten  ist,  so  ist  es  für  den  Weinbau  und 
Weinhandel  in  gleicher  Weise  ein  Gebot  der  Selbsterhaltung, 
dieser  allgemeinen  Geschmacksrichtung  durch  eine  rationelle  Ver- 
besserung des  Produktes  Rechnung  zu  tragen.  Das  Verbot  des 
Gallisierens  musste  in  letzter  Linie  diejenigen  Winzer  treffen, 
die  im  Besitz  der  geringeren  Lagen  sind.^^')  Während  ]edoch  die 
Verordnung  der  Trockenzuckerung  des  Weines  keine  Grenzen 
zieht  und  auch  nicht  die  Bedingung  daran  knüpft,  dass  die 
Zuckerung  nur  bei  verbesserungsbedürftigen  Weinen  angewandt 
werden  darf,  sind  dem  Gallisieren  bestimmte  Grenzen  gezogen. 
Die  Beimischung  darf  nur  zu  dem  Zwecke  geschehen,  den  zu 
hohen  natürlichen  Säuregehalt  des  Weines  herabzusetzen.  Dabei 
muss  der  Charakter  des  Weines  erhalten  bleiben  und  es  darf 
sein  Gehalt  an  Alkohol  den  mittleren  Alkoholgehalt  des  Weines 


11)  Vgl.  Art,  171  der  Verordnung.     Das  Gleiche  gilt  auch  für  das  deutsche 
Reich.     Vgl.    Günther   u.    Marschner,    S.    66  ff. 

12)  Vgl.  Pfaff,  S.   13  f. 
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aus  reifen  Trauben  der  betreffenden  Gegend  nicht 
übersteigen.  Femer  darf  der  Gehalt  an  zuckerfreiem  Extrakt 
bei  gallisierten  Weinen  gewisse  Grenzzahlen  nicht  übersteigen.^^) 

Mit  Recht  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die  Gallisierang 
besser  durch  Prozente  ^^)  ausgedrückt  worden  wäre,  als  durch 
solche  Grenzzahlen.  Im  Deutschen  Reiche  hat  man  diese  fallen 
gelassen,  da  man  schlechte  Erfahrungen  machte.  Weinbau  und 
Weinhandel  sind  durch  die  Grenzzahlen  der  Chemie  ausgeliefert 
worden.  Es  entstanden  die  sog,  „analysenfesten"  Weine, 
die  zu  höchst  bedauernswerten  Zuständen  führten.  Ueberstreckte 
und  vermehrte  Weine  wurden  durch  den  Zusatz  von  Chemikaliem 
den  Grenzzahlen  entsprechend  hergestellt.  Sie  wiesen  den  Min- 
destgehalt an  Extraktstoffen  und  Mineralbestandteilen  auf,  den 
das  Gesetz  forderte,  sie  waren  somit  analysenfest.  Die  Fabri- 
kation derartiger  Weine  wurde  in  Deutschland  zu  einem  blühen- 
den Geschäft,  das  namentlich  den  Grossbetrieb  begünstigte,  der 
sich  eigene  Chemiker  leisten  konnte  und  diese  in  ihren  materiellen 
Interessen,  3a  vielfach  sogar  in  ihrer  ganzen  Existenz  von  seiner 
Industrie  abhängig  machte.  Es  zeigt  sich  in  der  Folge  deutlich 
die  Ueberlegenheit  der  Betrugschemie  über  die  Fiskalchemie. 
Hören  wir  eine  Kritik  aus  der  Praxis:  ^^) 

„Nichts  war  bequemer"  —  so  schreibt  ein  deutscher  Land- 
richter —  „als  den  Chemiker  zu  fragen,  ob  die  Grenzzahlen 
innegehalten  sind,  und  darnach  die  Feststellung  2u  treffen.  Dem 
ehrlichen  Händler  konnten  die  Grenzzahlen  manchmal  einen 
Streich  spielen;  wenn  er  auch  wenig  wässerte,  konnte  plötz- 
lich eine  Zahl  unter  dem  Strich  erscheinen,  das  rührte  von 
der  merkwürdigen  Zusammensetzung  gewisser  Traubensorten  und 
hauptsächlich  davon  her,  dass  der  ehrliche  Händler  keinen 
Chemiker  zur  Hand  hatte.    Die  Weinpantscher  hatten  ihre  helle 


13)  Vgl.   Art.   171,   Abs.   2. 

1*)  Nach  dem  deutschen  Weingesetz  vom  7.  April  1909  darf  der  Zusatz 
an  Zuckerwasser  in  keinem  Falle  mehr  als  ein  Fünftel  der  gesamten 
Flüssigkeit  betragen.  Vgl.  §  3  Abs.  1.  Günther  u.  Marschner,  a.  a.  0., 
S.  88. 

15)  P.  Probst:  Weingesetz,  Richter  und  Publikum.  Eine  Kritik  aus  der 
Praxis,    H.    Laupp'sche    Buchhandlung,    Tübingen. 
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Freude  an  den  Grenzzahlen,  sie  hatten  nur  darauf  gewartet, 
um  ihre  analysenfesten  Weine  auf  den  Markt  zu  werfen.  Diesen 
konnten  die  Grenzzahlen  nichts  anhaben,  weil  sie  eben  nach 
diesen  Zahlen  gearbeitet  hatten." 

Trotz  der  nicht  sehr  glücklichen  Anwendung  von  Grenz- 
zahlen bringt  die  schweizerische  Verordnung  weniger  die  ge- 
schilderten Gefahren  mit  sich.  Die  ausschliessliche  Herrschaft 
der  Chemie  ist  gebrochen  durch  die  Bestimmungen  des  Art.  163, 
wonach  nicht  allein  auf  die  chemische  Zusammensetzung  des 
Weines,  sondern  auch  auf  sein  Aussehen,  den  Geruch  und  den 
Geschmack  (Degustation)  Rücksicht  genommen  werden  muss. 
Sodann  ist  nach  dem  Wortlaut  des  Art.  171  der  Verwendung 
von  Zuckerwasser  eine  Zweckbestimmung  und  damit  eine  eng- 
umschriebene Richtung  gegeben.^^)  Eine  räumliche  Begrenzung 
der  Zuckerung  ist  somit  tatsächlich  vorhanden.  Hingegen  fehlt 
unserer  Verordnung  die  zeitliche  und  örtliche  Beschränkung, 
die  in  Deutschland  eine  grosse  Rolle  spielt  und  dem  ganzen 
Weingesetz  einen  echt  bureaukratischen  Anstrich  verleiht.^^) 

Wir  haben  dagegen  einen  konsequent  durchgeführten, 
direkten  Deklarationszwang.  Der  Art.  54,  Abs.  3,  des  Lebens- 
mittelgesetzes vom  8.  Dezember  1905  bestimmt  nämlich:  Er 
(der  Bundesrat)  wird  dafür  sorgen,  dass  alle  Zusätze  als  solche 
deklariert  werden  müssen  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  zu 
der  notwendigen  oder  allgemein  gebräuchlichen  Behandlung  ge- 
hören und  welche  für  die  einzelnen  Lebensmittel  festgesetzt 
werden  sollen.  Auf  diesen  Grundgedanken  stützt  sich  die  ganze 
Verordnung.  Wurde  schon  beim  gezuckerten  Wein,  trotz  der 
verzweifelten  Gegenwehr  der  Neuenburger,  an  diesem  Deklara- 
tionszwang festgehalten,  so  ist  dies  erst  recht  der  Fall  beim 
gallisierten  Wein.  —  „Wein,  welcher  durch  Vergärung  einer 
Mischung  von  Traubenmische,  von  Weinmost  oder  von  Wein 
mit  Zucker  und  Wasser  hergestellt  worden  ist,  muss  als  galli- 


16)  Baragiola  in  W.  Z.:  Der  Deklarationszwang  für  verbesserte  Weine, 
1910,   S.   115. 

17)  Günther  u.  Marschner,  S.  90  f.  Pfaff:  Das  neue  Weingesetz,  S.  25  f., 
321,  391  Die  zeitliche  Beschränkung  wird  in  der  letzten  Zeit  ebenfalls 
angestrebt.     Vgl.    N.  Z.  Z.  1913  Nr.  118. 

Schau  Wecker  13 
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sierter  Wein  bezeichnet  werden"  (Art.  171,  Abs.  1).  Das  Be- 
streben der  Neuenburger,  ihrem  Produkte  durch  Nichtdeklaration 
der  Ti'ockenzuckerung  in  der  Ostschweiz  einen  grösseren  Markt 
zu  verschaffen,  fand  nach  Ablehnung  ihres  Begehrens  seinen 
Ausdruck  in  einer  masslosen  Befehdung  des  gallisierten  Ost- 
schweizerweines.^^)  Ihrer  Misstimmung  hat  man  den  nicht  un- 
bedenklichen, unseres  Erachtens  sogar  verfassungswidrigen  Ar- 
tikel 176  zuzuschreiben,  der  die  Kantone  zum  Verbot  des  galli- 
sierten Weines  ermächtigt.  Waadt^^)  und  Neuenburg  haben 
bereits  von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht.  Es  zeigt  sich 
gegenwärtig  (solange  ein  Kunstweinverbot  nicht  in  Kraft  tritt) 
in  diesen  Kantonen  die  Merkwürdigkeit,  dass  der  Wein  gezuckert 
werden  darf  zu  Jeder  Zeit  und  in  jedem  Umfange,  es  darf  Kunst- 
wein ieder  Art  fabriziert  werden,  nur  das  Gallisieren  ist  bei 
hoher  Strafe  verboten!  „Wenn  also  ein  Wein  zu  sauer  ist 
und  man  ihn  nicht  zuckern  will  oder  kann,  dann  streckt  man 
ihn  so  sehr,  dass  er  zu  Kunstwein  wird,  so  ist  er  verkäuf- 
lich", bemerkt  dazu  nicht  ohne  Ironie  ein  Korrespondent  der 
Weinzeitung.^^) 

Wie  der  gezuckerte  und  der  gallisierte  Wein,  muss  auch 
der  mit  Alkohol  versetzte  Wein,  der  „avinierte  Wein"  deklariert 
werden  (Art.  172).  Das  Alkoholisieren  geschieht  hauptsäch- 
lich, um  dem  Getränk  eine  grössere  Haltbarkeit  zu  verleihen. 
Namentlich  im  Importhandel  spielt  die  Avinage  eine  grosse 
Rolle.  Deshalb  verlangten  die  schweizerischen  Weinimporteure, 
dass  leicht  mit  Weingeist  versetzte  Weine  nicht  als  aviniert 
zu  bezeichnen  seien  mit  der  Begründung:  ein  leichter  Wein- 
geistzusatz ist  bei  gewissen  Weinen  nötig,  damit  sie  speditions- 
fähig werden.  21) 

Bis  ietzt  haben  wir  zwei  Getränkekategorien  kennen  ge- 
lernt.   In  erster  Linie  befassten  wir  uns  mit  der  Begriffsbestimr 

18)  W.  Z.,   XVI.    Jahrg.    1908,    S.   378,   386. 

19)  W.  Z.,  Jahrg.   1909,   S.   174. 

20)  W.  Z.,  Jahrg.   1909,   S.   174,  394  (1909). 

Bemerkenswert  ist  auch  der  Versuch  des  Kantons  Nidwaiden,  ein  Verbot 
des  Gallisierens  einzuführen-     Vgl.  W.  Z.,  1909,  S.  252. 

21)  Deklaration  von  Wein  mit  Alkoholzusatz.  W.  Z.,  1909,  S.  225,  Zoll- 
und   Frachtfragen,    sowie    Eingabe   der   W.  I.  G.  vom    10.    V.    1907. 
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mung  des  Weins,  dieses  aus  reinem  Traubensafte  erzeugte a 
Getränkes  —  ohne  jeden  Zusatz  als  den  in  der  Kellerbehandlung 
gebräuchlichen. 

Eine  zweite  Kategorie  bilden  die  gezuckerten,  gallisierten  und 
alkoholisierten  Weine,  d.  h.  die,  welche  einer  der  drei  Arten 
der  Verbesserung  unterworfen  worden  sind,  wovon  unterrichtet 
zu  sein  der  Konsument  das  Recht  hat.  Die  Artikel  173 — 175 
schreiben  vor,  wie  die  Deklaration  dieser  Weine  zu  geschehen 
hat.  —  „Im  Gross-  und  Kleinhandel,  in  Keller  und  Verkaufs- 
lokalen, auf  allen  Fässern  und  sonstigen  Aufbewahrungsgefässen, 
welche  solche  Getränke  enthalten,  müssen  die  vorgeschriebenen 
Bezeichnungen  „gezuckerter  Wein",  „gallisierter  Wein"  und  „avi- 
nierter  Wein"  an  leicht  sichtbarer  Stelle  mit  deutlicher,  nicht 
verwischbarer  Aufschrift  angebracht  sein,  und  zwar  bei  Fässern 
in  mindestens  5  cm,  bei  kleineren  Gefässen  in  mindestens  2  cm 
hohen  schwarzen  Buchstaben  auf  hellem  Grunde."  Es  muss 
bis  auf  den  Tisch  deklariert  werden.  In  Ausschreibungen,  Rech- 
nungen und  Frachtbriefen,  in  Anschlägen  und  Weinkarten  muss 
dem  Konsumenten  Kenntnis  von  der  Natur  des  Weines  gegeben 
werden.     Abkürzungen  sind  unzulässig.--) 

Gestützt  auf  den  Deklarationszwang  wurde  in  der  Ver- 
ordnung noch  eine  dritte  Kategorie  „Wein"  zugelassen,  die 
sog.  weinähnlichen  Getränke  und  die  Kunstweine.  Unter  wein- 
ähnlichen Getränken  versteht  die  Verordnung  in  erster  Linie 
das,  was  in  der  Praxis  vielfach  als  Nachwein  bezeichnet  wird, 
nämlich  Tresterwein,  Hefepresswein,  Hefewein  und  im  weiteren 
Sinne  auch  Trockenbeerweine.^^^) 

Als  Kunstweine  müssen  deklariert  werden: 

a)  Weinähnliche  Getränke,  welche  ganz  oder  teilweise  aus 
Rückständen  der  Weindestillation  oder  durch  Mischung  von  Wein- 
bestandteilen bereitet  worden  sind. 

22)  W.  Z.,  1909,  S.  57  f.  Das  Tageblatt  für  Stadt  und  Kanton  Schaff- 
hausen schreibt:  „Der  äusserst  rigorose  Deklarationszwang  jeglicher  Ver- 
besserung ....  wird  kaum  ohne  schwere  Nachteile  bleiben  und  dürfte  in 
den  nicht  Weinbau  treibenden  Kantonen  manchen  bisherigen  Weintrinker  dem 
Bier  zuführen,   das  knapp  und  klar  bezeichnet  ist  mit  einem  einzigen  Wort." 

23)  Baragiola  in  W.  Z.,  1911,  S.  60,  Kommentar  zu  Art.  177,  Abs.  1  der 
Schweiz.    Lebensmittelverordnung. 
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b)  Wein,  der  so  weit  gestreckt  worden  ist,  dass  er  den 
Vorschriften  des  Art.  171  (über  das  Gallisieren)  nicht  entspricht 
(Mouillage). 

Mit  Bezug  auf  diese  gestreckten  Weine  führte  National- 
rat Grieshaber  in  der  Bundesversammlung  aus:  2*)  „Da  kommen 
wir  auf  ein  Gebiet,  wo  im  geheimen  so  viel  gesündigt  worden 
ist,  dass  ich  unwillkürlich  an  die  Klagelieder  des  Propheten 
Jeremias  erinnert  werde.  Jeremias  hat  bekanntlich  über  die 
in  Babylon  exilierten  Juden  gejammert:  sie  sitzen  an  den  Wassern 
und  weinen,  und  ein  Witzbold  Jüngster  Zeit  hat  gemeint,  von 
unseren  Weinkünstlern  müsse  man  das  Gegenteil  sagen:  sie 
sitzen  bei  den  Weinen  und  wässern." 

Der  Kunstwein  im  engsten  Sinne,  d.  h.  weinähnliche  Ge- 
tränke, zu  deren  Herstellung  ausser  Wein,  Trauben,  Wasser,  Weia- 
ßteinsäure,  Zucker,  Hefe  und  Alkohol  Stoffe  verwendet  worden 
sind,  die  nicht  von  Trauben  oder  Wein  herstammen,  dürfen 
nicht  in  den  Verkehr  gebracht  werden. 

Vergeblich  haben  die  Produzenten,  verschiedene  Vertreter 
der  Wissenschaft  25)  und  namentlich  die  organisierten  Wein- 
händler, 2^)  in  der  Verordnung  auch  ein  Verbot  des  Kunstweins 
im  weitesten  Sinne,  also  auch  sämtlicher  Nachweine  verlangt. 
Der  Bundesrat  hatte  jedoch  Bedenken,  ein  derartiges  Verbot 
in  der  Verordnung  unterzubringen. 

Besonders  strenge  Präventivmassregeln  sollten  das  Verbot 
vorläufig  unnötig  manchen.  Ausser  den  rigorosen  Bestimmungen 
über  die  Deklaration,  die  auch  für  die  gezuckerten,  gallisierten 
und  avinierten  Weine  Geltung  habeB,  kämen  noch  folgende  Mass- 
nahmen in  Betracht  27): 

Die  Fabrikation  von  weinähnlichen  Getränken  steht  unter 
besonderer  Kontrolle  seitens  der  Gesundheitsbehörden.    Es  muss 


24)  St.  B.  XX,  S.  529;  vgl.   Baragiola:  Weinfälschung,   S.   13. 

25)  Ed.  Naef,  a.  a.  0.,  S.  343:  „Nur  das  Verbot  des  Kunstweins  kann 
eine    wirkliche    Besserung   und    Möglichkeit   der   Kontrollierung    bringen." 

26)  Der  Schweiz.  V/einhändlerverband  hat  als  eifrigster  Befürworter  des 
Kunstweinverbotes  5  Eingaben  gemacht.  Die  erste  wurde  schon  am  3.  März 
1898  dem  Departement  des  Innern  eingereicht. 

27)  Vgl.  Art.  177—186. 
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Buch  geführt  werden  über  Art,  Menge  und  Herkunft  der  Roh- 
stoffe, sowie  über  Art,  Menge  und  Empfänger  der  Ware.  Wer 
sich  mit  der  Herstellung,  der  Lagerung  und  dem  Grossverkauf 
von  weinähnlichen  Getränken  gewerbsmässig  abgibt,  darf  nicht 
zugleich  den  Verkauf  von  Wein  betreiben.  Umgekehrt  darf 
derjenige,  der  mit  Wein  Handel  treibt,  sich  nicht  mit  Her- 
stellung, Lagerung  und  Grossverkauf  von  weinähnlichen  Ge- 
tränken befassen,  noch  Trockenbeeren,  Trester,  Weinhefe,  Wein- 
stoffe und  dergleichen  gewerbsmässig  beziehen. 

Eine  Sonderstellung  nehmen  in  gewisser  Beziehung  die  Süss- 
weine  (Malaga,  Tokayer),  die  trockenen  Qualitätsweine  (Marsala, 
Madeira  etc.)  und  die  Schaumweine  ein.  Bei  den  ersteren  ist 
eine  in  den  Produktionsländern  allgemein  gebräuchliche  Beigabe 
von  konzentriertem  Traubensaft  ohne  Deklaration  statthaft.  Des- 
gleichen müssen  auch  bei  Schaumweinen  die  üblichen  Zusätze 
nicht  deklariert  werden.^"^) 

Endlich  befasst  sich  die  Verordnung  noch  mit  dem  Wermut- 
wein ^9)  und  zuletzt  mit  dem  alkoholfreien  Wein.'''ö)  Als  un- 
vergorenes  Getränk  fällt  letzterer,  streng  genommen,  nicht  mehr 
unter  den  Begriff  Wein  und  w^inähnliche  Getränke.'')  Er  würde 
richtiger  als  alkoholfreier  Traubensaft  im  schweizerischen  Lebens- 
mittelbuch aufgeführt.  Wenn  er  aber  an  dieser  Stelle  ge- 
regelt wurde,  so  geschah  es  deshalb,  weil  bei  ihm  die  näm- 
lichen Zusätze  unstatthaft  sind,  wie  bei  den  übrigen  Wein- 
kategorien (Art.  155/162).  —  Die  schweizerische  Weinverordnung 
sieht  nämlich  eine  Reihe  von  Stoffen  als  Verfälschungszusätze 
an.  Wir  können  diese  in  zwei  Gruppen  einteilen:''-)  in  nicht 
ausdrücklich  gesundheitsschädliche  und  in  gesundheitsschädliche. 
Gegen  die  gesundheitsschädlichen  Zusätze  wurde  ein  besonders 
strenges  Verbot  erlassen  und  derartige  Verfälschungen  mit  harten 
Strafen   bedroht.'^^)     Die    nicht    ausdrücklich    gesundheitsschäd- 


28)  Vgl.  Art.  187/188  d.  V. 

29)  Art.  189. 

30)  Art.   190. 

31)  Günther  u.   Marschner,   S.   50  f. 

32)  Vgl.  Baragiola:  Weinfälschung,  S.  6  f. 

33)  Lebensmittelgesetz,    Art.    38. 
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liehen  Zusätze  wurden  deshalb  verboten,  weil  ihre  Anwendung 
nur  dazu  diente  eine  bessere  Beschaffenheit  vorzutäuschen  oder 
,Weine  unbemerkt  zu  strecken.  Um  der  Verwendung  von  et- 
waigen Zusätzen  vorzubeugen,  wurde  das  Inverkehrbringen  von 
Geheimmitteln  zur  Weinerzeugung  und  Weinbehandlung  unter- 
sagt.^*) Der  reelle  Handel  sollte  auf  diese  Weise  vor  unlauterem 
Wettbewerb  geschützt  werden.  Das  Verbot  des  Hausierens  mit 
Wein,  das  auch  vom  gesundheitspolizeilichen  Gesichtspunkte  aus 
gerechtfertigt  erscheint,  verfolgt  ähnliche  Tendenzen. ^^)  Des- 
gleichen sollte  das  Verbot  anonymer,  öffentlicher  Ausschrei- 
bungen zum  Verkaufe  irgendwo  im  Inlande  lagernder  Weine  vor 
illoyaler  Konkurrenz  schützen.^^) 

Da  in  den  letzten  Jahren  oft  in  Preislisten,  Prospekten,- 
Inseraten,  Zirkularen  u.  s.  w.  unmögliche  Weinpreise  angeführt 
waren,  die  jedoch  den  unkundigen  Bewerber  wegen  ihrer  schein- 
baren Billigkeit  zu  Bestellungen  veranlassten,  wurde  im  Art.  168 
zum  Schutz  des  reellen  Handels  bestimmt: 

Wer  Weine  zu  derartig  niederen  Preisen  anbietet,  dass  sie 
mit  den  tatsächlichen  Preisen  für  Weine  der  in  Betracht  fallen- 
den Produktionsorte  und  Marktplätze  in  augenscheinlichem  Wider- 
spruch stehen,  hat  den  zuständigen  Kontrollorganen  auf  Ver- 
langen den  Ursprung  und  die  Bezugsquelle  nachzuweisen.  Die 
betreffenden  Weine  sind  einer  genauen  Kontrolle  zu  unter- 
stellen.37) 

Der  soeben  zitierte  Artikel  streift  bereits  da^  Gebiet  des 
Markenschutzes  und  der  Etiquettenfrage. 

h)  Die  Etiquettenfrage  und  der  Verschnitt. 

Die  Etiquette  ist  eigentlich  nichts  anderes  als  die  Deklara- 
tion im  kleinen.  Sie  soll  den  höheren  Wert  der  Ware  kenn- 
zeichnen und  sie  vor  Nachahmung  schützen.  ^^)    Es  gebührt  der 


34)  W.-Verordnung,  Art.   169. 
3^)  W.-Verordnung,  Art.   166. 

36)  W.-Verordnung,  Art.  167. 

37)  Vgl.    W.  I.  G.,    Eingabe   vom    10.    Mai   1907,    S.    3. 

38)  Der  Schutz  der  geographischen  Herkunftsbezeichnung  im  Warenverkehr 
ist   sowohl    durch   die   Landesgesetze  der  modernen   Industrieetaaten,   als   auch 
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unermüdlichen  und  planvollen  Tätigkeit  des  Weinhandels  das 
Verdienst,  den  Produkten  gewisser  Gegenden,  die  sich  durch 
ihre  Eigenart  auszeichnen,  einen  Ruf  geschaffen  zu  haben,  der 
ihnen  eine  besondere  Zugkraft  am  Weinmarkte  verleiht.  Die  un- 
redlichen Elemente  im  Weinhandel  machten  sich  dies  bald  zu 
Nutze,  indem  sie  minderwertige  Weine  unter  den  klangvollen 
und  zugkräftigen  Namen  verkauften,  die  gerade  Mode  waren. 
Zuletzt  wurde  es  bei  den  Weinkonsumenten  zum  offenen  Ge- 
heimnis, dass  die  Weinbaugebiete,  deren  besseren  Lagen  die 
Markenbezeichnungen  entnommen  wurden,  niemals  auch  nur  an- 
nähernd so  viel  produzieren  können,  als  unter  deren  Namen  überall 
konsumiert  wurde.  Man  hat  sich  daran  gewöhnt,  sich  bei  einer 
falschen  Bezeichnung  des  Weines  gar  nichts  Schlimmes  mehr 
zu  denken.  So  kam  es,  dass  die  Etiquette  weniger  den  be- 
schränkten Ort  der  Bezeichnung  als  gewisse  Eigenschaften  der 
Weine  zu  bedeuten  begann,  für  deren  Beurteilung  jedoch  der 
Preis  massgebend  war.'^)  —  Zu  einer  Ausbreitung  des  Wein- 
konsums hat  dieser  Zustand  keineswegs  beigetragen.  Die  un- 
richtige Bezeichnung  des  Weines  bedeutete  aber  für  diejenigen 
Weinbaugebiete,  mit  deren  Namen  sich  geringere  Weine  miss- 
bräuchlich  schmückten,  eine  unlautere  Konkurrenz.    Der  Marken- 

(lurch  internationale  Vertriii2;e  bereits  in  mehr  oder  weniger  weitgehendem 
Masse  fi^eregelt.  Innerhaih  der  Schweiz  schafft  Recht  das  Bundesgesetz  vom 
2t).  September  1890  bei  reffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken, 
(1er  Herkunftsbezeichnungen  von  Waren  und  der  gewerblichen  Auszeichnun- 
gen. Weitere  Bestimmungen  werden  sodann  aufgestellt  durch  das  Bundes- 
gesetz vom  S.  T)ezem!)er  19(>r.  betn-ffend  d^Mi  Verkehr  mit  Lei;"nsmitteln, 
bezw.  durch  die  auf  (Jrund  desselben  erlassenen  Verordnungen.  ~  Für  die 
internationale  1-iegelung  der  Materie  ist  grundb'gend  dh'  Madrider  Uel)erein- 
kunft  vom  14.  April  1891  betreffend  die  Unterdrückung  .1er  falschen  ller- 
kunftsbezeichnungen  auf  Wartn.  (Vgl.  Pariser  Konvention  vom  20.  März 
1888.)  Berühmt  geworden  isi  im  Madrider  Abkommen  insbesondere  der  A^rt.  4, 
v/onach  die  Schutzwäirdigkeit  der  Herkunftsbezeicimung  eines  Erzeugnisses 
des  Weinbaues  schleciiterdings  und  überall  bestehen  soll.  Diese  Aus- 
nahmebestimmung zugunsten  des  Weinbaues  ist  der  Hauptgrund,  weshalb  so 
wenig  Staaten  dem  Madrider  Abkommen  beigetreten  sind.  Vgl,  Protokoll  der 
am  o.  Mai  1911  abgehaltenen  55 
Archiv  f.  H.  u.  Industrie  Zürich). 
3^»)  Vgl.    Pfaff,    S.    44  ff. 
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schütz  lag  somit  im  Interesse  der  Erhaltung  des  Monopols, 
das  die  Natur  so  manchen  Gegenden  verliehen  hat  und  entsprach 
den  Anforderungen  von  Treu  und  Glauben  im  geschäftlichen 
Verkehr.  Darum  verlangt  die  Verordnung  laut  Art.  153,  Abs.  2, 
dass,  falls  im  Verkehr  mit  Wein  Bezeichnungen  über  den  Ur- 
sprung (Produktionsort,  Lage)  verwendet  werden,  diese  wahr- 
heitsgetreu sein  und  jede  Täuschung  ausschliessen  müssen. 

Bis  jetzt  hat  man  sich  damit  begnügt,  nur  für  Qualitäts- 
weine Produktionsort  und  Lage  anzugeben.  Bei  den  Massen- 
weinen gebrauchte  man  dagegen  nur  Gattungsnamen:  Walliser, 
Waadtländer,  Neuenburger,  Thurgauer,  Schaffhauser,  Oberlän- 
der. Eine  weitgehendere  Etiquettierung  wird  ihre  Schwierig- 
keiten haben. 

„Man  bedenke"  —  so  schreibt  die  Weinzeitung  *<^)  —  „dass 
an  einem  Produktionsort  und  selbst  an  der  gleichen  Lage  ganz 
verschiedene  Weinqualitäten  im  gleichen  Jahrgang  erzielt  wer- 
den. Das  Rebland  ist  in  der  Schweiz  so  ausserordentlich  stark 
parzelliert,  dass  es  nicht  wohl  anginge,  eine  Lage  anzugeben, 
wenn  diese  in  verschiedene  Parzellen  mit  verschiedenen  Eigen- 
tümern eingeteilt  ist.  Nur  dann  hat  eine  nähere  Bezeichnung 
der  Lage  einen  richtigen  Sinn,  wenn  diese  infolge  einer  be- 
sonderen geologischen  Beschaffenheit  eine  besonders  gute  Wein- 
qualität hervorbringt.  Ueberdies  wäre  es  auch  sehr  schwierig, 
alle  Weine  der  kleinen  Rebbergbesitzer  von  einander  abzusondern; 
der  Weinhändler  müsste  für  jeden  einzelnen  Posten  besondere 
Fassung  halten.  Man  wird  an  dem  Bestehenden  nicht  stark 
rütteln  und  nur  verlangen,  dass  bei  Qualitätsweinen  die  Lage 
angegeben  werden  muss  und  der  Produktionsort.  Für  die  Massen- 
weine wird  wohl  auch  in  Zukunft  eine  Gattungsbezeichtiung, 
etwa  der  Herkunftskanton  oder  ein  grösserer  Herkunftsbezirk 
genügen,   die  allerdings  der  Wahrheit  entsprechen  soll."*^) 


*o)  W.  Z.,   1909,  S.  49. 

*i)  Vgl.   Eingabe   des   W.  I.  G.   vom   10.   Mai    1907. 

„Dem  Importeur,  der  sehr  oft  in  verschiedenen  Produktionsgebieten  eines 
Landes  Einkäufe  macht,  ist  es  schlankhin  unmöglich,  genaue  Herkunftsbezeich- 
nungen für   seine  ordinären  Weine  zu  machen.** 
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Die  schweizerische  Verordnung  hat  die  Etiquettenfrage  nicht 
bestimmt  und  unzweideutig  geregelt.  Es  war  unmöglich,  die 
verschiedenartigsten  Usancen  in  wenige  Artikel  hineinzuzwängen. 
Aehnliches  gilt  auch  für  den  mit  der  Etiquettenfrage  in  engstem 
Zusammenhang  stehenden  Weinverschnitt,  d.  h.  für  die  Her- 
stellung von  Wein  aus  Erzeugnissen  verschiedener  Herkunft 
oder  Jahre.  „Der  Wein  widersetzt  sich  jeder  Schablone  und 
jeder  Regel,  er  ist  so  ausserordentlich  mannigfaltig  in  seiner 
Beschaffenheit,  dass  kaum  jemals  eine  Formel  gefunden  wer- 
den kann,  welche  das  Coupierverfahren  erschöpfend  zu  regeln 
imstande  wäre."*^)  -^^^^  [^^  i^  Weinhändlerkreisen  leider  zu 
häufig  den  verschiedenartigen  Geschmacksrichtungen  und  den 
Wünschen  des  Publikums  entgegengekommen.  Trotz  der  Witte- 
rung und  der  damit  verbundenen  Qualitätsunterschiede  der  ver- 
schiedenen Jahrgänge,  verlangt  die  Kundschaft  möglichst  gleiche 
Weine.  Es  äussert  sich  dies  deutlich  in  dem  Fachausdrucke:  „wie 
gehabt".  Das  Bestreben  des  Weinhändlers,  seinen  Kunden  stets 
denselben  Wein  zu  liefern,  wurde  auf  diese  Weise  für  ihn  all- 
mählich zum  Gebot  der  Selbsterhaltung.  Ein  rationeller  Ver- 
schnitt sollte  diese  Gleichmässigkeit  in  der  Lieferung  ermög- 
lichen. 

Der  Gesetzgeber  begnügte  sich  nun  lediglich  zu  bestimmen, 
dass  Bezeichnungen,  die  im  Weinverkehr  gebraucht  werden,  der 
Wahrheit  entsprechen  müssen.  Daraus  möchten  wir  indessen 
nicht  folgern,  dass  der  geringste  Zusatz  die  Berechtigung  der 
Bezeichnung  nach  dem  Produktionsort  des  Hauptteiles  des  Weines 
ausschlifisst.  Vielmehr  möchten  wir  uns  der  Auffassung  an- 
schliessen,  die  im  Deutschen  Reiche  gesetzlich  normiert  ist, 
„dass  ein  Verschnitt  aus  Erzeugnissen  verschiedener  Herkunft 
dann  nach  einem  Anteile  allein  benannt  werden  darf,  wenn 
dieser  in  der  Gesamtmenge  überwiegt  und  die  Art  bestimmt.*^) 


*2)  W.  Z.,    1909,    S.    244. 

*3)  W.  Z.,  1909,  S.  105.  Vgl.  A.  Günther  u.  Marschner,  S.  148  ff.; 
ebenso  §  7  D.  W.  G.  Baragiola  nimmt  einen  ähnlichen  Standpunkt  ein.  Vgl. 
seine  Ausführungen  laut  W.  Z.,  1912,  S.  333.  —  Es  ist  möglich,  dass  die 
revidierte  Verordnung  mit  Bezug  auf  die  Verschnittfrage  einige  Normen  auf- 
stellt. 
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Ein  sachgemässes  Verschneiden  stellt  keine  Fälschung,  sondern 
ein  durchaus  anzuerkennendes  Kellerbehandlungsverfahren  dar.**) 
Sobald  jedoch  die  Cbupage  eine  gewinnsüchtige,  betrügerische 
Absicht  verfolgt,  oder  zur  Beilegung  einer  falschen  Ursprangs- 
bezeichnung  führt,  ist  eine  Verfälschung  von  Wein  mit  Wein 
vorhanden.  „Es  ist  dies  die  raffinierteste,  schlimmste  Wein- 
fälschung, der  am  allerwenigsten  beizukommen  ist."*^)  Nament- 
lich der  Rotweissverschnitt  *^)  führte  zu  recht  bedenklichen  Ver- 
hältnissen. Ausländische  Rotweine  wurden  gerne  zum  Verschnitt 
mit  billigen  inländischen  Weissweinen  verwendet,  des  grossen 
Extraktgehaltes  und  der  Farbe  wegen.  Diese  Verschnitte  kamen 
nun  recht  oft  unter  dem  Namen  beliebter,  zugkräftiger  schwei- 
zerischer Rotweinmarken  in  den  Handel  und  fügten  der  ein- 
heimischen Rotweinproduktion  grossen  Schaden  zu.  Die  An- 
sicht, dass  die  billigen  Wei ssweine  wegen  des  Verschnittes  be- 
gehrter und  deshalb  im  Preise  steigen  würden,  hat  sich  nur 
zum  Teil  bestätigt.  Der  Weinhandel  vermochte  sich  namentlich 
in  den  nicht  Weinbau  treibenden  Gegenden  vom  heimischen 
Weisswein  zu  emanzipieren.  Die  schweizerische  Verordnung 
überlässt  inbezug  auf  die  Etiquettenfrage,  wie  schon  erwähnt, 
dem    ungeschriebenen   Recht    einen    grossen    Raum.     Es   bleibt 

^^)  Baragiola:  Weinfälschung,  S.  18.  „Ich  erinnere  nur  daran,  dass 
gerade  dio'  kunstgerechte  Coupage  den  Ruf  der  Bordeauxweine,  des  fran- 
zösischen Rotweines  überhaupt,  ausgemacht  hat." 

W.  I.  G.,  J.-Bericht  1907/8:  ,,Ein  grosser  Teil  der  Produktion  entspricht 
tel  quel  nicht  mehr  auch  nur  bescheidenen  Ansprüchen  an  Geschmack  und 
Haltbarkeit  und  ist  absolut  von  rationeller  Kellerbehandlung,  wie  sie  nur 
der   Handel    zu   geben   in  der  Lage   ist,    abhängig." 

^^)  Baragiola,    S.    181 

4C)  Das  rev.  schw.  Lebensmittelbuch  sah  folgende  Unterscheidung  vor: 
Rotwein,  Weisswein,  Schillerwein,  Rotweissweinverschnitt  und  Rose  (Süssab- 
druck).  Damit  sollte  hauptsächlich  der  Rotweissweinverschnitt  getroffen  wer- 
den. Vgl.  W.  L  G.,  Bericht  1909/10,  und  Günther  u.  Marschner,  S.  160  f.  In 
letzter  Stunde  ist  aber  beschlossen  worden,  dass  eine  so  tiefgreifende  Aende- 
rung,  wie  die  Definition  des  Rotweissweinverschnittes,  bis  zur  Revision  der 
Lebensmittelverordnung  aufgeschoben  werde.  —  Bei  der  Vorberatung  der  neuen 
Verordnung  haben  sich  nun  zahlreiche  Gegensätze  mit  Bezug  auf  die  De- 
finition der  verschiedenen  Weinsorten  herausgestellt.  —  Vgl.  W.  Z.,  1912, 
S.  331  ff. 
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abzuwarten,    was   die   höheren    Gerichtsinstanzen    als   zwingend 
und  verbindlich  erklären. 

§  26.    Die  Wirkung  der  Gesetzgebung. 

1.    Die  Weinmarktverhältnisse. 

Niemals  ist  die  Lage  des  Weinbaues  und  des  Weinhandels 
so  traurig  geworden,  wie  gerade  während  der  ersten  Jahre 
na<5h  dem  Inkrafttreten  der  Lebensmittelgesetzgebung.  Hatte 
schon  die  allgemeine  Wirtschaftskrisis  der  vorangegangenen  Jahre 
recht  ungünstig  auf  den  Weinabsatz  gewirkt,  so  sollte  noch 
eine  Kette  fortlaufender  Enttäuschungen  und  ungünstiger  Vor- 
kommnisse die  kritischen  Verhältnisse  in  der  Weinbranche  ver- 
schärfen. Die  schlechte  Witterung  des  Jahres  1909  beeinträch- 
tigte den  Fremdenzufluss  und  verminderte  den  Weinverbrauch 
beträchtlich.  Gleichzeitig  war  sie  die  Ursache  einer  geringen 
Weinernte,  die  den  Weinbauern  den  letzten  Mut  nahm.  Der 
Durchschnittsertrag  betrug  im  Jahre  1909  per  Hektar  15,9  hl 
im  Werte  von  811  Fr.  gegen  35,1  hl  im  Werte  von  1258  Fr. 
^m  Vorjahre.  Noch  grösser  ist  der  Unterschied,  wenn  wir  diese 
Ergebnisse  mit  denen  des  Jahres  1900  vergleichen.  Damals 
wurden  per  Hektar  69,1  hl  geerntet,  die  einem  Werte  von  1710  Fr. 
entsprachen. 

Das  Kometeniahr  1910  sollte  alles  bisher  Dagewesene  noch 
übertreffen.  Grössere  Rebbaugebiete  brachten  überhaupt  keinen 
Wein,  andere  ein  bescheidenes  Quantum,  nur  ein  kleiner  Teil  des 
gesamten  Weinareals  —  der  Kanton  Wallis  —  lieferte  einen 
annehmbaren  Ertrag.  Die  Missernte  erstreckte  sich  über  den 
ganzen  Kontinent. 

Die  Weinproduktion  betrug  in  den  drei  Hauptproduktions- 
ländern:*) 

Jahr:  1908 

Frankreich        ....     70,0 

Italien — 

Spanien        a)  Weinraost     18,6 

h)  Traube    .     32,0 

*)  Diese  Zahlen  sind  aus  dem  „Moniteur  vinicole"  zusammengestellt.    Vgl. 

auch:    W.  Z.,  1911,  S.  139,    sowie    Wygodzinski    in    „Weltwirtschaft",    1905  f. 


litü'J 

l'JU) 

f.4,1 

28,5  Millionen  hl 

41,4 

26,9 

14,7 

11.3         , 

26,9 

20,7  MiU.  Zentner 
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Bei  diesem  geringen  Angebot  war  eine  Hausse  der  Wein- 
preise gegeben.  Die  „Mevente"  (Absatzstockung),  die  früher 
verheerend  gewirkt  hatte,  schlug  in  eine  regelrechte  Wein- 
teuerung  um.  In  Frankreich  zahlte  man  noch  im  Mai  des 
Jahres  1910  dem  Eigner  1.50  Fr.  per  Grad,  im  Herbst  dagegen 
3.50—4.00  Fr.  Kleine,  achtgrädige  Weine,  welche  12  Fr.  per 
Hektoliter  kosteten,  waren  nicht  mehr  um  40  Fr.  erhältlich. 
Aehnliche  Preissteigerungen  zeigten  sich  auch  in  den  übrigen 
Weinexportländeni.  Für  Inlandweine  wurden  geradezu  erstaun- 
liche Preise  bezahlt,  wenn  man  die  geringe  Qualität  der  Ware 
in  Betracht  zieht.  Der  Weinhandel  hat  die  Weine,  die  er  kauft©, 
zum  grossen  Teil  nur  wegen  der  Aufrechterhaltung  der  Be- 
ziehungen zu  seinen  bisherigen  Lieferaliten  erworben.  Das  Quan- 
tum war  so  unbedeutend,  dass  er  dieses  Opfer  mit  geringer  Ein- 
busse  bringen  konnte.  Die  hohen  Preise  vermochten  aber  den 
Schaden  der  Weinbauem  nicht  zu  decken.  Aus  allen  Gegenden 
der  Schweiz  kamen  Hiobsposten  von  der  Notlage  der  Winzer. 
Durchblättern  wir  die  Weinbaustatistik,  dann  begreifen  wir  den 
ganzen  Jammer  am  besten. 

Darstellung   der  schweizerischen  Weinerten: 


Anbaufläche                  Gesamte  Weinerte            GesaRltdurCtlSCliniltS- 

Ertrag  p.  ha 

ha                      hl 

Fr.            preis  per  m 

in  Di 

1900*)  30,448,5       2,103,254,9 

52,069,516.—     24,76 

69,1 

1905      28,184,0       1,290,382,6 

36,363,889.—     28,8 

45,8 

1906      28,019,1       1,284,532,9 

47,798,407.—     38,21 

45,8 

1907      27,214,8          681,703,9 

29,782,933.—     43,69 

25,0 

1908     26,335,7       1,046,814,3 

37,491,824.—     35,48 

35,1 

1909      25,672,9          408,634,9 

20,829,211.—     50,97 

15,9 

1910      24,238,7          243,582,5 

14,926,824.—     61,28 

10,0 

*)  Ohne   Thurgau. 

Ein  recht  gutes  Bild  gibt 

uns  folgender  Auszug 

aus  der 

Schaffhauser  Weinbaustatistik. 

Auf     (la,R    ganze    Rebareal 

berechnet,    entfällt 

auf     die 

Hektare:        pro   1910   ein   Ertrag  von    5,63  Hektol. 

1909 

9,25 

^                              1908 

37,22 

1907 

37,32 
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pro   1906  ein  Ertrag  von    45,74  Hektol. 

1905  57,98 

1904  27,35 

1903  36,08 

1902  32,41 

1901  41,69 

1900  101,19 

Diese  ausserordentlichen  Ereignisse  riefen  ausserordentlichen 
Massnahmen.  Die  Staatshilfe  wurde  zur  Unterstützung  des  Wein- 
baues angerufen.  Sie  sollte  Erleichterungen  schaffen,  bestehend 
im  Erlass  der  Rebsteuern,  in  der  Bewilligung  von  Mitteln  für 
eine  bessere  Bekämpfung  der  Rebschädlinge,  in  einer  Stundung 
dfr  Hypothekarzinsen  seitens  der  Staatsbanken  und  womöglich 
in  unverzinslichen  Vorschüssen,  um  den  bedürftigen  Weinbauern 
die  nächstjährige  Bestellung  der  Reben  zu  erleichtern.^)  Ein 
vermehrtes  Roden  und  eine  zunehmende  Entwertung  der  Reben 
war  die  Folge  dieser  Missiahre.  Im  Kanton  Schaffhausen  sank 
beispielsweise  das  Flächenmass  der  Reben  im  Jahre  1910  um 
96,5  ha  und  beträgt  noch  867  ha.  Der  Taxationswert  des 
Reblandes  sank  von  6,640,000  Fr.  auf  5,007,000  Fr.  Die  Are 
Rebland,  die  1908  noch  zu  68  Fr.  taxiert  war,  steht  jetzt  nur 
noch  auf  57  Fr. 

Angesichts  dieser  beklagenswerten  Verhältnisse,  unter  deren 
ehernem  Drucke  der  schweizerische  Weinbau  und  der  Weinhandel 
schwer  litten,  war  es  ein  Gesetz  der  Notwendigkeit,  dass  die  neue 

1)  Vgl.  N.  Z.  Z.,  1911,  Nr.  124.  „Staatshilfe  für  den  St.  Gallischen 
Weinbau."    Ebenso   W.  Z.,    1910,    S.   368. 

Der  waadtländische  Grosse  Rat  hat  auf  Antrag  des  Regierungsrates  be- 
schlossen, die  Gemeinden  zu  bevollmächtigen,  an  die  notleidenden  Weinbauern 
unverzinsliche  Darleihen  zu  verabfolgen.  Die  Darleihen  sind  innert  fünf  Jah- 
ren zurückzuzahlen.  Solche  Anleihen  können  Personen  verweigert  werden, 
die  noch  anderweitige  Einkünfte  haben,  als  aus  dem  Ertrag  der  Reben.  Der 
Staat  verabfolgt  das  nötige  Kapital  zinslos  an  die  Gemeinden,  es  wird  ihnen 
hiefür  ein  besonderer  Konto  eröffnet.  Allfällige  Verluste  tragen  Staat  und 
Gemeinde   zu    gleichen    Teilen. 

Aehnliche  Anträge  genehmigte  auch  der  Grosse  Rat  des  Kantons  Neuen- 
burg und  der  bernische  Regierungsrat. 

Vgl.   W.  Z.,   1910,   S.   360  und  376. 
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Weinverordnung  möglichst  schonend  angewendet  wurde.  Die  beste 
Weinverordnung  nützt  nichts  in  Jahren,  in  denen  der  Winzer 
keinen  Wein  zu  verkaufen  hat.  Wir  müssen  deshalb  in  der  Be- 
urteilung des  neuen  Gesetzgebungsapparates  vorsichtig  sein  und 
die  tatsächliche  Situation  am  Weinmarkte  nicht  ausser  Acht 
lassen.  Der  Einfluss  der  staatlichen  Massnahmen  hat  sich  aber 
hier  und  dort  bereits  fühlbar  gemacht,  so  dass  man  heute 
schon  imstande  ist,  ein  sachliches  Urteil  zu  geben.  Vor  allem 
hat  sich  das  Universalmittel  der  Gesetzgebung,  der  „Deklarations- 
zwang",   als   ein  recht   zweischneidiges   Schwert   erwiesen. 

2.    Der  direkte   Deklarationszwang  und  seine 

Folgen. 
In  den  Jahren  1909  und  1910  hatten  selbst  die  Qualitätsweine 
derart  unter  der  Ungunst  der  Witterung  gelitten,  dass  sie  ver- 
bessert werden  mussten,  um  konsumfähig  zu  sein.  Verbesserbe 
Weine  unterliegen  aber  dem  Deklarationszwang  und  sind  aus 
diesem  Grunde  weniger  leicht  verkäuflich.  Namentlich  die  galli- 
sierten  Ostschweizerweine  haben  an  Zugkraft  bedeutend  verloren. 
Verschiedene  Firmen  waren  anfangs  bemüht,  ihre  rationell  ver- 
besserten Weine  in  den  Handel  zu  bringen.  Man  hat  ab  und 
zu  diese  Versuche  beobachten  können.  Kurz  nach  Inkrafttreten 
der  neuen  Weinverordnung  hat  man  hier  und  dort,  selbst  in 
nicht  weinbautreibenden  Gegenden,^)  auf  der  Weinkarte  galli- 
sierte  Ostschweizerweine  angeführt,  gefunden.  Wer  aber  heute 
daselbst  die  Weinkarten  studiert,  wird  höchst  selten  eine 
solche  Deklaration  finden.  An  deren  Stelle  sind  Aufschriften, 
wie  „alter  Rotwein",  „Weisswein"  oder  gar  „roter  Naturwein", 
getreten.^)  Welche  Ursachen  haben  diese  Veränderung  bewirkt 
und  zu  einer  Verdrängung  der  Weine  mit  genauer  Herkunfts- 
bezeichnung, durch  Weine  ohne  oder  mit  ungenauer  Herkunfts- 
bezeichnung geführt?     Man  ist   versucht,    den  Hauptgrund  in 


2)  Iq  den  Weinbau  treibenden  Gegenden  der  Ostschweiz  lässt  sich  der 
Deklarationszwang  leichter  durchführen,  weil  dort  das  Publikum  der  Wein- 
verbesserung mehr  Verständnis  entgegenbringt. 

3)  Die  Bezeichnung  „Naturwein"  erfreut  sich  besonderer  Gunst  und  lebt 
sich  immer  mehr  ein. 
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den  abnormen  Woinernten  zu  suchen,  die  eben  einen  grossen 
Fremdweinimport  veranlassten,  der  den  fehlenden  Landwein  er- 
setzen sollte.    Es  wurden  eingeführt: 

im  Jahre  1908   1,438,364  hl. 

1909  1,560,933  , 

1910  1,763,383  „ 

Diese  Fremdweine  haben  jedenfalls  einen  grossen  Anteil 
an  jenen  Weinen  ohne  oder  mit  ungenauer  Herkunftsbezeichnung. 

Ist  der  Käufer  jeweils  unterrichtet  von  der  Natur  eines 
derartig  deklarierten  Weines?  Unter  dem  Drucke  des  Wett- 
bewerbes vermeiden  viele  Händler  eine  Aufklärung  ihrer  Ab- 
nehmer über  diesen  Punkt.  So  kommt  es,  dass  viele  Käufer  der 
irrigen  Meinung  sind,  dass  diese  ungenau  bezeichneten  Weine, 
jeweils  der  Gegend  entstammen,  in  welcher  das  Weingeschäft 
seinen  Sitz  hat.  Darin  liegt  natürlich  ein,  wenngleich  erklär- 
licher, Verstoss  gegen  den  ehrlichen  Geschäftsverkehr.  Diese 
Beobachtungen  führen  nun  zum  nervus  rerum  der  erwähnten 
Erscheinung.  Freilich  sind  die  geringen  Weinernten  nicht  ohne 
Einfluss  geblieben  auf  den  Umwandlungsprozess  auf  der  Wein- 
karte. Der  Hauptgrund  liegt  aber  tiefer:  das  grosse  Heer  der 
Konsumenten  ist  misstrauisch  gegen  den  als  gezuckert,  aviniert 
oder  gallisiert  deklarierten  Wein.  Fragt  man  die  Wirte  in 
den  nicht  weinbautreibenden  Kantonen,  weshalb  sie  keinen  galli- 
sierten  Ostschweizerwein  führen,  so  bekommt  man  fast  überall 
die  Antwort:  wir  haben  schlechte  Erfahrungen  gemacht,  durch 
die  Bezeichnung  der  Verbesserung  ist  der  Wein  fast  ,üjwerkäuflich 
geworden.  Alle  Aufklärungen  haben  wenig  gefruchtet;  denn 
das  Publikum  hält  an  der  landläufigen  Ansicht  fest,  die  „galli- 
sieren"  und  „wässern"  als  gleichbedeutend  betrachtet.  Dass 
dem  so  ist,  beweist  u.  a.  der  Versuch  der  Nidwaldschen  Re- 
gierung ein  Verbot  gegen  das  Gallisieren  zu  erlassen.  Wirtschaft- 
liche Gründe  zur  Einführung  eines  derartigen  Verbotes,  wie 
sie  z.  B.  im  Kanton  Waadt  und  in  Neuenburg  gegeben  waren, 
fehlten  hier  durchaus.  Das  ganze  Bestreben  beruhte  auf  einer 
irrtümlichen  Auffassung  des  Begriffes  „gallisieren".  Wenn  man 
selbst  in  Regierungskreisen  dieses  Wein  verbesser  ungs  verfahren 
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derart  verkennt,  dann  darf  man  von  der  grossen  Masse  gewiss 
nicht  mehr  Einsicht  verlangen.*)  Es  gilt  somit  im  vollen  Um- 
fange, was  Dr.  Baragiola  seinerzeit  zutreffend  ausführte:  „Man 
kann  ja  wohl  durch  die  Tagespresse  und  durch  Vorträge  be- 
lehrend wirken,  aber  bis  das  grosse  Publikum  zu  der  Erkenntnis 
sich  durchringt,  zu  welcher  der  Fachmann  durch  tägliches  Pro- 
bieren gelangt,  dass  nämlich  sachgemäss  gallisierte  Weine  wohl- 
schmeckender, bekömmlicher  sind,  als  die  sauren  Naturweine, 
welche  die  Gallisierung  nötig  hatten  und  dass  es  durch  sach- 
gemässes  Gallisieren  möglich  ist,  den  hiesigen  Weinen  ihre 
typische  Eigenart  zu  bewahren,  während  der  Verschnitt  immer 
mehr  oder  weniger  den  Charakter  verwischt,  bis  dahin  sind 
wieder  Hundert  und  Hunderte  vom  Weingenuss  abgefallen  und 
haben  sich  anderen  Getränken  zugewandt,  zum  Schaden  des 
Weinbaues  und  Weinhandels."  ^) 

Aus  dem  soeben  Festgestellten  ergibt  sich  Folgendes:  Durch 
den  direkten  Deklarationszwang  wird  die  Absatzfähigkeit  der 
verbesserungsbedürftigen  Weine  vermindert,  m.  a.  W.  die  Preise 
dieser  Erzeugnisse  werden  nach  unten  beeinflusst.  Trotz  der 
abnormen  Ernten  der  letzten  Jahre  wurde  der  ungünstige  Ein- 
fluss  der  neuen  Bestimmungen  bereits  in  Weinbaukreisen  verspürt. 
Es  wurde  darüber  geklagt,  dass  der  Weinhandel  sich  mit  Vorliebe 
den  ausländischen  Weinen  zuwende.^)  Die  Preislisten,  Geschäft- 
statistiken, Offerten  des  Weinbauhandels,  bestätigen  unverkenn- 
bar diese  Tendenz.  Unter  dem  Druck  der  Konkurrenz  ist  der 
Weinhandel  gezwungen,  sich  den  Verhältnissen  anzupassen.  Für 
ihn  bringt  der  Fremdweinhandel  nachstehende  Vorteile  mit  sich:  ^) 
1.  Die  ausländischen  Weine  bedürfen  meist  keiner  Verbesserung; 

sie  können  ohne  lästige,  verkaufshemmende  Deklaration  in 

den  Verkehr  gebracht  werden. 

*)  Selbst  in  Weinhändlerkreisen  ist  man  sich  nicht  immer  klar  über 
den   Begriff   „Gallisieren". 

5)  Baragiola,   W.  Z.,   1910,   S.   116. 

6)  Vgl.  Porchet,  S.  5,  und  W.  Z.,  1910,  S.  387.  „Die  waadtländischen 
Weinbauern  sehen  sich  durch  den  Weinimport  geschädigt,  obgleich  sie  gar 
keinen  Wein  zu  verkaufen  haben.  In  ihrer  üblen  Laune  glauben  sie,  dass  nie- 
mand Wein  trinken  dürfe,  so  lange  im  Waadtland  keiner  wächst." 

')  Baragiola,    W.  Z.,    1910,    S.    121  f. 
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2.  Stattgehabte  Verbesserungen   sind   weniger   leicht  heraus- 
zufinden als  beim  Landwein. 

3.  Die  ausländischen  Weine  sind  billiger  als  die  einheimischen. 

4.  Der  Konsument  gewöhnt  sich  leichter  an  die  Deklaration 
„verschnitten",  als  an  das  Attribut  „gallisiert".^) 

Diese  Vorteile  sichern  dem  ausländischen  Produkt  eine  er- 
höhte Absatzmöglichkeit.  Verschiedene  Weinhandlungen  sind 
unter  diesen  Verhältnissen  vornehmlich  zur  Pflege  des  Fremd- 
weinhandels übergegangen.^)  Da  sich  der  Weinhandel  von  einem 
Produktionsgebiet  u.  U.  emanzipieren  kann,  leidet  er  weniger 
unter  den  Folgen  des  direkten  Deklarationszwanges,  als  der 
an  die  Scholle  gebundene  Weinbau.  Die  Umwandlung  des  Ge- 
schäftsbetriebes ist  aber  immer  mit  gewissen  Reibungen  ver- 
bunden, sie  bedeutet  für  den  Weinhandel  stets  einen  erhöhten 
Aufwand  von  Arbeit  und  Kosten. 

Die  ungünstige  Wirkung  des  direkten  Deklarationszwanges 
wird  noch  verschärft  dadurch,  dass  der  Uebergang  von  den 
Weinen  mit  genauer  Herkunftsbezeichnung  zu  denen  ohne  oder 
mit  nur  ungenauer  Bezeichnung,  die  Verflachung  des  Geschmacks 
und  das  Inverkehrbringen  sog.  „analysenfester  Weine"  be- 
günstigt. Wird  der  Weinhandel  unter  dem  Drucke  der  Verhält- 
nisse dazu  gezwungen,  die  Konsumenten  an  Bezeichnungen  wie 
z.  B.  „alter  Rotwein",  „Naturwein"  u.  s.  w.  zu  gewöhnen,  dann 
wird  eine  Grundidee  der  Gesetzgebung,  nämlich  die  Erziehung  der 
Geschmacksrichtung  zu  Gunsten  der  Landweine  geradezu  in  ihr 
Gegenteil  umschlagen.  Zudem  wird  durch  diesen  Uebergang  zu 
den  Weinen  ohne  oder  mit  ungenauer  Herkunftsbezeichnung, 
dem  Absatz  analysenfester  Weine  Vorschub  geleistet.  Es  ge- 
langen heute  schon  unter  der  Bezeichnung  „Rotwein",  „Natur- 
wein" u.  s.  w.  Weine  in  den  Verkehr,  die  den  Grenzzahlen  ent- 


8)  Vgl.   Schaff  hauser   Tagblatt,   Jahrg.    1911,   10.   Juli. 

^)  Dass  sich  der  Weinhandel  unter  dem  Einfluss  der  herrschenden  Be- 
stimmungen immer  mehr  den  P>emdweinen  zuwendet,  hat  sich  deutlich  ge- 
zeigt. In  der  grossen  Winzerversammlung  vom  29.  Januar  in  Lutry  wurde  die 
Verdrängung  der  inländischen  Gebrauchsweine  durch  die  unter  schweizeri- 
scher oder  ungenau^er  Herkunftsbezeichnung  zirkulierenden  Fremdweine  mit 
grossem  Unwillen  konstatiert.     Vgl.   Porchet,  S.  5  f. 

Schauwecker  14 
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sprechend  hergestellt  werden.  Solchem  Wein  vermag  die  Chemie 
gewöhnlich  nichts  anzuhaben  und  die  Degustation  wird  gerade 
hier  versagen.  Handelt  es  sich  um  Weine  mit  einer  genauen 
Herkunftsbezeichnung,  dann  vermag  die  Zungenprobe  ein  sach- 
gemässes  Urteil  zu  liefern.  Bei  gemischten,  gleichsam  rassen- 
losen Getränkon,  die  mit  ungenauer  oder  ohne  Herkunftsbezeich- 
nung in  den  Verkehr  gelangen,  wird  der  Weinkenner  nur  grobe 
Fehler   herausfinden  können. 

3.   Revisionsbestrebungen. 

Soll,  wie  von  den  hauptsächlichsten  Befürwortern  des 
direkten  Deklarationszwanges  beabsichtigt  war,  der  Landwein 
begünstigt  werden,  so  darf  man  somit  niemals  die  Ueberhand- 
nahme  dieser  Weine  ohne  oder  mit  ungenauer  Herkunftsbezeich- 
nung fördern.  Der  bestehenden  Tendenz  muss  im  Gegenteil  eine 
umgekehrtie  Richtung  gegeben  werden.  Anlässlich  der  Revision 
des  Schweiz.  Lebensmittelbuches  ^^)  wurde  diesem  Gesichtspunkte 
Rechnung  getragen.  Den  Weinen  mit  genauer  Herkunftsbezeich- 
nung wurde  eine  Vorzugsstellung  eingeräumt,  indem  man  für  sie 
die  Grenzzahlen  abschaffte  und  auf  ein  einwandfreies  Ver- 
gleichsmaterial abstellte.  Im  Gegensatz  dazu  erhöhte  man 
die  Grenzzahlen  für  Weine  ohne  oder  mit  ungenauer  Herkunfts- 
bezeichnung.^^) 

Wenn  auch  das  Schweiz.  Lebensmittelbuch  als  amtliche 
Sammlung  von  „Methoden  für  die  Untersuchung  und  Normen  für 
die  Beurteilung  von  Lebensmitteln  u.  s.  w."  in  erster  Linie 
ein  Werk  für  Lebensmittelchemiker  darstellt,  so  greift  dasselbe 


10)  Die  Revision  des  Schweiz.  Lebensmittelbuches  hat  notwendigerweise 
auch  einer  Abänderung  der  Verordnung  gerufen,  die  gegenwärtig  im  Gange  ist. 

11)  Das  revidierte  schweizerische  Lebensmittelbuch  unterscheidet  zwischen 
Wein  mit  genauer  Herkunftsbezeichnung  und  solchem  ohne  oder  mit  ungenauer 
Herkunftsbezeichnung.  Es  heisst  da:  a)  Zur  Beurteilung  der  Weine  nach 
Ursprung  (Produktionsort,  Lage,  Traubensorte)  oder  nach  dem  Jahrgang  ist 
einwandfreies  Vergleichsmaterial  beizuziehen,  b)  Weine,  welche  ohne  oder 
mit  ungenauer  Herkunftsbezeichnung  in  den  Verkehr  gelangen,  haben  u.  a. 
folgenden  Anforderungen  zu  genügen:  Rotweine  müssen  mindestens  18  gr, 
Rose- Weine  und  Schiller- Weine  mindestens  17  gr,  Weissweine  15  gr  zucker- 
freies Extrakt  im  Liter  enthalten.     Vgl.  W.  Z.,  1912,  S.  153. 
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doch  auch  tief  in  die  Praxis  des  Weinfeujhes  ein.  Dass  dem  so 
ist,  das  beweist  ein  energischer  Protest,  den  der  Verband 
schweizerischer  Weinimporteure  geg^en  den  einseitig  durch  die 
Chemiker  revidierten  Abschnitt  Wein  im  Lebensmittelbuch  ßrhob. 

Aus  der  Eingabe  des  W.  I.  G.  an  das  Departement  des  Innern 
spricht  eine  herbe  Verbitterung,  die  sich  nur  erklären  lässt, 
wenn  man  isich  verschiedene  Vorkommnisse  vergegenwärtigt,^^) 
die  den  Chemiker  in  einem  importfeindlichen,  agrarprotektionisti- 
ßchen  Licht  erscheinen  Hessen. 

Wie  dem  auch  sei,  soviel  muss  zugegeben  werden,  dass 
das  revidierte  und  am  1.  Mai  1910  in  Kraft  getretene  Lebens- 
mittelbuch eine  Begünstigung  der  Landweine  bringen  soll,  dass 
es  auf  der  anderen  Seite  den  Fremdweinimport  schädigen  kann, 
indem  es  verschiedene  neue  Chikanemöglichkeiten  involviert,  die 
von  den  Gegnern  des  Fremdweinimports  ausgenutzt  werden 
könnten.  Und  dass  tatsächlich  solche  Gegner  vorhanden  und 
zu  befürchten  sind,  die  trotz  der  überaus  hohen  Landweinpreise 
(die  sichtlich  zu  einem  Rückgänge  des  Weinkonsums  führen) 
fanatisch  für  eine  Unterbindung  des  Imports  eintreten,  das  geht 
u.  a.  aus  folgendem  Zirkular  hervor,  das  an  bestimmte  Per- 
sonen in  Weinbaukreisen  gerichtet  war: 

„Der  Weinbau  und  die  Kranken-  und  Unfallversicherung. 

Die  Zukunft  des  schweizerischen  Weinbaues  hängt  davon  ab,  ob  es 
bei  den  nächsten  Handelsverträgen  gelingt,  den  Weinzoll  zu  erhöhen.  Der 
Schutz  sollte  erheblich  verstärkt  werden.  Der  heutige  Zoll  von  Fr.  8  ist 
absolut  ungenügend.  Wird  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  angenommen, 
so  braucht  der  Bund  Geld.  Wenn  auch  einstweilen  die  Bundesmittel  für 
den  ersten  Bedarf  genügen,  so  wird  mit  der  Zahl  der  Versicherten  und  der 
Zunahme  der  Anforderungen  an  den  Bund  auf  andern  Gebieten  doch  der  Geld- 
bedarf steigen.  Es  wird  kaum  möglich  sein,  die  Zölle  auf  Gegenständen 
des  täglichen  Lebensbedarfes  wesentlich  zu  erhöhen.  So  wird  der  Bund 
von  selbst  dazu  kommen,  seinen  Geldbedarf  auf  dem  Wein  zu  decken.  Jeder 
Franken  Weinzoll  bedeutet  für  ihn  Fr.  1 — IV2  Millionen  sichere  Einnahmen. 
Die  Einführung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  wird  deshalb  gleich- 
zeitig die  Rettung  des  schweizerischen  Weinbaues  bringen.  Mit  dem  Wein- 
bau wird  auch  der  Obstbau  geschützt.     Mit  der  Verwerfung  der  Versicherung 


12)  Vgl.    N.  Z.  Z.,    1912,    Nr.    34,    drittes   Morgenblatt;   N.  Z.  Z.    vom    1. 
Februar    1912,    drittes    Abendblatt;    W.  Z.,  1912,  S.  40;    W.  Z.,    1912,    S.    55. 
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wird   die    Erreichung   eines    besseren   Schutzes   des   Weinbaues   ungemein   er- 
schwert." 

Wii-  wollen  uns  nicht  im  Uferlosen  verlieren,  sondern  an 
dieser  Stelle  wieder  auf  das  zurückgreifen,  worauf  es  eigentlich 
ankommt.  Es  wurde  gezei^,  dass  der  direkte  Deklarationszwang 
die  verbesserungsbedürftigten  Laadweine  benachteiligt.  Des- 
halb ist  es  durchaus  zu  verstehen,  dass  man  diesem  Fehler  ab- 
helfen will.  Verfehlt  ist  aber  die  eingeschlagene  Methode,  die 
sich  gegen  die  Folgen  des  direkten  Deklarationszwanges 
richtet  und  demgemäss  in  aller  Schroffheit  den  Fremdweinimport 
zu  erschweren  sucht.  U.  E.  wird  eine  Besserung  zweckmässiger 
erreicht,  wenn  die  eigentliche  Ursache  der  wenig  befriedigenden 
Zustände  korrigiert  wird,  nämlich  der  direkte  Deklarationszwang 
selbst  und  zwar  im  Sinne  des  deutschen  Weingesetzes  §  5,  Abs.  2. 
Im  Deutschen  Reich  besteht  nur  der  indirekte  Deklarations- 
zwang, d.  h.  der  sachgemässe  verbesserte  Wein  kann  ohne  direkte 
Deklaration  des  Zusatzes  in  den  Verkehr  gebracht  werden.  Der 
Veräusserer  ist  nur  verpflichtet,  auf  Verlangen  vor  der  Uebergabe 
mitzuteilen,  ob  der  Wein  verbessert  ist  und  sich  beim  Erwerbe  von 
Wein  die  zur  Erteilung  dieser  Auskunft  nötigen  Kenntnisse 
zu  sichern.^^)  Auf  diese  Weise  können  die  verbessert.en  Land- 
weine leichter  abgesetzt  werden;  es  würde  wenigstens  vermie- 
den, dass  Fachkundigen  gegenüber  zum  vorneherein  das  von 
diesen  durchaus  verkannte  und  falsch  ausgelegte  Attribut  „ver- 
schnitten", „gezuckert'',  „gallisiert"  gebraucht  werden  müsste. 
Damit  nehmen  wir  keineswegs  die  gewässerten  Weine  in  Schutz. 

„Die  Beimischung  darf  nur  zu  dem  Zwecke  geschehen,  den 
zu  hohen  Säuregehalt  des  Weines  herabzusetzen.  Dabei  muss 
der  Charakter  des  Weines  erhalten  bleiben  und  es  darf  sein 
Gehalt  an  Alkohol  den  mittleren  Alkoholgehalt  der  betreffen- 
den Gegend  nicht  übersteigen.*'  Auf  Grund  dieser  Bestimmungen 
ist  dem  Import  gallisierter  Fremdweine,  wie  er  vielleicht  bei 
konsequenter  Anwendung  gleichen  Rechts  für  in-  und  ausländische 
Erzeugnisse  befürchtet  werden  könnte,  ein  Riegel  geschoben.  — 
Sachgemäss   verschnittene   Weine,    die   weder   ihre  Rasse  noch 


13)  Vgl.  Günther  u.  Marschner,  S.  110;  Baragiola,  W.  Z.,  1910,  S.  127  iL 
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ihren  Wert  eingebüsst  haben,  sind  ebenfalls  dem  indirekten  De- 
klaiationszwang  zu  unterstellen. 

Es  ist  nun  keineswegs  zu  befürchten,  dass  diese  Erleichte- 
rungen den  von  der  Natur  besonders  begünstigten  Gegenden 
zum  Nachteil  gereichen.  Man  kann  den  unverbesserten  Weinen, 
also  den  „Naturweinen"  laut  deutschem  Weingesetz  dadurch  eine 
Vorzugsstellung  einräumen,  dass  nur  diesen  Weinen  das  Recht' 
zusteht,  unter  eiaer  Bezeichnung  feilgehalten  oder  verkauft  zu 
werden,  die  auf  Reinheit  des  Weines  oder  auf  besondere  Sorg- 
falt (Auslese  u.  s.  w.)  bei  der  Gewinnung  der  Trauben  deutet.^*) 

Wir  könnten  die  von  uns  vorgeschlagenen  Aenderungen  umso 
eher  vollziehen  als  der  direkte  Deklarationszwang  seinen  früheren 
Inhalt   verloren   hat:   durch    das   Kunstweinverbot. 

Die  schweizerische  Weinverordnung  ist  somit  heute  schon 
nach  verschiedener  Richtung  hin  revisionsbedürftig  geworden. 
—  Da  sich  in  der  Handhabung  der  bestehenden  Verordnungen 
Misstände  gezeigt  haben,  und  auf  das  Inkrafttreten  des  Kunst- 
weinverbotes hin,  müssen  dieselben  in  allernächster  Zeit  revi- 
diert werden.  Der  Schweiz.  Weinhändlerverband  hat  dem  Be- 
arbeiter des  neuen  Abschnittes  „Wein"  folgende  Wünsche  zur  Be- 
rücksichtigung   unterbreitet:  ^^) 

1.  „Vor  allem  kommen  wir  zurück  auf  den  seinerzeit  bei 
den  Vorberatungen  der  fachmännischen  Kommission  eingebrachten 
Antrag,  wonach  der  massige  Verschnitt  von  Wein  mit  Wein 
ohne  Deklarationszwang  gestattet  sein  soll,  sofern  der  Charakter 
des  fakturierten  Weines  dadurch  nicht  wesentlich  verändert 
wird." 

Zur  Begründung  dieses  Antrages  heben  wir  hervor,  dass 
speziell  die  Landweine  der  ganzen  Schweiz  öfters  diejenigen 
Eigenschaften  nicht  besitzen,  die  an  einen  trinkbaren  und  halt- 
baren Wein  gestellt  werden  müssen.  Die  strenge  Durchführung 
des  Deklarationszwanges  der  zum  Zwecke  der  Verbesserung  ver- 
schnittenen Weinsorten  würde  unbedingt  eine  Katastrophe  für 


1*)  Vgl.  Günther  u.  Marschner,  S.  110  f.;  W.  Z.,  1911,  S.  273:    Vom  Ver- 
schnitt. 

15)  Vgl.    W.  Z.,  1912,    S.    187. 
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unseren  sowieso  prekär  vegetierenden  Weinbau  zur  Folge  haben; 
der  Weinhandel  müsste  in  solch  geringen  Jahren,  die  gewöhn- 
lich noch  mit  grossen  Erträgen  gesegnet  sind,  den  Einkauf  von 
einheimischen  Weinen  umgehen  und  den  Produzenten  die  Sorge 
des  Absatzes  überlassen.  Wir  sind  fest  überzeugt,  dass  die 
Nichtberücksichtigung  obigen  Antrages  gerade  von  derjenigen 
Seite,  die  heute  so  vehement  dagegen  auftritt,  nach  kurzer 
Zeit  neuerdings  die  Revision  in  unserem  Sinne  verlangt  würde. 

2.  Durch  die  bisherige  Praxis  werden  Sie  gewiss  selbst 
die  Erfahrung  gemacht  haben,  dass  die  Grenzzahlen  für  ge- 
schwefelte Wf  ine  inbezug  auf  ihren  Gehalt  an  schwefliger  Säure 
erhöht  werden  sollten. 

3.  Bei  Art.  163,  der  vorschreibt,  dass  bei  Begutachtung 
von  Weinen  ausser  der  chemischen  Analyse  auch  auf  die  De- 
gustation Rücksicht  zu  nehmen  sei,  möchten  wir  Sie  bitten, 
eine  Bestimmung  aufzunehmen,  wonach  in  allen  zweifelhaften 
Fällen  zu  dieser  Degustation  Fachleute  zuzuziehen  sind. 

4.  Bei  Art.  167  möchten  wir,  gestützt  auf  gemachte  Er- 
fahrungen,  folgende  Fassung  vorschlagen: 

„Alle  öffentlichen  Ausschreibungen  von  zum  Verkaufe  ge- 
langenden Weinen  dürfen  nur  unter  Angabe  des  Verkäufers  er- 
folgen." 

5.  Wir  erlauben  uns,  die  Erwartung  auszusprechen^  dass, 
bevor  die  revidierte  Verordnung  in  Kraft  tritt,  dieselbe  noch- 
mals einer  fachmännischen  Kommission  unterbreitet  wird,  da 
noch  andere  Abschnitte,  wie  z.  B.  Art.  164,  der  von  den  Auf- 
schriften in  den  Kellern  handelt,  dessen  Erörterung  hier  zu 
weit  führen  würde,  und  dessen  Ausführung  in  der  Praxis  zu 
Widersprüchen  geführt  hat,  Gegenstand  der  Besprechung  bilden 
dürfte."  16) 

Unsere  Forderungen  gehen  somit  etwas  weiter:  wir  ver- 
langen den  indirekten  Deklarationszwang  für  alle  verbesserten 


Iß)  Eine  Versammlung  der  Interessentenverbände  hat  am  16.  September 
1912  getagt  und  sich  über  Revisionsfragen  ausgesprochen.  Vgl.  W.  Z.,  1912, 
S.  331. 
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Weine,  also  nicht  nur  für  die  sachgemäss  versclmittenen,  son- 
dern auch  für  die  sachgemäss  gezuckerten  und  gallisierten  Weine 
im  engsten  Sinne  des  Wortes.^') 

An  der  Wädenswiler  Versammlung,  die  zu  Beginn  des  Jahres 
1912  tagte,  fand  ein  Vorschlag  in  dieser  Richtung  wenig  Ver- 
ständnis. Er  wurde  missdeutet;  kein  Wunder,  stand  man  doch 
unter  dem  Eindrucke  der  vorzüglichen  Weinernte  des  Sonnen- 
jahres 1911,  die  dem  Purismus  das  Wort  redete.  —  Seither 
hat  sich  aber  Vieles  geändert.  Der  Herbst  des  Jahres  1912 
brachte  der  Ostschweiz  einen  Wein,  der  in  unverändertem  Zu- 
stande überhaupt  nicht  trinkbar  war.  Auf  derartige  Fälle  war 
nun  unsere  Lebensmittelgesetzgebung  durchaus  nicht  vorbereitet. 
So  kam  es,  dass  die  ostschweizerischen  Weinbauern  unter  dem 
Drucke  der  Verhältnisse  an  ihre  Regierungen  gelangten  und 
die  Aufhebung  des  direkten  Deklarationszwanges  ausnahmsweise 
für  die  gallisierten  Weine  dieser  Ernte  verlangten.^^)  Wir  halten 
zwar  nicht  viel  von  solchen  Ausnahmserlassen,  da  sie  zu  un- 
sicheren Verhältnissen  führen.  Jeweils  nach  Eintritt  einer  Miss- 
emte  müssen  neue  Schritte  unternommen  werden,  deren  Erfolg 
immer  wieder  in  Frage  stezt.  Bis  zur  Antwort  seitens 
der  massgebenden  Instanz  verstreicht  aber  ein  Zeitraum,  der 
genügt,  um  entweder  die  Weinbauern,  die  ihre  Ernte  absetzen 
müssen,  in  Verzweiflung  zu  bringen,  oder  die  Händler  in  ihren 
Hoffnungen  zu  enttäuschen.  —  Nichtsdestoweniger  bedauern  wir, 
dass  der  Bundesrat  die  Gesuche  der  Kantonsregierungen  rundweg 
abgeschlagen  hat.  Es  scheint,  dass  man  von  den  Mängeln  des 
direkten  Deklarationszwanges  immer  noch  nicht  überzeugt  ist  und 
vielleicht  solange  auf  dem  Status  quo  beharrt,  bis  eine  Rettung 
des  ostschweizerischen  Weinbaues  und  Weinhandels  zu  spät  ist.^^) 
—  Wenigstens  hat  die  Expertenxommission,  die  sich  mit  der 
Revision  der  Verordnung  befasst,  die  Beibehaltung  des  direkten 
Beklarationszwanges  ausgesprochen  und  allem  Anschein  nach 
wird  sich  der  Bundesrat  diesen  Vorschlägen  anschliessen.    Mit 


17)  Vgl.  W.  Z.,  1912,  S.  388  ff. 

18)  Vgl.  W.  Z.,  1912,  S.  356. 

19)  Vgl.  W.  Z.,  1912,  S.  388. 
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Recht  stellt  man  in  Weinhändlerkreisen  die  Forderung  nach 
einer  weitgehenderen  Berücksichtigung  von  Fachleuten.  Hier 
liegt  in  der  Tat  noch  ein  ausgiebiges  Arbeitsfeld  für  die  Wein- 
händlerorganisationen. In  ihrer  Aufgabe  liegt  es,  dahin  zu 
wirken,  dass  dem  kaufmännischen  Elemente  mehr  Beachtung 
geschenkt  wird  und  auf  diese  Weise  unpraktische,  bureaukra- 
tische  Massnahmen  unterbleiben,  Massnahmen,  die  ihren  Zweck 
nicht  erreichen,  dabei  aber  den  Fiskus  schädigen  und  den  Handel 
verwirren. 

§  27.    Das  Kunstweinverbot. 

1.    Das  Kunstwein  verbot  als  notwendige   Ergän- 
zung der  früheren  Massnahmen. 

Ueber  die  soeben  behandelten  Wirkungen  des  direkten  De- 
klarationszwanges herrschen  noch  heute  in  Fachkreisen  ver- 
schiedene Ansichten.  Einer  Meinung  war  man  dagegen  schon 
von  Anfang  an:  man  war  von  der  Wirkungslosigkeit  dieser 
Einrichtung  und  überhaupt  der  ganzen  Gesetzgebung  überzeugt, 
solange  weinähnliche  Getränke  und  Kunstweüie  in  den  Ver- 
kehr gebracht  werden  durften.^)  Die  Ohnmacht  der  staatlichen 
Kontrolle  schien  unter  diesen  Verhältnissen  so  zweifellos  fest- 
zustehen, dass  man,  ohne  die  Wirkungen  der  Gesetzgebung  ab- 
zuwarten, für  ein  Kunstweinverbot  im  weiteren  Sinne  mobil 
machte. 

Am  31.  März  wurde  die  Motion  Fonjallaz  und  Mitunter- 
zeichner vom  Dezember  1907  erheblich  erklärt,  sie  lautet:  „Der 
Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  Bericht  und  Antrag 
einzureichen,  ob  nicht  unter  Bezugnahme  auf  Art.  54  des  eidg. 
Lebensmittegesetzes  oder  durch  ein  Spezialgesetz  die  Herstellung 
von  zum  Kaufe  bestimmten  Kunstweinen  zu  verbieten  sei."  — 
Es  lagen  folgende  Eingaben  vor,   die  nicht  uninteressant  sind. 


1)  Botschaft,  B.  Bl.,  1910,  II,  65.  Aehnliches  hat  man  auch  im  Deut- 
schen Reich  erfahren:  „Der  vorgeschriebene  Deklarationszwang  für  Kunst- 
weine reicht,  so  lange  eine  Feststellung  der  verbotenen  Zusätze  nicht  mög- 
möglich ist,  zum  Schutze  des  Weinbaues  und  reellen  Weinhandels  nicht  aus. 
Frick,   S.   97. 
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weil    sie    die   am    Verbote   interessierten   Kreise    z.    T.    kenn- 
zeichnen: 2) 

Verschiedene  Eingaben  des  Schweiz.  Weinhändlerverbandes, 
eine  Eingabe  des  Verbandes  der  Weinimporte  are  engros,  ver- 
schiedene Eingaben  des  Bauernverbandes,  eine  Eingabe  des 
Schweiz.  Obst-  und  Weinbauvereins,  eine  Eingabe  des  Syndicat 
des  marchand  de  vins  engros  du  canton  de  Geneve,  eine  Ein- 
gabe der  societe  d'agriculture  et  de  viticulture  de  VuUy-Fri- 
bourg,  eine  Eingabe  einer  in  Wädenswil  abgehaltenen  Versamm- 
lung von  Interessenten,  eine  Eingabe  des  Vereins  Schweiz.  Käse- 
händler  und   eine  Eingabe   des   Schweiz.   Wirtevereins. 

Es  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser  Arbeit,  zu  untersuchen, 
ob  und  wieweit  ein  Kunstweinverbot  mit  der  Bundesverfassung 
im  Einklänge  steht.  Diese  Frage  hat  bekanntlich  Veranlassung 
za  interessanten  Erörterungen  gegeben.  Soviel  sei  hier  nur 
erwähnt,  dass  u.  E.  die  Begründung  der  Verfassungsmässig- 
keit des  Verbotes  eine  etwas  gezwungene  ist.  Der  preispoli- 
tische Zweck:  „Die  Hebung  des  notleidenden  Weinbaus"  schimmert 
denn  doch  zu  deutlich  aus  den  verschiedenen  Voten  heraus, 
als  dass  man  den  Schutz  vor  öffentlicher  Gesundheitsschädigung 
und  die  Bekämpfung  der  Lebensmittelfälschung  und  der  Täuschung 
des  Publikums,  auf  die  man  sich  stützen  musste,  als  Endziel 
dieser  Bestrebungen  betrachten  könnte.^) 

Trotz  alledem  treten  wir  unter  den  bestehenden  Verhält- 
nissen für  ein  Kunstweinverbot  ein,  weil  durch  ein  solches  ver- 
schiedene  Ungerechtigkeiten    der   bereits   herrschenden    agrar- 


2)  St.  B.,  XX,  S.  523  f.    B.  B.,  1910,  II.  Bd.,  S.  348. 

Der  Schweiz.  Weinhändlerverband  hat  als  erste  Organisation  schon  im 
Jahre  1898  ein  Kunstweinverbot  angestrebt.  Weitere  Eingaben:  31.  Januar 
1902,   26.   Mai   1905,   21.   Mai   1906.   16.   Juni   1909. 

3)  Das  Justizdepartement  führte  aus:  „Mit  dem  Grundsatz  der  Handels- 
und Gewerbefreiheit  des  Art.  31  der  B.-V.  ist  das  Verbot  des  Kunstwein- 
vereins vereinbar,  wenn  es  auf  gesundheits-  oder  gewerbepolizeilichen  Gründen 
beruht,  d.  h.  wenn  es  sich  erforderlich  erweist  zur  Bekämpfung  der  Lebens- 
mittelfälschung und  der  Täuschung  des  Publikums.  Nicht  vereinbar  mit  Art. 
31  der  B.-V.  wäre  das  Verbot,  wenn  es  lediglich  auf  den  Schutz  des  Wein- 
baues vor   der   Konkurrenz  des   Kunstweins  abstellt."    Vgl.   St.  B.,  XX,  S.  526. 
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protektioniß tischen  Lebensmittelgesetzgebung  etwas  herabgemil- 
dert werden. 

Der  Deklarationszwang  hat  gründlich  versagt.*)  Solange 
die  Chemie  nur  imstande  ist,  verhältnismässig  grobe  Fehler  auf- 
zudecken, liegt  die  Gefahr  nahe,  dass  weinähnliche  Getränke, 
Kunstweine  und  dergl.  in  diesem  oder  jenem  Verschnitt  unter 
falscher  Deklaration  in  den  Verkehr  gelang-en.  Der  ehrliche 
Händler,  der  seine  Weine  richtig  deklariert^  erleidet  dadurch 
Schaden  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  Mischungen  von 
Kunstwein  mit  Wein,  die  als  Naturweine  feilgehalten  werden, 
billiger  zu  stehen  kommen.^)  Sie  bedeuten  deshalb  für  den 
ehrlichen  Handel  eine  unloyale  Konkurrenz  und  erschweren  und 
vermindern  den  Absatz. 

Es  wurde  behauptet,  dass  unter  der  Herrschaft  des  Lebens- 
mittelgesetzes nicht  einmal  ein  Zehntel  der  Kunstweine  richtig 
deklariert  in  den  Handel  gelange.^)  Eine  Enquete  des  Schweiz. 
Wirtevereins  bei  3076  Wirtschaften  und  2383  Kleinverkaufs- 
stellen ergab,  dass  nur  in  einem  Laden  in  Genf  eine  De- 
klaration auf  Kunstwein  zu  finden  war."^)  Gewiss  ein  recht  eigen- 
tümliches Bild,  wenn  man  bedenkt,  dass  25  eingeschriebene 
und  12  nicht  amtlich  konstatierte  Kunstweinfabriken  in  der 
Schweiz  bestehen  und  die  jährliche  Kunstweinproduktion  mit 
300—370,000  hl  veranschlagt  wird.^) 


*)  Auf  die  Frage:  Hat  die  L.-G.  gewirkt?,  antwortet  der  Referent  im 
Ständerat  wie  folgt:  „Nous  n'hesitons  pas  ä  repondr©  negativement  et  ä 
affirmer  que  malgre  de  nombreuses  repressions  et  condamnations  par  les  organs 
cantonaux,  la  fraude  snr  les  vins  s'est  donnee  libre  carriere  en  1910/11 
comme  precedemment,  et  que  pour  beaucoup  de  negociants  la  plupart  des 
prescriptions  föderales  sont  restees  „lettre  morte".  —  Vgl.  St.  B.,  Juni  1911, 
S.  149,  ebenso  St.  B.,  1910,  S.  528,  ebenso  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
22.  März  1910,  B.  B.,  1910,  IL  Bd.,  S.  348. 

^)  Das  Produkt  solcher  Mischungen  aber  zeigt  meistens  Gehaltsverhält- 
nisse, Geruch  und  Geschmack,  welche  auch  bei  Naturweinen  vorkommen;  es 
lässt  sich  deshalb  weder  durch  Analyse  noch  durch  Degustation  eicher  als 
Kunstwein    erkennen    und    nachweisen,    B.  Bl.,  1910,  II,  S.  362. 

St.  B.,  S.  551:  Alle  Fachleute^  Chemiker,  sagen,  mit  dem  Lebensmittel- 
gesetz  kommen   wir   nicht   zum   Ziele,   deshalb   Kunstweinverbot. 

«)  St.  B.,  XX,  S.  548. 

')  dito  S.  528. 

8)  dito  S.   548. 
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Derartige  Zustände,  die  den  ehrlichen  Händler  geradezu 
zur  Unreellität  versuchten  und  verführten,  drängten  zum  Kunst- 
weinvorbot.  Was  lag  denn  näher,  als  dass  man  den  Kunstwein, 
der  die  Ohnmacht  der  nun  einmal  bestehenden  staatlichen  Kon- 
trollmassregeln  (Deklarationszwang,  Analyse,  Degustation)  täg- 
lich bewies,  aus  der  Welt  schaffte?  Es  konnte  gewiss  kein 
einfacheres  Mittel  geben.  Mit  Recht  wurde  aber  auf  die  Be- 
denklichkeit solcher  drakonischer  Massnahmen  hingewiesen:  „Es 
ist  doch  ohne  weiteres  klar"  —  so  führte  Ständerat  Scherrer 
aus  —  „dass,  je  mehr  wir  den  Vertrieb  billiger  Weine  oder 
billiger  Getränke  überhaupt  einschränken,  dadurch  umsomehr 
der  Bierkonsum  gefördert  wird  ....  wenigstens  solange  als 
die  Brauerei  von  den  Herren  Fonjallaz  und  Konsorten  noch  ge- 
duldet wird,  und  solange  das  Bier  nicht  dazu  verurteilt  wird, 
dem  Schicksal  des  Kunstweins  zu  folgen."^) 

2.  Mängel  des  Kunstweinverbots, 
Das  Kunstwein  verbot,  das  mit  dem  1.  Januar  1913  in 
Kraft  tritt,io)  {^^  ^j^  Verbot  im  weitesten  Sinne.  Es  umfasst: 
die  Trockenbeer-,  Trester-  und  Hefeweine,  die  übermässig  galli- 
sierten  Weine  und  die  Kunstweine  im  engeren  Sinne.^^)  Das  Ge- 
setz erstreckt  sich  aber  nur  auf  die  gewerbsmässige  Herstellung 
und  Lagerung   und  auf   das   Feilhalten   und   den   Verkauf   von 


9)  St.  B.,  Juni    1911,    S.    154  ff. 

10)  Die  Referendumsfrist  ist  am  11.  Juni  1912  unbenutzt  abgelaufen. 

11)  Botschaft,  B.  B.,   1910,   IL  Bd,  S.  360. 

Wegen  der  Uebergänge  zwischen  den  Arten  von  Kunstwein  und  der 
möglichen  Kombinationen  derselben  würde  eine  Ausnahme  vom  Verbot  Un- 
sicherheit in  der  Handhabung  des  Gesetzes  veranlassen  und  unklare  Verhält- 
nisse  schaffen.     B.  B.,  1910,  II.  Bd.,    S.    365. 

Vgl.  Art.  2  des  Bundesgesetzes  betreffend  das  Verbot  von  Kunstweinen 
und  Kunstmost.  —  Art.  2:  Als  Kunstwein  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  an- 
zusehen: a)  Alle  weinähnlichen  Getränke,  welche  mit  Trockenbeeren,  Wein- 
trestern,  Weinhefe,  Rückständen  der  Weindestillation,  Tamarinden,  Feigen,  Malz 
oder  durch  Mischung  von  Weinsbestandteilen  oder  auf  irgend  eine  andere 
ähnliche  Weise  hergestellt  worden  sind.  —  b)  gewässerte  Weine,  sowie  galli- 
sierte  Weine,  die  so  weit  gestreckt  worden  sind,  dass  sie  den  vom  Bundesrate 
für  solche  aufgestellten  Anforderungen  nicht  mehr  entsprechen.  —  c)  Mischun- 
gen der  unter  lit.  a)  und  b)  genannten  Getränke  mit  Wein  oder  Weinmost. 
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Kunst  wein  (und  Kunstmost).  Ausgonommen  vom  Verbot  ist  die 
Herstellung  und  Lagerung  von  Kunstwein  und  Kunstmost  zun 
Gebrauch  im  eigenen  Haushalt  (sog.  Haustrunk);  sodann  erstreckt 
sich  das  Verbot  nicht  auf  den  Import  von  Kunstweinen.  Ob- 
wohl der  Eingang^szoll  von  60  Fr.  bereits  einem  Einfuhrverbot 
gleichkommt,  wurden  Bedenken  laut,  die  sich  eigentlich  weniger 
auf  diese  Bestimmung  beziehen,  als  auf  die  Durchführbarkeit  des 
Kunstwein  Verbotes  überhaupt.  ^2)  Da  man  weder  durch  Analyse, 
noch  durch  Degustation  mit  Sicherheit  eine  Unterscheidung  zwi- 
schen Kunst  wein  und  Naturwein  machen  könne,  sei  man  nicht 
imstande,  zu  verhindern,  dass  Kunstweine  unter  falscher  De- 
klaration eingeführt  würden.  Das  Verbot  der  Herstellung  von 
Kunstweinen  im  eigenen  Lande  würde  demnach  nur  der  Ein- 
fuhr von  Kunstweinen  förderlich  sein.^^)  Diese  Behauptungen 
enthalten  einen  Kern  Wahrheit,  über  den  sich  auch  der  Befür- 
worter des  Kunstweinverbotes  nicht  hinwegtäuschen  darf.  Wenn 
man  einerseits  gerade  deshalb  ein  Verbot  verlangt,  weil  die 
Chemie  gegen  Kunstweinverschnitte,  wie  sie  heute  im  Inland 
vorgenommen  wurden,  machtlos  ist,  so  muss  man  anderseits 
zugeben,  dass  sie  auch  beim  Import  derartiger  Getränke  oft 
versagen    wird.^^)      Man    könnte    nun    einwenden,    dass    auch 


12)  Vgl.   St.  Bulletin,    1910,    S.   540. 

13)  Dr.  Naef,  ein  Befürworter  des  Kunstweinverbotes,  schrieb  schon  im 
Jahre  1903:  „Ein  Verbot  würde  zunächst  nur  unsere  einheimischen  Fabrikations- 
produkte an  Kunstwein  treffen,  die  Einfuhr  ausländischer  dagegen  nicht  hin- 
dern können.  Der  letztere  Zweck  Hesse  sich  wohl  durch  Ursprungszeugnisse 
erreichen  (wenn  diese  aber  gefälscht  sind?),  welche  vermittelst  Deklarations- 
zwang jede  Sendung  durch  alle  Hände  vom  Produzenten  bis  zum  Wirte  und 
Kleinverkäufer  zu  begleiten  hätten;  ein  Doppel  der  Zeugnisse  für  Einfuhr- 
wein würde  von  der  Grenzbehörde  für  Lebensmittelpolizei  geprüft  und  auf- 
bewahrt. Dass  einer  solchen  Methode  grosse  UnvoUkommenheiten  anhaften 
und  ihre  Durchführung  grossen  Schwierigkeiten  begegnen  würde,  ist  natür- 
lich —  dies  alles  ist  eben  bei  gesetzgeberischen  Massnahmen  in  dieser  Materie 
kaum  zu  vermeiden  und  es  würde  auch  in  diesem,  wie  in  den  meisten  Fällem, 
nur  das  kleinere  Uebel  an  Stelle  des  grossen  treten.  Dagegen  dürfte  es 
auf  diese  Weise  möglich  sein,  durch  eine  gute  behördliche  Kontrolle  und 
wirksam  unterstützt  von  der  Konkurrenz  der  Produzen- 
ten, wie  auch  seitens  der  Konsumenten  voraussichtlich  eine  erhebliche  Re- 
stanz  der    bestehenden    Umstände    herbeizuführen. 


—   221   — 

die  hauptsächlichsten  Weinimporthändler  ein  Kunstweinverbot 
kennen  1^)  und  dadurch  die  Gefahr  einer  Kunstweineinfuhr 
erheblich  herabgemindert  sei.  Dies  wäre  von  Belang,  wenn 
das  Verbot  wirklich  streng  durchgeführt  würde.  Die  Praxis 
hat  aber  gezeigt,  dass  das  Kunstweinverbot  oft  nur  auf  dem 
Papier  steht  und  zwar  namentlich  dann,  wenn  in  fremde  Länder 
exportiert  wird.^^)  Zutreffender  scheint  uns  folgende  Ueber- 
legung  zu  sein:  Im  Verkehr  mit  dem  Auslande  stehen  sich  meist 
Grosshändler  gegenüber.  Nun  wird  aber  das  Inverkehrbringen 
von  Kunstweinen  unter  falscher  Deklaration  fast  auschliesslich 
durch  den  Zwischenhandel,  insbesondere  durch  die  Detailhändler 
betrieben.!')  Wird  das  Kunstweinverbot  im  Inlande  streng  durch- 
geführt, so  ist  wenigstens  für  den  Kleinhandel  die  Möglichkeit 
eines  versteckten  Kunstweinabsatzes  bedeutend  geringer.  Darin 
erblicken  wir  einen  Vorteil.  Der  Grosshandel  (und  der  mit 
diesem  gewöhnlich  verknüpfte  Grossbetrieb)  wird  namentlich 
aus  zwei  Gründen  seltener  den  unerlaubten  Kunstweinhandel  be- 
günstigen: 


1^)  Dass  dem  so  ist,  das  wird  auch  von  den  Produzenten  zugegeben.  Vgl, 
St.  B.,  XX,  S.  5401 

1^)  a)  Deutsches  Reich:  Weingesetz  vom  7.  April  1909  §  9  ff. 

b)  Frankreich:   Loi    concernant    la   fabrication,    la   circulation    et 
la  vente  des  vins  artificiels  de  6  avril  1897. 

Loi  relative  ä  la  repression  de  la  fraude  sur  les  vins  et  au 
regime  spiritueux  du  6  avril  1905  art.  7  f f . 

Loi  tendant  ä  prevenir  le  mouillage  de  vins  et  les  abus  du 
sucrage  du  29  juin  1907. 

c)  0  est  er  reich:  Gesetz  betreffend  den  Verkehr  mit  Wein,  Wein- 
most und  Weinmaische  vom  12.   April   1907. 

d)  Italien:    Legge    concernente    le   frodi    nella    preparazione    e    nel 
comraercio   dei  vini,    del    11   luglio   1904. 

lö)  So  wurde  z.  B.  im  Jahre  1910  aus  Italien  Kunstwein  in  die  Schweiz 
eingeführt,  obwohl  Italien  ein  Kunstweinverbot  kennt.  Vgl.  St.  B.,  1910,  S. 
540. 

17)  Vgl.  Botschaft  vom  22.  März  1910,  S.  360  ff .  St.  B.,  Bd.  XX,  S. 
551  ff.:    „Der    Hauptsünder    ist    der   Zwischenhändler." 

St.  B,,  1910,  S.  5461:  „Les  abus  qui  peuvent  etre  commis  au  nioyens 
des  vins  artificiels  par  des  melanges  ou  d'autres  procedes  sont  le  fait  non 
pas  des  fabricants   de  vins  artificiels,   mais  des   intremediaires." 
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1.  Weil  er  mehr  riskiert;  weil  für  ihn  der  Verlust  seines 
Rufes  weit  mehr  bedeutet,  als  etwa  für  ein  Greschäft  von 
lokaler  Bedeutung,  das  allenfalls  nach  einem  anderen  Städt- 
chen abwandern  kanm, 

2.  Weil  er  mit  fremdem  Personal  arbeiten  muss,  auf  dessen 
Verschwiegenheit  er  weniger  zählen  kann,  als  der  Klein- 
handel, der  entweder  alles  selbst  besorgt,  oder  vertraute, 
meist  sogar  verwandte  Mitarbeiter  hat. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  ein  streng  durchgeführtes 
Kunstweinverbot  zu  einer  Verminderung  des  Weinangebotes  und 
demnach  zu  höheren  Preisen  führen  kann.  In  der  Erfüllung  dieser 
Aufgabe  sehen  die  hauptsächlichsten  Befürworter  des  Kunst- 
weinverbotes ihr  Ideal.  Sie  werden  sich  aber  in  der  Intensität 
der  erwarteten  Wirkung  getäuscht  sehen,  solange  der  sog. 
Haustrunkwein  vom  Kunstweinverbot  ausgenom- 
men wird. 

Damit  kommen  wir  zu  einer  vielumstrittenen  Frage  des 
Verbots.  Die  Gegner  i^)  haben  auf  den  Widerspruch  aufmerksam 
gema^iht,  der  darin  liege,  dass  man  einerseits  die  Herstellung 
von  Kunstwein  in  Fabriken  untersage,  dagegen  die  Hausfabrika- 
tion fortbestehen  lassen  wolle.  Damit  schaffe  man  zweierlei 
Recht.  Die  Produzenten  seien  die  privilegierten,  sie  würden 
den  Konsumenten  die  Folgen  eines  Verbotes  zumuten,  das  sie 
gegen  sich  selbst  nicht  gelten  lassen  würden.  Wenn  der  Land- 
wirt einerseits  behaupte,  der  Kunstwein  sei  der  Gesundheit  nicht 
zuträglich,  dann  müsse  er  sich  konsequenterweise  nicht  da- 
gegen sträuben,  wenn  man  auch  ihn  vor  diesem  unzuträglichen 
Getränke  schütze  und  den  Haustrunk  unter  das  nämliche  Ver- 
bot stelle.  Demgegenüber  wurde  eingewendet,^^)  dass  es  jeder- 
mann freistehe,  für  seinen  Haushalt  Kunstwein  herzustellen. 
Eine  Gefährdung  der  Gesundheit  liege  hier  weniger  vor,  weil 
man  gegen  sich  selbst  viel  sorgfältiger  sei.^»)     Wir  erwähnen 


1^)  St.  B.,  1910,  S.  540  ff.  St.  B.,  1911,  S.  155  ff. 

19)  St.  B.,  1911,  S.  2  f. 

20)  St.  B.,  1911,  S.  2  f. 
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dies©  Auseinandersetzungen  nur,  weil  sie  ein  interessantes  Licht 
auf  die  Verfassungsmässigkeit  des  Kunstweinsverbotes  werfen. 
Gewiss  sind  wir  prinzipiell  für  die  Freilassung  des  Haustrunkes. 
Ein  Verbot  desselben  würde  als  gewalttätiger  Eingriff  in  die 
persönliche  Freiheit  zu  den  grössten  Unzuträglichkeiten  führen 
und  die  schwerste  Misstimmung  in  den  breitesten  Volksschichten 
hervorrufen.  Dennoch  müssen  wir  zugeben,  dass  die  Freilassung 
des  Haustrunkes  hauptsächlich  die  Produzenten  begünstigt.  Der 
Arbeiter  in  seiner  Stadtwohnung,  mit  seinen  Kellerverhältnissen 
kaim  nicht  gut  Kunstwein  ansetzen;  wohl  aber  der  Landwirt, 
der  über  den  nötigen  Raum  und  oft  über  Rückstände  der  Wein- 
destillation und  dergl.  verfügt.  Darin  aber,  dass  sich  der 
Winzer  ein  solches  Privileg  schafft,  indem  er  selbst  das  Opfer 
nicht  bringt,  das  er  dem  anderen  zumutet,  liegt  u.  E.  ein 
wunder  Punkt  des  Gesetzes.  Wer  will  denn  verhindern,  dass 
solche  Kunstweine,  die  angeblich  für  den  Haustrunk  hergestellt 
werden,  in  den  Verkehr  gelangen?  Jedermann  weiss,  dass  der 
Wein  auch  in  den  Winzerkellern  wachsen  kann.  Erfahrungen 
aus  Jüngster  Zeit  beweisen  dies.^^)  Namentlich  bei  hohen  Wein- 
preisen widersteht  der  Winzer  weniger  der  Versuchung,  Natur- 
wein mit  gestrecktem  Haustrunk  vermengt  in  den  Verkehr  zu 
bringen.  Ob  nun  der  Kunstwein  im  gleichen  Lokal  wie  die 
Naturweine,  oder  nur  von  diesem  getrennt  gehalten  werden 
darf,  hat  wenig  zu  sagen. ^2)  Der  Betrüger  wird  immer  seinen 
Weg  finden. 


21)  Frick,  S.  58.  Nach  den  Mitteilungen  von  Frick  schwebten  im  Eisass 
in  den  letzten  Jahren  80  o/o  der  Weinprozesse  gegen  Winzer-Keller.  Vgl.  auch 
Weinzeitung,  1908,  S.  119.  „Im  Jahre  1907  wurden  in  Deutschland  24 
Weinhändler  und  78   Winzer  wegen  Weinfälschung  bestraft." 

22)  Die  als  Haustrunk  hergestellten  Getränke  dürfen  allerdings  nur  im 
eigenen  Haushalte  des  Herstellers  verwendet  oder  ohne  besondern  Entgelt  an 
die  in  seinem  Betriebe  beschäftigten  Personen  zum  eigenen  Verbrauch  ab- 
gegeben werden.  Hingegen  wurde  folgender  Antrag  zurückgewiesen:  Zur 
Lagerung  von  Kunstwein  und  Kunstmost  zum  Gebrauch  im  eigenen  Haus- 
halt bedarf  es  einer  Anzeige  des  Familienvorstandes  oder  des  Etablissementes 
an  die  örtliche  Gesundheitsbehörde  unter  Angabe  des  herzustellenden  Quan- 
tums.    St.  B.,  XXI,   S.   2  f. 

Vgl.    D.    W.    G.,    §  11,    Abs.    3. 
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Dadurch  allein,  dass  bestimmt  wird,  die  Fässer  seien  mit 
der  Bezeichnung  „Kunstwein  zum  eigenen  Verbrauch"  u.  s.  w. 
zu  versehen,  ist  der  Fälschung  noch  lange  nicht  gesteuert. 
,Wer  kann  z.  B.  verhindern,  dass  der  Wirt  oder  seine  Vertrauten 
in  nächtlicher  Stunde  ihre  Naturweine  aus  dem  KunstweinfasS 
holen  oder  dieses  und  jenes  Gemisch  auftischen?  Nur  der  Wett- 
bewerb zieht  diesem  Treiben  Schranken.  Die  Angst,  durch 
schlechte  Bedienung  die  Kundschaft  zu  verlieren,  ist  weit  mäch- 
tiger als  die  Angst  vor  der  Gesundheitspolizei.  Wir  sehen, 
dass  trotz  aller  staatlichen  Massnahmen  die  Fälschungsmöglich- 
keiten nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden  können.  Selbst 
wenn  man  hinter  Jeden  Winzer,  Händler  und  Wirt  einen  Poli- 
zisten stellt,  ist  man  nicht  sicher  vor  der  Umgehung  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen.  An  eine  derartige  Ueberwachung  wird 
man  gewissermassen  erinnert,  wenn  man  die  Vorschläge  Porchets 
hört. ^2)  Dieser  verlangt  die  Einführung  eines  Ursprungszeug- 
nisses und  damit  ein  solches  wirksam  sein  solle,  eine  Keller- 
und Buchkontrolle,  verbunden  mit  der  Wachstumskontrolle.  Vor 
der  Lese  hat  Jeder  Weinbauer  der  Behörde  den  mutmasslichen 
Ertrag  seiner  Reben  anzumelden.  Nach  erfolgter  Kelterung 
wird  die  genaue  Menge  des  Weines  festgestellt.  Um  den  Winzer- 
keller verlassen  zu  können,  muss  der  Wein  von  einem  Zeugnis 
begleitet  sein,  das  den  Ursprung  und  die  Benennung  der  Ware, 
ihren  Bestimmungsort,  die  Stunde  der  Abreise  und  bei  Weiter- 
leitung mit  Fuhrwerk  die  mutmassliche  Zeit  der  Ankunft  am 
Bestimmungsort  angibt.  Bei  der  Ankunft  daselbst  muss  das 
Zeugnis  von  der  zuständigen  Behörde  eingesehen  werden  und 
diese  bewirkt  die  Eintragung  der  neu  hinzugekommenen  Ware 
in  das  Lagerbuch  des  Empfängers.  Es  besteht  also  eine  genaue 
Buchkontrolle  der  gesamten  Weinvorräte.  In  Frankreich  sind 
ähnliche  Massnahmen  bereits  durchgeführt.  Das  deutsche  Wein- 
gesetz kennt  nur  eine  weitgehende  Buchführungspflicht. 2*)  Auf 
den  vom  Bundesrat  vorgeschriebenen  oder  gleichwertigen  For- 
mularen müssen  eingehende  Aufzeichnungen  hauptsächlich  über 
die  Ausdehnung  der   abgeernteten   Weinbergsflächen,   über  die 

23)  Porchet,  a.  a.  0.,  S.  28. 

2*)  D.  W.  G.,  §  19 1    Vgl.    Günther   u.    Märschner,    S.    260  f. 
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Höhe  der  Zu-  und  Abgänge  an  Wein,  über  den  Einkauf  von 
Zucker  oder  anderen  für  die  Kellerbehandlung  des  Weines  oder 
auch  zur  Herstellung  von  Haustrunk  bestimmten  Stoffen  und 
deren  Verwendung  gemacht  werden.  Der  reelle  deutsche  Wein- 
handel hatte  derart  gelitten,  dass  er  zuletzt  in  seiner  Verzweiflung 
und  Ratlosigkeit  selbst  für  die  ihn  beschämende  und  ernie- 
drigende Kontrolle  eintrat. 2^) 

Bringt  schon  die  Buchführungspflicht  für  den  Weinhandel 
und  für  den  Staat  einen  erheblichen  Kostenaufwand  mit  sich, 
der  in  keinem  Verhältnis  zum  wirtschaftlichen  Erfolge  steht, 
so  bedeuten  die  Vorschläge  Porchets  erst  recht  eine  kost- 
spielige und  unwirtschaftliche  Bevormundung  des  Handels,  die 
seine  Entwicklung  hemmt  und  seine  Expansionskraft  lähmt. 2^) 
Ihre  Durchführung  würde  wahrscheinlich  einer  Weinsteuer  rufen, 
die  sowohl  für  die  Weinproduktion,  wie  auch  für  den  Weinhandel 
nachteilig  wäre. 

§  28.    Der  Weinhandel  unter  dem  Drucke  der  Gesetzgebung. 

Wir  haben  mit  unserem  soeben  beendigten  Rundgang  durch 
die  Lebensmittelgesetzgebung  keineswegs  bezweckt,  eine  lücken- 
lose Darstellung  oder  gar  einen  Kommentar  zu  geben.  Wir 
waren  vielmehr  nur  bestrebt,  die  für  den  Weinhandel  wichtigsten 
Fragen  herauszugreifen.  Wir  haben  die  Ideen,  die  bei  den 
Interessenten  im  Weinbau  und  im  Weinhandel  herrschen,  ver- 
folgt und  die  staatlichen  Massnahmen  in  dieser  Hinsicht  auf 
ihre  Zweckmässigkeit  hin  geprüft.  Es  bleibt  uns  noch  übrig, 
die  Nützlichkeit  dieser  Ideen  selbst  zu  erwägen  und  zu  fragen: 
Ist  es  vorteilhaft  für  den  Weinhandel,  wenn  er  sich  den  Pro- 
duzenten anschliesst  und  unter  ihrer  Mitwirkung  mit  politischen 
Mitteln,  letzten  Endes  eine  Beschränkung  des  Angebotes  herbei- 
zuführen trachtet? 

Der  Weinhandel  darf  nie  vergessen,  dass  er  auch  das 
Konsum  enteninteresse  zu  wahren  hat  und  auf  die  Dauer  seine 
Abnehmer  nicht  als  willenlose  Masse  behandeln  kann.    Nur  dann, 


25)  Vgl.   Pfaff,    S.    65  f. 

26)  Vgl.  W.  Z.,   1911,   S.  387:    Vom  Rebstock  bis  zum  Glase. 

Schauwecker 
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wenn  sich  auch  die  letzten  Konsumenten  besser  stellen,  wird 
der  Handel  mit  der  Lebensmittelgsetzgebung  gute  Erfahrungen 
machen,  nur  dann  muss  er  nicht  befürchten,  dass  er  zur 
Seite  geschoben  wird.  Wie  stellt  sich  der  Konsument  unter 
der  neuen  Gesetzgebung?  Steht  der  Preis  zur  Qualität  der 
Ware  in  einem  günstigeren  Verhältnis  als  früher  oder  umge- 
kehrt? Bis  jetzt  lässt  sich  der  preiserhöhende  Einfluss  der 
Gesetzgebung  nicht  unzweideutig  nachweisen.  Die  abnormen 
Ernteverhältnisse  der  letzten  Jahre  verunmöglichen  jeden  zahlen- 
mässigen  Vergleich  mit  früheren  Zeiten.  Sie  sind  zweifellos 
die  hauptsächlichsten  Verursacher  der  sukzessiven  Preissteige- 
rung, die  seit  1909  einsetzte  und  in  den  Preislisten  des  Wein- 
handels je  nachdem  50  bis  100 o/o  beträgt.  Es  fehlen  die 
Anhaltspunkte,  um  den  Einfluss  der  Lebensmittelgesetzgebung 
an  dieser  Hausse  festzustellen.  Die  Praxis,  die  gewöhnlich  ein 
feinfühliges  Urteil  in  solchen  Dingen  hat,  lässt  sich  aber  die 
preiserhöhende  Wirkung  der  staatlichen  Massnahmen  nicht  ab- 
streiten. Sie  sieht  den  Beweis  hiefür  hauptsächlich  in  dem 
Umstand,  dass  seit  Inkrafttreten  der  Gesetzgebung  nunmehr 
viele  Firmen  in  den  Weingegenden  als  Käufer  auftreten,  die 
früher  nie  sichtbar  waren.  Durch  die  damit  verbundene  sog. 
Jagd  nach  den  Kellern  werden  die  Preise  in  die  Höhe  ge- 
trieben. 

Die  Preiserhöhung  ist  aber  nur  eine  scheinbare,  wenn  das 
Dargebotene,  der  Wein,  im  Vergleich  zur  früheren  Handelsware 
im  gleichen  Masse  besserer  Qualität  ist.  Es  ist  nicht  zu  leugnen, 
dass  der  Weinhandel  im  Durchschnitt  preiswürdiger  liefert  als 
früher.  Verschiedene  „Weinhandlungen"  haben  unter  der  Herr- 
schaft der  Gesetzgebung  ihre  Geschäfte  eingestellt,  weil  sie 
ihre  Produkte  unter  richtiger  Deklaration  mit  zu  bescheidenem 
Gewinn  absetzen  mussten.  Die  Lebensmittelgesetzgebung  hat 
gewiss  da  und  dort  bessere  Verhältnisse  geschaffen  oder  wird 
sie  noch  schaffen,  >  wenn  einmal  das  Kunstweiverbot  durch- 
geführt sein  wird.  Diese  Gesundung  wird  grösser  oder  überhaupt 
nur  fühlbar  sein,  wo  die  staatliche  Kontrolle  zweimal  einsetzt. 
Wird  der  Wein  in  grösseren  Quantitäten  verkauft,  so  dass  er 
nicht   sofort   konsumiert   wird,    dann   ist  er   sowohl   im  Keller 
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des  Verkäufers  als  auch  im  Keller  des  Käufers  von  der  Kon- 
trolle erfassbar.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  der  geliefertei 
Wein  zum  sofortigen  Konsum  bestimmt  ist.  In  diesem  Falle 
kann  die  staatliche  Kontrolle  wohl  Kellerinspektion  halten  und 
sich  von  der  Richtigkeit  der  Deklarationen  überzeugen.  Sie  wird 
aber  nicht,  oder  nur  in  unzureichendem  Masse,  prüfen  können, 
ob  und  inwieweit  der  letzte  Konsument  reell  bedient  wird.  Hier 
liegt  in  der  Tat  ein  wunder  Punkt  der  Gesetzgebung,  der  den 
Volkswirt  zuerst  daran  zweifeln  lässt,  ob  die  für  den  Gesetzes- 
apparat erforderlichen  Aufwendungen  in  einem  Verhältnisse 
stehen  zum  erzielten  wirtschaftlichen  Erfolg.^) 

Die  wirtschaftliche  Entwicklung  geht  aber  dahin,  die 
Mängel  der  Gesetzgebung  herabzumindern.  Unter  dem  Drucke 
des  Wettbewerbes  wendet  sich  der  Grosshandel  immer  eindring- 
licher an  die  letzten  Konsumenten  und  ermöglicht  ihnen,  ja  er 
drängt  sie  sogar  dazu,  wenigstens  den  Wein  für  den  Familien- 
bedarf in  grösseren  Quantitäten  einzukaufen.  Auf  diese  Weise 
ist  der  Wein  auch  im  Keller  der  letzten  Konsumenten  kon- 
trollierbar. Auch  im  Detailhandel  werden  die  Betriebe  immer 
seltener,  die  mit  eigenen  vertrauten  Arbeitskräften  haushalten. 
Dadurch  wird  die  Möglichkeit,  den  Waadtländer  aus  dem  „Spa- 
nierfass'*  zu  holen,  geringer. 

Aber  selbst  dann,  wenn  mit  der  Preissteigerung  eine  Ver- 
besserung der  Weinqualität  Hand  in  Hand  geht,  besteht  die 
Gefahr,  dass  die  Lebensmittelgesetzgebung  zu  einer  Verminde- 
rung des  Konsums  führt.  Verschiedene  Konsumentenkreise  kön- 
nen ihr  Bedürfnis  an  billigen  Brauchweinen  nicht  mehr  im  vollen 
Umfange  befriedigen.  Die  hohen  Preise  zwingen  sie  zum  Ver- 
brauch anderer  Getränke.  Durch  das  Kunstweinverbot  im  wei- 
testen Sinne  wird  der  Konsumentenkreis  noch  enger  gezogen  als 
es   bis   Jetzt,   der    Fall    war.     In    dieser   Entwicklung    liegt    die 

1)  Der    Bund    verausgabte    für    die    Lebensmittelkontrolle    im    Jahre 

1908  44,023,34  Fr. 

1909  197,570,38  „ 

1910  331,266,80  „ 

Für  das  Jahr  1911  waren  Fr.  406,000  buJgetiert.  Vgl.  Eidg.  Staats- 
rechnungen  und   Budget. 
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Gefahr  einer  langsamen  Entwöhnung  vom  Weingenusse.^)  Auf 
diese  Weise  könnte  mit  der  Zeit  das  Bestreben  der  Produzenten, 
nämlich  die  Schaffung  höherer  Weinpreise  durch  Verminderung 
des  Weinangebotes  paralysiert  werden,  durch  eine  entsprechende 
Keduktion  der  Nachfrage.  Eine  derartige  Einengung  des  Wein- 
konsums würde  vor  allem  den  Weinhandel  empfindlich  treffen. 
Daher  wird  dieser  kein  Mittel  unversucht  lassen,  um  der  Ge- 
fahr einer  Entwöhnung  vom  Weingenusse  zu  steuern.  Das  Gebot 
der  Selbsterhaltung  weist  ihm  namentlich  zwei  Wege: 

1.  Der  Weinhandel  findet  Mittel  und  Wege,  um  dem  Bedürfnis 
der  Konsumenten  an  billigem  Haustrunk  gerecht  zu  werden, 
ohne  gegen  die  herrschende   Gesetzgebung  zu  Verstössen. 

2.  Der  Weinhandel  besorgt  den  Gütervermittlungsprozess  bil- 
liger als  früher,  indem  er  zu  einer  ökonomischeren  Betriebs- 
weise übergeht. 

„Unerschöpflich"  —  so  schreibt  die  Weinzeitung  ^)  —  „ist 
das  Menschenhirn  in  der  Aufsuchung  neuer  Erwerbsquellen. 
Kaum  ist  das  Kunstwein verbot  unter  Dach  und  Fach  und  allen 
den  verschiedenen  Nachahmungen  des  Weines  ein  Riegel  gesteckt, 
so  beginnt  schon  eine  neue  „Weinindustrie"  emporzublühen, 
welche  unseren  Weinbauern  beträchtliche  Kopfschmerzen  verur- 
sachen wird.  Diese  neue  Weinindustrie  hat  ihren  Ausgangspunkt 
in  der  im  Kunstweinverbot  enthaltenen  Bestimmung,  dass  sich 
iedermann  Haustrunk  erstellen  kann,  so  viel  ihm  beliebt.  .  .  . 
Der  Konsument  kann  zwar  seinen  Haustrunk  nicht  mehr  kaufen, 
sondern  er  muss  ihn  selbst  fabrizieren;  dazu  braucht  er  ge- 
wisse Dinge;  darauf  baut  nun  die  neue  Weinindustrie  ihren 
Plan."  Mit  diesen  Worten  führt  die  schweizerische  Weinzeitung 
bereits  im  November  1911  eine  Reihe  von  Inseraten  vor,  die 
davon  Zeugnis  gibt,  dass  sich  der  rege  Geschäftsgeist  den  der- 
zeit herrschenden  Bedürfnissen  angepasst  hat.  Zwar  klagt  sie 
über  diese  Findigkeit  und  tut  es  mit  Recht,  wenn  sie  folgende 


2)  Die  Abstinenzbewegung  begrüsste  diese  Entwöhnung  mit  Unrecht.  Ab- 
gesehen davon,  dass  viele  zum  Bier  und  Most  übergehen,  ist  die  Gefahr 
vorhanden,  dass  der  mit  Erfolg  bekämpfte  Branntweinkonsum  wieder  zunimmt. 
Vgl.  St.  B.,  1910,   S.  454/55. 

3)  w.  Z.,    1911,    S.    393.     Vgl.   auch   W.  Z.,    1912,    S.    72. 
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Offerte  zitiert:  „150  Liter  Wein  ä  3.85  Fr.  Zur  Herstellung« 
von  150  Litern  guten  Weines  bestelle  man  die  garantiert  reine 
Weinsubstanz  ä  3.85  Fr.  u.  s.  w."  Derartige  Inserate  wider- 
sprechen dem  Art.  169  der  Verordnung,  die  das  Inverkehrbringen 
von  Geheimmitteln  zur  Weinerzeugung  untersagt.  Weniger  un- 
bedingt möchten  wir  aber  der  Weinzeitung  zustimmen,  wenn 
sie  sich  über  die  spontan  auftretenden  Offerten  ungefähr  des 
Inhaltes  beschwert:  „Offeriere  solange  Vorrat  prima  Rot-Neuwein, 
hochgradig  starkfarbig  und  extraktreich;  zur  Bereitung  eines 
guten  Haustrunkes  am  besten  geeignet."  Solche  Empfehlungen 
sind  weder  gesetz-  noch  verordnungswidrig.  Sie  bedeuten  in 
dieser  Form  nicht  notwendigerweise  einen  unlauteren  Wettbewerb, 
sondern  oft  nur  eine  Anpassung  des  Handels  an  die  Bedürfnisse 
der  Konsumenten  an  billigem  Haustrunk.  Die  Weinprodazenten 
haben  dieses  Bedürfnis  unzweideutig  zugegeben,  indem  sie  selbst, 
und  sogar  in  erster  Linie,  nicht  auf  den  Haustrunk  verzichten 
wollten.  Wenn  sie  sich  vernünftigerweise  die  Herstellung  des 
sog.  Nachweines  für  den  eigenen  Haushalt  nicht  nehmen  lassen, 
dann  müssen  sie  eben  dulden,  dass  auch  andere  Schweizerbürger 
von  diesem  Rechte  Gebrauch  nachen.  Auf  die  Behauptung,  dass 
in  der  aufkommenden  Ueburr^  eine  Gefahr  für  den  inländischen 
Weinbau  liege,  indem  der  Minderbemittelte  zur  Haustrunkbe- 
reitung aus  fremden  Weinen  erzogen  werde,  entgegnen  wir 
Folgendes: 

Es  darf  nie  verkannt  werden,  dass  der  Wein  stets  mit 
anderen  Getränken  konkurriert  und  in  einem  Preisverhältnis  zu 
diesen  steht  und  stehen  muss.  Dadurch,  dass  man  die  loyale 
Konkurrenz  gewaltsam  unterdrückt,  um  die  Preise  künstlich  zu 
heben,  wird  man  die  jetzigen  Haustrunkkonsumenten  keines- 
wegs für  den  inländischen  Weinbau  und  für  den  Landweinhandel 
gewinnen,  sondern  diese  ins  Lager  der  Abstinenten  oder  der 
Bier-,  Most-  und  Branntweintrinker  hineindrängen.  —  Wir  be- 
trachten den  ehrlichen  Haustrunkweinhandel  als  eine  legitime 
Erscheinung.  Er  hält  gewisse  Kreise  am  Weinkonsum  fest, 
die  ohne  ihn  unter  den  derzeit  abnormen  Preisen  dem  Wein- 
genusse  entsagen  müssten.  Dadurch  bewahrt  er  der  heimischen 
Produktion  ein  Absatzgebiet,   das  ihr  in  Jahren  reichen,   aber 
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minderwertigen  Ernteertrages  von  grossem  Nut25ein  sein  kann.*) 
Trotzdem  begreifen  wir  die  ablehnende  Haltung,  die  die 
.Weinzeitung  diesem  Haustrunkweinhandel  gegenüber  einnimmt. 
Dieser  ist  deshalb  unsympathisch,  weil  er  sich  besonders  krasse 
Uebergriffe  zu  Schulden  kommen  Hess,  weil  die  Durchführung 
einer  wirksamen  Kontrolle  hier  auf  besondere  Schwierigkeiten 
ßtösst.^)  Anderseits  darf  aber  nicht  übersehen  werden,  dass 
der  Haustrunkweinhandel  die  Wirkungen  übertriebener  Preis- 
treibereien in  etwas  herabmildert  und  dazu  beiträgt,  dass  das 
Absatzgebiet  des  Weinhandels  nicht  masslos  eingeengt  wird. 
Auf  diese  Weise  begünstigt  er  das  zweite,  weit  wichtigere  Moment 
der  Anpassung  an  die  veränderten  Verhältnisse:  eine  Oekonomi- 
sierung  im  Weinhandelsbetriebe.  Dieser  wollen  wir  in  Folgendem 
unsere  Aufmerksamkeit  schenken. 


*)  Die  qualitativ  durchaus  missratenen  Ostschweizerweine  des  Jahres  1912 
haben  u.  E.  zum  guten  Teile  nur  deshalb  Absatz  gefunden,  weil  sie  zur  Haus- 
trunkbereitung dienen  konnten. 

^)  Durch  eine  zweckmässige  Selbstkontrolle,  d.  h.  Kontrolle,  die  durch 
die    Weinhändler    selbst   ausgeführt    wird,    kann   hier    vieles    erreicht    werden. 


III.  Teil. 

Polgen    der    wirtschaftlichen    Interessenkämpfe 

und  der  staatlichen   Eingriffe:     Der 

neue  ^t\\  d^s  Weinhandels. 


§  29.    Vorbemerkungen. 

Das  geschilderte  Aufeinanderfolgen  von  staatlichen  Mass- 
nahmen musste  naturgemäss  eine  störende  Nervosität  in  den 
schweizerischen  Weinhandel  hineingetragen.  Schon  der  Umstand, 
daÄS  in  der  modernen  Wirtschaftspolitik  bald  diese,  bald  jene 
Interessengruppe  Staatshilfe  beansprucht  und  gegen  jedes  schäd- 
liche Symptom  ein  Gesetz  verlangt,  hätte  genügt,  um  eine 
störende,  fortgesetzte  Beunruhigung  hervorzurufen.  Nun  wurde 
zudem,  sei  es  in  der  Hitze  des  Interessenkampfes,  sei  es  aus 
Opportunitätsgründen,  ziemlich  planlos  vorgegangen.  Der  Zu- 
sammenhang, der  die  einzelnen  Gegenstände  miteinander  ver- 
kettet, wurde  zumeist  übersehen,  so  dass  die  Klagen  über  die  be- 
kämpften Misstände  nicht  verstummten  und  die  Staatshilfe  immer 
wieder  aufs  neue  gefordert  werden  musste.  Demzufolge  konnte 
die  Weinfrage,  wie  bereits  gezeigt  wurde,  bis  heute  noch  nicht 
mit  durchgreifendem  Erfolg  gelöst  werden.  Immerhin  ergänzen 
sich  die  im  Verlaufe  der  Entwicklung  erlassenen  Massnahmen 
mehr  und  mehr.  Sie  zielen  auf  ein  System  hin,  von  dessen 
Gesamtwirkung  man  sich   Erfolge   verspricht. 

So  leicht,  wie  man  sich  aber  vielerorts  vorstellt,  ist  die 
Weinfrage  denn  doch  nicht  zu  lösen.  Vorläufig  sind  heute 
oder  morgen  noch  neue  staatliche  Massnahmen  zu  gewärtigen, 
die  in  den  Betrieb  des  Weinhandels  einschneiden.  Es  ist  klar, 
dass  die  fortgesetzte  Reglementierung  —  sie  geht  oft  von 
Kreisen   aus,    die   mit    wirtschaftlichen    Dingen   ebenso    leicht- 
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fertig  umspringen,  als  handle  es  sich  um  chemische  Experimente 
—  im  Weinhandel  eine  Nervosität  hervorrufen  muss,  die  ihn  oft 
verwirrt  und  an  sich  selbst  verzweifeln  lässt.  In  seiner  Rat- 
losigkeit hält  mancher  Weinhändler  erst  recht  mit  zäher  Ver- 
bissenheit an  den  alten,  überkommenen  Betriebsformen  fest.  So 
entsteht  nicht  zuletzt  das  Jammern  über  den  Niedergang  dieses 
Berufes,  mit  dem  zumeist  ein  Rufen  nach  Staatshilfe  Hand  in 
Hand  geht.  Dort,  wo  es  aber  nicht  aus  geschäftlicher  Ver- 
schlagenheit geschieht,  verrät  dieses  Klagen  zumeist  einen  Mangel 
an  Energie.  Solchen  Existenzen  wird  niemals  zu  helfen  sein, 
denn  wer  dem  Fortschritt  nicht  genügen  kann,  der  wird  sich 
und  seinem  Berufsstande  nie  genügen,  der  Fortschritt  wird  über 
sein  totes  Unvermögen  hinweg  frei  weitereilen. 

Es  wäre  aber  durchaus  falsch,  wollte  man  im  Weinhandel  von 
einem  „Niedergange"  sprechen,  weil  gewisse  Elemente  ihren 
Halt  verloren  haben  und  untergehen.  Bei  näherem  Zusehen  er- 
gibt sich,  dass  der  Weinhandel  gerade  in  letzter  Zeit  aus  seiner 
konservativen  Richtung  herauskommt.  In  aller  Stille,  aber  deut- 
lich erkennbar,  vollzieht  sich  im  Weinhandel  der  Uebergang  zu 
einer   neuen,    intensiven    Betriebsweise. 

Der  moderne  Weinhandel  strebt  nach  Umsatzbeschleunigung; 
denn  nur  auf  diese  Weise  kann  jene  Oekonomisierung  des  Be- 
triebes erreicht  werden,  die  ihn  weit  besser  als  alle  staat- 
lichen Massnahmen,  vor  dem  Niedergange  schützt.^)  Die  Er- 
zielung eines  grösseren  Umsatzes  liegt  nun  im  wesentlichen  in 
der  Kunst  des  Einkaufens  und  des  Verkaufens  begründet.  Deshalb 
erstrecken    sich   unsere   folgenden   Untersuchungen 

1.  Auf  die  Veränderungen  in  der  Methode  der  Weinbeschaf- 
fung; 

2.  auf  die  neue  Methode  der  Absatzgewinnung. 

Aus  Zweckmässigkeitsgründen  stellen  wir  den  kombinierten 
Weinhandel   in    den   Mittelpunkt    unserer   Betrachtungen.     Wir 


1)  Schär  S.  115:  „Je  ökonomischer  der  Handelsbetrieb  durch  schnellen 
Umsatz  ausgestaltet  wird,  desto  mehr  werden  die  Kosten  des  Güteraus- 
tausches vermindert,  desto  mehr  stellt  sich  der  Handel  in  den  Dienst  von 
Produzent   und   Konsument   bezw.    der  gesamten   Volkswirtschaft." 
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werden  aber  nicht  unterlassen,  auf  Besonderheiten  in  der  Ent- 
wicklung des  Fremdwein-  oder  des  Landweinhandels  hinzuweisen. 
Auf  diese  Weise  können  wir  u.  E.  am  besten  ein  Bild  vom 
neuen  Stil  des  Weinhandels  geben  und  die  Momente 
herausschälen,    die    von    Bedeutung    sind.    — 


Ä.   Die  Veränderungen  in  der  Methode 
der  Weinbeschaffung. 

§  30.    Der  Preiskampf  zwischen   Produzenten  und  Weinhändlern. 

Worin  unterscheidet  sich  nun  die  gegenwärtige  Methode 
der  Weinbeschaffung  von  der  früheren,  d.  h.  von  derjenigen, 
die  vor  den  geschilderten  staatlichen  Eingriffen  im  Gebrauche 
war?  Wir  wollen  nicht  an  die  vielen  Fäden  der  Entwicklung 
anknüpfen,  die  bereits  in  unseren  Ausführungen  über  die  Gesamt- 
organisation des  Weinhandels  hervortraten.  Es  genüge  hier  der 
Hinweis,  dass  sich  diese  Entwicklungstendenzen  verschärften  und 
zwar  in  dem  Masse,  wie  die  Weinteuerung  —  noch  gefördert 
durch  staatliche  Massnahmen  —  an  Intensität  zunahm.  Daraus 
erklärt  sich,  dass  in  den  letzten  Jahren  der  Weinhändler  immer 
näher  an  die  Produzenten  herangedrängt  wird.  Mehr  als  je 
handelt  es  sich  darum,  so  billig  als  möglich  einzukaufen.  Eine 
Verbilligung  der  Weine  durch  Qualitätsverschlechterung  ist  nicht 
mehr  in  dem  Masse  möglich,  oder  zum  mindesten  weit  riskanter, 
als  vor  Erlass  des  eidgenössischen  Lebensmittelgesetzes.  Da- 
her muss  in  erster  Linie  ein  vorteilhafter  Einkauf  angestrebt  wer- 
den.^) Infolgedessen  verschärft  sich  der  Kampf  im  Lager  der  Wein- 
händler, unwirtschaftliche  Glieder  werden  ausgeschaltet.  Letzten 
Endes  wendet  sich  aber  der  von  den  Konsumenten  ausgegangene 
und  von  den  Händlern  hart  empfundene  Druck  auch  gegen 
die  Produzenten.     Ja,   wir   möchten  sogar   behaupten,   dass  die 

^)  Hierin  besteht  u.  E.  ein  wesentlicher  Vorteil  der  Gesetzgebung,  ein 
Vorteil,  der  allerdings  weniger  zu  Gunsten  der  Produzenten,  als  zu 
Gunsten   der    gesamten    Wirtschaft    sein   kann. 
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Verschiebungen  innerhalb  der  einzelnen  Glieder  des  Weinhandels 
unbedeutendere  sind  als  die  Veränderungen,  die  das  Verhältnis 
des  gesamten  Weinhandels  zur  Produktion  in  letzter  Zeit  er- 
fahren hat.  Mehr  und  mehr  tritt  der  Weinhandel  geschlossen 
den  Produzenten  gegenüber  und  versucht  kraft  seiner  organi- 
sierten Macht,  auf  diese  die  Folgen  ihrer  protektionistischen 
Bestrebungen  abzuwälzen.  Daher  wird  es  nicht  uninteressant 
sein,  wenn  wir  das  Verhältnis  der  Produzenten  zu  den  Händlern 
etwas  ausführlicher  darstellen:  es  zeigt  uns  die  prägnantesten 
Veränderungen   in   der   Methode    der   Weinbeschaffung. 

Die  Beziehungen  zwischen  Weinhändlern  und  Produzenten 
sind  in  letzter  Zeit  nicht  die  allerfreundlichsten  gewesen.  In 
beiden  Lagern  hatten  die  ungünstigen  Verhältnisse  der  letzten 
Jahre  eine  gewisse  Empfindlichkeit  hervorgerufen,  die  sich  bald 
hier  und  bald  dort  bemerkbar  machte.  Zudem  konnte  die  seit 
Jahren,  im  Interesse  eines  organischen  Zusammenschlusses  der 
Winzer,  betriebene  Hetze  gegen  den  Weinhandel  nicht  ohne  nach- 
teiligen Einfluss  auf  das  gegenseitige  Verhältnis  bleiben.  Frei- 
lich gibt  es  auch  heute  noch  Fälle,  wo  alte,  kameradschaftliche 
Bande  Weinhändler  und  Winzer  zusammenhalten,  doch  sie  werden 
mehr  und  mehr  zu  Ausnahmen.  Im  Grossen  und  Ganzen  ist 
im  Verlaufe  der  modernen  Entwicklung  das  Verhältnis  zwischen 
Weinhändler  und  Winzer  lockerer  geworden  und  zwar  im  Masse, 
wie  sich  der  Interessenkampf  verschärfte,  wie  sich  auf  beiden 
Seiten  Organisationen  herausbildeten,  die  eine  bestimmte  Preis- 
politik verfolgen,  unter  deren  Bann  sich  der  Einzelne  mehr 
und  mehr  zu  begeben  hat.  — 

1.  Die  Preispolitik  der  Produzenten. 
Allerdings  ist  von  jeher  ein  Vorgehen  nach  bestimmten 
Prinzipien  beobachtet  worden,  wenngleich  auch  jeder  äusser- 
liche  Zusammenschluss  fehlte.  In  beiden  Lagern  unterwarf  man 
sich  unbewusst  gewissen  ungeschriebenen  Normen,  sei  es  nun 
aus  Erwerbßinteresse,  sei  es  aus  Furcht  vor  der  öffentlichen 
Aechtung.  Dass  dieses  letztere  Moment  nicht  zu  unterschätzen 
ist,  das  wird  jeder  bestätigen,  der  während  einer  Herbstkam- 
pagne Beobachtungen  anstellt.    Wir  begnügen  uns  hier  mit  dem 


—   235   — 

Hinweis,  dass  beispielsweise  die  ersten  fertigen  Abschlüsse  einer 
Kampagne  meist  furchtbar  mühsam  zustande  kommen.  Weder 
der  Winzer  noch  der  Weinhändler  übernimmt  gerne  die  Ver- 
antwortung für  den  ersten  Preis,  der  jeweils  von  wesentlichem 
Einfluss  ist  und  dies  nicht  zuletzt  aus  Furcht  vor  dem  all- 
fälligen Tadel  seitens  der  Berufsgenossen.  Für  den  fehlbaren 
Winzer  wird  dieser  Tadel  oft  geradezu  unerträglich,  weil  er  ihn 
sozusagen  täglich  und  während  längerer  Zeit  aus  seiner  nächsten 
Umgebung  vernehmen  muss.  Diese  Umstände  führten  denn  auch 
dazu,  dass  die  ersten  Preise  gern  geheim  gehalten  werden.  2) 
Sie  haben  zudem  dem  Geschäft  „auf  Käufe  und  Läufe"  Vor- 
schub geleistet,  das  darin  besteht,  dass  mangels  einer  genauen 
Verständigung  über  den  Preis  auf  den  mittleren  Marktpreis,  der 
in  einem  bestimmten,  geographisch  begrenzten  Gebiete  erzielt 
wurde,  abgestellt  wird.^) 

Solange  aber  einer  übersehbaren  Zahl  von  Weinhändlem 
eine  zersplitterte  Masse  Winzer  gegenübersteht,  sind  die  Pro- 
duzenten im  Preiskampfe  relativ  schlecht  gestellt,  umsomehr 
als  die  Ungunst  der  Verhältnisse  ökonomisch  schwache  Winzer 
schuf,  die  zu  einem  unbesonnenen  Losschlagen  ihrer  Ernte 
leicht  geneigt  sind.  Dies  rief  der  Bildung  von  Interessenten- 
vereinigungen zwecks  Verfolgung  und  Anbahnung  einer  einheit- 
lichen, starken  Preispolitik.     Eine  Seite  dieser  Preispolitik  ist 

-)  Daher  jene  Geheimtuerei,  die  oft  zu  allerlei  Gerüchten  Anlass  gibt, 
die  dann  gerne  tendenziös  ausgenützt  werden.  Auch  kommt  es  wiederholt 
vor,  dass  der  fehlbare  Winzer  seinen  Berufsgenossen  unwahre  Angaben  über 
den   erzielten   Preis   macht. 

*)  Dieses  Geschäft  „auf  Käufe  und  Läufe"  hat  sowohl  für  die  Wein- 
händler, als  auch  für  die  Winzer  gewisse  Nachteile.  Für  den  ersteren 
bringt  es  die  Gefahr  mit  sich,  dass  einzelne  kleinere  Abschlüsse,  die  von 
Wirten  etc.  gemacht  wurden,  preisbestimmend  werden.  Auch  ist  zu  gewärtigen, 
dass  irgend  ein  missgünstiger  Konkurrent  die  „mittleren  Preise"  hinauf- 
zutreiben versucht.  Deshalb  wird  in  letzter  Zeit  das  Kauf-  und  Laufgeschäft 
nicht  selten  gegen  oben  limitiert^  d.  h.  es  wird  ein  Maximalpreis  festgesetzt.  Der 
Winzer  ist  insofern  im  Nachteil,  als  es  dem  Händler  gelingen  kann,  mit  diesem 
oder  jenem  Weinbauern  Verkäufe  zu  niedrigen  Preisen  abzuschliessen,  die  dann 
ihm  gegenüber  ausgenützt  werden.  Das  Geschäft  auf  Käufe  und  Läufe  erfordert 
deshalb  beiderseits  viel  Vertrauen.  Es  wird  nur  für  weniger  bedeutende 
Einkäufe   —   z.    B.    Frühsauserlieferungen   —  angewendet. 
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uns  bereits  bekannt.  Sie  trat  uns  in  den  verschiedenen  staat- 
lichen Massnahmen  entgegen,  die  auf  eine  Fernhaltung  ver- 
schiedener preisdrückender  Momente  hinzielen.  Die  andere  Seite 
zeigt  ungefähr  folgendes  Bild: 

Es  soll  in  erster  Linie  ein  marktorientierter  Winzer  ge- 
schaffen werden. 

Damit  soll  den  Weinhändlern  die  Möglichkeit  genommen 
werden,  durch  allerlei  Verschleierungen  der  tatsächlichen  Lage 
die  Winzer  einzuschüchtern  und  zu  verfrühten  Verkäufen  zu 
bewegen.  Zur  Entlastung  des  Weinhandels  sei  erwähnt,  dass  auch 
die  Produzenten  die  wirklichen  Zustände  zu  entstellen  pflegen. 
Das  Klagen  der  Winzer  über  die  geringe  Menge  hängender 
Trauben  ist  geradezu  sprichwörtlich  geworden.  Die  Winzer  sollen 
nun  über  die  Marktlage  gebührend  orientiert  werden  und  zwar 
ebensowohl  durch  das  Mittel  der  Tagespresse  als  auch  vermittelst 
gemeinsamer  Aussprachen  in  Versammlungen.  Die  Herbstver- 
sammlungen der  Winzer  haben  in  den  letzten  Jahren  wachsende 
Bedeutung  erlangt.  Sie  werden  von  den  Winzern  und  von  den 
Weinhändlern  jeweils  mit  Spannung  verfolgt,  denn  zumeist  wer- 
den Programmpunkte  aufgestellt,  die  von  Einfluss  auf  die  Gre- 
staltung  des  Marktes  sind. 

Es  besteht  nun  die  Neigung,  dass  in  derartigen  Zusammen- 
künften organisierter  und  nichtorganisierter  Produzenten,  eine 
sichtbar  übertriebene  Preisbasis  verabredet  wird.  Dass  ein  solches 
Vorgehen  für  die  Produzenten  nachteilig  sein  kann,  wird  nur 
zu  oft  ausser  acht  gelassen.  Namentlich  dann,  wenn  es  sich 
um  rein  lokale  Versammlungen  handelt,  kann  eine  zu  hohe 
Preisbasis  geradezu  preisdrückend  wirken.  Abgestossen  durch 
die  übermässigen  Anforderungen  wenden  sich  die  Händler  an- 
deren Ortschaften  zu.  So  entsteht  an  dem  betreffenden,  ver- 
lassenen Orte  iene  Ruhe,  die  den  Weinbauern  beängstigt  und 
ihn  oft  zum   verzweifelten  Losschlagen  seiner  Ernte  verleitet 

Ebenso  schädlich  wie  solch  unüberlegte  Preisforderungen 
sind  Gerüchte  des  Inhalts,  dass  bereits  die  ganze  Ernte  einer 
bestimmten  Lage  verkauft  sei.  Sie  gehen  meist  von  überlauten 
Produzenten   aus,   die   auf   diese  Weise  zum   Einkaufe   drängen 
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wollen.  Dabei  wird  aber  übersehen,  dass  der  Weinhändler,  in 
der  Meinung,  es  sei  alles  verkauft^  sich  nunmehr  die  Mühe  er- 
spart, in  die  betreffende  Gegend  zu  reisen.  Deshalb  wenigeir 
Käufer  und  infolgedessen  auch  niedrigere  Preise.  —  Es  ist  keines- 
wegs ausgeschlossen,  dass  derartige  Gerüchte  auch  von  den 
Händlern  verbreitet  werden,  in  der  Absicht,  die  Konkurrenz  ab- 
zulenken, um  sodann  in  aller  Ruhe  die  Ernten  der  vernach- 
lässigten Winzer  aufkaufen  zu  können. 

Eine  der  Hauptaufgaben  der  weinbäuerlichen  Preispolitik 
ist  nun  gerade  die  Bekämpfung  dieses  unbedachten,  preisdrücken- 
den Losschiagens  der  Weinernten.  In  dieser  Beziehung  ist  tat- 
sächlich ein  Erfolg  zu  verzeichnen.  Es  lässt  sich  in  den  letzten 
Jahren  ein  weit  hartnäckigeres  Zurückhalten  der  Winzer  be- 
obachten. Man  will  durch  ein  zähes  Ausharren  den  Handel  in 
Verlegenheit  und  zur  Gewährung  höherer  Preise  bringen.  Diese 
Taktik  erschien  besonders  in  der  letzten  Zeit  —  also  in  einer 
Periode  des  Weinmangels  —  gegeben  und  recht  aussichtsreich. 

2.    Die   Preispolitik   der  Weinhändler. 

Wie  kommt  es  nun,  dass  trotz  der  günstigen  Vorbedingungen 
diese  Bestrebungen  ohne  den  von  selten  der  Produzenten  er- 
warteten Erfolg  blieben?  Die  Erklärung  hierfür  ist  darin  zu 
suchen,  dass  der  Weinhandel,  bedrängt  durch  die  Ausschaltungs- 
gefahr, zu  einer  rigorosen  Preispolitik  überging,  die  sich  überall 
dort  bewährte,  wo  die  Produzenten  ihr  politisches  Uebergewicht 
nicht  fühlen  lassen  konnten.  Schon  seit  mehr  als  einem  Jahr- 
zehnt haben  die  Organisationen  der  schweizerischen  Weinhändler 
preispolitisch  einzuwirken  versucht.  Es  ist  ihnen  gelungen,  dem 
sog.  „Vorherbsten"  mit  Erfolg  zu  begegnen.  Das  Vorherbsten 
besteht  in  einem  vorzeitigen  Lesen  der  Trauben  und  lässt  sich 
aus  übertriebenen  Konkurrenzverhältnissen  erklären.  Jeder  will 
seinem  Konkurrenten  in  der  Lieferung  von  Frühsauser  zuvor- 
kommen. Gegen  diese  Uebung  kämpfte  der  Weinhandel  vornehm- 
lich aus  zwei  Gründen: 


4)  Vgl.    W.  Z.,    1911,    S.    334. 
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1.  Im  Interesse  der  Weinqualität.  In  dieser  Beziehung  konnte 
er  auch  die  Unterstützung  der  Weinproduktion  erwarten, 
die  sich  durch  den  Versand  unreifer  Moste  ebensoseihr 
in  ihrer  Ruhe  bedroht  sah,  wie  der  Weinhandel. 

2.  Zwecks  Verhinderung  der  preissteigernden  Jagd  nach  Früh- 
sauser. 

Abgesehen  davon,  dass  die  frühzeitige  Nachfrage  bei  den 
Produzenten  die  Meinung  aufkommen  Hess,  es  sei  ein  grosser 
Bedarf  vorhanden  und  diese  somit  zum  Zurückhalten  zwang, 
musste  das  sog.  Vorherbsten  mit  besonders  günstigen  Preisen, 
die  oft  genug  zur  Preisbasis  für  allen  Wein  wurden,  erkauit 
werden.  Aus  diesem  Grunde  erklärt  sich  auch,  dass  die  Winzer 
nicht  selten  zum  Aufgeben  des  Vorherbstens  gezwungen  werden 
mussten.  So  beschlossen  beispielsweise  die  Schaffhauser  Wein- 
händler im  Jahre  1906,  dass  sie  keine  Weine  kaufen  würden, 
die  schon  in  der  ersten  Oktoberwoche  zur  Kelterung  gelangt 
seien.    Sie  drohten  den  vorherbstenden  Gemeinden  mit  Boykott. 

Die  Klagen  gegen  das  Vorherbsten  sind  allmählich  ver- 
stummt. Hingegen  trat  die  ebenso  alte  Forderung  eines  ein- 
heitlicheren, kollegialeren  Vorgehens  in  Bezug  auf  den  Ein- 
kauf von  Weinmosten  und  Trauben  immer  mehr  in  den  Vorder- 
grund. Eine  gewisse  Aussprache  der  Weinhändler  über  die  Si- 
tuation am  Markte  und  über  die  Herbstpreise  war  seit  etlichen 
Jahren  Uebung.  Solange  aber  nur  lokale  Her bts Versammlungen 
einberufen  wurden,  die  nur  die  in  einem  eng  begrenzten  Produk- 
tionsgebiet ansässigen  Weinhändler  umfassten,  mussten  alle  ge- 
meinsamen Verabredungen  in  ihrer  Wirkung  versagen.  Die 
Schaffhauser  Weinhändler  haben  diese  Erfahrung  bezahlen  müssen. 
Als  sie  vor  Jahren  den  Forderungen  der  Winzer  entgegem- 
treten  wollten,  indem  sie  sich  gemeinsam  zu  einem  Zuwarten 
verpflichteten,  mussten  sie  konstatieren,  wie  auswärtige  Händler 
und  andere  Aussenseiter  die  Ruhe  am  Weinmarkt  ausnützten 
und  vorteilhaft  einkauften.  Zuletzt  sahen  sich  die  Schaffhauser 
Weinhändler  zur  Preisgabe  ihrer  Bestrebungen  gezwungen.  Sie 
haben  ihren  Plan  zu  sehr  auf  die  Beobachtung  früherer  Ver- 


>)  W.  Z.,  1906,  S.  314. 
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hältnisse  gestützt  und  üborsehen,  dass  der  landsässige  Wein- 
händler nicht  mehr  in  dem  Masse  Herr  der  Situation  ist,  wie 
er  es  früher  war.  In  den  letzten  Jahren,  namentlich  seit  Erlass 
3er  Lebensmittelgesetzgebung,  treten  die  auswärtigen  Händler 
mehr  und  mehr  im  Produktionsgebiet  als  Käufer  auf.  Alle  Ver- 
hältnisse drängen  somit  zu  interlokalen  Verständigungen.  Sie 
finden  ihre  mächtige  Förderung  im  Schweiz.  Weinhändlerverband. 
Die  ungünstigen  Weinjahre  brachten  dieser  Organisation 
nicht  nur  einen  Zuwachs  der  Mitgliederzahl,  sondern  gleich- 
zeitig mehr  Disziplin.  Man  hatte  sich  an  ein  ruhiges  Ueber- 
legen  gewöhnt  und  gelernt,  dass  es  unklug  ist,  wenn  man 
sich  gegenseitig  durch  eifersüchtiges,  ungestümes  „Jagen  nach 
Kellern*'  die  Preise  in  die  Höhe  treibt  und  sich  damit  jede 
Gewinnmöglichkeit  zum  Voraus  nimmt.  Diese  Gewilltheit  zu 
gemeinsamem  Handeln  kam  im  Herbst  1911,  im  „Sonnenjahre", 
wie  es  genannt  wird,  zum  ersten  Male  in  prägnanter  Weise  zum 
Vorschein.  Die  Produzenten  wollten  mit  den  Erträgen  der 
hängenden  Ernte  —  sie  war  quantitativ  gering,  qualitativ  aber 
ausnahmsweise  gut  ausgefallen  —  den  Ausfall  der  Missjahre 
1909  und  1910  wettmachen.  Demzufolge  traten  sie  von  An- 
fang an  mit  Preisforderungen  an  den  Markt,  die  jeden  Handel 
lahm  legen  mussten.  So  waren  z.  B.  die  Produzenten  von  Morges 
entschlossen,  ihren  Ertrag  nicht  unter  60  Rappen  für  den 
Liter,  diejenigen  von  der  Bonne  Cote  nicht  unter  70,  ja  sogar 
78  Rappen  zu  verkaufen.  Diese  Preise  waren  geradezu  erstaun- 
lich, wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass  im  Jahre  1901  in 
Morges  z.  B.  nur  21  Rappen  für  den  Liter  Weisswein  ge- 
zahlt wurden.  Noch  weit  grössere  Gegensätze  beobachten  wir 
in  der  Ostschweiz.  Hier  wurden  100  und  mehr  Franken  für 
den  Hektoliter  Rotwein  verlangt,  während  im  Jahre  1900 
höchstens  der  fünfte  Teil  dieses  Preises  ausgelegt  wurde.  — 
Es  ist  leicht  einzusehen,  dass  sich  der  Weinhandel  gegen  diese 
ungewohnten  Preise  auflehnte,  umsomehr,  als  die  von  ihm  ver- 
tretenen Konsumenten  keineswegs  gewillt  waren,  die  Konse- 
quenzen einer  derartigen  Erhöhung  der  Einkaufspreise  zu  tragen. 
Wir  sehen  deshalb,  wie  die  organisierten  Weinhändler  recht- 
zeitig  Stellung   gegen   diese    Forderungen   nehmen.     Besonders 
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interessant  war  das  Vorgehen  der  Weinhändler  in  der  West- 
schweiz. In  den  jeweiligen  Herbstversammlungen  wurden  die 
äussersten  Preise  festgesetzt,  und  die  Mitglieder  der  Organisa- 
tion verpflichteten  sich,  nicht  über  die  verabredeten  Limiten 
hinauszugehen. 

Für  die  Weinpreise  in  der  Waadt,  im  Kanton  Genf  und  auch 
im  Wallis  waren  bisher  die  Ergebnisse  der  Versteigerungen  in 
Morges  bestimmend.  Mit  der  „Mise",  d.  h.  der  Versteigerung 
des  Gemeindeweins  begann  gewöhnlich  die  „Weinjagd".  Pro- 
duzenten und  Weinhändler  beeilten  sich,  miteinander  abzu- 
schliessen,  unter  Berücksichtigung  der  Preisbasis  von  Morges. 
Der  Herbst  1911  hat  aber  einen  Strich  durch  diese  Traditionen 
gemacht.  Die  Gemeindeverwaltung  in  Morges  vermochte  am 
Abend  des  Steigerungstages  —  die  Steigerung  selbst  war  resultat- 
los verlaufen  —  einen  Preis  zu  „ermarkten",  den  der  Handel 
nicht  gutheissen  konnte.  Er  wollte  sich  keineswegs  von  Ge- 
legenheitsspekulanten —  Bäcker  und  Kohlenhändler  sollen  sich 
beteiligt  haben  —  eine  Preisbasis  diktieren  lassen.  Er  hielt 
deshalb  zähe  an  seinen  Preislimit^n  fest.  Beinahe  drei  Wochen 
nach  der  Steigerung  herrschte  noch  vollständige  Ruhe  am  waadt- 
ländischen  und  genferischen  Weinmarkte.  Nur  einige  Wirte 
tauchten  ab  und  zu  als  Käufer  auf.  Der  Grosshandel  Hess 
nichts  von  sich  hören;  er  hatte  sich  dem  Wallis  zugewendet,  wo 
ihn  günstigere  Preise  erwarteten.  Die  Taktik  der  Weinhändler- 
organisation blieb  nicht  ohne  Erfolg.  Beunruhigt  durch  das 
Ausbleiben  der  früheren  Käufer  Hessen  sicli  die  Produzenten 
mehr  und  mehr  zu  Zugeständnissen  bewegen.  Es  fehlte  nicht 
an  Protesten  gegen  die  Preispolitik  der  Weinhändler. 

So  beklagte  sich  u.  a.  die  Association  des  proprietaires 
viticulteurs  de  la  Cote  in  einem  Schreiben  an  den  Weinhändler- 
verband über  die  neue  Methode  „qui  nous  etonne  et  qui  nous 
peine  profondement".^)  In  erster  Linie  nimmt  sie  Stellung  gegen 
die  Entneutralisierung  des  Maklerstandes.  Der  Weinhändler- 
verband hatte  den  Maklern  seine  Limiten  mitgeteilt  und  sie 
eingeladen,  keine  Geschäfte  über  den  Preisgrenzen  anzustreben. 
Er  mag  nun  dabei  nicht  den  Zweck  verfolgt  haben,  das  Makler- 
~        ^"WTZ.,    1911,    S.    324. 
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gewerbe  in  sein  Lager  zu  ziehen,  er  wollte  ihm  vielmehr  nur 
unnötige  Arbeit  ersparen.  Durch  die  Preispolitik  des  .Wein- 
handels wurde  aber  der  Makler  in  eine  äusserst  kritische  Lage 
versetzt.  Einerseits  wurde  seine  Tätigkeit  lahm  gelegt.  Alle 
Bestrebungen  waren  zum  Vornherein  nutzlos,  solange  die  Pro- 
duzenten zum  Nachgeben  nicht  aufgelegt  waren  und  die  Preis- 
basis von  Morges,  die  über  den  Limiten  des  Weinhändler- 
verbandes stand,  durchsetzen  wollten.  Wohl  hätte  der  Makler 
ab  und  zu  einen  Kauf  über  den  Limiten  des  Weinhändlerver- 
bandes vermitteln  können  und  zwar  an  Nichtmitglieder  der  Organi- 
sation. Doch  musste  er  befürchten,  dass  ihm  ein  solches  Vor- 
gehen übel  vermerkt  worden  wäre.  Wollte  er  sich  nicht  mit 
dem  organisierten  Weinhandel  überwerfen  und  somit  die  Fühlung 
mit  dem  Hauptabnehmer  der  Produktion  verlieren,  so  durfte 
er  die  Preislimiten  der  organisierten  Weinhändler  nicht  über- 
schreiten. Dadurch  wurde  natürlich  die  Neutralität  des  Makler- 
gewerbes in  das  denkbar  ungünstigste  Licht  gestellt  and  daher 
musste  in  Produzentenkreisen  der  Verdacht  eines  Zusammen- 
gehens des  Maklers  mit  dem  Handel  besonders  lebendig  werden. 
Die  Association  des  proprietaires  viticulteurs  de  la  Cote  drohte 
sogar,  daso  sie  dem  Makler  die  Bezahlung  der  Vermittlungs- 
gebühr verweigere,  solange  ihn  der  Weinhandel  nicht  aus  seinem 
Verband  ausgeschlossen  und  von  jeder  Verpflichtung  befreit 
haben  werde. ^) 

Auch  die  Association  vinicole  genevoise  wurde  beim  Wein- 
händlerverband vorstellig.  Sie  beklagt  sich  über  die  peinliche 
und  schwierige  Lage  am  Weinmarkte  u.  a.  wie  folgt:  „En  fixant 
des  prix  maximum  pour  les  differentes  regions  du  vignoble  et 
surtout  en  jetant  Tinterdiction  sur  Factivite  du  courtier,  le 
commerce  a  entrave  les  affaires  et  empeche  un  certain  nombre 
de  marches  de  se  conclure,  ce  que  nous  ne  pouvons  con- 
stater  sans  regrets.  —  Vous  objecterez  peut-etre  que  les  pre- 
ientions  des  producteurs  sont  trop  elevees  et  que  le  commerce 
ne  peut  entrer  dans  leurs  vues;  nous  repondrons  ä  ceci  qu'il 
n'y  a  pas  lä  de  motif  pour  arreter  completement  le  courant 
des  affaires,  et  qu'il  finira  toujours  par  s'etablir  un  juste  milieu 


7)  W.  Z.,  1911,  S.  324  ff. 
Schauwecker  ^^ 
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entre  Toöre  et  la  demande."  Der  Weinhändlerverband  ver- 
teidig sich  recht  geschickt  gegen  die  verschiedenen  Vorwürfe. 
Er  wies  u.  a.  darauf  hin,  dass  er  auch  das  Konsumenteninteresse 
im  Auge  behalten  müsse,  denn:  „ce  n'est  pas  tout  d'acheter, 
il  faut  vendre"  und  dies  werde  von  den  Produzenten  stets 
übersehen.  Wie  dem  auch  sei,  das  gegenseitige  Verhalten  hat 
zu  Unstimmigkeiten  geführt  und  die  Ausschaltungsgelüste  auf 
Seiten  der  im  Preiskampfe  unterlegenen  Produzemten  mit  beson- 
derer Lebendigkeit  aufkommen  lassen. 

Weniger  heftig  war  der  Preiskampf  in  der  Ostschweiz, 
wenngleich  auch  dort  mit  weit  mehr  Disziplin  vorgegangen 
wurde  als  in  früheren  Jahren.  Aus  zwei  Gründen  konnte  hier 
aber  der  Weinhandel  nicht  so  rigoros  auftreten  wie  in  der 
Westschweiz.  Einmal  ist  der  ostschweizerische  Winzer  nicht 
in  dem  Masse  auf  den  Weinhandel  angewiesen  wie  der  west- 
schweizerische, denn  die  geernteten  Mengen  sind  geringer  und 
können  deshalb  leicht  in  ihrer  Gesamtheit  an  Wirte  und  sogar 
an  Private  veräussert  werden.  Sodann  haben  sich  in  der  West- 
schweiz einige  bedeutende  Weingrosshändler  herausgebildet,  die 
durch  ihr  Verhalten  den  Weinmarkt  beeinflussen  können.  In 
der  Ostschweiz  ist  ein  solches  Uebergewicht  seitens  einiger 
Weingrosshandlungen  nicht  zu  konstatieren.  Aus  den  genannten 
Gründen  musste  die  Preispolitik  der  Weinhändler  in  der  Ost- 
schweiz rücksichtsvoller  sein  als  in  der  Westschweiz.  Wer  sich 
hierüber  klar  ist^  der  begreift  auch,  dass  der  Kampf  gegen 
den  selbständigen  Weinhandel  hauptsächlich  von  den  erbitterten 
Produzenten  der  Westschweiz  ausgeht.  Mehr  denn  jemals  wurde 
im  letzten  Herbste  die  Vergenossenschaftlichung,  die  Syndizierung 
sämtlicher  Produzenten,  gepredigt.  Auf  diese  Weise  wollte  man 
der  weinbäuerlichen  Preispolitik  einen  starken  Rückhalt  geben. 
Man  will  vor  allem  verhindern,  dass  der  Weinhandel,  wie  bislang, 
mit  einer  Gezwungenheit  der  geldbedürftigen  Winzer  zum  Los- 
schlagen ihrer  Ernten  rechnen  kann.  Der  genossenschaftliche 
Zusammenschluss,    der   womöglich   noch    mit    Staatshilfe  s)    ge- 


^)  Hierher  gehört  die  Motion  Oyex-Ponnaz,  welche  dahin  ging,  für  die 
Weinverwertungsgenossenschaften  Bundessubventionen  zu  erreichen.  Sie  ver- 
lief  resultatlos   und    zwar   mit   Recht,   denn   diese   Genossenschaften   verfolgen 
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fördert  werden  soll,  hätte  für  die  nötigen  Mittel  zu  sorgen,  die 
den  Winzern  ein  längeres  Ausliarren  im  Preiskampfe  ermöglichen 
sollten.  Wir  treten  nicht  mehr  auf  diese,  heute  noch  nicht 
genau  formulierten  Bestrebungen  ein,  umsomehr,  als  wir  uns 
bereits  in  einem  früheren  Kapitel  über  die  Winzergenossen- 
schaft^n  äusserten.  Sie  haben,  wie  schon  erwähnt,  keine  sonder- 
liche  Verbreitung   gefunden. 

Hingegen  interessiert  uns  hier,  wie  der  selbständige  Wein- 
handel   diesen   Ausschaltungsbestrebungen   begegnen    kann. 

§  31.    Verteidigungsmittel  des  kaufm.  Weinhandels  gegen  die 
Ausschaltungsbestrebungen  seitens  der  Produzenten. 

Zwei  Wege  stehen  dem  kaufmännischen  Weinhandel  offen: 

1.  Der  Weinhandel  sichert  sich  die  Bezugsquellen. 

2.  Der  Weinhandel  bemächtigt  sich  der  Absatzquellen. 

1.    Die   Sicherung    der   Bezugsquellen   durch   den 

kaufmännischen  Weinhandel. 
a)   Die  direkte  Ängliederung  der  WeinproduMiofi  an  den  Wein- 

handelshetrieh, 
d.  h.  die  Uebernahme  und  Bewirtschaftung  der  Weinberge  durch 
den  Weinhandel,  würde  selbstverständlich  das  radikalste  Ver- 
teidigungsmittel gegen  die  Ausschaltungsbestrebungen  der  Pro- 
duzenten sein.  Auf  diese  Weise  könnte  sich  der  Weinhändler 
allerdings  seine  Bezugsquellen  am  besten  sichern,  er  müsste 
aber  gleichzeitig  das  Risiko  der  Produktion  auf  sich  nehmen. 
Wir  haben  nun  gezeigt,  dass  der  Weinbau  einen  intensiven  Be- 
trieb und  eine  durchaus  individuelle  Pflege  erfordert.  Zudem 
wurde  hervorgehoben,  dass  die  Reben  sehr  viel  Arbeiten  mit  sich 
bringen,  die  während  einer  bestimmten  Zeitspanne  erledigt  wer- 
den müssen  und  dass  zwischen  den  einzelnen  Verrichtungen  eine 
Ruhezeit  eintritt,  die  gewöhnlich  mit  einer  anderen  Beschäftigung, 
insbesondere  mit  dem  Futterbau,  der  nicht  nur  eine  sehr  zweck- 
mässige Arbeitseinteilung,  sondern  zugleich  eine  vorteilhafte 
Risikoausgleichung  ermöglicht,  ausgefüllt  wird.    Die  Bewirtschaf- 


die   Erzielung    eines    Privatnutzens   und    Zwecke,    die   niciit    im    aligem.    landw. 
Interesse  liegen  (vgl.  W.  Z.,  1908,  S.  2). 
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tung  der  Weinberge  durch  den  Weinhändler  würde  nun  eine 
Ausnutzung  dieser  Vorteile  entweder  gar  nicht  oder  nur  in 
unzureichendem  Masse  gestatten.  Der  Mangel  an  Arbeitskräften, 
der  sich  heute  schon  in  den  grossen  Betrieben  fühlbar  macht, 
würde  nicht  ausbleiben  und  eher  drückender  als  erträglicher 
werden.  Früher  war  der  Weinhändler  in  weit  grösserem  Masse 
Rebbergbesitzer  als  heute.  Er  hat  als  solcher  schlechte  Er- 
fahrungen gemacht  und  sich  mehr  und  mehr  vom  Weinbau  zurück- 
gezogen. 

Trotzdem  wird  heute  wieder  eine  entgegengesetzte  Tendenz, 
eine  Rückkehr  zum  Weinberge  wahrgenommen.  Verschiedene 
Weinhändler  haben  in  den  letzten  Jahren  ihren  Weinbergbesite 
wieder  vergrössert.  Niemand  wird  aber  diese  Erwerbungen  als 
eine  Massnahme  gegen  die  Ausschaltungsbestrebumgen  der  Pro- 
duzenten auffassen.  Vielmehr  sieht  man  darin  die  Befriedigung 
einer  Liebhaberei  oder  die  Verfolgung  eines  Reklamezweckes. 
Bezeichnungen  wie  „Eigenbau",  „Weinbergbesitzer"  u.  dergL 
mehr  werden  recht  gerne  zur  Anziehung  der  Kundschaft  benutzt. 
Wir  möchten  aber  der  Rückkehr  zum  Reblande  noch  einen  anderen 
Grund  unterschieben:  Sie  wird  auch  veranlasst  durch  den  Um- 
stand, dass  die  Stärkung  des  natürlichen  Monopols  bevorzugter 
Weinbergslagen  vermittelst  staatlicher  Massnahmen  —  Lebens- 
mittelgesetz, Markenschutz  und  dergl.  —  diesen  oder  jenen  Wein- 
händler zum  Erwerbe  von  Rebland  einladet.^) 

So  gelangen  wir  zu  dem  interessanten  Ergebnisse,  dass 
die  protektionistischen  Massnahmen,  die  namentlich  im  Interesse 
der  Erhaltung  eines  mittelständischen  Bauerntums  befürwortet 
wurden,  eine  geradezu  gegenteilige  Wirkung  haben  können;  sie 
beschleunigen  u.  E.  die  kapitalistische  Eroberung,  sei  es  von 
Seiten  grosser  Weinhandelsunternehmungen,   sei  es  von  Seiten 


1)  Wir  erinnern  daran,  dass  bereits  Versuche  unternommen  worden  sind, 
gewisse  Weinlagen  zu  monopolisieren.  So  ist  beispielsweise  der  durch  seinen 
guten  Ruf  bekannte  „Karthäuser"  von  einer  Weinfirme  im  Jahre  1907  ins 
schweizerische  Markenregister  eingetragen  worden.  Das  Monopol  wurde  aber 
vom  Bundesgericht  nicht  anerkannt.  Vgl.  W.  Z.,  1910,  S.  356.  —  Aehn- 
liche  Bestrebungen  beobachtet  man  auch  im  Auslande,  vgl.  W.  Z.,  1909, 
S.  137:    Chäteau    Margaux    monopolisiert. 
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mächtiger  Grossproduzenten.  2)  Vorläufig  ist  kaum  eine  derartige 
Bewegung  zu  verspüren.  Sie  wird  erst  dann  deutlicher  in  Er- 
scheinung treten,  wenn  dem  Weinhandel  die  anderen  Möglich- 
keiten eines  wirksamen  Gegendruckes  gegen  die  Bestrebungen 
der  Produzenten  genommen  sind. 

h)     Vorschuss    von    Betriebsmitteln    durch    den    kaufmännischen 

Weinhandel. 

Der  Weinhändler  kann  auch  insofern  einen  Druck  auf  die 
Produzenten  ausüben,  als  er  diesen  gegen  Zusicherung  von  Vor- 
kaufsrechten und  dergl.  mehr  die  nötigen  Mittel  zum  Betriebe 
des  Weinbaues  vor  schiesst.  Auch  diese  Methode  ist  heute  noch 
eine  Ausnahme.  Sie  wird  schwerlich  jemals  aufkommen,  denn 
feie  bürdet  dem  Weinhandel  grosse  Lasten  und  Risiken  auf,  ohne 
dass  sie  ein  durchaus  wirksames  Mittel  zur  Sicherung  der  Be- 
zugsquellen zu  sein  braucht. 

c)  Der  moderne  Teilbau. 

Zwischen  den  beiden  soeben  vorgeführten  Methoden  liegt 
eine  dritte:  Die  Methode  des  „modernen  Teilbaues".  Wir  haben 
sie  in  der  Praxis  tatsächlich  beobachtet.  Winzer  und  Wein- 
händler werden  gemeinsame  Eigentümer  der  Reben.  Der  Händler 
besorgt  das  Kapital  und  bezieht  hiefür  einen  Zins.  Der  Winzer 
übernimmt  die  Werkverrichtungen  gegen  den  üblichen  Ent- 
gelt. Der  verbleibende  Reingewinn,  resp.  Verlust,  wird  je- 
weils verteilt.  Sofern  diese  Verteilung  eine  gleichmässige  ist 
und  die  Ernte  nicht  notwendigerweise  an  den  Weinhändler  ab- 
getreten werden  muss,  sondern  diesem  nur  ein  Vorkaufsrecht 
eingeräumt  ist,  dann  ist  der  moderne  Teilbau  durchaus  zu  be- 


2)  Auf  diese  Weise  würden  die  kleineren  selbständigen  Winzer  verschwin- 
den und  in  die  Klasse  der  Lohnarbeiter  hinabsinken.  Derartige  Verhältnisse 
lassen  sich  in  verschiedenen  ausländischen  Produktionsgebieten  beobachten.  — 
Dort  war  aber  die  Entwicklung  anders.  Nicht  die  Weinhändler  haben  sich  dem 
Weinbau  angegliedert.  Gerade  das  Gegenteil  trifft  zu:  Die  Grossgrundbesitzer 
haben  den  Weinhandel  usurpiert.  Diese  Entwicklung  ist  die  ältere.  Auch 
in  der  Schweiz  haben  sich  die  Weinhändler  seinerzeit  hauptsächlich  aus  den 
Winzern  entwickelt. 
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grüssen.    Er  bedeutet  eine  glückliche  Verkettung  der  gegen- 
seitigen Interessen. 

Der  Produzent  hat  folgende  Vorteile: 

Es  werden  ihm  die  Sorgen  einer  Kapitalbeschaffung  ab- 
genommen. Zugleich  tritt  ein  fachkundiger  Berater  an 
seine  Seite. 

Der   Winzer   hat   einen    sicheren   Abnehmer,    ohne   an 
diesen  sklavisch  gebunden  zu  sein. 
Der  Winzer    bezieht    einen    sicheren    Arbeitslohn    mit 
gleichzeitiger  Beibehaltung   eines  Unternehmergewinns. 
Dem  Weüihändler  bringt  der  moderne  Teilbau: 

Die  Sicherung  einer  am  Erfolge  des  Unternehmens  inter- 
essierten Arbeitskraft. 

Die  Sicherung  einer  Bezugsquelle,  wenigstens  insoweit, 
als  ihm  das  Vorkaufsrecht  zusteht. 
Die  Beteiligung  an  den  Risiken  und  Chancen  des  Wein- 
baus. 

Da  nun  in  letzter  Zeit  die  Gewilltheit  des  Staates  zu  einer 
kräftigen  Unterstützung  des  Weinbaues  unverkennbar  ist,  bieten 
sich,  sofern  das  Rebareal  zum  gegenwärtigen  Verkehrswert  er- 
worben wird,  mehr  Chancen  als  Risiken.  So  mag  denn  nament- 
lich das  letzte  Moment  zum  modernen  Teilbau  einladen. 

Der  moderne  Teilbau  kann  beiden  Interessenten  gute  Dienste 
leisten.  Im  gegebenen  Falle  führt  er  zu  keiner  Unterordnung 
des  Produzenten,  sondern  zu  einer  Gleichstellung  desselben  mit 
dem  Händler.  Zumeist  geht  diese  Betriebsweise  aus  einem 
früheren,  kameradschaftlichen  Verhältnis  hervor.  Die  beiden 
Parteien  kennen  sich  und  vertrauen  sich  gegenseitig.  Es  ist 
natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  sich  unter  der  Maske  des 
modernen  Teilbaues  auch  Auswüchse  herausbilden  können,  indem 
z.  B.  diese  oder  jene  Seite  durch  verklausulierte  Verträge  und 
dergl.  mehr,  übervorteilt  wird. 

Wie  die  bereits  geschilderten  Methoden  ist  auch  der  moderne 
Teilbau  ein  Ausnahmefall  geblieben.  Der  Weinhändel  sucht 
sich  gegen  die  Ausschaltungsbestrebungen  der  Produzenten  we- 
niger durch  eine  Sicherung  der  Bezugsquellen  zu  verteidigetn. 
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Vorläufig  steht  ihm  eine  bequemeres  und  wirksameres  Mittel 
zur  Verfügung,  nämlich  die  Eroberung  der  Absatzquellen.  Da- 
durch, dass  er  gewisse  Konsumenten  in  seinen  Bann  zieht,  vermag 
der  selbständige  Weinhandel  der  Produktion  wirksam  entgegen- 
zutreten. Was  nützen  die  Absatzgenossenschaften,  wenn  die 
meisten  Absatzquellen  in  den  Händen  des  kaufmännischen  Handels 
und  diesem  durch  die  Tatsache  eines  natürlichen,  oft  sogar 
staatlichen  Monopols  (Beschränkung  der  Wirtschaftszahl)  für 
längere  Zeit  unentreissbar  sind?  Doch,  dies  führt  uns  bereits  zur 
modernen  Organisation  des  Verkaufes. 


B.   !Die  neue  Methode  der  Absatzgevüinnung, 

§  32.    Im  Kampfe  um  die  Kundschaft. 

1.  Die  Preis-  und  Qualitätskonkurrenz. 
Hauptsächlich  ist  aber  der  Kampf  zur  Erzielung  eines 
grossen  Umsatzes  ein  Kampf  um  die  Kundschaft.  Wir  haben 
weiter  oben  gesehen,  wie  dieser  Eroberungskrieg  zuweilen  merk- 
würdige, ja  sogar  hässliche  Formen  annimmt  und  dies  des- 
wegen, weil  hauptsächlich  mit  subjektiven  Konkurrenzmitteln 
gefochten  wird.  Wohl  zielen  die  staatlichen  Massnahmen  auf 
eine  Begünstigung  der  objektiven  Konkurrenzmittel  hin.  Die 
Lebensmittelgesetzgebung  soll  beispielsweise  die  Qualitätsver- 
schleierungen und  -Verschlechterungen  unterbinden  und  bewirken, 
dass  die  formellen  Weinpreise  mit  den  materiellen  weniger  aus- 
einanderklaffen, als  es  bislang  der  Fall  war.  Auf  diese  Weise 
soll  der  Preiskonkurrenz  mehr  Wahrheit  und  deshalb  auch  mehr 
Bedeutung  verliehen  werden.  —  Aehnlich  verhält  es  sich  auch 
mit  der  Qualitätskonkurrenz.  Man  will  vermittelst  der  Lebens- 
mittelgesetzgebung dahin  wirken,  dass  nach  und  nach  eine  Ge- 
sundung des  Geschmackes  eintritt  und  der  Konsument  wieder 
besser  zur  Beurteilung  der  Weinqualität  befähigt  ist.  —  Wie 
aber  aus  unseren  früheren  Untersuchungen  hervorgeht,  darf 
von  den  staatlichen  Massnahmen  vorläufig  keine  gründliche,  tief- 
greifende  Besserung   erwartet  werden,    weder   im   Gebiete  der 
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Preiskonkurrenz,    noch    im    Gebiete    der    Qualitätskonkarrenz. 
—    Und   in    der    Tat    hört    man    nach    wie    vor    Klagen    über 
die     billigen     Weinofferten      oder     besser     gesagt^      Schund- 
offerten.    Deshalb  wird  hier  und  dort  zur  Selbstkontrolle  an- 
gespornt.   Bemerkenswert  in  dieser  Hinsicht  ist  eine  Anregung 
der  schweizerischen  Weinzeitung  (1910,  S.  9).   Gegen  die  Schund- 
offerten richtet  sich  bekanntlich  der  Art.  168  der  Verordnung, 
er  lautet:  „Wer  Weine  zu  derartig  niedrigen  Preisen  ausbietet, 
dass  sie  mit  den  tatsächlichen  Preisen  für  Weine  der  in  Be- 
tracht fallenden  Produktionsorte  und  Marktplätze  in  augenschein- 
lichem Widerspruch  stehen,  hat  den  zuständigen  Kontrollorganen 
auf  Verlangen  den  Ursprung  und  die  Bezugsquelle  nachzuweisen. 
Die  betreffenden  Weine  sind  einer  genauen  Kontrolle  zu  unter- 
stellen.**  —  Nun   werden  aber   die   verdächtigen  Weinofferten 
zumeist  nicht  öffentlich,  sondern  ganz  im  Stillen,  durch  Zirkulare, 
Spezialangebote,  Briefe,  Reisende  und  dergl.  mehr  gemacht.   In- 
folgedessen ist  es  nicht  sehr  leicht,  diesen  unlauteren  Praktiken 
auf  die  Spur  zu  kommen.    „Da  muss  nun"  —  so  schreibt  die  Wein- 
zeitung ^)  —  „der  Weinfachmann  eingreifen,  er  muss  imstande 
sein,  die  verdächtigen  Offerten  zu  entdecken  und  sie  den  Be- 
hörden zur  Anzeige  bringen.    Um  aber  Missgriffen  vorbeugen  zu 
können  und  der  Anzeige  zugleich  den  nötigen  Nachdruck  zu  ver- 
leihen, sollten  es  sich  die  Weinhändler,  vielleicht  mit  Zuziehung 
von   Weinproduzenten, 2)   angelegen   sein   lassen,    von   sich    aus 
Kontrollstellen  von  Fachmännern  einzusetzen,  welche  eingehende 
Klagen  zu  prüfen  und  auf  ihre  Berechtigung  zu  untersuchen 
hätten,  bevor  sie  an  die  Behörden  weitergeleitet  werden.  Selbst- 
verständlich bedarf  es  dabei  aller  Sorgfalt."  —  So  sehr  wir  einem 
derartigen   oder   ähnlichen   Vorgehen   abgeneigt   sind,    weil  es 


1)  w.  z.,  1910,  s.  9  f. 

2)  Im  Jahre  1909  wurde  im  Kanton  Waadt  eine  Genossenschaft  gegründet, 
betitelt:  „Association  de  defense  des  interets  vinicoles  vaudois".  Sie  hat 
zum  Zwecke  die  Hebung  des  Weinbaues  auf  dem  Wege  einer  Bekämpfung 
des  unlautern  Wettbewerbes  und  einer  sorgfältigen  Ueberwachung  der  Durch- 
führung des  Lebensmittelgesetzgebungsapparates.  „Par  son  entree  (alle  In- 
teressenten werden  als  Mitglieder  aufgenommen)  dans  l'association  tout  membre 
s*engage  ä  observer  strictement  les  mesures  priaes  en  vue  d'assainir  le  marchle 
et  le  trafic  des  vins."    W.  Z..  1909.  S.  238. 
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einem  widerlichen  Denunziantentum  rufen  kann,  so  wenig  ver- 
kennen wir  dessen  Notwendigkeit.  Je  mehr  ein  Wust  von 
polizeilichen  Vorschriften  den  Weinhandel  knechtet,  desto  weniger 
können  die  aus  Tugend  oder  Not  gehorchenden  Weinhändler  solche 
Schundofferten  dulden.  Sie  sind  gezwungen,  selbst  einzugreifen, 
wenn  die  staatliche  Kontrolle  versagt.  Es  besteht  somit  die 
Tendenz,  dass  die  objektiven  Konkurrenzmittel:  Ueberlegenheit 
in  Preis  und  Qualität  wieder  mehr  Geltung  bekommen. 

2.  Der  Kredit  als  Konkurrenzmittel. 
Im  Verlaufe  unserer  Darstellung  haben  wir  darauf  hin- 
gewiesen, dass  dem  Weinhandel  immerhin  ein  objektives  Kon- 
kurrenzmittel geblieben  ist,  nämlich  die  Möglichkeit,  durch 
die  Besonderheiten  der  Kreditgewährung  die  Kundschaft  herbei- 
zulocken. Mit  diesem  Mittel  wurde  recht  ausgiebig  gekämpft; 
denn  viele  Konsumenten  kaufen  nicht  da,  wo  der  Wein  am  besten 
und  billigsten  zu  haben  ist  —  umsomehr  als  die  tatsächliche 
Preiswürdigkeit  dieses  Getränkes  nur  von  wenigen  bestimmt 
werden  kann  — ,  sondern  von  dem,  der  in  der  Kreditgewährung 
am  weitesten  geht.  Wir  haben  weiter  oben  schon  erwähnt, 
dass  ehi  Konkurrent  den  anderen  in  der  Gewährung  von  Waren- 
kredit nach  der  Grösse  und  Dauer  desselben  zu  überbieten  ver- 
sucht, dass  durchaus  unwürdigen  Elementen  erstaunliche  Waren- 
kredite gewährt  würden.  Namentlich  im  Verkehr  mit  den  Wirten 
haben  sich  in  dieser  Beziehung  Auswüchse  gezeigt.  Dies  blieb 
selbstverständlich  nicht  ohne  nachteilige  Folgen  für  den  Wein- 
handel und  deshalb  hat  es  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  die 
hier  Wandlung  schaffen  wollten.  Der  Schweizerische  Weia- 
händler verband  hat  sich  wiederholt  mit  dieser  Frage  befasst. 
Seine  Politik  hat  aber  nach  dieser  Richtung  hin  wenig  aus- 
zurichten vermocht;  denn  die  Sorge  vor  einer  eventuellen  Beein- 
trächtigung des  Absatzes  hält  die  Unternehmer  vor  wirksamen 
Verpflichtungen  ab.  Diese  Sorge  ist  keineswegs  unbegründet 
Denn  es  muss  stets  befürchtet  werden,  dass  die  Outsider,  und 
es  gibt  noch  genug  solche,  die  Gebundenheit  der  organisierten 
Weinhändler  ausnützen  und  durch  Anbietung  bequemerer  Zah- 
lungsbedingungen die  Kundschaft  herbeilocken.     Vorläufig  hat 
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der  Schweizerische  Weinhändler verband  nur  indirekt  einzuwirken 
versucht,  indem  ©r  den  Informationsdieinst  förderte  und  eine 
Betreibungszentrale  schuf.  Beides  wurde  im  Jahre  1906  ins 
Leben  gerufen.  Die  Förderung  des  Informationsdienstes  be- 
steht in  der  Aufstellung  einer  schwarzen  Liste  der  Zahlungs- 
unfähigen, der  Chikanöre,  Tröler  u.  s.  w.,  sowie  in  einer  Ver- 
billigung  der  Informationskosten.  Zu  diesem  Zweck  wurde  der 
gesamte  Dienst  zwei  Informationsfirmen  übertragein  und  die  Mit- 
glieder der  Weinhandelsorganisation  wurden  eingeladen,  sich  nur 
an  diese  Vertrauensfirmen  zu  wenden.^)  Die  Einrichtung  liess 
jedoch  wenig  von  sich  hören.  Schon  bei  ihrer  Begründung' 
fand  sie  nicht  den  „erwarteten  Anklang".*) 

Auch  die  Betreibungszentrale  hatte  nicht  den  gewünschten 
Erfolg.  Sie  sollte  den  Informationsdienst  noch  ergänzen  und 
gleichzeitig  eine  Verbilligung  des  Schuldbetreibungsverfahrens 
herbeiführen.^) 

Die  Einrichtungen  des  Weinhändlerverbandes  richten  sich 
also  hauptsächlich  gegen  die  Folgen  der  leichtfertigen  Kredit- 
gewährung, weniger  aber  gegen  deren  Ursachen.  Nach  wie 
vor  wetteifern  somit  die  Weinhändler  in  der  Bewilligung  von 
hohen  Warenkrediten,  langen  Zahlungsterminen  und  dergl.  mehr. 
Dies  führt  zu  grossen  Verlusten  und  hohen  Zinseinbussen.  Der 
Weinhändler  wird  nun  versuchen,  diese  Lasten  z.  T.  auf  die 
Abnehmer  abzuwälzen,  indem  er  höhere  Preise  verlangt.  Eine 
solche  Abwälzung  ist  aber  nur  auf  Kosten  des  Umsatzes  möglich, 
wenn  einmal  die  Weinpreise  ein  gewisses  Niveau  übersteigen. 
Dass  diese  Grenze  seit  ein  paar  Jahren  bereits  überschritten  ist, 
das  wird  wohl  niemand  leugnen.  Nun  kann  aber  der  kauf- 
männische Weinhandel  unmöglich  eine  Beeinträchtigung  seines 
Umsatzes  dulden.  Im  Gegenteil,  die  moderne  Entwicklung  zwingt 
ihn  zur  Umsatzerhöhung;  wenn  er  sich  nicht  mit  geringeren 
Vermittlungsgebühren  zufrieden  gibt,  wird  er  ausgeschaltet.  Da- 
mit ist  der  tote  Punkt,  d.  h.  jene  Umsatzgrösse,  bei  welcher 
der  Bruttogewinn  aus  dem  Umsatz  durch  sämtliche  Betriebs- 


3)  W.  Z.,   1907,   S.   147. 
*)  dito    1906,    S.    97. 
5)  dito   1906,    S.    97. 


—  251   — 

Spesen  aufgezehrt  wird,  so  dass  Gewinn  und  Verlust  gleich  Null 
ist  und  das  Eigenkapital  leer  ausgeht,^)  viel  schneller  er- 
reicht. 

Wie  hilft  sich  nun  der  Weinhändler  über  diese  Schwierig- 
keiten hinweg,  oder  mit  anderen  Worten,  wie  kann  er,  solange 
die  Politik  der  Organisation  hier  versagt,  der  laxen  Kredit- 
gewährung am  wirksamsten  begegnen,  ohne  dass  er  ein  Zurück- 
gehen seines  Umsatzes  befürchten  muss?  Wir  antworten:  der 
Weinhandel  muss  noch  mehr  Kredit  gewähren  als  bis  anhin.  Er 
muss  nicht  nur  den  Warenkredit,  sondern  auch  den  Betriebs-  und 
Anlagekredit  besorgen.  Diese  Behauptung  klingt  äusserst  pa- 
radox. Eine  genaue  Untersuchung  wird  aber  ihre  Richtigkeit 
ergeben.  Zunächst  verweisen  wir  auf  ähnliche  Vorgänge  im  Bank- 
wesen, wo  ia  bekanntlich  der  Kampf  gegen  die  leichtfertige 
Kreditgewährung,  dessen  Kosten  z.  T.  auch  den  zahlungsfähigen 
Konsumenten  aufgebürdet  werden  können,  eine  recht  bedeutende 
Rolle  spielt.  Wir  beobachten  nämlich,  wie  die  Banken  sich 
gegen  diese  Auswüchse  wehren,  indem  sie  alles  anwenden,  um 
Einblick  in  die  Betriebe  ihrer  Debitoren  zu  bekommen.  Dies 
geschieht  nun  am  wirksamsten  in  der  Weise,  dass  die  Debitoren 
mehr  und  mehr  an  die  Bank  gebunden  werden  und  zwar  gerade 
durch  das  Mittel  einer  weitgehenden  Kreditgewährung.  Die  Bank 
liefert  nicht  nur  einen  Teil  des  Kredites,  sie  drängt  darauf 
hin,  dass  ihr  die  Besorgung  des  Gesamtkredites  des  Unter- 
nehmens garantiert  wird;  ja  sie  geht  sogar  ab  und  zu  so  weit, 
dass  sie  nicht  nur  Gläubigerin,  sondern  sogar  Geschäftsteil- 
nehmerin wird.  So  sichert  sie  sich  vor  allem  die  nötige  Macht 
zu  einem  Einblick  in  den  Betrieb  und  oft  zu  einem  direkten 
Einfluss  auf  das  Geschäftsgebaren  ihres  Schuldners.  Sie  ist 
imstande,  sein  Unternehmen  besser  zu  beurteilen,  und  sie  kann, 
da  ihr  der  Debitor  nicht  so  leicht  mit  einem  Uebergang  zur  Kon- 
kurrenz drohen  kann,  mit  besserem  Erfolge  gegen  die  Aus- 
wüchse der  Kreditgewährung  steuern:  sie  kann  auf  eine  promptere 
Zahlungsweise  drängen. 

Ganz  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  im  Weinhandel.  So  lange 
die  Organisation  nichts  auszurichten   vermag,   bleibt  dem   ein- 

6)  Schär:  Handelsbetriebs! ehre,   S.   134. 
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zelnen  nichts  anderes  übrig,  als  ein  Zurückgehen  auf  den  eigent- 
lichen Verursacher  der  Misstände:  auf  den  übertriebenen  Wett- 
bewerb. Dieser  muss  herabgemildert  werden  und  das  geschieht 
nun  durch  das  Mittel  des  Kredites,  durch  die  Macht  des  Ka- 
pitals. Der  Weinhandel  sucht  durch  eine  weitgehende  Beteiligung 
am  Unternehmen  des  Klienten  auf  diesen  Einfluss  zu  gewinnen 
und  ihn  zu  einer  geordneteren  Zahlweise  zu  bringen.  Die  Bier- 
brauereien sind  in  der  Tat  auf  diese  Weise  vorgegangen  und 
sie  haben  wenigstens  nach  der  Richtung  der  Zahlweise  hin  et- 
welchen  Erfolg  gehabt.  Während  der  Brauer  kraft  seiner  ka- 
pitalistischen Macht  alle  Monate  Zahlung  verlangt  und  sich 
zur  Sicherung  seiner  Forderung  verschiedene  Vermögensstücke 
verschreiben  lässt,  muss  sich  der  Weinhändler  gewöhnlich  mit 
sechs  und  mehr  Monaten  Ziel  zufrieden  geben.  Zudem  hat  er 
zu  befürchten,  dass  er  auch  im  Konkurse  seines  Klienten 
schlechter  gestellt  ist,  da  der  Bauer  zumeist  als  Pfandgläubiger 
auftritt. 

Nun  dient  aber  die  erwähnte  Bindung  des  Umsatzes  nicht 
allein  zur  Bekämpfung  der  Misstände  in  der  Kreditgewährung, 
sondern  überhaupt  zur  Beseitigung  aller  jener  Auswüchse,  die 
durch  übertriebene  Konkurrenzverhältnisse  hervorgebracht  wer- 
den,^) und  nur  in  diesem  Zusammenhang  ist  sie  zu  betrachten 
und  zu  beurteilen.  Man  wird  uns  vielleicht  entgegenhalten, 
dass  eine  kapitalistische  Sicherung  des  Umsatzes  nicht  über- 
all möglich  sei,  dass  sie  nur  im  Verkehr  mit  den  Wirten  einei 
Rolle  spiele,  bei  den  Kleinverkäufem  seltener  und  bei  den 
letzten  Konsumenten  wohl  gar  nie  vorkomme.  Wir  geben  dies 
zu,  bemerken  aber,  dass  keineswegs  der  Gesamtumsatz  gesichert 
sein  muss,  was  auch  nicht  wünschbar  wäre.  Dies  ist  übrigens 
bei  keiner  Brauerei  der  Fall,  möge  sie  noch  so  stark  in  Fi- 
nanzierungen beteiligt  sein.  Nur  ein  gewisser  Umsatz  muss 
feststehen,  der  eine  bestimmte  Oekonomisierung  des  Betriebes 
erlaubt,  daher  vorteilhafte  Angebote  ermöglicht  und  auf  dies© 
Weise,  im  Masse  wie  die  objektiven  Konkurrenzmittel  —  Ueber- 
legenheit  in  Preis  und  Qualität  —  wieder  zur  Geltung  kommen, 

')  Auch  im  Bankwesen  trifft  dies  zu.  Die  Kreditinstitute  wollen  sich  den 
Geschäftsverkehr    mit    dem    Kreditnehmer    sichern. 
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die  Werbekraft  des  Unternehmens  erhöht.  Betriebsverbesse- 
rungen stossen  aber  recht  oft  auf  Widerstände  seitens  dieser 
oder  jener  Abnehmer kategorien.  Wenn  beispielsweise  der  Wein- 
händler den  Umsatz  vergrössern  will,  indem  er  sich  an  die 
letzten  Konsumenten  wendet,  dann  protestieren  die  Wirte  und 
der  Weinhändler  wird  somit  verhindert,  zweckentsprechende  Ein- 
richtungen, wie  z.  B.  Kleinverkaufsstellen  und  dergl.  mehr  zu 
schaffen,  die  ihm  die  Konkurrenz  mit  den  Konsumvereinen  er- 
möglichen würden.  Damit  ist  eine  Oekonomisierung  erschwert, 
die  in  letzter  Linie  auch  den  Wirten  zugute  käme.  Wenn  les 
nun  gelingt,  diese  Widerstände  seitens  der  Wirte  zu  brechen, 
dann  kann  der  Weinhändler  dem  letzten  Konsumenten  gegenüber 
rationeller  auftreten  als  bislang.  Wir  haben  bereits  auf  ähn- 
liche Vorgänge  im  Gebiete  des  Bierabsatzes  aufmerksam  gemacht. 
Dadurch,  dass  die  Brauereien  eine  Ausschaltung  durch  die 
Wirte  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unterbanden,  waren  sie  im- 
stande, den  Flaschenbierhandel  einzuführen,  der  ihnen  eine  vor- 
teilhafte Risikoverteilung  und  eine  zweckmässige,  ökonomische 
Ausweitung  des  Betriebes  brachte.  Gleichzeitig  ist  durch  diese 
fortgesetzte,  billige  Herandrängung  des  Bieres  an  den  letzten 
Konsumenten  der  Bierverbrauch  gefördert  worden.  Wenn  nun 
den  Wirten  auch  nur  die  teilweise  Zurückeroberung  des  Flaschen- 
bierhandels wieder  gelingt,  dann  sind  sie  keineswegs  in  dem  Masse 
geschädigt,  wie  sie  allgemein  annehmen. 

Wir  sehen  also,  dass  Veränderungen  in  der  Stellung  des 
Weinhändlers  zu  den  Wirten  oft  genug  die  Vorbedingung  sein 
können  zu  Umwälzungen  und  Neuerungen  im  Verkehr  mit  den 
Klein  Verkäufern  und  den  letzten  Konsumenten.  Daher  befassen 
wir  uns  im  Folgenden  zunächst  und  hauptsächlich  mit  den  Ver- 
schiebungen im  Verhältnis  der  Weinhändler  zu  den  Wirten. 

§  33.    Verschiebungen  im  Verhältnis  der  Weinhändler  zu  den  Wirten 

1.  Die  Aus  Schaltungsbestrebungen  der  Wirte. 
Von  jeher  gab  es  kapitalkräftige  Wirte,  die  direkt  mit 
den  Produzenten  verkehrten,  also  den  Weinhändler  übergingen. 
Es  handelte  sich  aber  zumeist  nur  um  Einkäufe  in  den  benach- 
barten Produktionsgebieten,  bei  befreundeten  Winzern.     Selbst- 
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verständlich  sah  der  Weinhändler  diesen  Verkehr  nur  ungern. 
Einerseits  erwuchsen  ihm  dadurch  beim  Einkauf  unerwünschte 
Konkurrenten,  die  den  Produzenten  günstigere  Angebote  machten 
und  auf  diese  Weise  die  Preise  in  die  Höhe  trieben;  ander- 
seits entgingen  dem  Weinhändler  auf  diese  Weise  zahlungsfähige 
Abnehmer.  Die  Weinteuerung  der  letzten  Jahre  hat  nun  diese 
Ausschaltungstendenz  verschärft;  sie  hat  die  Wirte  sogar  in 
die  ausländischen  Produktionsgebiete  geführt.^)  Damit  wurde 
der  selbständige  Weinhändler  auch  dort  bedroht,  wo  er  sich 
vor  jedem  Angriffe  sicher  fühlte.  Wie  wir  bereits  erwähnten, 
ist  der  Einkauf  im  Auslande  nur  dann  lohnend,  wenn  grosse 
Mengen  angeschafft  werden.  Dies  ist  denn  auch  ein  Grund, 
der  die  Ausschaltung  deis  Fremdweinhändlers  durch  die  kom- 
binierte Weinhandlung  erschwert  und  deshalb  auch  eine  wirksame 
Konkurrenz  der  Wirte  auf  diesem  Gebiete  nicht  befürchten  liess. 
Etliche  Wirte  haben  nun  aber  durchgeführt,  was  sich  die  Unter- 
nehmer kombinierter  Weinhandlungen  bis  heute  noch  nicht  zu 
Nutze  machten:  sie  haben  sich  zum  gemeinschaftlichen  Ein- 
kaufe zusammengetan  und  sich  auf  diese  Weise  den  direkten 
Verkehr  mit  ausländischen  Produktionsgebieten  erschlossen.  Das 
Verdienst,  dieses  Problem  gelöst  zu  haben,  gehört  der  Wirbe- 
genossenschaft des  Kantons  Zürich.  Sie  begann  im  Teuerungs- 
jahr 1910,  für  ihre  Genossenschafter  landweinersetzende  Tiroler- 
weine direkt  einzukaufen  und  erzielte  dabei  ein  recht  befrie- 
digendes Ergebnis.  Eine  Zeitungsnotiz^)  äussert  sich  hierüber 
wie  folgt: 

„Das  einbezahlte  Kapital  betrug  Ende  Juni  d.  J.  145,372  Fr., 
d.  i.  etwa  20,000  Fr.  mehr  als  im  Februar  d.  J.  Die  Ge- 
nossenschaft hatte  es  mit  Rücksicht  auf  die  letztjährige  Miss- 
ernte in  unserem  Lande  für  zweckmässig  gefunden,  für  die 
Mitglieder,  die  bisher  ihren  Bedarf  ganz  oder  teilweise  direkt 


1)  Schon  im  Jahre  1907  haben  die  waadtländischen  Cafetiers  sich  ein 
„Bureaux  officiel"  zugelegt.  Dieses  Bureau  gibt  Auskunft  über  die  Preise 
der  Waadtländer  und  ausländischen  Weine  und  gibt  auch  die  Bezugsquellen 
an.  Es  offeriert  dann  eine  ganze  Auswahl  von  Weinen  und  legt  sich  auf 
diese  Weise  den  Charakter  eines  Weinagenten  bei.     Vgl.   W.  Z.,   1907,  S.  83. 

2)  N.  Z.  Z.,    4.    September    1911. 
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vom  Weinproduzenten  bezogen,  direkt  aus  Tirol  verschiedejne 
Qualitätsweine  zu  beziehen.  Der  hierbei  erzielte  Umsatz  betrug 
72,353  Fr.  Mit  dem  Resultat  dieses  ersten  3)  Versuches  scheiut 
man  sehr  zufrieden  zu  sein." 

Es  ist  leicht  einzusehen,  dass  der  hart  bedrängte,  selb- 
ständige Weinhandel  gegen  dieses  unliebsame  Vorgehen  der 
,Wirte  Stellung  nahm.  In  der  Herbstversammlung  vom  30.  Sep- 
tember 1910  nahm  die  Sektion  Ostschweiz  des  Schweizerischen 
,Weinhändler Verbandes  einstimmig  folgende  Resolution  an: 

„Die  heutige  Versammlung  des  Ostschweizerischen  Wein- 
händlerverbandes nimmt  mit  Befremden  Notiz  von  der  Tatsache, 
dass  Weinproduzenten,  Weinfirmen  und  Weingenossenschaften 
in  Südtirol  mit  schweizerischen  Wirten  und  Wirtegenossen- 
schaften direkte  Verkäufe  abschliessen.  Der  Weinhändler  ver- 
band beschliesst,  es  sei  den  Weinhandelsfirmen  und  Genossen- 
schaften in  Tirol  durch  Zirkular  mitzuteilen,  dass  dieses  Vor- 
gehen von  Seite  unseres  Verbandes  verurteilt  wird  und  dass  die 
Mitglieder  des  Verbandes  mit  solchen  Lieferanten  in  Tirol  jede 
Geschäftsverbindung  abbrechen  würden." 

Trotz  des  ausgeübten  Druckes  konnte  nicht  verhindert  wer- 
den, dass  gewisse  Aussenseiter  mit  der  Genossenschaft  in  Ver- 
bindung traten.  In  einem  bemerkenswerten  Artikel  hat  nun 
die  Schweizerische  Weinzeitung  darauf  angespielt,  dass  dem 
Weinhandel  ein  besseres  Kampfmittel  zur  Verfügung  stehe,  das 
ihm  einen  wirksameren  Gegendruck  gegen  die  Ausschaltungs- 
bestrebungen seitens  der  Wirte  ermögliche.    Es  heisst  da: 

„Der  Weinhandel  hat  in  seinen  Formen  noch  recht  wenig 
Fortschritte  gemacht,  er  kauft  und  verkauft  nach  altem  Muster, 
alle  die  neuen  Formen  des  Verkaufes  hat  er  sich  noch  nicht 
zu  Nutze  gemacht;  er  ist  in  der  Tat  recht  stockkonservativ 
geblieben.  Er  wird  nun  aber  doch  aus  seiner  Ruhe  einmal  auf- 
gestört und  gerade  durch  das  Verhalten  der  Wirtegenossen- 
schaften.    Er   muss   sich    sa^^en,    wenn   die    Wirte    das   Sprich- 


3)  Die  Wirtegenossenschaft  des  lOmtons  Zürich  scheint  diesen  direkten 
Einkauf  in  Tirol  auch  weiterhin  zu  besorgen.  Sie  hat  in  der  schweizerischen 
Fachausstellung  für  das  Gastwirtschaf tsgowerbe  in  Zürich  (IS.  Mai  bis  9.  Juni 
1912)    eine    Kollektion    Tirolerweine    ausgestellt. 
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wort:  „Leben  und  leben  lassen"  so  auslegen,  wie  sie  es  jetzt 
zu  tun  beabsichtigen,  gut,  dann  legen  wir  es  auch  nach  unserer, 
uns  besser  dünkenden  Weise  aus.  Betreten  wir  die  Fusstapfen 
der  Bierbrauer  und  schalten  auch  wir  den  Detailhandel  so  viel 
als  möglich  aus.  Wenn  die  Wirte  den  Weinhändel  ausschalten 
wollen,  nun  so  wirten  wir  eben  selber,  und  verlegen  wir  uns 
auch  mehr  als  bisher  auf  den  Flaschen weinhandel. 

Dass  der  Weinverkauf  in  den  Wirtschaften  nicht  recht 
prosperiert,  liegt  an  den  hundert  und  noch  mehr  Prozenten, 
welche  die  Wirte  vom  Wein  haben  müssen.  Darauf  baut  sich 
unser  Plan  auf.  Vereinigen  wir  uns  zu  Genossenschaften  und 
errichten  wir  Wirtschaften,  allerdings  keine  kleinen,  sondern 
Wirtschaften  grossen  Stiles,  errichten  wir  Hotels.  Die  Wirt- 
ßchaftsgesetzgebung  kommt  uns  dabei  nicht  in  die  Quere,  denn 
der  Bundesrat  hat  entschieden,  dass  für  die  Hotels  Gewerbe^ 
freiheifc  herrsche. 

Errichten  wir  Wirtschaftsetablissements  ä  la  Aschinger,  die 
sich  recht  gut  rentieren.  Alles  soll  hier  zu  haben  sein,  was 
man  in  einer  Wirtschaft  konsumiert,  vor  allem  aber  Wein  in 
grösster  Auswahl.  Da  die  Weinhändler  hier  direkt  verkaufen, 
so  fallen  die  Prozente  des  Zwischenhandels  ausser  Betracht,  der 
Wein  kann  in  guter  Qualität  und  zu  billigen  Preisen  abgegeben 
werden,  wodurch  sich  sein  Konsum  ganz  bedeutend  heben  würde. 
Freilich  brauchte  ein  solches  Projekt  ein  eingehendes  Studium, 
aber  an  Beispielen  fehlt  es  nicht,  man  könnte  sich  die  Er- 
fahrungen der  schon  bestehenden  gleichartigen  EtabLissemente 
zu  Nutze  machen." 

Es  wird  also  mit  einer  Ausschaltung  der  selbständigen 
Wirte  durch  die  genossenschaftlich  organisierten  Weinhändler 
gedroht.  Der  Verfasser  des  betreffenden  Artikels  hat  jeden- 
falls selbst  das  Gefühl,  dass  es  sich  hier  um  Zukunftsmusik 
handelt  und  dies  in  erster  Linie  deswegen,  weil  er  weiss,  mit 
welchen  unendlichen  Schwierigkeiten  sich  ein  gemeinsames  Vor- 
gehen im  Gebiete  des  Absatzes  durchführen  lässt.  Der  selbst- 
ständige Weinhändler  kann  aber  unmöglich  diese  Verständigung 
abwarten,  er  muss  selbst  vorgehen  und  das  Uebel  an  der 
Wurzel   erfassen:    er  muss  den  Absatz  mehr  in  seine  Gewalt 
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bringen  und  dies  geschieht  nun  insbesondere  durch  die  kapi- 
talistische Eroberung  der  Absatzquellen. 

2.   Die  kapitalistische  Sicherung  der  Absatz- 
quellen. 

In  Bezug  auf  die  Abwehr  übertriebenen  Wettbewerbes  durch 
die  kapitalistische  Sicherung  der  Absatzquellen  wird  der  Wein- 
handei  zunächst  das  Vorgehen  der  Brauereien  beachten. 

Wir  haben  bereits  gezeigt,  wie  das  Braukapital  allmählich 
die  Wirtschaften  eroberte  und  damit  des  Monopoles  teilhaftig 
wurde,  das  oft  nicht  nur  ein  natürliches,  sondern  auch  ein  staat- 
lich gefestigtes  sein  kann  (Bedürfnisklausel).  Auf  diese  Weise 
wurde  die  Brauerei  Herr  der  Situation.  Sie  hat  von  Seiten  ge- 
wisser Abnehmer  keine  oder  zum  mindesten  keine  sofortige 
Ausschaltung  zu  befürchten.  Wie  geht  nun  diese  kapitalistische 
Absatzsicherung  vor  sich?  Verschiedene  Formen  sind  hier  zu 
unterscheiden. 

Die  Sicherung  der  Absatzquellen  geschieht: 

a)  durch   Mobiliarbeschaffung; 

b)  durch  Uebernahme  von  Bürgschaftsverpflichtungen; 

c)  durch   Gewährung   von  Darlehen; 

d)  durch  Uebernahme  der  Wirtschaftsrealitäten:  mietweise,  zu 
Eigentum. 

a)  Die  Sicherung  der  Ahsatzquellen  durch  Mohiliarheschaff ung . 

Der  übertriebene  Wettbewerb  hat  die  Getränkelieferanten 
zu  weitgehenden  Zugeständnissen  an  die  Wirte  geführt.  Die 
Brauereien  haben  sich  schon  frühzeitig  in  der  Ueberlassung  von 
Eisschränken,  Büffets  und  andern  Einrichtungen,  die  der  Bier- 
ausschank erfordert,  zu  überbieten  versucht,  um  auf  diese  Weise 
die  Kundschaft  an  sich  zu  ziehen.  Im  Masse,  wie  sich  neben 
das  zum  Bierausschank  nötige  Mobiliar  auch  andere  Fahrhabe, 
wie  z.  B.  Stühle,  Schränke  und  dergl.  gesellte,  trat  eine  festere 
Bindung  ein.*) 

*)  Um  einigermassen  zu  illustrieren,  welche  Rolle  dieser  Mobiliarbeschaffung 
zukommt,  verweisen  wir  nur  auf  die  Ziffern,  die  wir  zwei  Brauereien  entnommen 
haben,   in  deren   Bilanzen  wir  diese  Posten  ausgeschieden  sehen: 

Schauwecker  17 
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Auch  im  Weinhandel  lässt  sich  eine  Entwicklung  nach  dieser 
Richtung  hin  beobachten.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Wein- 
händler seine  Transportfässer  dem  Wirte  gewöhnlich  lange  Zeit 
zur  Benützung  überlässt,  stellt  er  diesem  auch  ab  und  zu  Lager- 
fässer zur  Verfügung,  um  damit  einen  engern  Kontakt  mit  seinem 
Abnehmer  herzustellen.  Immerhin  ist  das  Verhältnis  noch  ein 
loses,  denn  der  Wirt  übernimmt  gewöhnlich  nur  eine  mora- 
lische Verpflichtung  zum  Weinbezuge.  Es  ist  aber  nicht  aus- 
geschlossen, dass  der  Weinhändler  auch  dazu  übergeht,  seinem 
Abnehmer  noch  andere  Fahrhabe  zu  überlassen;  dass  er  bei- 
spielsweise für  den  Wirt  die  Einrichtung  von  Weinstuben  be- 
sorgt, die  Stühle,  Tische,  Kästen,  Krüge  u.  s.  w.  beschafft.  In 
diesem  Falle  wird  er  sich  natürlich  einen  gewissen  Absatz  sichern. 

h)  Die  Sicherung  des  Absatzes  durch  Uebernahme  von 
Bürgschaftsverpflichtungen. 

Wenn  in  Brauer-  oder  Weinhändlerkreisen  von  den  Gefahren 
der  kapitalistischen  Absatzmethode  gesprochen  wird,  so  denkt 
man  wohl  nicht  zuletzt  an  die  Bürgschaftsverpflichtungen,  die 
von  den  Lieferanten  zu  Gunsten  der  Wirte  eingegangen  werden, 
um  diesen  die  Kapitalbeschaffung  zu  erleichtern.  Für  seine 
Leistungen  lässt  sich  der  Bürge  von  den  Wirten  einen  gewissen 
Getränkebezug  zusichern.  Diese  Bürgschaften  haben  in  der  Tat 
schon  viele  Existenzen  ruiniert  und  zwar  deshalb,  weil  sie  auch 
vom  kapitalschwächeren  Lieferanten  übernommen  werden  können. 
Da  eine  blosse  Verpflichtung  auf  Zeit  eingegangen  wird  und 
keine  sofortige  Inanspruchnahme  der  Mittel  erfolgen  muss,  be- 


Brauerei Endemann  Luzern: 

(Wirtschaftsmobiliar) 
Buchwert  Anschaffungskosten 

1908  71,600.—  — 

1909  74,200.—  - 

1910  88,100.—  200,534.25 
Brauerei   Beauregard  Lausanne: 

mat^riel  et  installations  chez  les  clients 
1907  194,500.— 

1909  180,000.— 

1910  .        194,000.— 
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steht  immer  die  Gefahr  einer  leichtfertigeren  Ueberbürdung  mit 
derartigen  Verbindlichkeiten.  In  Krisenzeiten  rächt  sich  eine 
solch  unvorsichtige  Geschäftspolitik  bitter  und  manches  Unter- 
nehmen bricht  unter  dem  Drucke  seiner  Bürgschaften  zusammen. 
Die  übernommenen  Bürgschaftsverpflichtungen  sollten  deshalb 
in  den  Bilanzen  der  Brauereien  und  auch  der  Weinhandlungen, 
die  sich  damit  befassen,  aufgeführt  werden.  Einzig  auf  diese 
Weise  ist  die  Liquidität  und  der  wahre  Stand  eines  Unterneh- 
mens zu  beurteilen.  Solange  die  Bürgschaften  als  Eventual- 
verbindlichkeiten  figurieren  und  ins  Gesamtbild  der  Bilanz  hin- 
einpassen, d.  h.  jederzeit  durch  vorhandene  Aktiven  gedeckt 
sind,  kann  man  diese  Bürgschaftsverpflichtungen  nicht  so  ohne 
weiteres  verdammen.^)  Sie  können  dem  Bürgen  unter  Umständen 
lohnende  Absatzquellen  sichern,  ohne  dass  sie  ihn  der  nötigen) 
Betriebsmittel  berauben  und  ihm  grosse  Risiken  aufbürden.^) 

c)  Die  Sicherung  von  Absatzquellen  durch  Geivährung  von  Dar- 
lehen. 
Diese  Form  der  Absatzsicherung  ist  recht  üblich  geworden. 
Sie  ist  zweckmässiger  als  die  Uebernahme  von  Bürgschaften, 
weil  sie  weniger  leicht  zu  unvorsichtigen  Uebernahmen  von  Ver- 
pflichtungen führt  und  weil  zudem  dem  Darlehensgeber  meist 
gewisse  Sicherheiten  wie  Grundpfand,  Faustpfand,  Bürgschaft 
u.  s.  w.  geleistet  werden.  Es  muss  allerdings  zugegeben  werden, 
dass  wohl  keine  Bank  in  der  Krediterteilung  auch  nur  annähernd 
so  weit  gehen  würde.  Dies  trifft  namentlich  zu,  wenn  wir  die 
Gewährung  von  Darlehen  gegen  hypothekarische  Sicherheit  ins 


^)  Die  Brauereien  Haldengut  Winterthur  und  Gurten  in  Bern  führen  z.  B. 
ihre  Bürgschaften  auf.  Die  Brauerei  Haldengut  hatte  folgende  Bürgschafts- 
verpflichtungen: 1906  -  Ft.  185,000;  1909  -  Fr.  172,000;  1910  =  Fr. 
155,000.  Dass  andere  Brauereien  ebenfalls  Bürgschaftsverpflichtungen  haben, 
steht  zweifellos  fest.  Die  Höhe  derselben  ist  aber  nirgends  unzweideutig  er- 
sichtlich. Jedenfalls  werden  aber  im  Hinblick  hierauf  Reserven  angelegt.  So 
lesen  wir  beispielsweise  im  Geschäftsbericht  der  A.-G.  Brauerei  Feldschlöss- 
chen,  dass  bedeutende  Bürgschaftsverpflichtungen  die  Anschaffung  ausserordent- 
licher Reserven  erheischen. 

c)  Besondere  Gefahren  bringt  die  sog.  „Ausbietungsbürgschaff";  vgl.  hier- 
über:    Schoellhorn,    in    Schweiz.    Brauerei-Rundschau    vom    20.    Juli    1912. 
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Auge  fassen.  Es  ist  anzunehmen,  dass  diese  Art  der  Deckung 
weitaus  überwiegt.  Wenigstens  entnehmen  wir  den  Bilanzen  der 
Aktienbrauerei  Zürich,  die  hierüber  Aufschluss  gibt,  folgende 
Daten: 

Darlehen   gedeckt   durch 
Grundpfand  Faustpfand,  Oblighi,  Bürgschaften 

1910  Fr.  1,548,287.95  Fr.  46,974.30 

1909  „    1,632,363.80  „    39,790.45 

Man  darf  nicht  übersehen,  dass  die  Bank  nur  mit  dem 
momentanen  Werte  rechnet,  während  beim  Unternehmer  eine 
ganz  andere  Schätzungsweise  massgebend  ist  und  sein  muss. 
Seine  Wertskala  wird  durch  das  Aktuellwerden  einer  neuen  Kom- 
bination beeinflusst.  Er  wertet  nach  der  Monopolstellung,  die 
ihm  aus  der  Sicherung  des  Absatzes  erwächst.')    Ein  Beispiel: 

Die  Liegenschaft  N  (Wirtschaft  und  Wohnhaus)  wirft  einen 
jährlichen  Ertrag  von  Fr.  12,000  ab.  Auf  Grund  eines  Kapi- 
talisationszinsfusses  von  5^/o  wäre  die  Liegenschaft  mit  Fr. 
240,000  zu  werten.  Dadurch  aber,  dass  von  der  Wirtschaft 
jährlich  ein  gewisses  Quantum  Bier  oder  Wein  bezogen  wird, 
hat  der  Getränkelieferant  noch  einen  weiteren  Nutzen.  Schätzen 
wir  diesen  etwa  mit  Fr.  1000  im  Jahresdurchschnitte  ein,  so 
rentiert  ihm  —  aber  nicht  andern  Darleihern  —  die  Liegen- 
schaft Fr.  13,000  und  darf  somit  zu  Fr.  260,000  veranschlagt 
werden.^)  Dieser  Kombinationswert,  wie  wir  ihn  der  Kürze 
halber  bezeichnen  wollen,  kann  noch  weit  mehr  vom  momen- 
tanen Werte  abweichen.  So  kommt  es,  dass  die  Brauereien, 
—  die  Weinhandlungen  betätigen  sich  bis  heute  weniger  in 
diesem  Gebiete  —  so  auffallend  weit  gehen  in  der  Erteilung 
von  Darlehen  auf  Wirtschaftsrealitäten.  Die  Gewährung  von 
Darlehen  bringt  nun  gewöhnlich  in  vollem  Umfange  die  Risiken 
eines  Versagens  der  neuen  Kombination,  ohne  dass  ihr  voller 
Genuss  im  Falle  des  Gelingens  gesichert  zu  sein  braucht.  Prospe- 
riert der  Darlehensnehmer,  dann  besteht  die  Gefahr,  dass  er 
sich  von  der  Bezugspflicht  befreit,  sei  es,  indem  er  mit  eigenem 

')  Vgl.  Schumpeter:  „Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung",  Leip- 
zig  1912,   S.    1641 

8)  Vgl.  S.  281  u.  Arbeit. 
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Kapital  zurückzahlt,  sei  es  mit  den  Mitteln  Dritter,  nicht  selten 
sogar  mit  denen  der  Konkurrenz.  Auch  ist  es  möglich,  daas 
im  Aufschwünge  begriffene  Unternehmen  weiter  veräussert 
werden.  In  diesem  Falle  hat  der  Kre-ditgeber  ebenfalls  zumeist 
das  Nachsehen.^)  Er  hat  dem  Wirte  ermöglicht,  ein  riskantes 
Geschäft  zu  übernehmen  und  alle  Gefahren  eines  Missglückens 
getragen;  wenn  nun  das  Unternehmen  gedeiht,  so  muss  er  be- 
fürchten, dass  sich  das  alte  Wort:  Undank  ist  der  Welt  Lohn^ 
bewahrheitet,  —  dass  er  zur  Seite  geschoben  wird.  Diese  Um- 
stände haben  dazu  geführt,  dass  sich  der  darleihende  Getränke- 
lieferant gewöhnlich  für  eine  bestimmte  längere  Zeit  das  Lie- 
ferungsrecht zusichern  lässt  und  dem  Darlehensnehmer  die  Pflicht 
aufbürdet,  im  Falle  einer  Weiterveräusserung  des  Unternehmens 
den  Bezugszwang  ebenfalls  zu  übertragen.  Selbstverständlich 
wird  die  letzte  Bedingung  nur  ungern  und  gegen  besondere  Zu- 
geständnisse übernommen,  da  sie  den  Verkauf  u.  U.  bedeutend 
erschwert.  —  Die  Schwierigkeiten  einer  Erlangung  derartiger 
umfassender  Zusicherungen  haben  den  Getränkelieferanten  zu 
einem  weitern  Modus  der  Absatzgewinnung  geführt:  zur  Ueber- 
nahme   der  Wirtschaf tsre^Iit?ten. 

d)  Die  Ueheniahme  der   Wirfschaffsrealitäfen. 
Wii*  müssen  unterscheiden  zA\aschen  einer  mietweisen  Ueber- 
nahme   und   einer   Uebernahme   zu   Eigentum. 

Die  mietweise  Uebernahme. 
Der  erste  Fall  ermöglicht  nur  eine  vorübergehende  Ab- 
satzsicherung, denn  es  muss  befürchtet  werden,  dass  das  Miet^ 
Verhältnis  gekündigt  wird.  Allerdings  ist  es  auf  diese  Weise 
möglich,  mit  verhältnismässig  wenig  Kapital  auf  viele  Lokale 
die  Hand  zu  schlagen.  Die  Wirtschaften  werden  nun  entweder 
in  Aft-ermiete  gegeben  oder  sie  werden  durch  Geranten  des  Ge- 
tränkelieferanten betrieben.  Es  ist  klar,  dass  sich  in  der  Regel 
nur  kapitalschwächere  Elemente  als  Aftermieter  gewinnen  lassen. 


»)  Vgl.  W.  Z.,  1906,  S.  85:  Ueber  die  Vertragspflicht  der  Wirte  zum 
Weinbezug.  Entscheidung  des  zweiten  Zivilsenats  des  Kölner  Oberlandesgerich- 
tes   vom   20.    Januar    1906. 
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Deshalb  wird  der  Vermieter  auf  eine  strikte  Innehaltung  der 
Zahlungsfristen  drängen  und  sich  gewöhnlich  zum  Nachteil  der 
andern  Gläubiger  besondere  Sicherheiten  geben  lassen.  Der  Ge- 
tränkelieferant wird  seine  Waren  u.  U.  nur  konsignationsweise 
überlassen.  So  ist  es  möglich,  dass  auch  äusserst  kapitalschwa- 
chen Existenzen  der  Wirtschaftsbetrieb  ermöglicht  wird  und  dies 
kann  die  Ursache  aller  Jener  bedenklichen  Zustände  sein,  die 
wir  schilderten,  als  wir  von  der  „Proletarisierung^*  der  Wirte 
sprachen.  Es  kommt  vor,  dass  die  Getränkelieferanten  ihre  Lokale 
dem  Aftermieter  zu  einem  billigeren  Mietspreise  überlassen,  als 
sie  ihn  selbst  bezahlen,  um  auf  diese  Weise  bessere  Klienten 
zu  bekommen.  Sie  können  dies  zumeist  ohne  Einbusse  tun.  — 
Nicht  selten  werden  sogar  von  den  Getränkelieferanten  Wirt- 
schaften gemietet,  obgleich  im  vorneherein  feststeht,  dass  der 
Aftermieter  weniger  bezahlen  wird.  Wie  lässt  sich  dies  er- 
klären? Ganz  einfach  daraus,  dass  die  Sicherung  der  Absata- 
quelle gewertet  wird.  Der  Getränkelieferant  rechnet  beispiels- 
weise wie  folgt: 

a)  Jährlicher  Mietspreis,  der  im  Durchschnitt  erhältlich  ist  Fr.  8,000.— 

b)  Wert  des  Lieferungsrechtes  pro  Jahr       .        ,        .    ,    1,000. — 

Kombinationsmietzins   .        .  Fr.  9,000. — 

Lifolgedessen  kann  der  Bierbrauer  oder  der  Weinhändler 
mehr  als  Fr.  8000  Mietzins  bezahlen.  Im  Masse,  wie  nun  die 
Absatzsicherung  fortschreitet  und  der  Kampf  um  die  Wirtschafts- 
lokale ungestümer  wird,  desto  mehr  steigen  die  Mietpreise.  Sie 
nähern  sich  nach  und  nach  dem  Kombinationsmietzins.  Schon 
heute  beklagt  man  sich  in  Wirtekreisen  recht  bitter  über  die 
übertriebenen  Mietspreisa  Weniger  gut  situierten  Wirten  wird 
gewöhnlich  der  volle,  vom  Lieferanten  bezahlte,  Mietpreis  ver- 
rechnet, gleichsam  als  Risikoprämie  für  die  grössere  Unsicher- 
heit, die  eine  Verbindung  mit  diesen  involviert.  Da  der  Wirt 
nun  kein  Interesse  an  der  im  Mietzins  teilweise  kapitalisierten 
Absatzsicherung  hat,  übernimmt  er  damit  eine  Last,  die  ihn 
gewöhnlich  am  Fortkommen  hindert.  So  entstehen  nicht  zu- 
letzt die  sog.  „Wirtefallen".  Gut  gestellten  Wirten  wird  aber 
oft  genug  ein  niedrigerer  Mietzins  verrechnet,  oder  es  werden 
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allerlei  Zuschüsse  geleistet.  Hierauf  ist  zurückzuführen,  dass 
beispielsweise  die  Brauereien  an  verschiedene  Restaurations- 
küchen besondere  Jahresleistungen  bewilligen,  d.  h.  diese  mit 
recht  ansehnlichen  Summen  unterstützen. 

Am  deutlichsten  tritt  der  Einfluss  des  Kombinationswertes 
hervor,  wenn  die  gemieteten  Lokale  durch  Geranten  betrieben 
werden.  Hier  tritt  oft  der  Wirtshausbetrieb  in  den  Hintergrund 
und  der  Getränkeabsatz  ist  das  Essentielle.  Es  werden  sogar 
Verluste  im  Wirtshausbetriebe  geduldet,  vorausgesetzt,  dass  sie 
durch  Einnahmen,  die  dem  Getränkehandel  durch  das  Fort- 
dauern der  Wirtschaft  erwachsen,  mehr  als  ersetzt  werden. 

Die  Uebernahme  zu  Eigentum. 
Weit  wichtiger  als  die  mietweise  Uebernahme  der  Wirts- 
häuser ist  der  Erwerb  der  Wirtschaftsrealitäten  zu  Eigentum. 
Auf  diese  Weise  sichert  sich  der  Getränkehändler  am  ehesten 
die  Rente,  die  ihm  aus  der  mutigen  Durchführung  einer  Kom- 
bination erwächst,  die  zur  Stunde  noch  nicht  überall  ge  wert  et 
und  deshalb  auch  nicht  vollständig  kapitalisiert  sein  dürfte.  Aller- 
dings sind  die  Brauereien  bereits  in  hohem  Masse  Eigentümer 
der  Wirtschaften  geworden.  Es  geht  das  am  besten  aus  der 
nachstehenden  Tabelle  hervor,  die  zugleich  das  Verhältnis  der 
Absatzsicherung  durch  Gewährung  von  Darlehen  zur  Absatz- 
sicherung vermittelst  Erwerb  der  Liegenschaften  zum  Ausdrucke 
bringt. 

Tabelle  siehe  folgende  Seite. 

Im  Weinhandel  ist  aber  die  Sicherung  der  Absatzquellen 
erst  im  Entwicklungsstadium  begriffen.  Deshalb  ist  das  Ein- 
wirken des  Kombinationswertes  auf  den  gegenwärtigen  Wert 
der  Wirtschaftsrealität  zu  gewärtigen  und  darin  besteht  die 
Chance  des  Eigentümers. 

Gleichzeitig  übernimmt  aber  der  Getränkelieferant  mit  der 
Liegenschaft  auch  die  Risiken  des  Eigentümers,  vor  allem  die 
Gefahr  einer  Entwertung  der  Realitäten  durch  schlechte  Wirts- 
hausführung. Dies  ist  nun  sehr  wohl  möglich;  denn  zumeist 
wird  die  Wirtschaft  einem  Mieter  abgetreten  werden,  und  zwar 
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mit  der  ausdrücklichen  Verpflichtung  zum  Bier-  oder  Weinbezuge. 
Unter  diesen  Bedingungen  lassen  sich  nur  mit  Mühe  tüchtige 
Wirte  gewinnen,  es  sei  denn,  dass  man  ihnen  diese  oder  jene 
Zugeständnisse  mache,  u.  a.: 

a)  Ueberlassung  der  Lokale  auf  längere  Zeit  zu  einem  massi- 
gen Mietpreise. 

b)  Einräumung  niedriger  Warenpreise  und  Zuerkennung  einer 
Umsatzprämie. 

c)  Gewährung  des  Vorkaufsrechtes  im  Falle  einer  Veräusse- 
rung   der  Liegenschaft. 

d)  Zusicherung   eines   Anteils   am   Wertzuwachse   der  Liegen- 
schaft  u.  s.  w.,  u.  s.  w. 

Der  Getränkehändler  hat  kein  geringes  Interesse  an  der 
Heranziehung  tüchtiger  Mieter  und  an  deren  Fortkommen.  Ein- 
mal sichert  er  sich  auf  diese  Weise  einen  zahlungsfähigen  Ab- 
nehmer, dessen  Bedarf  eher  zu-  als  abnimmt.  Anderseits  er- 
höht sich  dementsprechend  der  Wert  seiner  Liegenschaft, 
Schlechte  Wirte  führen  auf  die  Dauer  zum  Misslingen  der  Kom- 
bination.'^) 

Wir  haben  weiter  oben  gezeigt,  welch  bedeutsame  Rolle 
im  Wirthausbetriebe  dem  persönlichen  Moment  zukommt.  Da- 
mit muss  der  Getränkehändler  immer  rechnen  und  oft  scheitert 
sein  Unternehmen  nur  an  der  Personenfrage.  Der  Mangel  an 
tüchtigen  Mietern  hat  denn  auch  ab  und  zu  die  Brauereien  dazu 
geführt,  dass  sie  ihre  Realitäten  wieder  veräusserten,  allerdings 
unter  Beibehaltung  des  Lieferungsrechtes.  Auf  diese  Weise 
wollte  man  bessere,  zahlungsfähigere  Klienten  erhalten.  Nicht 
selten  brachte  das  Interesse  an  einer  guten  Wirtshausführung 
den  Lieferanten  auch  dahin,  dass  er  sich  den  Wirt  koordonierte, 
d.  h.  mit  diesem  gemeinsam  die  Liegenschaft  zu  Eigentum  über- 
nahm. Damit  entsteht  eine  enge  Verkettung  der  gegenseitigen 
Interessen,   die  beiden  Teilen   zum   Nutzen   gereichen   kann. 


16)  Wir  sagen  ausdrücklich  auf  die  Dauer,  denn  vorübergehend  ist 
es  möglich,  dass  der  Wirt  ausgenützt  wird,  indem  ihm  ein  hoher  Mietzina, 
hohe  Getränkepreise  und  dergleichen  mehr  aufgebürdet  werden. 
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Wii-  sehen  also,  dass  sich  der  Wirt  unter  dem  Reg^ime  der 
neuen  Absatzmethode  unter  Umständen  gut  stellen  kann.  Der 
Getränkelieferant  hilft  ihm  das  Risiko  des  Verkehrs  tragen. 
Er  ermöglicht  dem  Wirt  oft  den  Betrieb  eines  Unternehmens, 
das  dieser  unmöglich  aus  eigener  Kraft  übernehmen  könnte.^') 

Wie  ist  nun  die  Verwaltung  der  Wirtschaftsrealitäten  durch 
Geranten  zu  beurteilen?  Jedenfalls  ist  dieser  Modus  insoweit 
vorteilhaft  für  den  getränkeliefernden  Eigentümer,  als  er  die 
Oberherrschaft  über  die  Geschäftsführung  behält  und  seinen 
Willen  im  vollen  Umfang  durchzusetzen  vermag.  Diese  Methode 
involviert  aber  in  der  Regel  die  Gefahr  einer  interesselosen 
Wirtshausführung,  denn  der  vorstehende  Gerant  ist  nur  An- 
g^estellter  des  Getränkelieferanten.  Um  diesem  Nachteile  ent- 
gegenzuwirken, wird  der  Gerant  gewöhnlich  am  Erfolge  des 
Unternehmens  beteiligt.  Dadurch  wird  aber  die  Schwierigkeit 
der  Durchführung  einer  wirksamen  Kontrolle  seitens  des  Un- 
ternehmers nicht  gehoben  und  hierin  beruht  die  Unbeliebtheit 
des  Gerantensystems.  Es  hat  sich  im  Wirtshauswesen  nicht 
einzuleben   vermocht. 

3.  Die  Bedeutung  der  kapitalistischen  Absatz- 
methode. 
Schon  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  vergangenen  Jahr- 
hunderts ging  die  Brauerei  mehr  und  mehr  zu  einer  Sicherung' 
des  Absatzes  über.  Wer  dauernde  Absatzquellen  eroberte  und 
auf  diese  Weise  den  Umsatz  stabilisierte  und  vergrösserte,  der 
war  imstande,  die  Vorteile  einer  rationellen  Produktionstechnik 
auszunützen.  So  sehen  wir,  wie  der  Erwerb  von  Liegenschaften, 
Hypotheken  und  Schuldforderungen,  insoweit  derartige  Geschäfte 
mit  dem  Absatz  der  Produkte  in  Beziehung  stehen,  in  zuneh- 
mendem Masse  zu  einer  wichtigen  Aufgabe  der  Brauerei  wird, 
von  deren  zweckmässiger  Lösung  der  Erfolg  des  Unternehmens 
abhängt.  Man  kann  heute  schon  sagen,  dass  der  Kampf  um 
den  Bierabsatz  zum  Kampfe  um  die  Wirtschaft  geworden  ist. 

1')  Das  ist  denn  auch  ein  Grund,  weshalb  die  neue  Absatzmethode 
hauptsächlich  in  den  Städten,  wo  die  Liegenschaften  nur  mit  bedeutenden 
Mitteln  übernommen  werden  können,   vorkommt. 
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In  diesem  Eroberunskriege  kann  natürlich  nur  der  Kapital- 
kräftige Erfolg  haben.  Den  schwächeren  Elementen  werden  die 
Absatzquellen  auf  kapitalistischem  Wege  entrissen  und  damit 
wird  ihre  Lebensfähigkeit  in  Frage  gestellt.  So  erklärt  sich 
denn  das  Verschwinden  der  kleineren  Brauereien  in  der  Haupt- 
sache nicht  allein  aus  der  Minderwertigkeit  ihrer  Technik,  wie 
gewöhnlich  angenommen  wird,  sondern  ebenso  sehr  aus  der  In- 
feriorität ihrer  Absatzorganisation.  Unter  den  übrigbleibenden 
Brauereien  tobt  aber  der  Kampf  weiter.  Eine  Verständigung 
der  einzelnen  zu  gemeinsamem  Vorgehen  ist  jedoch  weit  eher 
möglich  als  früher.  Die  organisierten  Brauer  haben  denn  auch 
den  übertriebenen  Konkurrenzverhältnissen,  die  sich  allmählich 
auch  in  der  Methode  der  Absatzsicherung  fühlbar  machten,  ent- 
gegenzuwirken versucht.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  der  Kun- 
denschutzvertrag  abgeschlossen.  Dieser  hat  in  Wirtekreisen 
grosse  Entrüstung  hervorgerufen  und  zur  Gründung  einer  Ge- 
nossenschaftsbrauerei geführt.  Der  Kundenschutzv ertrag  ist  am 
30.  Juni  1910  abgelaufen  und  wurde  nicht  wieder  erneuert. ^^) 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  im  Weinhandel.  Dieser  wagt 
sich  erst  in  letzter  Zeit  an  die  kapitalistische  Absatzsicherung 
heran.  Es  hat  im  Weinhandel  stets  Unternehmer  gegeben,  die 
aus  der  Masse  emporragten  und  mit  ihrer  schärferen  Intelligenz 
und  beweglicheren  Phantasie  neue  Kombinationen  sahen.  Der 
Mann  der  Tat  muss  aber  mit  gegebenen  Verhältnissen  rech- 
nen und  kann  nur  das  schaffen,  wozu  die  Zeit  gekommen  ist. 
So  blieben  jene  Pläne  lange  Zeit  ohne  wesentliche  praktische 
Bedeutung.  Hier  und  dort  ging  man  schon  vor  Jahren  an  ihre 
Verwirklichung,  man  vergass  aber,  dass  die  ganze  Kraft  dem 
einmal  eingeschlagenen  Wege  gewidmet  werden  muss  und  so 
mussten  diese  Ideen  oft  mit  der  wirtschaftlichen  Existenz  be- 
zahlt werden.  Diese  missglückten  Versuche  boten  und  bieten 
heute  noch  den  reaktionären  Elementen  im  Weinhandel  ein  will- 
kommenes Argument  gegen  die  kapitalistische  Absatzsicherung. 
—  E«  ist  ja  bekannt  genug,  dass  das  soziale  Milieu  Jeweils 
mit  einem  mächtigen  Gegendruck  demjenigen  begegnet,  der  sein 


18)  Vgl.  W.  Z,.   1910,  S.  40. 
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Verhalten  ändern  will.  Diese  Furcht  vor  der  übrigen  sozialen 
Gemeinschaft  und  der  Umstand,  dass  es  unendlich  viel  leichter 
ist,  eine  scharf  ausgetretene  Bahn  zu  begehen,  als  eine  neue  ein- 
zuschlagen, hat  im  Weinhandel  lange  Zeit  jede  Reform  hint- 
angehalten. Es  ist  geradezu  unglaublich,  auf  welchen  zähen 
Widerstand  selbst  ganz  unbedeutende  Veränderungen  gestossen 
sind.  So  hat  sich  der  Weinhandel  jeweils  erst  nach  langem 
Sträuben  die  Fortschritte  der  modernen  Technik  dienstbar  ge- 
macht. Und  heute,  wo  ihm  die  neuzeitliche  EJntwicklung  eine 
Verbesserung  seiner  Absatzmethoden  förmlich  aufdrängt,  folgt 
er  nur   zögernd. 

Vielleicht  werden  viele  „Praktiker"  nur  ein  Lächeln  übrig 
haben,  wenn  wir  sagen,  dass  die  gegenwärtigen  Verhältnisse 
dem  Weinhandel  mehr  denn  je  jene  kapitalistische  Absatzsiche- 
rung aufnötigen,  die  den  Brauereien  seit  Jahren  schon  eigen- 
tümlich ist  und  die  vielfach  Gegenstand  scharfer  Kritik  wurde. 
Wir  können  uns  aber  hinter  die  tatsächlichen  Vorgänge  ver- 
schanzen und  anführen,  dass  in  letzter  Zeit  verschiedene  Wein- 
händler an  diese  neue  Methode  des  Absatzes  herangetreten  sind 
und  sie  sich  in  zunehmendem  Masse  zu  Nutze  machen.  Aller- 
dings geht  das  in  aller  Stille  vor  sich  und  dies  erklärt  sich 
aus  der  Furcht  vor  dem  Gegendruck  reaktionärer  Elemente, 
mancherorts  auch  aus  geschäftlicher  Verschlagenheit.  Jeder, 
der  einigermassen  nachforscht,  wird  erfahren,  dass  die  kapita- 
listische Absatzsicherung  im  Weinhandel  eine  grössere  Ausdeh- 
nung erlangt  hat,  als  man  allgemein  anzunehmen  pflegt.  Schon 
aus  den  sich  täglich  mehrenden  Anfragen  der  Wirte  behufs 
Leistung  von  Bürgschaften,  Gewährung  von  Darlehen  u.  s.  w. 
kann  der  Weinhändler  herauslesen,  dass  seine  Berufsgenossen 
sich  in  zunehmendem  Masse  mit  Finanzierungen  befassen.^*) 


19)  Einem  Artikel  der  W.  Z.,  1906,  S.  85,  entnehmen  wir  übrigens  fol- 
genden Passus,  der  unsere  Ausführungen  bestätigen  wird:  „Zwischen  Wirten 
und  Weinhandlungen  werden  bekanntlich  häufig  Verträge  des  Inhaltes  ab- 
geschlossen, dass  der  Wirt  bei  Entgegennahme  eines  Darlehens  die  Verpflich- 
tung übernimmt,  von  der  betreffenden  Weinhandlung  den  im  Geschäfts- 
gebrauche notwendigen  Wein  für  einen  gewissen  Zeitraum  ausschliesslich  von 
der   Weinhandlung    zu    beziehen." 
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Wenn  wir  uns  den  Werdegang  der  kapitalistischen  Absatz 
gewinnung  nochmals  vergegenwärtigen,  so  sehen  wir,  dass  diese 
namentlich  auf  drei  Hauptgründe  zurückzuführen  ist.  Die  Siche- 
rung der  Absatzquellen  durch  die  Weinhändler  geschieht  näm- 
lich: 

a)  als  Gegendruck  gegen  die  Ausschaltungsbestrebungen  der 
Produzenten. 

b)  als  Abwehr  gegen  die  Ausschaltungsbestrebungen  der  Kon- 
sumenten, insbesondere  der  Wirte. 

c)  als  Abwehr  gegen  übertriebene  Konkurrenzverhältnisse  im 
eigenen  Lager. 

Nach  diesen  drei  Richtungen  hin  wollen  wir  die  Vorteile 
unt'ersuchen,  die  dem  Weinhändler  durch  die  Sicherung  der  Ab- 
satzquellen erwachsen. 

a)   Die  Sicherung  der  Absatzquellen   als   Gegendruck  gegen  die 
Ausschalkmgsbestrehungen  der  Froduzente}L 

Wii*  wollen  nicht  mehr  auf  bereits  Erwähntes  zurückkommen 
und  hier  nur  folgendes  nachtragen:  Durch  die  Einflussgewinnung 
auf  eine  grosse  Zahl  Wirtschaften  festigt  der  selbständige  Wein- 
händler seine  Stellung  den  heimischen  Produzenten  gegenüber. 
Die  Landweine  werden  hauptsätzlich  in  den  Wirtschaften  um- 
gesetzt und  nur  ein  verhältnismässig  kleiner  Teil  gelangt  an 
die  Kleinverkäufer  oder  an  die  letzten  Konsumenten.  —  Je  mehr 
nun  die  Winzer,  vermittelst  Gründung  von  Absatzgenossenschaf- 
ten, dem  Weinhändler  mit  der  Ausschaltung  drohen,  desto  nach- 
haltiger wird  dieser  zur  Eroberung  der  wesentlichen  Absatz- 
quellen angespornt.  Den  Absatzgenossenschaften  bliebe  somit 
nichts  anderes  übrig,  als  ein  Gleiches  zu  tun;  denn  sonst  werden 
sie  zur  Untätigkeit  verurteilt,  oder  sie  müssen  ihr  eigentliches 
Ziel  aufgeben  und  zu  Lieferanten  der  Weinhändler  werden,  deren 
Ausschaltung  sie  ja  anstrebten.  In  diesem  Gebiete  tritt  nun 
die  Ueberlegenheit  des  kaufmännischen  Handels  in  voller  Deut- 
lichkeit zum  Vorschein.  Der  selbständige  Weinhändler  kommt 
infolge  seiner  grösseren  Geschmeidigkeit  in  der  Anpassung  an 
die  Jeweiligen  Verhältnisse  den  Weinverwertungsgenossenschaf- 


"1 
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ten  zuvor.20)  Er  kann  neue  Kombinationen  schneller  durchfüh- 
ren, weil  er  weniger  Widerstände  zu  überwinden  hat.  Zudem 
hat  der  selbständige  Weinhandel  vor  allem  auch  die  Möglich- 
keit einer  weit  elastischeren  Ausdehnung  seines  Tätigkeitsgebie- 
tes. Während  die  Absatzgenossenschaft  mehr  oder  weniger  an 
ihre  eigenen  Produkte  gebunden  ist,  also  Landweine  absetzt,  tritt 
der  Weinhändler  auch  als  Lieferant  der  Fremdweine,  der  Schaum- 
weine, der  Spirituosen,  der  Liköre,  ja  sogar  der  alkoholfreien 
Getränke  auf.  Mit  der  Ausweitung  des  Lieferungsrechtes  auf 
diese  Nebenartikel  erhöht  sich  natürlich  der  Kombinationswert. 
Infolgedessen  ist  der  kapitalistische  Weinhandel  eher  zur  Finan- 
zierung oder  zur  Uebernahme  der  Wirtschaften  befähigt,  er  ist 
imstande,  weiter  zu  gehen,  als  die  Verwertungsgenossenschaften. 
Durch  eine  derartige  Sicherung  von  Absatzquellen  vermag 
der  selbständige  Weinhändler  natürlich  einen  wirksamen  Gegen- 
druck auf  die  Produzenten  auszuüben. 

h)  Die  Sicherimg  der  Ahsatzqiiellen  als  Mittel  zur  Abwehr  gegen, 
die  Ausschaltung shestrebimgen  der  Wirte. 
Es  wird  fast  überflüssig  sein,  nochmals  zu  betonen,  dass 
die  durch  Miss  ernten  und  staatliche  Massnahmen  herbeigeführte 
Weinteuerung  die  Ausschaltungstendenzen  verschärfte.  Je  mehr 
nun  die  Konsumenten  den  Weinhändler  überspringen,  desto  mehr 
sieht  sich  dieser  genötigt,  Massnahmen  zu  ergreifen.  —  Wir 
haben  gesehen,  wie  er  sich  hauptsächlich  an  die  Eroberung  des 
Monopols  heranwagt,  das  den  Eigentümern  von  Wirtschaftsreali- 
täten zusteht  —  wie  er  eine  Ausschaltung  der  Wirte  oder  wenig- 
stens deren  kapitalistische  Fesselung  anstrebt.    Ob  und  wie  dies 


20)  Man  wird  uns  vielleicht  an  das  Vorgehen  der  Weinbaugenossenschaft 
Basel  erinnern,  die  sich  bereits  vor  Jahren  einen  Wirtshausbetrieb  angeglie- 
dert hat.  Sie  hat  bis  heute  damit  keinen  wesentlichen  Erfolg  gehabt  und 
gerade  deshalb,  weil  sie  nur  Landweine  führt,  weil  sie  sich  den  Verhältnissen 
zu  wenig  anpassen  kann.  Bei  ihr  wird  und  muss  das  Wirtshaus  zum  „Spezial- 
geschäft' werden  und  ist  als  solches  nur  in  grossen  Städten  und  dort 
wiederum  nur  in  äusserst  beschränkter  Zahl  denkbar.  —  Man  muss  also 
ein  allfälliges  Versagen  dieses  Systems  der  Unzweckmässigkeit  des  führenden 
Weinhandlungsbetriebes  zuschreiben  und  keineswegs  die  kapitalistische  Ab- 
satzmethode hiefür  verantwortlich   machen. 
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geschieht,  das  wurde  bereits  erörtert.  Es  bleibt  ans  nur  noch 
die  Frage:  welche  Vorteile  erwachsen  dem  Weinhändler  aus  die- 
sem Vorgehen? 

In  erster  Linie  sichert  er  sich  einen  beständigen  Abneh- 
mer. Es  ist  zur  Genüge  hervorgehoben,  dass  ohne  die  kapitali- 
stische Bindung  eine  ständige,  kostenbringende  Suggestion  der 
Kunden  notwendig  ist,  dass  hauptsächlich  subjektive  Momente, 
z.  B.  die  persönliche  Sympathie,  Aufträge  veranlassen.  Unter 
diesen  Umständen  ist  leicht  einzusehen,  dass  mit  dem  Ausschei- 
den gewisser  Personen  aus  dem  Geschäfte  dieses  an  Werbe- 
kraft einbüsst  und  entwertet  wird,  mit  a.  W.  bei  einer  allfälli- 
gen Veräusserung  des  Unternehmens  an  Dritte  ist  die  Kund- 
schaft so  gut  wie  verloren,  sie  muss  mit  wenigen  Ausnahmen 
wieder  aufs  neue  erobert  werden.  —  So  kommt  es,  dass  selbst 
eine  guteingeführte  Weinhandlung  im  Veräusserungsfalle  für  die 
Kundschaft,  die  sie  im  Laufe  der  Jahre  mit  vielen  Kosten  er- 
oberte, nur  eine  verhältnismässig  geringe  Vergütung  erhält.  Ganz 
anders  verhält  es  sich  nun,  wenn  der  Weinhändler  über  einen 
Abnehmerkreis  verfügt,  der  z.  T.  kapitalistisch  gesichert  ist. 
In  diesem  Falle  kann  er  für  einen  bestimmten  Umsatz  garan- 
tieren und  sich  hierfür  bezahlen  lassen.  Es  darf  aber  nicht 
vergessen  werden,  dass  die  kapitalistische  Absatzgewinnung  eine 
Geschäftsübertragung  erschwert,  weil  sie  dem  Unternehmer 
grosse   Anforderungen  aufbürdet. 

Auf  einen  weiteren  Vorteil  der  neuen  Methode  haben  wir 
bereits  aufmerksam  gemacht:  auf  die  Möglichkeit  einer  Erzie- 
hung der  Kundschaft  zu  einer  prompteren  Zahlungsweise.  Eine 
Besserung  kann  sodann  auch  erreicht  werden  mit  Bezug  auf 
die  Wein-  und  Fassbehandlung.  Weiterhin  wird  der  Weinhändler, 
da  er  keine  Ausschaltung  zu  befürchten  hat,  bestimmter  und 
vorschriftsmässiger  deklarieren  können.  Die  Lebensmittelgesetz- 
gebung leistet  also  in  dieser  Beziehung  der  kapitalistischen  Ab- 
satzmethode Vorschub  —  dies  noch  aus  einem  weitern  Grunde: 
Es  muss  selbst  vom  redlichsten  Weinhändler  befürchtet  werden, 
dass  eine  Beanstandung  seiner  Weine  seitens  der  Gesundheits- 
behörden erfolgen  kann,  die  den  Kredit  eines  Unternehmens 
schwer  schädigt. 
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Nehmen  wir  beispielsweise  an,  dass  ein  böswilliger  Abneh- 
mer oder  ein  heimtückischer  Angestellter  oder  Arbeiter  des 
Weinhändlers  die  Hand  im  Spiele  hat.  Da  die  Lebensmittel- 
gesetzgebung kein  Mittel  gibt,  noch  geben  kann,  das  einen  un- 
zweideutigen Beweis  gutgläubigen  Handelns  erlaubt,  sind  stets 
solche  Racheakte  zu  befürchten.  Verfügt  nun  der  Weinhändler 
über  gesicherte  Absatzquellen,  dann  ist  er  im  Falle  einer  un- 
verdienten Beanstandung  weniger  durch  die  Ausschaltung  be- 
droht. Man  wird  uns  nun  entgegenhalten,  dass  auf  Grund  der- 
artiger Erwägungen  auch  der  dolose  Unternehmer  zur  Siche- 
rung der  Absatzquellen  übergehen  kann,  um  desto  ungenierter 
sein  Handwerk  betreiben  zu  können,  um  den  Detailverkauf  in 
die  Hände  zu  bekommen,  der  ja  bekanntlich  weniger  gut  kon- 
trollierbar ist.  Dies  muss  allerdings  zugegeben  werden.  Ja, 
wir  wollen  diesen  Gedanken  noch  weiter  verfolgen  und  das  u.  E. 
schwerwiegendste  Argument  gegen  die  kapitalistische  Absatz- 
sicherung im  Weinhandel  anführen.  Es  wird  mit  Recht  darauf 
aufmerksam  gemacht  werden,  dass  der  Wein  wegen  seiner  eigen- 
artigen Natur  weit  schwieriger  zu  werten  sei,  als  das  Bier, 
dass  infolgedessen  eine  ungebührliche  Uebervorteilung  und  Aus- 
nützung des  Abnehmers  eher  möglich  sei.  So  müsse  der  Wirt 
stets  eine  Ausbeutung  befürchten  und  das  sei  die  Veranlassung  zu 
wenig  erbaulichen  Beziehungen.  Demgegenüber  erwähnen  wir, 
dass  einem  derartigen  Vorgehen  Schranken  gezogen  sind.  Sie 
liegen   namentlich   in   folgendem  begründet: 

In  der  Furcht  vor  einem  Zurückgehen  des  Weinbedarfes 
in  den  kapitalistisch  gesicherten  Wirtschaften  und  vor  der 
gleichzeitigen  Verschlechterung  der  Finanzlage  des  schuld- 
nerischen Wirtes. 

In  der  Furcht  vor  einem  Uebergange  zur  ebenfalls  kapi- 
talgebenden Konkurrenz.  Hiebei  ist  zu  beachten,  dass  in 
der  Regel  auch  eine  Bezugspflicht  auf  längere  Zeit  ab- 
geschüttelt werden  kann,  z.  B.  wegen  Nichteinhaltung  der 
Vertragsbestimmungen  seitens  des  Lieferanten  im  Falle  einer 
Zusicherung  preiswürdiger  und  den  Verhältnissen  entspre- 
chender Bedienung.  Diese  Klausel  wird  sich  nun  billiger- 
weise in  den  meisten  Verträgen  finden. 
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In  der  Furcht  vor  einer  Reaktion  seitens  der  Wirte- 
organisationen: die  in  einer  Gründung  von  Finanzier ung&- 
genossenschaften  zwecks  Ausübung  eines  wirksamen  Gegen- 
drucks gegen  die  ungebührliche  Behandlung  seitens  des 
Weinhandels  bestehen  kann.-O 

Unredliche  Praktiken  werden  somit  nur  vorübergehend 
möglich  sein.  Wegen  deren  Vorkommen  die  kapitalistische  Ab- 
satzmethode verdammen  zu  wollen,  das  wäre  geradeso  anzu- 
sehen, wie  eine  Verurteilung  des  Handelsstandes,  weil  es  stets 
Elemente  gibt,  die  sich  in  den  Schlupfwinkeln  des  gesellschaft- 
lichen und  wirtschaftlichen  Organismus  einnisten.  „Der  Handel 
muss  sich,"  um  mit  Schär  zu  sprechen,^^)  „dem  wirtschaftlichen 
Prinzip  unterordnen."  Nur  so  lange  wird  sich  die  kapitalistische 
Absatzmethode  zu  halten  vermögen,  als  sie  sich  in  den  Dienst 
der  gesamten  Volkswirtschaft  stellt,  als  sie  die  Vermittler- 
tätigkeit  des  Weinhandels  rationell  besorgen  hilft. 

c)  Die  kapitalistische  Absatz  Sicherung  als  Mittel  zur  Abivehr 
übertriebener  Konkurrenzverhältnisse  im  eigenen  Lager. 
Dadurch,  dass  die  kapitalistische  Absatzsicherung  der  über- 
triebenen Konkurrenz  seitens  der  Berufsgenossen  einen  Riegel 
schiebt,  erwachsen  dem  Weinhändler  mannigfache  Ersparnisse. 
Vor  allem  können  die  Absatzspesen  vermindert  werden.  Zwar 
wird  der  Reisende  nicht  ausgeschaltet  werden  können,  denn  auch 
die  gesicherte  Kundschaft  will  besucht  sein.  Aber  der  über- 
flüssige Reisende,  der  den  Vermittlungsprozess  unnötig  verteuert, 
wird  entbehrlich.  Damit  wird  auch  dem  aus  dieser  Ueberfüllung 
des  Reiseberufes  entstandenen  Unfug  des  Schmierens,  d.  h.  der 
Bezahlung  hoher  Zechen  zwecks  Willfährigmachung  der  Kund- 
schaft, entgegengewirkt.  Dies  ist  nun  wesentlich.  Kein  Mensch 
wird  behaupten,  dass  die  täglichen  Spesen  eines  Weinreisendei\, 
die  20 — 50  Fr.  betragen,  auch  nur  annähernd  gesunden  Verhält- 
nissen entsprechen.  Zudem  müssen  unter  diesen  Umständen  hohe, 
durchaus   ungerechtfertigte    Abzüge   auf  den   Fakturen,    unbe- 


21)  Die  Errichtung   einer   „Wirtebank"   wurde   schon  bei   Begründung  des 
Schweiz.  Wirtevereins,  also  am  23.  September  1890,  angeregt. 

22)  Schär:  Handelsbetriebslehre,  S.  87. 

Schauwecker  18 
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gründete  Reklamationen  und  dergleichen  mehr  gteduldet  werden. 
Werden  diese  Kosten  wieder  auf  den  Wirt  in  Form  erhöhter 
Preise  oder  geringerer  Lieferung  abgewälzt,  dann  ist  die  ganze 
Zuvorkommenheit  des  Händlers  für  den  Wirt  nur  eine  Selbst- 
täuschung, die  verbittert  und  die  Ausschaltung  des  Weinhänd- 
lers umso  wünschenswerter  erscheinen  lässt.  Kann  nun  eine 
derartige  Abwälzung  nicht  oder  nur  teilweise  erfolgen,  dann 
wird  der  Weinhändler  an  den  durchaus  unschuldigen  Produzenten 
gelangen.  Dieser  wird  seinerseits  in  ähnlicher  Weise  reagieren 
wie  der  Konsument,  und  so  fallen  die  Folgen  der  unwirtschaft- 
lichen Absatzmetbode  zuletzt  auf  den  Weinhändler  zurück.  Dieser 
Zustand  ist  heute  erreicht:  alle  Verhältnisse  drängen  zu  einer 
Umgestaltung  im  Weinhandelsbetriebe. 

4.  Grenzen  der  kapitalistischen  Absatzmethode. 

Absichtlich  haben  wir  bis  3©tzt  ein  Moment  nur  flüchtig 
gestreift.  Wir  fragten  noch  nicht  eingehend  genug  nach  den 
Vorbedingungen  einer  erfolgreichen  Durchführung  der  kapita- 
listischen Absatzsicherung.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  wird 
uns  nun  Gelegenheit  geben,  den  Vorwurf  eines  zu  grossen 
Optimismus,  der  uns  vielleicht  gemacht  wird,  in  etwas  zu  wider- 
legen. Sie  wird  uns  gleichzeitig  ermöglichen,  diejenigen  Kreise 
einigermassen  zu  beruhigen,  die  von  der  neuen  Absatzmethode 
das  Schlimmste  befürchten. 

Denn  zur  kapitalistischen  Absatzsicherung  braucht  es  vor 
allem  genügend  Kapital.  Dies  wird  nicht  so  ohne  weiteres  auf- 
zutreiben sein.  Es  scheiden  zum  vorneherein  jene  Weinhand- 
lungen aus,  bei  denen  das  Bestreben,  sich  aufrecht  zu  erhal- 
ten, heute  schon  die  volle  Kraft  in  Anspruch  nimmt.  Eine 
grosse  Mehrzahl  der  Weinhändler  dürfte  hierher  zu  rechnen  sein. 
Der  Weinhandelsbetrieb  erheischt  schon  ohne  jede  kapitalistische 
Absatzsicherung  ganz  bedeutende  Mittel.  So  berechnet  beispiels- 
weise der  Darsteller  des  württembergischen  Weinhandels  —  und 
er  ist  u.  E.  recht  optimistisch  —  dass  eine  mittlere  Unterneh- 
mung ein  Betriebskapital  von  M.  150,00023)  erfordere.  Er  führt 
folgende   Posten   an: 


23)  Vgl.  W.  Engelmann,  S.  63. 
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1.  Anlagekapital: 

700  Eimer    =  210,000    Liter    Lagerfasser 

zum  Tagespreis  vonllPfg.,  das  Liter  M.  23,200. — 

Transportfässer ,  12,000.— 

Flaschen,  Kisten  usw.         .         .         .    „         600. — 
Maschinen,  Kellereigerätschaften 

und  sonstige  Geschäftsutensilien       .    „  4,700. — 

M.  40,500.— 

„Der  Weinhändler  ist  gezwungen,  seinen  Wein  im  Herbst 
bar  zu  bezahlen,  er  muss  dagegen  seinen  Kunden  oft  einen  sehr 
langfristigen  Kredit  gewähren.  Er  bedarf  also  neben  seinem 
Anlagekapital  und  dem  in  seinen  Weinen  investierten  Betriebs- 
kapital noch  eines  weiteren  flüssigen  Kapitals,  um  sein  Geschäft 
überhaupt  im  Gang  zu  halten.  Hiervon  hat  er  die  Löhne  für 
die  Küfer,  die  Gehälter  für  das  Bureaupersonal  und  die  Rei- 
senden, die  Reisespesen,  die  Miete  für  das  Geschäftslokal  und 
alle  die  sonstigen  Geschäftsunkosten  zu  decken.  Das  Betriebs- 
kapital  setzt   sich  also   zusammen  aus: 

2.  Betriebskapital: 

600  Eimer  =  180,000  Liter  Wein  zum  Durch- 
schnittspreis von  45  Pfg.,    das   Liter  M.  81,000. — 
Flüssiges  Kapital  zur  Deckung  der  oben 

angegebenen  Ausgaben      .         .         .    „ 20,000. — 

Betriebskapital   M.  101,000.— 
Anlagekapital       „      40,500. — 

Zusammen    M.  141,500.— 
Also  rund    M.  J_50,000^— 

Aehnliche  Verhältnisse  dürften  auch  in  der  Schweiz  vor- 
liegen. Daher  sind  für  viele  Weinhändler  alle  Einsichten  mit 
Bezug  auf  die  Zweckmässigkeit  einer  kapitalistischen  Absatz- 
gewinnung nichts  anderes  als  Träumereien  im  Reiche  der  Feen. 
Ein  zu  keckes  Herantreten  an  diese  Methode  müsste  allenfalls 
mit  der  wirtschaftlichen  Existenz  bezahlt  werden.  Und  diese 
aus  bescheidenen  Verhältnissen  heraus  geborene  Ueberzeugung 
ist  es,   die  eine  heilige  Scheu  vor  der  kapitalistischen  Absatz- 
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Sicherung  in  den  Weinhandel  hineinbringt  und  die  sich  selbst 
auf  diejenigen  Kreise  überträgt,  denen  eine  Kapitalbeschaffung 
möglich  wäre.  Man  lässt  daher  kein  Mittel  unversucht,  um  der 
kapitalistischen  Absatzmethode  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Zu- 
weilen ist  es  möglich,  indirekt  Einfluss  auf  die  Absatzquellen 
zu  bekommen.  Dies  geschieht  beispielsweise  dann,  wenn  es  dem 
Weinhändler  gelingt,  auf  eine  Brauerei  einzuwirken  und  zwar 
in  der  Weise,  dass  diese  ihrer  kapitalistisch  gebundenen  Kund- 
schaft ein  Privileg  zu  Gunsten  des  befreundeten  Weinhändlers 
aufnötigt.  Das  Handinhandarbeiten  könnte  möglicherweise  so 
weit  gehen,  dass  der  Weinhändler  dem  Brauer  für  seine  Be- 
mühungen eine  Entschädigung  zahlen  würde,  die  in  einer  jähr- 
lichen Umsatzprovision  oder  in  einer  partiellen  Uebemahme  der 
Chancen  und  Risiken  an  diesen  oder  jenen  Unternehmungen  be- 
stehen könnte.  So  kann  der  Weinhändler  indirekt  Einfluss  auf 
den  Absatz  gewinnen,  d.  h.  er  erspart  sich  u.  U.  die  Beschwer- 
den der  Kapitalbeschaffung  und  hat  nur  für  die  jeweiligen  Diffe- 
renzen aufzukommen.  Eine  derartige  Verbindung  mit  einer 
Brauerei  wird  aber  nur  ein  Ausnahmefall  sein.  Der  Weinhänd- 
ler wird  sich  zumeist  nur  direkt  Absatzquellen  sichern  können, 
d.  h.  indem  er  selbst  die  Kapitalien  besorgt.  —  Es  kann  nun 
nicht  dringend  genug  vor  einer  ungenügenden  Fundierung  ge- 
warnt werden.  Die  Gefahr  liegt  nahe,  dass  der  von  einer  Bank 
gewährte  Kontokorrent-  oder  gar  der  Akzeptkredit  2*)  zu  lang- 
fristigen Finanzierungen  verwendet  wird.  In  Krisenzeiten  muss 
ein  derartiges  Gebilde  zusammenbrechen,  wenn  auch  die  Ab- 
satzsicherung  an  und  für  sich  keineswegs   irrationell   war. 

Die  kapitalistische  Absatzgewinnung  darf  sich  nur  auf  das 
Eigenkapital  und  auf  ein  für  Jahre  gesichertes  Darlehen,  keines- 
wegs aber  auf  den  kurzfristigen  Kredit  stützen.  Wieviele  Wein- 
handlungen gibt  es  aber,  die  auf  Grund  dieser  Erfordernisse  zu 
einer  weitgehenden  Absatzsicherung  befähigt  sind?  Sie  werden 
bald  gezählt  sein,  denn  sie  müssen  in  der  Hauptsache  noch 
geschaffen  werden.    Vorläufig  wird  die  Eroberung  der  Absatz- 


2*)  Vgl.  den  Verfasser:    Das  Bankakzept  im  Dienste  des  Betriebskredits, 
Leipzig   1911. 
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quellen  nur  langsam  vor  sich  gehen  können  und  der  so  erzielte 
Umsatz  wird  jeweils  nur  einen  bescheidenen  Teil  des  Gesamt- 
umsatzes ausmachen.  Nichtsdestoweniger  ist  die  Tendenz  zur 
Herausbildung  imposanter  Weinhandlungen  unverkennbar.  In  den 
letzten  Jahren  haben  sich  verschiedene  Unternehmungen  ver- 
grössert  oder  wenigstens  das  Fundament  zu  Vergrösserungen 
geschaffen,  sei  es  durch  Fusion,  durch  kapitalistische  Anglie- 
derung^^)  kleinerer  Weinhandlungen,  durch  Erhöhung  der  Kom- 
manditeinlagen  oder  durch  Aenderung  der  Untern ehmungsform: 
Umwandlung  der  Einzelfirma  in  Gesellschaft  oder  Genossenschaft. 
Nach  unsern  Zusammenstellungen  aus  dem  schweizerischen  Han- 
delsregister waren  von  den  eingetragenen  Weinhandlungen: 

Im  Jahre  1905 :  84,665  %  Einzelfirmen, 

15,235  %  Gesellschaften  und  Genossenschaften. 

Im  Jahre  1910:  79,987  %  Einzelfirmen, 

20,013  %  Gesellschaften  und  Genossenschaften. 

Je  mehr  nun  die  kapitalistische  Absatzsicherung  fortschreitet, 
desto  mehr  wird  die  bereits  bemerkbare  Konzentration  im  Wein- 
handel gefördert,  desto  grössere  Unternehmungen  treten  auf 
den  Plan,  Unternehmungen,  die  zur  Durchführung  der  neuen 
Absatzmethode  besser  befähigt  sein  dürften.-^) 

Zur  erfolgreichen  Durchführung  der  kapitalistischen  Absatz- 
methode ist  aber  nicht  nur  Kapital  erforderlich.  Auch  eine 
gründliche,  kommerzielle  und  fachtechnische  Ausbildung  des  Be- 
treibsleiters  ist  Bedingung.  Einerseits  erheischt  das  Eingehen 
von  Bürgschaften,  die  Besorgung  von  Darlehen  und  die  Ueber- 


25)  Es  sei  nebenbei  bemerkt,  dass  sich  die  kapitalistische  Angliedemng 
nicht  nur  im  Verhältnis  zu  den  Konsumenten,  insbesondere  zu  den  Wirten, 
Geltung  verschafft,  sondern  dass  sie  sich  auch  unter  den  verschiedenen  Glie- 
dern des  Weinhandels  zeigt.  So  suchen  die  internationalen  Grosshändler  kapi- 
talistischen Einfluss  auf  die  kombinierten  Weinhandlungen  und  auf  die  in- 
ternen Fremdweinhändler   zu   gewinnen   etc. 

2C)  Im  deutschen  Reich,  wo  sich  grosse  Weinhandlungen  bereits  heraus- 
gebildet haben,  hat  denn  auch  die  kap.  Absatzsicherung  greifbare  Gestalt 
angenommen.  Die  grossen  Unternehmungen  haben  in  den  Grosstädten  ihre 
eigenen  Restaurationen  und  Gasthöfe  (Kempinsky  in  Berlin,  Weinhaus  Rhein- 
gold u.  s.  w.,   u.  s.  w.). 
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nähme  von  Liegenschaften  mannigfache  Kenntnisse.  Es  gilt  vor 
allem,  eine  zweckmässige  Risikoverteilung  vorzunehmen.  Der 
Uebergang  zu  einer  intensiveren  Betriebsweise  bringt  insbeson- 
dere den  Nachteil  mit  sich,  dass  grössere  und  infolgedessen 
auch  weniger  leicht  ausgleichbare  Risiken  übernommen  werden 
müssen.  Von  einer  glücklichen  Lösung  dieses  Problems  hängt 
nicht  zuletzt  Erfolg  und  Existenz  des  Unternehmers  ab.  —  Ander- 
seits drängt  die  Absatzsicherung  zu  einer  weitgehenden  Kom- 
binierung im  Weinhandelsbetriebe.  Je  mehr  das  Lieferungsrecht 
erweitert  werden  kann,  desto  höher  ist  es  zu  werten.  So  kommt 
es,  dass  der  Weinhändler  immer  mehr  Weinsorten  heranzieht  und 
sich  einen  Spirituosenhandel  und  dergleichen  mehr  angliedert. 
Dies  ruft  einer  vielseitigen  technischen  Ausbildung.  Selbst  bei 
einer  weitgehenden  Kombinierung  wird  es  dem  Weinhändler  in 
weit  weniger  Fällen  möglich  sein,  an  die  Sicherung  des  Ab- 
satzes heranzutreten,  als  der  Brauerei.  In  den  Wirtschaften, 
überwiegt  der  Bierkonsum  nicht  unwesentlich.  Der  für  die 
Brauerei  resultierende  Reingewinn  ist  zumeist  bedeutend  grösser 
als  der  Reingewinn,  den  der  Weinhändler  herauszuschlagen  ver- 
mag. In  mehr  Fällen  werden  deshalb  im  Weinhandel  die  Vor- 
teile einer  Absatzsicherung  in  keinem  Verhältnis  mehr  zu  den 
zu  übernehmenden  Risiken  stehen,  als  in  der  Brauerei.  Haupt- 
sächlich aus  diesem  Grunde  verspricht  die  kapitalistische  Ab- 
satzmethode im  Weinhandel  weniger  Erfolg.  Sie  wird  u.  E. 
nie  diejenige  Intensität  erlangen,  die  zur  Zeit  im  Brauwesen 
zu  konstatieren  ist.^^) 

Bei  näherem  Zusehen  zeigt  sich,  dass  die  kapitalistische  Ab- 
satzgewinnung mannigfache  Anforderungen  stellt,  die  nicht  so 
leicht  und  nicht  von  heute  auf  morgen  erfüllt  werden  können. 
Zudem  bringt  sie  ungewohnte  Gefahren  mit  sich,  deren  Ver- 
kennung verhängnisvoll  werden  kann. 

Wir  sind  nun  keineswegs  der  Ansicht,  dass  die  geschilderte 
Art  der  Absatzsicherung  ideal  sei.  Im  Gegenteil,  wir  wissen, 
dass  sie  der  brutalen  Uebermacht  des  Kapitals  zum  Siege  verhilft. 


27)  Uebrigens  wird  in  Brauerkreisen  betont,  dass  die  kapitalistische  Ab- 
satzgewinnung keineswegs  den  Umfang  angenommen  habe,  wie  er  von  Aussen- 
stehenden   schlechtweg    eingeschätzt   werde. 
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Aber  sie  ist  ein  Kind  der  Not,  das  als  solches  vorläufig  gute 
Dienste  leisten  kann  und  den  selbständigen  Weinhandel  in  einem 
gewissen  Grade  vor  der  Ausschaltung  seitens  der  Produzenten 
und  der  Konsumenten  schützt. 

Ausdrücklich  sagen  wir  „in  einem  gewissen  Grade",  denn 
der  Kampf  um  die  Kundschaft  wird,  wie  bereits  erwähnt,  mit 
der  Zeit  zum  Kampfe  um  die  Wirtschaft.  In  diesem  brutaleii 
Ringen  reiben  sich  viele  Kräfte  auf,  sodass  die  Vorzüge  der 
kapitalistischen  Absatzgewinnung  aufgewogen  werden  können: 
sie  werden  allmählich  kapitalisiert.  Auf  diesem  Punkte  sind 
wohl  heute  die  Brauereien  angelangt,  deshalb  auch  ihre  Ver- 
urteilung der  kapitalistischen  Methode  und  das  Bestreben,  aus 
deren  Fangarmen  herauszukommen.^^)  Und  trotzdem  schuf  dieses 
System  erst  die  nötigen  Vorbedingungen  des  nunmehr  aktuell 
werdenden,  von  den  Brauereien  angestrebten  „Kundenschutzes". 
Es  förderte  die  Herausbildung  weniger  grosser  Betriebe  und 
damit  auch  die  Möglichkeit  einer  Verständigung  der  Brauereien 
unter  sich.  Wie  man  sich  auch  zu  diesem  Kundenschutze  stellen 
möge,  so  viel  muss  zugegeben  werden:  er  rationalisiert,  ver- 
billigt den  Vermittlungsprozess,  indem  er  übertriebene  Konkur- 
renzverhältnisse aus  dem  Wege  räumt.  Allerdings  liegt  die  Ge- 
fahr nahe,  dass  die  Brauereien  ihre  Macht  missbrauchen,  dass 
der  Kundenschutz  gewalttätige  Formen  annimmt. 

Eine  dauernde  Vergewaltigung  der  Konsumenten  ist  jedoch 
nicht  zu  befürchten.  Sollte  der  Brauerei  selbst  eine  Vertrustung 
gelingen,  sollte  sie  die  Ergebnisse  aller  Verbesserungen  in  der 
Absatzgewinnung  für  sich  beanspruchen,  so  bliebe  nichtsdesto- 
weniger die  Konkurrenz  anderer  Getränkehändler  (Wein-  und 
Obstweinhändler,  Verkäufer  alkoholfreier  Getränke  u.  dergl.)  wie 
auch  die  Reaktion  seitens  der  Wirte,  ja  selbst  der  letzten  Konsu- 
menten zu  befürchten.  Wirte  oder  letzte  Konsumenten  könn- 
ten sich  beispielsweise  zum  Betriebe  einer  Genossenschafts- 
brauerei   zusammenschliessen.^^) 


28)  Vgl.   Schoellhorn,   in   Schweiz.   Brauerei-Rundschau  vom  6.   Jan.    1906. 

29)  An  eine  derartige  Abwehr  erinnert  beispielsweise  die  Genossenschafts- 
brauerei in  Luzern,  die  von  den  Wirten  zur  Bekämpfung  des  Kundenschutze« 
ins  Leben   gerufen   wurde. 
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Unsere  Untersuchungen  ergaben,  dass  sich  im  Weinhandel 
ein  ähnlicher  Entwicklungsgang  geltend  macht,  wie  im  Brau- 
gewerbe, nur  vollzieht  sich  hier  der  Umwandlungsprozess  lang- 
samer und  weniger  intensiv.  Die  Weinhandlung  ist  im  Begriffe, 
sich  einem  Absatzsysteme  anzupassen,  das  von  der  Brauerei  im 
Prinzipe  bereits  verlassen  wird.  Es  sei  besonders  betont,  dass 
die  kapitalistische  Absatzgewinnung  nur  ein  Kind  der  Not  ist, 
das  man  aber  nicht  gut  beiseite  schieben  kann,  weil  es  »erst  die 
nötigen  Voraussetzungen  zu  gesunderen  Verhältnissen  schafft. 
Aus  diesem  Grunde  können  wir  diese  Methode  nicht  unbedingt 
verurteilen,  obwohl  ihr  die  öffentliche  Meinung  ungünstig  ge- 
sinnt  ist. 

Wenn  sich  nun  die  durch  die  neue  Absatzmethode  geschä- 
digten Elemente  im  Weinhandel  beklagen,  dann  möchten  wir 
sie  daran  erinnern,  dass  sie  zum  grossen  Teil  selbst  schuld  da- 
ran sind,  wenn  sich  die  kapitalistische  Absatzsicherung  mehr 
und  mehr  zu  ihrem  Nachteile  ausdehnt.  Nicht  zuletzt  sind  sie 
die  hauptsächlichsten  Vereitler  eines  gemeinsamen  Vorgehens 
der  Weinhandelsorganisationen.  Solange  sie  sich  nicht  von  ihrer 
Kurzsichtigkeit  und  Aengstlichkeit  befreien  können  und  für  ein- 
heitliche, wirksame  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  Absatzes 
nicht  zu  gewinnen  sind,  werden  sie  sich  nicht  über  die  Folgen 
ihres  Verhaltens  wundern  dürfen.  Vielleicht  werden  sie  sich 
zuletzt  fragen  müssen,  ob  und  wie  sie  sich  selbst  die  neue 
Methode  nutzbar  machen  können.  Auf  diese  Weise  könnte  man 
zuletzt  zu  jenem  gemeinsamen  Vorgehen  kommen,  das  in  dem 
weiter  oben  erwähnten  Artikel  der  Weinzeitung  vorgeschlagen 
wird:  „So  könnte  der  Weinhandel  bald  die  ganze  Schweiz  mit 
einem  Netz  von  Weinhandels  -  Genossenschaf  ten 
überziehen,  die  reelle  Ware  zu  sehr  billigem  Preise  unter 
Ausschaltung  der  Wirte  verkaufen,  direkt  an  die  itonsumen- 
ten."^ö)  Wie  bereits  gesagt,  wir  zweifeln  an  der  Durchführ- 
barkeit und  noch  mehr  am  Erfolge  einer  derartigen  Vergenossen- 
schaftlichung. Die  kapitalistische  Absatzmethode  verlangt  nach 
einer  starken,  durchaus  kapitalistischen  Führung  und  diese  dürfte 


30)  W.  Z.,  1911,  S.  287  ff. 
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auf  dem  Wege  der  Genossenschaft  nicht  so  leicht  zu  schaffen 
sein. 

Eine  grosse  Gefahr  der  kapitalistischen  Absatzsicherung  darf 
nicht  unerwähnt  bleiben:  die  Gefahr  einer  Dekapitalisation,  wie 
sie  durch  allerlei  wirtschaftliche  und  politische  Ereignisse  her- 
beigeführt werden  kann.  Wir  denken  beispielsweise  an  die  Aende- 
rung  der  Gesetzgebung  (Aufhebung  der  Bedürfnisklausel,  Er- 
höhung der  Patenttaxen,  der  Grundsteuern  und  dergleichen  mehr), 
an  die  Erhöhung  des  Zinsfusses  für  den  Immobiliarkredit.  Durch 
derartige  Vorkommnisse  kann  eine  Entwertung  der  Realitäten 
herbeigeführt  werden,  die  das  Unternehmen  in  seiner  Existenz 
bedrohen  kann.  —  Deshalb  ist  eine  zu  weitgehende  kapitalistische 
Absatzgewinnung  zu  verwerfen.  Nur  so  weit  soll  sie  gehen, 
als  sie  dem  Unternehmen  einen  Umsatz  sichern  hilft,  der  einen 
rationellen  Betrieb  gestattet,  sodass  die  Eroberung  nicht  ge- 
bundener Kundschaft  durch  die  grössere  Leistungs-  und  Kon- 
kurrenzfähigkeit  gefördert  wird.  — 

Allerdings  ist  man  gewöhnt,  eher  eine  Steigerung  des  Lie- 
genschaftswertes anzunehmen.  Es  steht  dies  nicht  zuletzt  im 
Zusammenhange  mit  einer  popularisierten  und  miss verstandenen 
volkswirtschaftlichen  Erwägung  über  das  Zurückgehen  des  Zins- 
fusses bei  fortschreitender  Kultur.  Dabei  wird  eine  Ergänzung 
ausser  Acht  gelassen,  welche  dieser  Behauptung  ein  ganz  an- 
deres Aussehen  verleiht,  nämlich,  dass  ein  derartiges  Sinken 
des  Zinsfusses  nur  „auf  die  Dauer**  zu  erwarten  sei.  —  Wie 
mächtig  der  Glaube  an  ein  Steigen  des  Liegenschaftenwertes 
ist,  das  zeigt  bei  näherer  Prüfung  der  Dinge  die  Berechnung 
des  Kombinationswertes.  In  Laienkreisen  wird  oft  genug  eine 
ewige  Rente  kapitalisiert  und  der  Kalkulation  zugrunde  gelegt. 
Der  Einfachheit  halber  haben  auch  wir  in  unserm  Beispiele  ähn- 
lich gerechnet,  nämlich:  Wert  des  Lieferungsrechtes  Fr.  1000 
pro  Jahr,  folglich  bei  einem  Kapitalisationszinsfuss  von  ö^/o  gleich 
Fr.  20,000.  —  Dies  ist  natürlich  nur  richtig,  wenn  das  Liefe- 
rungsrecht ewig  dauert.  —  Rechnen  wir  nur  mit  einem  Zeit- 
räume von  10  Jahren,  dann  kommen  wir  zu  einer  wesentlich 
reduzierten  Summe.    Wir  haben  in  unserem  Beispiele  stillschwei- 
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gend   vorausgesetzt,   dass  diese  Wertverminderung  bereits   bei 
der   Bewertung  des  Lieferungsrechtes  in  Abzug   kam.   — 

U eberblicken  wir  noch  einmal  das  ganze  Problem,  so  sehen 
wir  sofort  ein,  dass  eine  Erhöhung  des  Kapitalisationszinsfusses 
von  50/0  auf  60/0,  wie  sie  gegenwärtig  aktuell  sein  dürfte,  zu 
erheblich  veränderten  Resultaten  führt.  Ist  ein  derartiger  Zu- 
stand auch  nur  als  vorübergehend  aufzufassen,  so  würde  doch 
eine  sofortige  Liquidation  des  Unternehmens,  wie  sie  beispiels- 
weise durch  den  Tod  des  Geschäftsherrn  eintreten  könnte,  eine 
Wert  Verminderung,  einen  endgültigen  Verlust  bedeuten.  In  die- 
sem Falle  wäre  die  Aktiengesellschaft  als  Unternehmungsform 
insofern  von  Vorteil,  als  sie  den  Bestand  des  Unternehmens  los- 
löst vom  Sein  oder  Nichtsein  einer  bestimmten  Person  und  so- 
mit in  der  Regel  eine  grössere  Dauerhaftigkeit  des  Geschäftes 
sichert.  Die  kapitalistische  Absatzgewinnung  ruft  somit  nicht  zu- 
letzt der  kapitalistischen  Unternehmungsform  par  excellence:  der 
Aktiengesellschaft.  — 

§  34.    Das  Verhältnis  der  kaufmännischen  Weinhändler  zu  den 
Kleinverkäufern  und  zu  den  letzten  Konsumenten. 

1.  Hemmungen. 

In  seinem  Bestreben  nach  Umsatzbeschleunigung  durch  Aus- 
weitung des  Absatzes  kann  nun  der  kaufmännische  Weinhandel 
nicht  überall  und  keineswegs  ausschliesslich  mit  der  kapitali- 
stischen Absatzmethode  auskommen.  Sie  wird  hauptsächlich  im 
Verkehr  mit  den  Wirten  in  Frage  stehen,  aber  auch  hier  wieder 
nur  innerhalb  enger  Grenzen.  —  Die  Sicherung  der  Kleinver- 
kaufsstellen auf  kapitalistischem  Wege  dürfte  u.  E.  noch  lang- 
samer und  weniger  intensiv  vor  sich  gehen.  Dies  insbesondere 
aus  folgenden  Gründen: 

Die  Bedürfnisklausel,  die  neben  dem  natürlichen  Monopol 
der  Lage  noch  ein  künstliches  schafft,  kommt  hier  seltener  zur 
Anwendung.  Sie  ist  z.  Z.  nur  für  Kleinverkäufe,  die  unter  zwei 
Litern  abgeben,  denkbar,  nicht  aber  für  die  Zweiliterbetriebe; 
das  geht  aus  Art.  32  bis  der  B.  V.  hervor.  Infolgedessen  bleibt 
nur  das  natürliche  Monopol  übrig.  Dieses  allein  wird  kapita- 
lisiert unä  somit  ist  das  Lieferungsrecht  weniger  wertvoll.    Es 
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möge  im  Vorbeigehen  darauf  hingewiesen  sein,  dass  die  Br- 
möglichung  und  Einführung  der  Bedürfnisklausel  für  Zweiliter- 
betriebe, wie  sie  hauptsächlich  von  den  mittelständischen  Wir- 
ten verlangt  wird,  die  kapitalistische  Absatzmethode  fördern  und 
dem  Grossunt^rnehmertum  rufen  kann.  Auch  das  natürliche  Mo- 
nopol der  Lage  ist  hier  weniger  hoch  einzuschätzen,  als  das- 
jenige einer  Wirtschaft.  Die  Kleinverkaufsstelle  kann  verhält- 
nismässig leichter  entbehrt  werden  als  die  Wirtschaft.  Wäh- 
rend die  Kleinverkaufsstelle  nur  das  Weinbedürfnis  der 
letzten  Konsumenten  befriedigt,  dient  das  Wirtshaus  auch  zur 
Befriedigung  des  Geselligkeitsbedürfnisses.  Dem  W^ein- 
bedürfnis  kann  nun  auch  in  der  Weise  abgeholfen  werden,  dass 
der  Händler  die  Kleinverkaufssteilen  überspringt  und  direkt  an 
die  letzten  Konsumenten  herantritt,  sei  es,  indem  er  sich  ihnen 
auf  dem  Zirkularwege  oder  durch  Zeitungsinsertionen  empfiehlt, 
sei  es,  dass  er  seine  Detailreisenden  aussendet.  Die  Lieferung 
ab  Keller  wird  natürlich  nur  dann  rentabel  sein,  wenn  grössere 
Mengen  abgesetzt  werden  können.  Dem  letzten  Konsumenten 
wird  aber  die  Anschaffung  grösserer  Quantitäten  in  weitgehen- 
dem Masse  ermöglicht,  ja  er  wird  geradewegs  hierzu  erzogen. 

Eine  kapitalistische  Sicherung  der  Kleinverkaufsstellen  wird 
nur  dort  lohnend  sein,  wo  grosse  Umsätze  erzielt  werden.  Nun 
ist  aber  ein  grosser  Teil  dieser  Kieinverkaufsstellen  in  den  Hän- 
den wirtschaftlich  starker  Unternehmer:  der  Warenhäuser  und 
der  grossen  Spezierer  einerseits,  der  Konsumvereine  anderseits. 
Bei  den  letztern  wird  eine  kapitalistische  Absatzsicherung  wohl 
gar  nicht,  bei  den  erstem  nur  selten  durchführbar  sein.  Es 
mag  sodann  nur  der  internationale  Zwischenhändler  als  Finan- 
zierender in  Betracht  kommen,  denn  es  werden  hauptsächlich 
fremde  Quantitätsweine  umgesetzt  und  zwar  bei  niedrigen  Prei- 
sen. Der  Wein  muss  womöglich  aus  erster  Hand  bezogen  werden, 
sonst  kann  der  Konkurrenz  anderer  Grossbetriebe  im  Detail- 
verkaufe nicht  standgehalten  werden. 

Bei  den  klein  ern  Detail  verkaufssteilen  aber,  die  in  der  Regel 
Abnehmer  des  kombinierten  Weinhandels  sind,  lohnt  sich  in- 
dessen kaum  eine  kapitalistische  Absatzsicherung.  Die  Risiken 
sind  zu  gross  im  Verhältnis  zum  Nutzen,  den  ein  Lieferungs- 
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recht  bringen  würde.  Uebertriebenen,  die  Vennittlung  verteu- 
ernden Konkurrenzverhältnissen  wird  hier  also  weniger  auf  diese 
Weise  beizukommen  sein.  Der  selbständige  Weinhandel  wird  so- 
mit, wenn  er  sich  nicht  anders  zu  verteidigen  weiss,  wenigstens 
in  diesem  Gebiete  mehr  zurückgedrängt  werden. 

Nun  kann  aber  der  selbständige  Weinhändler,  je  länger,  je 
weniger,  eine  solche  Einengung  seines  Tätigkeitsgebietes  dulden. 
Er  wird  gezwungen  sein,  den  grossbetriebenen  Detailverkäufen 
wirksam  entgegenzutreten.    Zwei  Wege  stehen  ihm  hiezu  offen: 

a)  Der  selbständige  Weinhandel  wird  die  letzten  Konsumenten 
abzufangen  versuchen,  bevor  sie  an  die  Lokale  dieser  er- 
wähnten Grossbetriebe  herantreten. 

b)  Letzten  Endes  wird  er  gezwungen  sein,  selbst  Kleinver- 
kaufsstellen zu  halten,  um  sich  ebenbürtig  neben  die  Gross- 
betriebe zu  stellen. 

Der  energischen  Durchführung  dieser  Pläne  steht  aber  die 
Furcht  vor  einer  Reaktion  seitens  der  Wirte  gegenüber.  Denn 
diese  sind  stets  der  Meinung,  dass  durch  ein  solches  Vorgehen 
die  Lieferanten  zu  Konkurrenten  würden.  Folglich  sei  eine  Boy- 
kottierung sämtlicher  Weinhändler,  die  direkt  an  die  letzten 
Konsumenten  herantreten  würden,  anzustreben.  Dass  diese  Auf- 
fassung ihre  Bedeutung  hat,  das  zeigt  sich  schon  darin,  dass  die 
Weinhändler  ihre  Zirkulare  und  Offerten  an  die  Privaten,  sowie 
ihre  Detailreisenden,  hauptsächlich  in  jene  Gegenden  senden,  in 
denen  sie  keine  oder  nur  eine  unbedeutende  Wirtekundschaft 
haben.  Nichtsdestoweniger  ist  der  Standpunkt  der  Wirte,  so 
begreiflich  er  auch  auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mag,  bei 
näherer  Prüfung  wenig  stichhaltig.  Die  moderne  Entwicklung 
hat  den  letzten  Konsumenten  schon  längst  davon  abgebrach ti, 
den  Wein  für  den  Privathaushalt  von  den  Wirten  zu  beziehen,  les 
sei  denn,  dass  diese  selbst  als  Weinhändler  oder  konkurrenÄ- 
fähige  Kleinverkäufer  tätig  sind.  Der  letzte  Konsument  kauft 
heute  seinen  Hauswein  auch  vom  Produzenten,  von  der  Verwer- 
tungsgenossenschaft, vom  Staate,  namentlich  aber  von  Konsum- 
vereinen, vom  kapitalistischen  Kleinverkäufer  und  vom  Häadler, 
der  den  Wein  vertrieb  an  Private,  als  Spezialgeschäft  betreibt, 
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Es  ist  also  eine  vielköpfige  Gesellschaft,  die  an  den  letzteö 
Konsumenten  herantritt.  Gelingt  es  auch  dem  Wirte,  ein  Glied 
zurückzuhalten,  so  werden  sich  die  andern  Glieder  umso  nach- 
haltiger entwickeln.  Wenn  sich  nun  der  Wirt  nicht  selbst  zum 
Weinhändler  herauszubilden  oder  sich  eine  konkurrenzfähige 
Kleinverkaufsstelle  anzugliedern  vermag,  dann  wird  er  am  besten 
tun,  wenn  er  diejenigen  Glieder  unbehelligt  lässt,  deren  Gedeihen 
ihm  allenfalls  Nutzen  bringen  kann:  nämlich  die  selbständigen 
Weinhändler,  die  mit  ihm  verkehren.  Dadurch,  dass  diese  ihre 
Stellung  festigen  und  sich  zu  rationellen  Grossbetrieben  her- 
ausbilden können,  sind  sie  imstande,  den  Wirt  preiswürdiger  zu 
bedienen  und  zugleich  wirksamer  mit  den  von  den  Wirten  am 
unliebsten  gesehenen  Konsumvereinen  zu  konkurrieren.  Sodann 
wird  es  den  Wirten  nicht  selten  möglich  sein,  wenigstens  als 
Vertreter  der  Weinhändler  einen  Nutzen  aus  dem  Klein  verkaufe 
zu  ziehen,  sei  es  als  Verwalter  der  Kleinverkaufsstelle,  als  Detail- 
reisende, Vertreter  u.  s.  w.  Damit  würde  gleichzeitig  die  Mög- 
lichkeit einer  Zurückeroberung  des  Kleinverkaufs  über  die  Gasse 
durch  die  Wirte  grösser  werden.  Die  Wirte  sind  aber  nicht  so 
leicht  von  ihrer  hergebrachten  Auffassung  abzubringen.  Des- 
halb wird  man  noch  für  einige  Zeit  zwei  Typen  Weinhandlungen 
auseinanderhalten  können:  einerseits  solche,  die  sich  hauptsäch- 
lich an  die  Wirtekundschaft  wenden,  anderseits  solche,  die  vor- 
nehmlich Lieferungen  für  den  privaten  Haushalt  der  letzten  Kon- 
sumenten übernehmen.  Je  mehr  aber  die  Ausschaltung  fort- 
schreitet, desto  enger  wird  der  Wirkungskreis  der  betreffenden 
Weinhändler  werden.  Ein  plötzlicher  Uebergang  ins  andere,  durch 
die  Ausschaltung  ebenfalls  bedrohte  Lager,  ist  mit  Schwierigkei- 
ten verbunden.  In  ihrer  Not  greifen  nun  die  Weinhändler  nicht 
zuletzt  zur  kapitalistischen  Absatzsicherung  und  zwar  bei  jenen 
Abnehmern,  die  den  Widerstand  einer  rationellen  Ausweitung 
des  Betriebes  verursachen:  bei  den  Wirten.  So  kann  die  kapi- 
talistische Absatzgewinnung  beschleunigt  werden.  Sie  bringt  die 
Möglichkeit  zu  einer  Durchführung  notwendiger  Neuerungen,  dienn 
sie  verhindert  oder  schwächt  zum  mindesten  die  Reaktion  seitens 
der  Wirte.  Mit  der  kapitalistischen  Absatzsicherung  verstärkt 
sich   aber   gleichzeitig   der   Drang  nach    einem   Herantreten  an 


—    286   — 

die  letzten  Konsumenten:  die  gössen  Risiken  der  kapitalisti- 
schen Methode  müssen  einigermassen  verteilt  werden. 

2.  Das  Herantreten  des  kaufmännischen  Wein- 
handels an  die  letzten  Konsumenten. 
a)  Die  Umgehung  der  Kleinverkaufsstellen. 

Auf  Einzelheiten,  auf  die  ganze  Mannigfaltigkeit  der  Ent- 
wicklung, wollen  wir  nicht  eintreten.  Nur  einige  wesentliche 
Punkte  seien  beleuchtet. 

Wir  haben  weiter  oben  gezeigt,  dass  der  kaufmännische 
Weinhandel  dem  letzten  Konsumenten  seine  Ware  förmlich  auf- 
drängt. Durch  Inserate,  Zirkulare,  Muster  und  dergl.  mehr  ver- 
sucht er  ständig,  die  Kundschaft  herbeizulocken.  Wenn  dies 
alles  nichts  nützt,  dann  folgt  zuletzt  der  Detailreisende,  der  die 
wirksamste  Suggestion  der  Abnehmer  zu  Gunsten  seiner  Firma 
vorzunehmen  hat.  So  ist  es  dem  kaufmännischen  Weinhandel 
gelungen,  schon  frühzeitig  viele  letzte  Konsumenten  an  sich 
zu  ziehen,  d.  h.  sie  von  den  Kleinverkaufsstellen  abzuhalten. 
In  den  letzten  Jahren  hat  aber  die  Virtuosität  in  der  Behand- 
lung der  Privatkundschaft  eine  besondere  Vollkommenheit  Er- 
reicht. Wohl  hat  es  nicht  an  beklagenswerten  Auswüchsen  ge- 
fehlt —  sie  sind  hauptsächlich  im  Haustrunkweinhandel 
zu  suchen  —  aber  im  grossen  und  ganzen  sind  beachtenswerte 
Fortschritte  zu  verzeichnen  .  Wir  denken  zunächst  an  die  Ver- 
besserungen in  der  Reklametechnik,  die  sich  übrigens  auch  im 
Verkehr  mit  den  Wirten  und  mit  den  Kleinverkäufem  bewähren: 
Schön  ausgestattete  Preislisten,  geschmackvolle  Plakate,  künst- 
lerische Mono,  Geschäftsbeschreibungen,  bequeme  Bestellkarten 
u.  s.  w.,  u.  s.  w.  Sodann  hat  auch  die  sogenannte  „Aufmachung" 
bedeutsame  Fortschritte  gemacht.  Durch  eine  geschmackvolle 
äussere  Ausstattung  der  Waren  werden  die  Konsumenten  nicht 
wenig  zum  Einkaufe  stimuliert.  Beachtenswert  ist  ebenfalls  die 
grössere  Zuvorkommenheit  des  kaufmännischen  Weinhandels  mit 
Bezug  auf  die  prompte  Ausführung  selbst  kleinerer  Aufträge. 

Wichtiger  als  diese  Verbesserungen  ist  aber  der  Umstand, 
dass  sich  im  kaufmännischen  Weinhandel  eine  weitgehende  Kom- 
binierung  vollzogen  hat  und  noch  vollzieht.     Zur  Veranschau- 
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lichung"  des  Gesagten  führen  wir  das  Inhaltsverzeichnis  der  mehr 
als  30  Seiten  starken  Preisliste  einer  schweizerischen  kaufmänni- 
schen  Weinhandlung   an: 

Inhaltsverzeichnis: 


Flaschen 

pag. 

Kheinweine,  weiss  .... 

. 

3 

rot      ...         . 

• 

4 

Markgräfler  Weine  und  Bocksbeutel 

. 

4 

Moselweine,  Saarweine    . 

•         .         .         . 

5 

Bordeaux- Weine     .... 

. 

6 

Burgunder 

. 

7 

Schweizer  Weine     .... 

.         . 

8, 

10 

Vöslauer  und  Tiroler  Weine   . 

. 

i     ^' 

10 

Veltliner  und  italienische  Weine     . 

Khein-  und  Moselweine,  Markgräfler, 

Bordeaux-  und 

Burgunderweine  im  Fass     . 

. 

11 

Champagner,  französische 

. 

12 

„            deutsche,  Schweizer  und 

Asti 

13 

Cognacs         

. 

14 

Whiskies,  Cocktails,  Gins 

. 

16 

Rums 

16 

Arac 

. 

17 

Kirsch,  Kümmel     .... 

17 

Enzian,  Punsch,  Bitter,  Aperitifs     . 

. 

17 

Benedictine,  Brizard,  G^  Marnier,  Iva 

.     18, 

19 

Cusenier,  Chartreux,  Maraschino,  Heerings  Cherry,  Brandy 

20 

Bols  Liqueurs         .... 

2 

1,  22, 

23 

Frühstücksweine,  Sherry,  Portwein 

.     24, 

26 

Malaga,  Madere,  Vermouth,  Tokayer 

. 

25 

Alkoholfreie  Weine 

26 

Budweiser  Bürgerbräu    . 

. 

27 

Münchener  Spaten  brau    . 

. 

28 

Dies  mag  allerdings  ein  fortgeschrittener  Fall  der  Kom- 
binierung sein;  er  gibt  uns  aber  ein  vorzügliches  Bild  von  der 
Modernisierung  im  Weinhandelsbetriebe.    Durchblättern  wir  die 
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Preislisten  des  kaufmännischen  Weinhandels  von  heute  und  die- 
jenigen vor  einigen  Jahren,  dann  wird  uns  die  Kombinier  ungs- 
tendenz  in  voller  Deutlichkeit  entgegenti^eten.  Gewiss  haben 
die  Missernten  im  Inlände  diese  Umgestaltung  beschleunigt.  Es 
ist  aber  keineswegs  anzunehmen,  dass  mit  den  günstigen  Wein- 
jahren ein  Rückgang  eintreten  wird.  Abgesehen  davon,  dass 
auch  die  Lebensmittelgesetzgebung,  solange  der  direkte  Dekla- 
rationszwang besteht,  zur  Kombinierung  drängt,  liegen  noch 
mannigfache  Gründe  zu  deren  Beibehaltung  und  Ausbildung  vor. 
Einmal  werden  die  Konjunkturrxsiken  auf  diese  Weise  über  ein 
grösseres  Gebiet  verteilt.  Sodann  erlaubt  die  Kombinierung  eine 
ausgiebige  Heranziehung  der  Abnehmer.  Es  gelingt  dem  kauf- 
männischen Weinhändler  durch  seine  mannigfachen  Darbietungen, 
bei  den  Abnehmern  Bedürfnisse  zu  erwecken,  die  vielleicht  unter- 
blieben wären  oder  z.  Zt.  noch  nicht  im  Vordergrund  standen. 
Zugleich  erspart  der  Weinhändler  seinen  Kunden  die  Inverbin- 
dungsetzung  mit  mehreren  Lieferanten  und  dies  bringt  noch 
die  Möglichkeit  eines  wirksameren  Abhaltens  der  Konkurrenten. 
Durch  die  weitgehende  Kombinierung  erwächst  dem  Händler 
gleichzeitig  der  Vorteil,  dass  Aufträge,  die  auf  verschie- 
dene Geschäfte  verteilt,  entweder  gar  nicht  oder  nur  mit  grossen 
Zuschlägen  ausgeführt  werden  könnten,  ihre  prompte  Erledigung 
finden  können.  Auf  diese  Weise  kann  der  Weinhandel  das  Tätig- 
keitsgebiet der  Kleinverkäufer  zurückdrängen. 

Es  ist  klar,  dass  die  Vorteile  der  Kombinierung  auch  im 
Verkehr  mit  den  Wirten  ihre  enorme  Bedeutung  haben,  nament- 
lich seit  die  Lebensmittelgesetzgebung  den  Weinhandel  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  entlokalisiert  hat.  Um  deutlicher  zu  sein: 
Früher  hatte  der  Wirt  bessere  Gewähr  für  die  Echtheit  eines 
Weines,  wenn  er  ihn  vom  Händler,  der  in  dem  betreffenden 
Produktionsgebiet  oder  wenigstens  in  seiner  Nähe  ansässig  war, 
bezog.  Die  Lebensmittelgesetzgebung  hat  dieses  Moment  etwas 
entkräftet.  Der  Glaube  an  die  Allmacht  der  Kontrolle  lässt 
es  mehr  und  mehr  gleichgültiger  erscheinen,  aus  welcher  Gegend 
man  den  Wein  bezieht,  vorausgesetzt,  dass  er  preiswürdig  ist. 
Dies  führt  den  kombinierten  Weinhandel  in  zunehmendem  Masse 
in  den  Mittelpunkt  seines  Absatzgebietes  hinein,   d.   h.  haupt- 


—    289    — 

sachlich  in  die  grösseren  Städte.  Nach  unsern  Auszügen  aus 
den  H.  Reg.  waren  allein  in  den  vier  Städten  Zürich,  Basel, 
Bern   und  Genf  ansässig: 

Im  Jahre  1905  =  14,19  %  sämtlicher  Weinhandlungen^) 
„       ,       1910  ^  16,67  % 

Gestützt  auf  die  eidg.  Betriebszählung  vom  9.  August  1905 
kotomen  wir  zu  folgender  Tabelle: 


Getränkehandel. 

In  den  18  Gemeinden  mit 
mehr  als  10,000  Einwohner 


Zürich 

Winterthur 

Bern 

Biel 

Luzern 

Freiburg 

Solothurn 

Basel 

Schaffhausen 

Herisau 

St.  Gallen 

Chur 

Lausanne 

Vevey 

Neuenburg 

Locle 

Chaux  de  Fonds 

Genf 


Zahl  der 
Betriebe 

150 

33 

62 

25 

48 

18 

14 

53 

19 

14 

32 

20 

42 

54 

23 

14 

27 

88 


Beschäftigte 
Personen 


Im  betreffenden 
Kanton  überhaupt 
Zahl  der  Beschäftigte 

Betriebe  Personen 


543 

437 

1028 

65 

— 

— 

261 

445 

986 

92 

— 

— 

135 

127 

258 

57 

79 

157 

34 

92 

145 

192 

115 

432 

92 

53 

165 

24 

52 

67 

131 

225 

392 

70 

97 

197 

156 

157  1 

579 

1124 

111 
21  . 

89 

235 

502 

288 

200 

580 

736 


2518 


2736 


6033 


in  % 


26,9 


41,74 


100 


100 


1)  In  8  städtischen  Gemeinden  (von  18)  mit  10,000  und  mehr  Einwoh- 
nern gehört  der  Weinhandel  zu  den  30  am  meisten  Personen  aufweisenden 
Betriebsarten:  Genf  (11,4  o/oo)»  Chaux  de  Fonds  (5,3  7oo)'  ^i^l  d^^^/oo)^ 
Neuchätel  (12,7  o/oo)»  Freiburg  (9,8  Voo)»  Schaffhausen  (13,6  %o),  Vevey 
(17,4  o/oo),    Chur    (15  «/oo)- 


Schauwecker 


19 
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Der  Sitz  in  den  Städten  hat  für  den  Verkehr  mit  der  Kund- 
schaft mannigfache  Vorzüge.  Da  die  Bestellungen  am  Orte  selbst 
schneller  und  billiger  ausgeführt  und  zudem  von  den  Abneh- 
mern bequemer  übergeben  werden  können  (Telephon,  Besuch  der 
Kellereien  u.  s.  w.),  hat  die  an  grösseren  Plätzen  ansässigel 
Weinhandlung  einen  merklichen  Vorsprung  gegenüber  den  aus- 
wärtigen Unternehmungen.  Allerdings  sind  die  Arbeitslöhne,  so- 
wie die  Keller-  und  Bureaumieten  höher  als  in  den  kleineren; 
Städten  und  Ortschaften.  Diese  Mehrauslagen  werden  aber  ge- 
wöhnlich durch  die  erwähnten  Chancen  mehr  als  kompensiert. 
Namentlich  im  Verkehr  mit  der  Privatkundschaft,  dem  wir  wieder 
unsere  Aufmerksamkeit  zuwenden  wollen,  zeigt  sich  die  Ueber- 
legenheit  der  in  den  grösseren  Städten  domizilierten  Weinhand- 
lungen. Abgesehen  davon,  dass  sie  am  eigenen  Platze  eine  Vor- 
zugsstellung einnehmen,  haben  sie  u.  U.  auch  in  den  kleineren 
Städten  und  Ortschaften  mehr  Aussicht  auf  Erfolg,  als  die  da- 
selbst wohnenden  Weinhändler.  Dies  trifft  namentlich  zu,  wenn 
es  sich  um  die  Lieferung  teurer  Qualitätsweine  (Schaumweine 
etc.)  handelt  und  lässt  sich  rein  psychologisch  erklären:  die 
kleinstädtischen  Privatkunden  lieben  es  nicht,  dass  man  am  Platze 
selbst  über  ihren  Weinbedarf  unterrichtet  ist.  Sie  ziehen  des- 
halb vor,  auswärts  zu  kaufen,  wo  das  „Geheimnis"  besser  ge- 
wahrt ist. 

Aber  noch  ein  weiterer  Grund  kann  allenfalls  eine  Domizilier 
rung  der  Weinhandlungen  in  den  grösseren  Städten  begünstigen: 
wir  denken  an  das  Herantreten  des  Händlers  an  die  letzten 
Konsumenten  vermittelst  der  Klein  Verkaufsstellen. 

h)  Die  Nutzbarmachung  der  Kleinverkaufsst eilen. 

Bis  jetzt  haben  wir  gezeigt,  wie  der  kaufmännische  Wein- 
handel imstande  ist,  durch  eine  rationelle  Betriebsweise  die  letz- 
ten Konsumenten  vor  den  Türen  der  Kleinverkaufsstellen  auf- 
zuhalten. Dies  wird  nun  trotz  aller  Geschmeidigkeit  nur  inner- 
halb gewisser  Schranken  möglich  sein.  Wie  bedeutend  der  Um.- 
satz  in  den  Kleinverkaufsstellen  sein  muss,  davon  wird  uns  fol- 
gendes  einigermassen  ein  Bild   geben: 


92  Vereinen 

53 

10 

11 

5         . 
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Im  Jahre  1909  setzten  die  Mitglieder  des  Verbandes  schwei- 
zerischer Konsumvereine  für  Fr.  2,940,531  Wein  ab  (1900  gleich 
Fr.   1,858,699).     Der  Weinumsatz  betrug: 

Jahr  1900 
weniger   als    10,000     Fr.  bei 
10  —  20,000      ,      „ 
20  —  50,000      „      „ 
50—100,000      „      , 
100-200,000      „      , 
200,000  u.  mehr  ,      „ 
In  diesen  Zahlen  ist  nun  allerdings  der  Verkauf  ab  Keller, 
also  jdie  fassweise  Abgabe  an  die  letzten  Konsumenten,  inbegriffen. 
Der  Konsumverein  Basel  verkaufte  beispielsweise  im  Jahre  1910: 
ab  Warenlokal   für  727,554.84  Fr.  Wein 
ab  Keller  ,     248,603.20    , 

Selbst  wenn  wir  dieses  Verhältnis  berücksichtigen  —  Jeden- 
falls  ist  anderorts  der  Verkauf  ab  Keller  relativ  geringer  — 
so  bleibt  immerhin  ein  ganz  bedeutender  Umsatz  für  die  be- 
treffenden Kleinverkaufsstellen  übrig.  Dass  der  im  Weingeschäft 
erzielte  Gewinn  eine  der  Hauptquellen  ist,  aus  welchen  die  Kon- 
sumvereine ihre  Rückvergütungen  hernehmen,  ist  weiter  oben 
schon  erwähnt  worden.  Zur  Ergänzung  mögen  noch  folgende 
Zahlen  angeführt  sein: 

Konsumverein  Basel. 


Jahr 

Weinumsatz 

Er 

in  Franken 

trag 

in  '/o  vom  Weinumsatz 

1906 
1907 

Fr.  796,697.— 
„   815,422.— 

188,499.85 
184,802.43 

23,7 
22,7 

1908 

,    828,727.— 

161,450.24 

19,5 

1909 

,    937,001.— 

197,744.64 

21,1 

1910 

.   976,225.— 

250,777.08 

25,7 

2)  Konsumvereine:  Schaffhausen  =  21,599;  Schöftland  10,291;  Töss  42,611; 
Wädenswil  49,000;  Zofingen  20,916. 

3)  Konsumvereine:   Biel  =  83,088;    Chur    52,199;   Fleurier   62,000;   Solo- 
thurn   71,699;    Winterthur    58,175. 

*)  Konsumvereine:  Oberwil  =   110,000;  Ölten  154,047. 
5)  Konsumvereine:  Basel  =  937,000;  Bern  218,013;  Luzern  260,000;  Zürich- 
Lebensmittelverein  387,332. 
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Es  ist  nuB  begreiflich,  daas  der  kaufmännische  Weinhandel, 
in  Ansehung  derartiger  Erfolge  und  bedrängt  durch  die  Ab- 
satznot, letzten  Endes  ebenfalls  an  die  Eröffnung  und  Ueber- 
nahme  von  Kleinverkaufsstellen  oder  zum  mindesten  von  Doppel- 
litereien  denkt.^)  Hier  liegt  für  den  kaufmännischen  Wieinhandel 
in  der  Tat  noch  ein  breites  Arbeitsfeld,  das  ihm  allenfalls  eine 
rationellere  Umsatzbeschleunigung  und  daher  eine  Oekonomisie- 
rung  seines  Betriebes  gestatten  könnte.  Selbstverständlich 
kommen  zuerst  die  grossen  Städte  als  Standort  dieser  Neuerun- 
gen in  Betracht.  Als  gut  eingerichtete,  weitschichtige  Spe^ 
zialgeschäfte  würden  die  vom  kaufmännischen  Weinhändler  be- 
triebenen Klein  verkaufssteilen  mit  denjenigen  der  Konsum- 
vereine und  Verwertungsgenossenschaften  namentlich  auf  dem 
Gebiete  des  Qualitätsweinhandels  erfolgreich  konkurrieren  können. 
Doch  auch  mit  Bezug  auf  den  Quantitätsweinverschleiss  wird 
die  Verkaufsstelle  des  kaufmännischen  Weinhändlers  entwick- 
lungsfähig sein.'^)  Allerdings  muss  mit  dem  Widerstand  der 
durch  diese  Absatzweise  bedrohten  oder  sich  bedroht  glauben- 
den Elemente  gerechnet  werden.  Und  dies  mag  nicht  zuletzt 
der  Grund  sein,  dass  der  kaufmännische  Weinhändler  nur  lang- 
sam, sogar  erst  durch  die  Not  bedrängt,  sich  an  die  Klein  verkaufs- 
steilen heranwagen  wird. 

§  35.    Schlusswort. 

„Grosser  Umsatz,  kleiner  Nutzen",  oder  noch  kürzer  aus- 
gedrückt: „Grossbetrieb"  lautet  also  die  Forderung,  welche  die 
moderne  Entwicklung  an  den  Weinhandel  stellt.  Wir  haben  nun 
zu  zeigen  versucht,  wie  diesem  Prinzip  nachgelebt  wird  oder 
werden   kann.     Unmöglich  konnten  wir  aber  auf   alle  umsatz- 


6)  Vgl.    W.  Z.,    1911,   U    287  ff. 

')  Wir  erinnern  hier  u.  a.  an  einen  Vorschlag  der  Schweizerischen  Wein- 
Zeitung  (1911,  S.  288):  „Verlegen  wir  uns  darauf,  nicht  nur  teure  Qualitäts- 
weine in  Flaschen  zu  füllen,  sondern  auch  billige  Weine,  Landweine,  oder 
auch  französische,  italienische  oder  spanische.  Liefern  wir  sie  billig  ins 
Haus.  Auch  das  gilt  als  patentfreier  Grosshandel.  So  können  wir  mit 
billigen  Flaschenweinen  ein  gutes  Geschäft  machen  und  an  die  Stelle  der 
Bierkiste,  die  jetzt  der  ständige  Bewohner  mancher  Keller  ist,  wird  dann 
die   Kiste   mit    Flaschenweinen    treten." 
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fördernden  Mittel  and  Wege  eintreten,  die  dem  Weinhandel  zur 
Verfügung  stehen,  denn  sie  sind  Legion.  Vielleicht  wird  man 
uns  vorwerfen,  dass  wir  gerade  dem  empfehlenswertesten  Mittel 
zur  Umsatzbeschleunigung  wenig  Aufmerksamkeit  gewidmet 
haben,  nämlich  der  Heranziehung  und  Eroberung  der  Kundschaft 
durch  die  Lieferung  vorzüglicher  Waren.  Gewiss  ist  dfies 
die  Grundbedingung  jedes  erfolgreichen,  andauernden  Aufblühens 
der  Weinhandelsunternehmungen.  Dem  landläufigen  Glauben  an 
die  alleinseligmachende  Kraft  dieses  Dogmas  müssen  wir  aber 
entgegentreten.  Es  ist  zur  Genüge  gezeigt  worden,  dass  infolge 
der  Proletarisierung  des  Geschmacks,  d.  h.  der  Verständnislosig- 
keit,  die  das  grosse  Publikum  —  ein  überwiegender  Teil  der 
Wirte  und  Kleinverkäufer  gehört  auch  hierher  —  bei  der  Wein- 
beurteilung zur  Schau  trägt,  mit  der  Vorzüglichkeit  der  Ware 
allein  nicht  auszukommen  ist.  Was  nutzt  die  Ueberlegenheit 
in  der  Qualitätsdarbietung,  wenn  man  nicht  imstande  ist,  eine 
grosse  Zahl  von  Abnehmern  hievon  zu  überzeugen,  wenn  man 
nur  selten  zur  Lieferung  kommt  und  infolgedessen  auch  hohe 
Zuschläge  verlangen  muss? 

Das  ist  es  nun,  was  dem  modernen  Weinhandel  sein  charak- 
teristisches Gepräge  verleiht:  Er  verschafft  sich  die  Mittel, 
um  seine  Ware  dem  Markte  aufzudrängen.  Mit  dieser  Weg- 
findung  mussten  wir  uns  somit  vornehmlich  beschäftigen,  wenn 
wir  den  neuen  Stil  des  Weinhandels  in  seinem  Wesen  dar- 
stellen wollten.  Selbstverständlich  haben  wir  die  Notwendig- 
keit einer  guten,  preiswürdigen  Lieferung  stets  zur  stillschwei- 
genden Voraussetzung  einer  erfolgreichen  Modernisierung  ge- 
macht. Je  grösser  nun  der  Umsatz  und  je  ökonomischer  der  Be- 
trieb wird,  desto  eher  wird  eine  Unternehmung  zu  preiswürdigen 
Lieferungen  befähigt  sein.  Es  mag  ja  zugegeben  sein,  dass 
in  den  kleinen  Betrieben  u.  U.  eine  sorgfältigere  Behandlung 
der  Weine  möglich  ist.  Im  grossen  und  ganzen  bietet  aber  der 
Grossbetrieb  in  der  Regel  bessere  Gewähr  für  eine  gute,  preis- 
würdige Ware.  Wir  haben  schon  gesehen,  dass  unter  der  Herr- 
schaft der  Lebensmittelgesetzgebung  den  Kleinbetrieben  eher  die 
Möglichkeit  einer  Gesetzesumgehung  zusteht,  als  den  Gross- 
betrieben,  die  mit  weniger   vertrauten  Arbeitskräften   rechnen 
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müssen.  Zudem  können  sich  die  Grossbetriebe  iq  weitg^ehenderem 
Masse  die  Errungenschaften  der  modernen  Technik  und  gut  ge- 
schulte Arbeitskräfte  zu  Nutze  machen,  als  kleinere  Geschäfte. 

Wir  haben  uns  bemüht,  das  Wesentlichste  aus  der  mannig- 
faltigen Entwicklung  des  modernen  Weinhandels  herauszuschälen 
und  etwas  Zusammenhang  und  Klarheit  in  die  vielverschlungenen 
Probleme  zu  bringen,  die  seit  Jahren  schon  unsere  Politiker 
beschäftigten  und  diese  jedenfalls  noch  lange  Zeit  im  Banne  hal- 
ten werden. 

Wenn  es  uns  gleichzeitig  gelungen  ist,  Weinproduktion 
und  Weinhandel  davon  zu  überzeugen,  dass  nicht  alle  Hülfe  vom 
Staate  erwartet  werden  darf,  sondern  dass  die  Selbsthülfe  immer 
noch  die  zuverlässigste  und  handlichste  Waffe  im  wirtschaft- 
lichen Kampfe  ist,  dann  haben  wir  unseren  Zweck  erreicht. 

Die  Führerrolle  im  Weinhandel  kann  unmöglich  jenen  Exi- 
stenzen zukommen,  die  am  Hergebrachten  zähe  festhalten  und 
ihre  Rückständigkeit  hinter  allen  möglichen  Schutzwällen  zu  ver- 
schanzen suchen.  Sie  gehört  den  „Männern  der  Tat",^)  die  aus 
Freude  am  Beruf  kraftvoll  ans  Werk  gehen  und  sich  nicht  ängst- 
lich fragen,  ob  jede  Anstrengung  ausreichenden  Genuss  ver- 
schaffe. 


1)  Schumpeter,  S.  137  f. 
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